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len]
SKL - Stronnictwo Konserwatywno-Ludowe [Volkskonservative Bewegung]
SLD - Sojusz Lewicy Demokratycznej [Bündnis der Demokratischen Linken]
SZ - Süddeutsche Zeitung
UAM - Uniwersytet im. Adama Mickiewicza [Adam Mickiewicz-Universität Posen]
UJ - Uniwersytet Jagielo«ski [Jagiellonen-Universität, Krakau]
UKIE - Urz�ad Komitetu Integracji Europejskiej [Amt des Rates für Europäische Inte-
gration]
UMCS - Uniwersytet im. Marii Curie-Skªodowskiej [Marie Curie-Skªodowski Universität,
Lublin]
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Kapitel 1

Einleitung

1.1 Einführung und Fragestellung

1.1.1 Das Thema und seine Relevanz
In der heutigen Publizistik ist oft zu lesen, dass Polen seit 1989 nicht mehr zwischen
Deutschland und Russland, sondern zwischen der Europäischen Union (EU), Weiÿrus-
sland und der Ukraine liege; am östlichen Rande des dichten Netzes multilateraler eu-
ropäischer und euroatlantischer Strukturen. Von diesem Ergebnis der Zeitenwende der
Jahre 1989-1991 war Polen wie kein anderer Staat betro�en: Bis 1991 hatten sich sieben
neue Nachbarstaaten herausgebildet, die das internationale Umfeld des Landes grundle-
gend veränderten � keiner der vor 1989 angrenzenden Staaten überstand die Neuordnung
des alten Kontinentes. Gleichzeitig erlangte Polen nach über 200 Jahren (mit Ausnahme
der kurzen Episode der Zwischenkriegszeit) wieder seine volle innere und äuÿere Souve-
ränität zurück. Auf diese Umwälzungen reagierte die polnische Auÿenpolitik mit der
Formulierung von drei groÿen Zielen:

• der Scha�ung ausreichender Sicherheit,

• der �Rückkehr nach Europa� (powrót do Europy) sowie

• der Gestaltung einer �polnischen Ostpolitik� (polska polityka wschodnia).

Während über die beiden erstgenannten Ziele innerhalb der polnischen Elite, aber auch
der polnischen Bevölkerung weitgehend Konsens herrscht und diese mit dem Beitritt zum
Europarat und zur NATO sowie der bevorstehenden Aufnahme in die EU weitgehend ver-
wirklicht wurden, war und ist die Formulierung und Umsetzung der polnischen Ostpolitik
seit 1989 ungleich umstrittener.

Gerade die polnische Ostpolitik ist dabei gegenüber der Ostpolitik anderer Kandida-
tenstaaten für einen EU-Beitritt besonders bedeutsam: Polen hat aufgrund seiner geo-
graphischen Lage zwischen Deutschland und den zukünftigen EU-Nachbarn Ukraine und
Weiÿrussland sowie aufgrund des Gewichtes seiner Bevölkerung � das Land hat mehr
Einwohner als alle anderen EU-Kandidatenstaaten zusammen � eine besondere Funkti-
on als Stabilitätsanker in der Region. Abgesehen vom persönlichen Interesse, an einer
der ältesten Kulturgrenzen der Welt zu forschen, ist das Thema für die wissenschaftliche
Forschung und die Politikberatung in dreifacher Hinsicht von überragender Bedeutung:

1
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• Das Verschwinden Polens von der europäischen Landkarte zwischen 1795 und 1918
sowie die allmähliche Absorption von Weiÿrussen und Ukrainern seit Beginn der
polnisch-litauischen Union im Jahre 1386, seit 1569 auch der Litauer, durch die
polnisch-litauische Adelsrepublik bzw. das Russische Reich bewirkte, dass man (mit
Ausnahme der Zwischenkriegszeit) kaum an eine Geschichte oder Tradition gegen-
seitiger Beziehungen anknüpfen konnte. Polen musste also seine Auÿenpolitik gegen-
über den östlichen Nachbarn � Litauen, Weiÿrussland, die Ukraine und Russland1
� nach 1989 im Wesentlichen erst einmal formulieren und Konzepte zur Umsetzung
erarbeiten.

• Die polnische Ostpolitik ist unter den drei oben genannten Zielen der in der öf-
fentlichen Debatte umstrittenste und vielleicht schwierigste Pfeiler der Warschauer
Auÿenpolitik � das in Polen oft wiederholte Schlagwort vom �Fehlen einer Ostpoli-
tik� mag ein Indikator dafür sein.

• Nach der Osterweiterung der EU wird es direkt jenseits ihrer neuen Ostgrenze einen
Raum geben, der sich politisch, wirtschaftlich und gesellschaftlich erheblich von den
Strukturen der Alt- und Neumitglieder unterscheidet. Die direkte Nachbarschaft
des künftigen EU-Mitgliedes Polen zu Weiÿrussland, zu Russland und zur Ukraine
könnte dabei ein Kristallisationspunkt für kommende Kon�ikte in Europa werden.
Der polnischen Ostpolitik kommt deshalb eine Schlüsselstellung bei der erst noch
kohärent zu formulierenden EU-Ostpolitik zu. Gleichzeitig stellt sich die Frage, in-
wieweit und auf welche Weise Polen das soft power -Konzept2 der Polen-Politik der
EU für seine eigene Ostpolitik übernommen hat und angesichts der Beschränkungen
durch die EU-Ostpolitik (Schengener Übereinkommen, Bedeutung Russlands für die
EU) fortführen kann.

Darüber hinaus möchte die Arbeit Gedankenanstöÿe für ein verstärktes Verständnis der
Bedeutung der Einbindung nicht nur Ostmittel-, sondern auch Osteuropas (vor allem der
Ukraine) in bestehende EU-Strukturen geben. Nicht nur der Ausschluss Ostmitteleuropas,
wie Václav Havel einmal bemerkte,3 sondern eben auch Osteuropas4 steht entgegen der

1Gelegentlich werden im polnischen Diskurs nur Litauen, Weiÿrussland und die Ukraine als östliche
Nachbarn Polens de�niert, während Russland als nördlicher Nachbar bezeichnet wird, so etwa der dama-
lige polnische Auÿenminister Geremek im Jahre 2000 (Sprawozdanie Stenogra�czne Sejmu, 78. Sitzung,
9.5.00, Antwort des Auÿenministers auf Fragen).

2Nye Jr. 1990: 153f. Soft power setzt Macht vor allem zur Änderung der beiden Gewalt produ-
zierenden Strukturen � Systemanarchie und antidemokratische Strukturen � ein. Das Konzept enthält
eine durchaus �knallharte Strategie� (Czempiel 2000: 21), deren Ziel die Veränderung von Strukturen
ist, um eine vom Gedanken der europäischen Integration überzeugte, verlässlich gewaltfreie Auÿenpolitik
entstehen zu lassen.

3�Europa war und blieb immer ein unteilbares politisches Ganzes, das Unterschiede aufweist und kom-
plex strukturiert ist. Dies ist keine Frage der Geographie oder der Konzentration von mehr oder weniger
miteinander verbundenen Völkern. Tausende Jahre einer gemeinsamen Geschichte in verschiedenen Viel-
völkerreichen haben Europa als einen geistigen Raum herausgebildet� (Václav Havel: Europa. Zmierzch
o ±wicie, Rzeczpospolita, 17.1.97).

4Zu �Ostmitteleuropa� werden die Staaten der Visegrád-Gruppe sowie Slowenien gezählt, die balti-
schen Staaten werden als �Nordosteuropa� bezeichnet. Der gesamte Staatengürtel zwischen Tallinn und
Tirana wird unter der Bezeichnung �östliches Mitteleuropa� zusammengefasst. Als �Osteuropa� werden
die Mitgliedstaaten des europäischen Teils der GUS bezeichnet. In Polen ist dagegen anstelle �Ostmit-
teleuropa� der Begri� �Mitteleuropa� gebräuchlich, er umfasst sensu stricto die Visegrád-Staaten, sensu
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Geschichte des gesamten Kontinents und teilt diesen künstlich.

Ein Abgrenzungsproblem entsteht durch die Einbeziehung Russlands in die Arbeit. Ein
Ausschluss des �Kremlfaktors� würde ein nur unvollständiges Bild der polnischen Ostpo-
litik liefern, zumal Moskau � nach Warschauer Einschätzung � die polnischen Aktivitäten
zugunsten der Stärkung der GUS-Republiken und deren engerer Bindungen an den We-
sten �als seinen eigenen Bestrebungen entgegengesetzt� (Rocznik Strategiczny 1997/98:
53) wahrnimmt. Die heutige Bedeutung der polnisch-russischen Beziehungen geht weit
über die polnische Nachbarschaft zur oblast' Kaliningrad hinaus. Dem trägt die Arbeit
durch die Einbeziehung Russlands in die historische Verhaltens- und Diskursanalyse so-
wie die spezielle Diskursanalyse (Kapitel 5) Rechnung. Einzig von einer ausschlieÿlich
Russland � aufgrund seiner Bedeutung eigentlich zustehenden � speziellen Fallstudie zum
Verhalten wurde Abstand genommen. Das dabei sich aufdrängende Thema der Energie-
politik würde den Rahmen dieser Arbeit bei weitem sprengen und wurde auch bereits
in zahlreichen Studien behandelt.5 Unter Berücksichtigung dieser Einschränkung kann
polnische Ostpolitik wie folgt de�niert werden:

Polnische Ostpolitik ist die Auÿenpolitik der polnischen Regierung (Präsident,
Ministerrat, Ministerien, Verwaltung) und des Senats sowie der von diesen Organen
abhängigen Durchführungsorganisationen gegenüber Russland, der Ukraine, Weiÿ-
russland und Litauen.6

1.1.2 Ausgangsfragen
Betrachtet man die polnische Ostpolitik seit 1989 von einem intuitiven Standpunkt aus, so
können zunächst zwei Fragen aufgeworfen werden: Zum einen aus historischer Perspek-
tive die Überlegung, welche Faktoren dazu führten, dass in weiten Kreisen der politischen
Elite nach 1989 gleichsam über Nacht die vor allem historisch motivierten, während der
Zeit der Volksrepublik Polen nur konservierten Vorbehalte vor allem gegenüber Litau-
en und der Ukraine schwanden und die polnische Ö�entlichkeit ebenfalls ausgesprochen
largo daneben auch die baltischen Staaten und den gesamten Balkan (Rocznik Strategiczny 1999/2000:
223). Andere De�nitionsversuche siehe Kªoczowski 1993: 7-19, Bardach 1993: 9, Garton Ash 1990:
1-23, Jaworski 2001, Ruppert 2001 und Sundhaussen 2001.

5Pleines 2002, Balmaceda 2001, Heinrich 1999, Pleines 1999, Balmaceda 1998.
6Noch korrekter müsste �Ostpolitik� eigentlich mit dem polnischen Terminus Polityka Wschodnia be-

zeichnet werden, um begri�iche Verwechslungen mit der deutschen Ostpolitik der 70er Jahre auszu-
schlieÿen. Dem Autor ist bewusst, dass Litauen im Zuge der EU- und NATO-Beitrittsbemühungen seit
etwa 1999 in Polen gelegentlich nicht mehr zu den Adressaten der polnischen Ostpolitik gerechnet wird.
Die Notation in dieser Frage ist jedoch uneinheitlich geregelt, vgl. etwa Burant 1996: 91, Zióªkowski
2001: 45. Mit Hinblick auf die ausgewählten Politikfelder � vor allem die Minderheitenpolitik und die
Auÿenwirtschaftsförderung � wird die Arbeit zeigen, dass die polnische Litauen-Politik in diesen Fragen
weit näher an der Ukraine- und Weiÿrussland-Politik Warschaus ist als an der Politik gegenüber einem
EU-Alt- oder Neumitglied.
Die Arbeit verwendet den Begri� �Weiÿrussland� und �weiÿrussisch�. Zwar �ndet sich in der Literatur

vielfach auch der Begri� �Belarus'� � ungebräuchlich ist dagegen �belarussisch��, doch müsste man dann
auch konsequent etwa von �Lietuva� und �Ukrajina� sprechen. Aus ausschlieÿlich pragmatischen Gründen
werden � mit Ausnahme der Umbenennungen aus der Zeit zwischen 1933 und 1945 � alle geographischen
Bezeichnungen und Ortsnamen in der ggf. vorhandenen deutschen Version verwendet, um nicht verschie-
dene Bezeichnungen für ein und dieselbe Sache (etwa Lemberg, L'viv, Lwów, L'vov) einzuführen. Weitere
Orts- sowie alle Personennamen in russischer, ukrainischer und weiÿrussischer Sprache werden dagegen
in wissenschaftlicher Transliteration gebraucht, also etwa El'cin statt Jelzin.
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aufgeschlossen auf die Unabhängigkeitsbestrebungen der Nachbarn reagierte. Ohne hier
ausführlicher auf die Beziehungsgeschichte zwischen Polen und seinen östlichen Nachbarn
einzugehen, sind doch zumindest einige prägende Ereignisse zu erwähnen: So verloren
Litauer und Ukrainer durch (zumeist freiwillige) Polonisierung ihrer eigenen Oberschich-
ten zwischen dem 16. und 18. Jahrhundert zumindest je einmal ihre eigene Elite, die
sich im Laufe des 19. Jahrhunderts durch die Nationalbewegungen nur mühsam neu bil-
dete. Am Ende des Ersten Weltkrieges standen sich polnischer, litauischer und ukrai-
nischer (in geringerem Maÿe auch weiÿrussischer) Nationalismus unversöhnlich gegen-
über. Die durch den Vertrag von Riga (1921) sanktionierten polnischen Annexionen von
gemischt-ethnischen Gebieten (insbesondere Ostgalizien, Wolhynien) legten die Basis für
noch schärfere Kon�ikte in der Zwischenkriegszeit, angefacht durch eine im Wesentlichen
unnachgiebige polnische Nationalitätenpolitik gegenüber Weiÿrussen und Ukrainern sowie
die kompromisslose litauische Forderung nach der Zugehörigkeit von Wilna zu Litauen.
Die Spannungen entluden sich auf ihrem Höhepunkt noch während des Zweiten Welt-
krieges in einem polnisch-litauischen Kon�ikt zwischen Einheiten der Untergrundarmeen
sowie einem blutigen polnisch-ukrainischen Bürgerkrieg (1942-1947), der mit Aus- und
Umsiedlungen endete. Die Repressionen der kommunistischen Regime in Polen und der
Sowjetunion beendeten diese gesellschaftlichen Kon�ikte keinesfalls, sondern froren sie im
Grunde genommen nur ein. Umso erstaunlicher ist jedoch auf den ersten Blick das rasche
Ende der ostpolitischen Paradigmen der Zwischenkriegszeit und die ganz überwiegend
wohlwollende Haltung der politischen Elite Polens gegenüber den neuen oder erneut sou-
veränen östlichen Nachbarstaaten, die nicht nur mit interessengeleiteter �Vernunftpolitik�
zu erklären ist.7 Wie sonst ist etwa zu verstehen, dass Polen die Ukraine 1991 als weltweit
erster Staat diplomatisch anerkannte? Bereits diese kurzen Ausführungen belegen, dass
die historische Perspektive eine ausgesprochen wichtige Rolle spielt.

Zum anderen kann man aus politikwissenschaftlicher Perspektive untersuchen, inwie-
weit sich die erwähnte wohlwollende Haltung der polnischen Eliten nur auf den Diskurs
beschränkt oder sich auch im Verhalten wieder�ndet. Zu diesem Zweck werden (wissen-
schaftlich begründet) besonders aussagekräftige Politikfelder ausgewählt, die dann mit
einer noch zu konkretisierenden Theorie und Methode zu untersuchen sind: Inwieweit
ist etwa die polnische Ukrainepolitik in der Frage der Erteilung von Visa Rhetorik und
Wirklichkeit? Inwieweit will Polen in einer Auÿenwirtschaftspolitik gegenüber den östli-
chen Nachbarn tatsächlich �Wandel durch Handel� erreichen, inwieweit nur auf den �Ost-
märkten� Exportanteile zurückerobern, die anderswo verloren gegangen sind? Und welche
Funktion sollen die historischen polnischen Minderheiten in Litauen, Weiÿrussland und
der Ukraine haben? Sind sie tatsächlich die vielbeschworene �Brücke� oder eher �Bollwerk
des Westens� oder gar �Träger der polnischen Kulturmission�?

7Die Zeit zwischen den Weltkriegen war in Polen � stark verkürzt gesprochen � vom Lagerdenken
zwischen der antideutschen und -ukrainischen Nationaldemokratie (Endecja) sowie der ukrainophilen,
deutschlandfreundlichen und antisowjetischen Strömung (Neoprometheismus) um die beherrschende Figur
der politischen Szene Polens jener Zeit, Marschall Józef Piªsudski, geprägt. Von eher unbedeutenden
Ausnahmen abgesehen (für die Nationaldemokratie: ZChN, für das Piªsudski-Lager: KPN) schnitt keine
polnische Partei oder Bewegung nach 1989, die an diese Denktraditionen anknüpfen wollte, erfolgreich
bei den Wählern ab.
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1.1.3 Theoretische Verortung
Welche Antworten können etablierte Theorieansätze der Internationalen Beziehungen zum
Verständnis polnischer Ostpolitik geben? (Neo-) Realistische Ansätze, die staatliches Ver-
halten in erster Linie aus den materiellen Bedingtheiten des internationalen Systems her-
aus erklären möchten, würden argumentieren, dass Polen als nur mittelgroÿer Staat Schutz
bei internationalen Institutionen sucht, um den Beschränkungen der internationalen Anar-
chie zu entgehen. Dieses Verständnis von internationaler Politik kann jedoch nicht erhellen,
warum Polen ein so lebendiges Interesse an einer aktiven Ostpolitik (insbesondere gegen-
über der Ukraine) hat und warum ehemalige erbitterte Kriegsgegner wie Polen, Litauer
und Ukrainer sich versöhnen und heute sogar miteinander kooperieren.
Ein �üchtiger Blick in die wenigen vorhandenen westsprachlichen Beiträge zur polni-

schen Ostpolitik seit 19898 zeigt, dass zum Verständnis derselben die Ö�nung der black
box des Staates notwendig ist. Theoretisch-analytisch sei dazu auf den domestic politics-
Ansatz von Moravcsik (Moravcsik 1998) verwiesen, der �Interessen� in den Mittelpunkt
der Untersuchungen rückt.9 Aber auch mit diesem lassen sich Phänomene der polnischen
Ostpolitik seit 1989 nur unzureichend oder gar nicht als interessengeleitet erklären: So ist
etwa die ideelle Förderung und �nanzielle Unterstützung der polnischen Minderheiten in
Litauen, Weiÿrussland und der Ukraine ein Unterfangen, das auch in der schwierigen Zeit
der Transformation nicht nur beibehalten, sondern sogar erheblich ausgebaut wurde.

In Zusammenhang mit der sogenannten �dritten Theoriedebatte� in den internatio-
nalen Beziehungen (Ruggie 1998, Katzenstein 1996, Risse-Kappen 1995a, Gold-
stein/Keohane 1993) gri�en einige Vertreter konstruktivistischer Ansätze auf �natio-
nale Identität� als Ansatz zum Verständnis für das auÿenpolitische Verhalten von Staaten
zurück.10 Diese Hypothese erscheint � zumal auÿenpolitisches Verhalten auch auf die na-
tionale Identität zurückwirkt � angesichts der genannten De�zite rationalistischer Modelle
sehr attraktiv. Bisher fehlt dem konstruktivistischen Ansatz jedoch eine stringente Me-
thodologie sowie eine solide wissenschaftstheoretische Fundierung.11
Trotz dieser Unklarheiten herrscht bei einem erheblichen Teil der Konstruktivisten je-

doch Einigkeit über die Grundannahme, dass Akteure und Strukturen sich gegenseitig
konstituieren und reproduzieren (Carlsnaes 1994: 280, Carlsnaes 1992: 245, Wendt
1987, kritisch dazu Guzzini 1999, Checkel 1997: 490, Anm. 7). Insbesondere geht dieses
Forschungsprogramm im Unterschied zu den �neo-utilitaristischen� (Ruggie 1998: 9-22)
Modellen des Realismus und Liberalismus nicht von exogen vorgegebenen Akteursinter-
essen, sondern von der sozialen Konstruktion von Identitäten und Interessen aus. Diese
ontologische Grundannahme beinhaltet epistemologische Konsequenzen � insbesondere ist
eine strikte Trennung in unabhängige und abhängige Variablen nicht möglich. Anders als

8Siehe insbesondere die Ausgabe 25 der Zeitschrift �Transit� (2003), Ziemer 2001b, Buchhofer 2001,
Gromadzki 2000, Prizel 1995.

9Die in Polen gelegentlich anzutre�ende Gegenüberstellung dieser beiden rationalistischen Ansätze in
einen �realistischen� und einen �idealistischen� (etwa bei Czaputowicz 1999: 63) greift jedoch zu kurz
und entwirft ein zu holzschnittartiges Bild insbesondere der liberalen institutionalistischen Schule.

10Aggestam 1999, Jepperson/Wendt/Katzenstein 1996, für eine Systematisierung der Identitäts-
ansätze siehe Harnisch 2003.

11Adler 1997: 320. Risse 2003 (i.E.) wies zuletzt darauf hin, dass man kaum von einer konstruktivisti-
schen Epistemologie oder Methode sprechen könne, sondern die �dritte Theoriedebatte� letztlich zwischen
Konstriktivismus und �rational choice� verlief und einen ontologischen Kern hatte.
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radikalere poststrukturalistische Theorien lehnt die Mehrheit der Konstruktivisten jedoch
die Erkenntnisgewinnung mit Hilfe von positivistischen Methoden (vor allem empirisch-
analytischen Verfahren) nicht prinzipiell ab, sondern will diese vor allem im Sinne eines
Brückenschlages zwischen rationalistischen und re�exiven Ansätzen um interpretative Me-
thoden ergänzen.12

Akzeptiert man eine solche �moderat-konstruktivistische� Position als Ausgangspunkt,
so ergeben sich aus diesen notwendigerweise nur sehr knappen Ausführungen zu den wich-
tigsten Forschungsparadigmen der modernen Theorien der Internationalen Beziehungen
insbesondere zwei wichtige Folgerungen:
- das Verhältnis von Interessen und Identität ist nicht durch die Instrumentalisierung der

letzteren zugunsten der ersteren bestimmt, sondern eher (wenn auch nicht ausschlieÿlich)
durch eine Rahmenfunktion der Identität für �Interessen� (siehe Abschnitt 1.2.3)
- Geschichte spielt eine zentrale Rolle zum Verständnis für in der Gegenwart ablaufende

politische Prozesse, sowohl hinsichtlich der Akteure als auch der Strukturen.

In der aktuellen politikwissenschaftlichen Forschung �nden sich insbesondere zwei Kon-
zepte, die diesen Bedingungen Rechnung tragen: zum einen der an der Universität Trier
entwickelte PAFE-Ansatz,13 zum anderen die Arbeiten der �Kopenhagener Schule� um
Ole Wæver und Lene Hansen. Das Kopenhagener Team geht dabei von einem �geschich-
teten Diskurs� aus, hebt auf die historische Genese der Begri�e �Staat�, �Nation�, �Europa�
ab und geht von der Vorstellung aus, dass eine bestimmte Art von nationaler Identität
nur mit bestimmten proaktiven oder reaktiven Vorstellungen von �Europa� kompatibel
sei (Harnisch 2003: 31, Hansen/Wæver 2002: 24, 33). Hansen/Wæver gehen davon
aus, dass Auÿenpolitik zumindest teilweise durch ein strukturalistisches Modell �erklärt�14
werden könne.
Der PAFE-Ansatz macht sich anstelle dieser Strukturierung des Diskurses in �Schich-

ten� die Suche nach �Identitätselementen� � d.h. das am Anfang einer argumentativen,
gedachten Kausalkette stehende, selbst nicht argumentativ hergeleitete Element � und den
sie rechtfertigenden Argumentationsmustern zur Aufgabe.15 Aufgrund der weniger kom-
plex erscheinenden Methode, der dem Ansatz neben der Diskursanalyse innewohnenden
wichtigen Rolle der Verhaltensanalyse und der weiter vorangeschrittenen Operationali-
sierung wird diese Arbeit dem Trierer PAFE-Modell folgen. Ermittelt werden soll so die
das Verhalten prägende Kraft immaterieller und ideeller Faktoren, um auf der Grund-
lage einer Diskursanalyse eine Untersuchung auÿenpolitischen Verhaltens zu leisten. Im
Unterschied zu rationalistischen Ansätzen versteht der Konstruktivismus Sprache (neben
den materiellen Bedingtheiten) als ein wichtiges Instrument zur Konstruktion sozialer

12Adler 1997. Auf die Möglichkeit wechselseitiger Komplementierung rationalistisch-
institutionalistischer und konstruktivistischer, identitätsbasierter Studien wies zuletzt Medick-Krakau
1999b: 13-19 hin.

13Project on the Comparative Analysis of Foreign Policies in Europe, DFG-Geschäftszeichen MA
687/8-1, Projektleiter: Prof. Hanns W. Maull und Dr. Bernhard Stahl, Förderungzeitraum 1.10.1999 bis
30.11.2001, www.uni-trier.de/uni/fb3/politik/liba/pafe [10.09.02]. Eine Zusammenfassung der Ergebnisse
des Forschungsprojektes liefern Joeriÿen/Stahl 2003.

14Zum Unterschied der Begri�e �erklären� und �verstehen� siehe Weber 1995: 45-50, der betont, dass
es in den Sozialwissenschaften einerseits um interpretatives Verstehen sozialen Verhaltens geht, um an-
dererseits dessen Ursachen, Gründe und Wirkungen erklären zu können (siehe auch Risse 2003 (i.E.)).

15Zu diesen Begri�en siehe Abschnitt 1.2.3.
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Realität. Politik wird so nicht zuletzt zum �Kampf um Begri�e�.16
Im Unterschied zu den Fallstudien des PAFE-Projektes untersucht die Arbeit jedoch

nicht die Auÿenpolitik17 eines EU-Mitgliedes, sondern die Ostpolitik des EU-Kandidaten
und Transformationsstaates Polen. Ziel ist � indem das PAFE-Modell für Transformati-
onsstaaten verfeinert und adaptiert wird � die Erschlieÿung des Zusammenhangs zwischen
(nationaler) Identität, Diskurs und auÿenpolitischem Verhalten im polnischen Fall, wo-
bei ein Beitrag zur Ausweitung eines vielversprechenden (gemäÿigt) konstruktivistischen
Theorieansatzes geleistet werden soll.

1.1.4 Übergeordnete Fragestellung
Die übergeordnete empirische Fragestellung der Arbeit lautet: Wie wird polnische Ostpo-
litik konstruiert und welche Faktoren hemmen bzw. fördern diese Politik? In eine norma-
tive Sprachregelung übersetzt lautet diese Frage: Wo sind die Stärken und Schwächen der
polnischen Ostpolitik? Zur Beantwortung dieser Frage wird der auÿenpolitische Diskurs
(Anspruch) und das Verhalten (Wirklichkeit) Polens in seiner Ostpolitik anhand eines Ka-
taloges von Kriterien systematisch analysiert. Das spezi�sche Verhalten soll anhand von
drei Fallstudien untersucht werden, die die am meisten beachteten Felder polnischer Ost-
politik seit 1989 betre�en. Dabei wurden insbesondere die Intensivität des innerpolnischen
Diskurses zu einem Politikfeld, das Ziel einer repräsentativen Auswahl aus verschiede-
nen Politikfeldern und die zeitliche Nähe als Auswahlkriterium berücksichtigt. Analysiert
werden deshalb die Minderheitenpolitik unter besonderer Berücksichtigung der Polonia-
und Auslandspolen-Politik,18 die Auÿenwirtschaftspolitik und die Sicherheitspolitik am
Beispiel der Einführung des Schengener Übereinkommens.19 In allen Fällen wird vor al-
lem Wert auf den nationalen Input (aus Elite und Gesellschaft) gelegt, weniger (auch
aus Gründen nicht vorhandener empirischer Daten) auf Details des Entscheidungsverfah-
rens oder der Rückkoppelung von Entscheidungen, etwa durch Evaluierungen. Ziel der
Fallstudien ist die Gewinnung von Anhaltspunkten für Wechselwirkungen von nationaler
Identität und auÿenpolitischem Verhalten; zunächst in spezi�schen Handlungskontexten
und daraus folgernd in allgemeineren Situationen.

16Dass �materielle Faktoren� nicht alleine das Verhältnis zwischen Staaten bestimmen, lässt sich leicht
mit dem Beispiel des polnisch-ukrainischen Verhältnisses zeigen, das ungeachtet dieser Faktoren als �Erb-
feindschaft� oder �Bündnispartner� konstruiert werden kann. Erst diese Konstruktion entscheidet, ob etwa
eine Mehrheit der Polen Angst vor ukrainischen Wa�ensystemen hat.

17Vgl. die De�nition von Auÿenpolitik bei Carlsnaes/Risse/Simmons 2002, S.335: �Foreign policies
consist of those actions which, expressed in the form of explicitly stated goals, commitments and/or
directives, and pursued by governmental representatives acting on behalf of their sovereign communities,
are directed toward objectives, conditions and actors � both governmental and non-governmental � which
they want to a�ect and which lie beyond their territorial legitimacy.�

18Die besondere Berücksichtigung diese Feldes lässt sich insbesondere dadurch begründen, dass Fragen
nationaler und konfessioneller Minderheiten, �das alte Problem des neuen Europas� (Liebich 1998: 13),
nach 1989 aufgrund der im Vergleich zu Westeuropa geringeren nationalen Homogenität der Staaten
Ostmittel- und Osteuropas wieder an Aktualität gewannen und nicht mehr, wie in den Jahrzehnten nach
dem Zweiten Weltkrieg, �allenfalls noch ein Thema für historische Doktorarbeiten oder für rückschauende
politische Streitschriften ehemaliger Angehöriger dieser Minderheiten� (Lemberg 1997b: VII) waren.

19Genau diese drei Bereiche nannte Auÿenminister Skubiszewski bereits 1992 (ohne natürlich das Schen-
gener Abkommen wörtlich zu erwähnen) die wichtigsten Aufgabenfelder polnischer Ostpolitik (Auswär-
tiger Ausschuss des Sejm, Bulletin Nr. 846, 18.11.92, Rede von Auÿenminister Skubiszewski.
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1.2 Grundannahmen

1.2.1 Voraussetzungen
Ausgangspunkt des PAFE-Projektes wie auch dieser Arbeit ist die Annahme, dass das
auÿenpolitische Verhalten von Staaten wesentlich durch ihre jeweilige �nationale Identität�
geprägt ist. Darauf aufbauend werden vier Voraussetzungen gefordert:
- Die polnische Gesellschaft verfügt über eine relativ stabile nationale Identität, wozu

seit 1945 auch die nationale Homogenität des Landes beiträgt. Zwar unterlag etwa die
Minderheitenpolitik in Polen nach 1989 einem deutlichen Wandel (was zu zeigen ist),
dieser ist jedoch weniger auf eine gewandelte Identität als vielmehr auf geänderte Argu-
mentationsmuster zurückzuführen.20
- Die Regierung ist weiterhin der wichtigste Akteur der polnischen Auÿenpolitik.21
- Nationale Identität ist ein dynamisches Konstrukt, das immer ein Produkt sozialer

Interaktion und Kommunikation ist.22
- Regieren bewegt sich generell innerhalb eines Verhaltensrahmens, der aus dem inner-

gesellschaftlich mehr oder minder geteilten Verständnis nationaler Identität resultiert.
Daraus folgt die Annahme, dass in einer demokratischen und pluralistischen Gesellschaft
Regierungshandeln an das Volk als Souverän gebunden sein muss.23

1.2.2 Folgerungen
Der konstruktivistische Ansatz der Arbeit impliziert, dass es nicht genügt, zum Verständ-
nis von auÿenpolitischem Verhalten lediglich Elemente nationaler Identität heranzuziehen.
Nationale Identität wirkt nicht als direkte Ursache für auÿenpolitisches Verhalten, son-
dern bietet einen von mehreren Gründen für verschiedene Verhaltensweisen und deren
Rechtfertigung an.24 Sie gibt somit einen Rahmen für auÿenpolitisches Verhalten vor, ist
jedoch noch kein hinreichender Grund zum Verständnis von auÿenpolitischem Verhalten.

20Zu den Begri�en vgl. �Grundbegri�e der Diskursanalyse�. Identitätskonstruktionen werden dabei zum
Konsens, wenn sie von den Mitgliedern einer gesellschaftlichen Gruppe internalisiert wurden und als Teil
ihres Selbst empfunden werden (Schimmelfennig 2002: 11, Schimmelfennig 1994). Neue Identitäts-
konstruktionen und Vorstellungen über die politische Ordnung müssen dabei bis zu einem gewissen Grad
mit vorhandenen Identitätskonstruktionen, die in nationale Institutionen und in die politische Kultur
eingebettet sind, in Einklang stehen (Checkel 1997: 475-477). Wandlungen eines intersubjetiv geteilten,
inhaltlichen Verständnisses von nationaler Identität vollziehen sich zumeist durch formative Ereig-
nisse. Diese bilden sich in gesellschaftlich wahrgenommenen, durch interne oder externe umwälzende
Ereignisse hervorgerufene Krisensituationen heraus (Cruz 2000: 276f, critical junctures). Veränderungen
in der nationalen Identitätskonstruktion müssen jedoch zuvor anhand eines formativen Ereignisses im
innergesellschaftlichen Diskurs thematisiert worden sein.

21Nohlen 1998: 291.
22Böckenförde 1995: 140f und Reese-Schäfer 1999b: 20 wiesen jedoch zutre�end darauf hin, dass

nach der Herausbildung einer nationalen Identität regelmäÿig eine Verfestigung derselben eintritt, die
auf an veränderliche, konstruktive Prozesse gewohnte Sozialwissenschaftler immer wieder irritierend und
überaschend wirkt.

23Für auÿenpolitische Routineentscheidungen mag zwar von Fall zu Fall das Argument zutre�en, die
Exekutive würde ohne Rücksicht auf den ö�entlichen Diskurs handeln, für auÿenpolitisch hochgradig
politisierte Themen, wie in Polen die Frage des NATO-Beitrittes und später des EU-Beitrittes, ist dies
jedoch nicht der Fall.

24Zur Unterscheidung von (unmittelbar kausalen) �Ursachen� (causes of action, �wenn-dann�) und
�Gründen� (reasons for action) vgl. Kratochwil/Ruggie 1986: 767.
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Nationale Identität gibt vielmehr ein Bezugssystem für (oft kontroverse) innergesellschaft-
liche Debatten wieder, aus dem sich dann ein jeweils situationsspezi�scher Verhaltensrah-
men herausbildet (Cruz 2000: 277).
Die konstruktivistische Lösung des Akteur-Struktur-Problems (u.a. Carlsnaes

1992, Jepperson/Wendt/Katzenstein 1996: 41,Wendt 1987) impliziert, dass nicht
nur nationale Identität das auÿenpolitische Verhalten beein�usst, sondern auch umgekehrt
das auÿenpolitische Verhalten die nationale Identität verändern kann. Um eine Verzerrung
der Ergebnisse durch den Wandel nationaler Identität auszuschlieÿen, dürfen die drei
Fallstudien der Arbeit, mit denen die Wechselwirkung zwischen nationaler Identität und
auÿenpolitischem Verhalten ermittelt werden soll, nur recht kurze Zeiträume umfassen.
Dies ist umso wichtiger, als die polnische Gesellschaft sich immer noch in einer (wenn auch
weit fortgeschrittenen) Transformationsphase be�ndet, in der sich groÿe gesellschaftliche
Veränderungsprozesse noch immer nicht vollständig konsolidiert haben.

1.2.3 De�nitionen zum Identitätskonzept
Der Begri� der Identität bezeichnet generell �die spezi�schen Charakteristika einer Per-
son in Beziehung zu und in Abgrenzung von anderen�.25 Identität wird dabei nicht exogen
vorgegeben, sondern bildet sich in einem sozialen Prozess erst heraus.26
Jenseits dieser individuellen Eigenschaften von Identität gilt das Interesse in dieser

Arbeit jedoch vor allem den sozialen Identitäten.27 Diese bilden sich durch das emo-
tionale Grundbedürfnis menschlicher Individuen heraus, sich mit anderen menschlichen
Individuen oder sozialen Gruppen zu identi�zieren. Soziale Gruppen unterscheiden sich
wiederum untereinander durch spezi�sche kollektive Identitäten.28 Nationale Iden-
tität ist schlieÿlich eine spezielle Form kollektiver Identität, die auf der Selbstde�nition
eines Kollektivs als �Nation� mit einer gemeinsamen Geschichte basiert. Sie konstruiert
sich dabei durch das von der Gruppe �Nation� geteilte Bestreben, verschiedene Begri�e
von �Nation� � Sprachnation, Kulturnation, Staatsnation usw. � miteinander zur Deckung
zu bringen. Besondere Bedeutung für die Identi�kation der einzelnen Mitglieder mit der
sozialen Gruppe �Nation� genieÿt daher die gemeinsame politische Organisationsform der
Nation � der Staat und seine Institutionen. �Nation� ist hierbei nicht eine gegebene Einheit
(etwa Betonung der gemeinsamen Abstammung oder des �gemeinsamen Blutes�), sondern
�eine gedachte Ordnung, eine kulturell de�nierte Vorstellung, die eine Kollektivität von

25Boekle/Nadoll/Stahl 2000: 12. Kowert/Legro de�nieren Identitäten ähnlich als �regulative
accounts of the actors themselves� (Kowert/Legro: 453).

26Wird dabei die Selbstzuschreibung identitätsbildender Elemente in den Vordergrund gestellt, so
spricht man von individueller Identität, steht die Fremdzuschreibung im Zentrum des Interesses, so spricht
man von personaler Identität. Beide diese Aspekte sind jedoch dadurch verbunden, dass die Konstruk-
tion von Identität immer eine Konsequenz der Kommunikation mit dem jeweiligen sozialen Umfeld ist
(Pollack 1998: 46).

27Soziale Identität bezeichnet �(...) that part of an individual's self-concept which derives from his
knowledge of his membership of a social group (...) together with the value and emotional signi�cance
attached to that membership� (Tajfel 1978: 63).

28Damit ist �die zeit- und generationenübergreifende Beständigkeit von Institutionen, Symbolen, Wert-
haltungen und Zielen einer Gruppe oder staatlich verfassten Gesellschaft� gemeint (Holtmann 2000:
253). Diese Gruppe ist sich bestimmter, mehr oder weniger objektivierbarer Gemeinsamkeiten bewusst
und betont diese, um sich von anderen Individuen und Gruppen abzugrenzen (Weller 1999: 256f, 259f).
Koªakowski 1995: 51-54 hat �kollektive Identität� anhand von fünf Kriterien operationalisiert.
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Menschen als eine Einheit bestimmt�.29
Hinsichtlich des Trägers der Identität sollen Individuen im Zentrum des Interesses

stehen: Die Formierung nationaler Identität soll nicht als ein Prozess verstanden werden,
der die Herausbildung nationaler Identitäten primär als ein Ergebnis von Interaktion und
Kommunikation zwischen den Nationalstaaten auf der Ebene des internationalen Systems
ansieht (so etwa Wendt 1992). Es soll vielmehr die Konstruktion kollektiver Identität
innerhalb der national verfassten Gesellschaften in den Vordergrund gerückt werden.
Die nationale Identität wird als unlösbarer Teil des Wissens und des Bewusstseins der

zu einer Nation gehörigen Individuen verstanden (Fuchs 1992: 18-20). Sie ist damit ei-
ne in der Regel sehr stabile Kategorie.30 Die Konstruktion der Identität besteht dabei
aus vielen verschiedenen, nicht notwenig widerspruchsfreien kontextabhängigen Elemen-
ten (Oakes/Haslam/Turner 1994: 100). Ferner ist sie nur ein Teil der Identität jedes
Individuums. Kontextabhängig beein�ussen einzelne Identitätselemente als �Identitätsbe-
züge� ein bestimmtes Verhalten. Ein Identitätsbezug ist somit als � link � zwischen Identität
und Verhalten zu betrachten. Einzelne Identitätselemente aus der Gesamtidentität wer-
den nur in bestimmten Zusammenhängen aktiviert und beein�ussen dann ein konkretes
Verhalten.

Begri�iche Abgrenzungen
Bei der Abgrenzung von �Identität� zu anderen ideengeleiteten Variablen neuerer kon-

struktivistischer Ansätze ist insbesondere das Verhältnis von Identität zu Kultur zu dis-
kutieren: Identitäten erheben aktiv Anspruch darauf, Situationen zu de�nieren (Katznel-
son 1995: 79). Sie werden zu Machtinstrumenten, indem sie individuelle und kollektive
Entscheidungen über Abgrenzungen zu anderen Gruppen erheben, und sollen in erster
Linie als ein politischer Begri� verstanden werden. Dagegen sind Kulturen �umfassende,
dichte und schwammige Kommunikationsnetze� (Reese-Schäfer 1999: 18); sie bezeich-
nen tradierte, sozial konstruierte und reproduzierte Bedeutungssysteme, die intersubjektiv
geteilt werden und zur Interpretation von Wirklichkeit dienen. Kultur ist gegenüber Iden-
tität also stärker Veränderungen unterworfen und �uider, weniger handlungsbezogen und
entspricht damit nicht der Annahme von der relativen Stabilität der Grundkonstante wie
es für �nationale Identität� der Fall sein soll.
Auch von Ideen, Werten und Normen unterscheidet sich Identität: Ideen sind �be-

liefs held by individuals� (Goldstein/Keohane 1993: 3), die sich in ihrer Zusam-
menschau zu individuellen belief systems (gebildet durch Persönlichkeit, Sozialisation
und Erfahrung) verbinden.31 Werte sind als �principled beliefs� (Goldstein/Keohane
1993: 9) eine Form von Ideen, aber als wertgestützte Kategorie von �causal beliefs�
(Goldstein/Keohane 1993: 10), die Ursache-Wirkung-Zusammenhänge charakterisie-
ren, zu unterscheiden. Normen sind im Unterschied zu Ideen und Werten sozialer Natur,

29Lepsius 1990: 233. Zum Nationsbegri� vgl. Gellner 1983, Hobsbawm 1980 und insbes. Böcken-
förde 1995: 131: Eine Nation ist �ein zu politischem Selbstbewusstsein gelangtes Volk, das als politisches
Subjekt handelt oder handeln will�. Speziell zu den Identitäten in Ostmittel- und Osteuropa Gellner
1996, Mommsen 1992, Heuberger 1994, Geremek 1995.

30Prizel 1998: 427 kommt demgegenüber durch eine andere De�nition von �Identität� zu dem Ergeb-
nis, dass nationale Identitäten weder dauerhaft noch unveränderlich seien, sondern sich mit der Zeit an
neue Rahmenbedingungen adaptierten, neue Mythen entwickelten und sich neu formten. Er verwendet
dazu jedoch nicht die Konstruktion über (die noch zu erläuternden Begri�e) �Diskursformationen� und
�Argumentationsmuster�, sondern über ein (schwer zu de�nierendes) �nationales Interesse�.

31Hudson/Vore 1995: 211. Zum Begri� belief system siehe auch Chan 1979: 333-347.
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sie sind �intersubjectively shared, value-based expectations of appropriate behaviour�.32
Ideen, Werte und Normen sind also eher ein Resultat einer bestimmten Identität. Da
das Ziel der Arbeit jedoch weniger das Verständnis auÿenpolitischen Verhaltens in einem
speziellen Handlungskontext ist, sondern genereller der Zusammenhang zwischen natio-
naler Identität und auÿenpolitischem Verhalten, ist �nationale Identität� die passendere
Untersuchungsvariable.
Auch das Verhältnis von Identität, Institutionen und Interessen ist begri�ich grob zu

klären: Institutionen nehmen eine wichtige Rolle für die soziale Konstruktion und Re-
produktion nationaler Identität ein. Ihnen kommt als Träger nationaler Identität eine
besondere Bedeutung zu. Sie sind aus einer bestimmten Identität erwachsen und tragen
wiederum zu deren Stabilisierung bei. Begri�ich von Organisationen zu trennen,33 werden
sie in der Soziologie in ihrer Entstehungsdimension klassisch als �Leitideen�34 de�niert. In
ihrer Wirkungsdimension treten Institutionen als �Regelsysteme politischen Verhaltens�
(Berg-Schlosser/Maier/Stammen 1974: 40) oder als �a relatively stable collection
of practices and rules de�ning appropriate behaviour for speci�c groups of actors in spe-
ci�c situations�35 auf. Damit tritt vor allem die Bedeutung kollektiver Handlung in den
Vordergrund. Institutionen können in diesem Sinne als ein struktureller Ausdruck natio-
naler Identität bezeichnet werden. Bilden Institutionen eigene Akteursqualitäten aus, so
können sie auch zu Trägern identitätsbezogener Diskurse werden.
Identität wird schlieÿlich als Grundlage von Interesse verstanden, beide Begri�e ste-

hen gleichzeitig in einer ständigen Wechselbeziehung (Wendt 1992: 398). Die Arbeit
geht also nicht von einer Dichotomie �Interesse vs. Identität� aus, sondern macht sich das
konstruktivistische Argument zu eigen, nach dem Interessen, Präferenzen und der Wahl
von Handlungsstrategien stets eine Identitätsbindung zugrunde liegt, die über rationalisti-
sche Grundannahmen hinausgeht. Diese Bindung legt den Rahmen fest, innerhalb dessen
ein bestimmtes Verhalten in der intersubjektiv geteilten Wahrnehmung als �angemes-
sen� betrachtet wird.36 Die vielzitierten �nationalen Interessen� sind dementsprechend als
diskursive Konstruktionen innerhalb eines bestimmten (identitätsgeprägten) Bedeutungs-
zusammenhangs zu sehen. Sie werden im Diskurs sichtbar und setzen sich im � keinesfalls
herrschaftsfreien, da von politischen Eliten und den Parteien dominierten � Kommunika-
tionsprozess durch. Erst Identitäten und weitere Faktoren bewirken also die Bildung von
Interessen.

Identität und Rolle: Wie angemerkt (siehe �De�nitionen�, �Träger der Identität�)
geht die Arbeit davon aus, dass nationale Identität insbesondere im nationalen Binnen-

32Boekle/Rittberger/Wagner 1999: 3. Vgl. auch die De�nition von Jepper-
son/Wendt/Katzenstein 1996 ([Normen sind] �collective expectations about proper behaviour
for a given identity�.), Goldstein/Keohane 1993: 20 und Kowert/Legro: 453.

33Organisationen sind �material entities possessing o�ces, personnel, budgets, equipment, and, more
often than not, legal personality. Put another way, organisations are actors in social practices. Institu-
tions a�ect the behaviour of these actors by de�ning social practices and spelling out codes of conduct
appropriate to them, but they are not actors in their own light� (Young 1994: 3).

34Hauriou 1965: 37. Hauriou selbst de�niert Institutionen ähnlich als �eine Idee vom Werk oder von
Unternehmen, die in einem sozialen Milieu Verwirklichung und Rechtsbestand �ndet� (Hauriou 1965:
34).

35March/Olsen 1998: 948, ähnlich Young 1994: 3.
36Zu den Begri�en und zum Verhältnis der (konstruktivistischen) logic of appropriateness und

der (rationalistischen) logic of consequentiality siehe insbesondere Schimmelfennig 2002: 14-17,
March/Olsen 1989: 23f, 160f.
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diskurs konstruiert wird. Der sich daraus ergebende re�exive Identitätsbegri� ist somit
vor allem von Selbstzuschreibungen geprägt. Dadurch unterscheiden sich Identitäts- von
Rollenkonzepten, bei denen Fremdzuschreibungen zumindest gleichwertig neben Selbst-
zuschreibungen stehen.37 Die Konzeption der Arbeit berücksichtigt Fremdzuschreibungen
nur insoweit, als sie im Binnendiskurs aufgegri�en werden und in das Selbstverständnis
der eigenen Identität Eingang �nden.

1.2.4 Träger von Identität
a) Gesellschaft: Aus dem oben dargelegten Verständnis nationaler Identität ergibt sich,
dass nicht die Staaten, sondern die aus menschlichen Individuen bestehende �Nation�, die
sich mit staatlichen Institutionen als Verkörperung der kollektiven Identität identi�ziert,
den Träger nationaler Identität darstellt. Zwar können systemische Veränderungen Ein-
�uss auf nationale Identitätskonstruktionen haben, doch für Bildung und Wandel von
Identität ist weniger die Struktur des internationalen Systems als vielmehr der Diskurs
zwischen dem Staat, verkörpert durch seine Repräsentanten, und der Gesellschaft ent-
scheidend. Diese Annahme ist für die Republik Polen der neunziger Jahre plausibel, da
auÿenpolitikrelevante Diskurse vor allem innerpolnisch geführt wurden. Deshalb werden
nur solche systemischen Veränderungen (etwa der Zerfall der UdSSR) berücksichtigt, die
auch im innergesellschaftlichen Diskurs aufgegri�en wurden.
Nationale Identität konstruiert sich auf der Basis der Vergangenheit wie der Gegenwart

und Zukunft. Gerade der Rückgri� auf die Vergangenheit von der Gegenwart her (etwa
in der Historiographie) verzerrt dabei oft einen nüchternen Blick auf Leistungen und Ver-
sagen der eigenen Nation, auch wenn die so konstruierte Vergangenheit Orientierung für
Gegenwart und Zukunft vermitteln mag (Cruz 2000: 277). Neue gesellschaftliche oder
politische Orientierungsformen, wie sie in den Transformationsstaaten Ostmitteleuropas
anzutre�en sind, bedürfen auch neuer Vergangenheiten, deren (Re)konstruktion eine der
groÿen Aufgaben aller Gesellschaften des ehemaligen Ostblocks ist. Diese können dann
als Stabilitätsanker in kommunikativen Prozessen wirken.

b) Eliten: Innerhalb der Gesellschaft wächst den Eliten bestimmter Institutionen eines
Landes bei auÿenpolitischen Entscheidungen (bei der polnischen Ostpolitik insbesondere
dem Präsidenten, Ministerrat, Auÿenminister und dem Präsidium des Senats) eine beson-
dere Bedeutung zu. An solchen Diskursen sind nur wenige Personen beteiligt, die in die
Entscheidungen ihre persönliche und soziale Identität sowie ihr spezi�sches Weltbild ein-
bringen.38 Derartige Elitendiskurse waren zwar im Falle dieser Arbeit empirisch recht gut
zugänglich, würden aber eine Denkbildanalyse der beteiligten Akteure voraussetzen, die

37Eine instruktive Tabelle zu den Unterschieden �ndet sich bei Boekle/Nadoll/Stahl 2000: 17.
Für eine De�nition von (internationaler) �Rolle� siehe Gaupp 1983: 109, für eine De�nition von �Rol-
lenkonzept� siehe Holsti 1970: 245f, für eine ausführliche Diskussion des Ansatzes im Rahmen des
�Zivilmachtkonzeptes� siehe Kirste/Maull 1996.

38Weltbilder werden als �stable patterns of experiencing and perceiving events in the world which struc-
ture social experience� und als Teil des Identitätskomplexes verstanden (Eder 1992: 14). Sie dienen der
Sinngebung in einer konkreten Situation und sind gleichzeitig kognitive Instrumente der Entscheidungs-
träger, um komplexe Situationen sinngebend zu analysieren und Handlungsanweisungen zu scha�en (Rein
1986: 2). Je nach Land bringen diese Akteure eine unterschiedlich starke Erweiterung oder Spezi�zierung
der üblicherweise vorherrschenden Identität mit sich.
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in methodologischer Hinsicht jedoch nicht mit dem gewählten Ansatz übereinstimmt.39
Nicht das belief system eines Entscheidungsträgers, sondern der gesellschaftliche Konsens,
auf dem es beruht, ist vielmehr der Ausgangspunkt zum Verständnis für auÿenpolitisches
Verhalten. Deshalb sollen in die Analyse dieser Arbeit ganz überwiegend auÿenpolitische
Diskurse ausgewertet werden, die weiten Teilen der Gesellschaft oder sogar allen zugäng-
lich sind.40

1.3 Methodische Vorgehensweise

Das der Arbeit zugrundeliegende Modell geht davon aus, dass �soziale Fakten�41, etwa
nationale Identität, im Diskurs konstruiert werden. Es löst sich damit vom methodischen
Individualismus, indem sozialen Akteuren nur eine Bedeutung als Träger von Diskur-
sen zugeschrieben wird. In der Analyse rückt damit der identitätsbezogene innergesell-
schaftliche Diskurs über auÿenpolitische Verhaltensoptionen, im Falle dieser Arbeit über
Optionen in der polnischen Ostpolitik, in den Vordergrund.
Die Arbeit geht weiter von der Annahme aus, dass nationale Identität durch den inner-

gesellschaftlichen Diskurs indirekt das auÿenpolitische Verhalten eines Staates beein�usst.
Das PAFE-Projekt operationalisiert hierbei zum einen �Identität� als Kategorie und er-
möglicht den � wenngleich formal-wissenschaftlich nicht korrekt verbindbaren � Vergleich
zwischen Diskurs und auÿenpolitischem Verhalten, was ein grundsätzliches Anliegen auch
dieser Arbeit ist.
Auf einen Diskurs können zwei Faktoren einwirken: Unter �internen Faktoren� werden

dabei die Träger der Diskurse verstanden. Sie gliedern sich auf in natürliche Personen,
die bestimmte Identitätselemente transportieren, sowie gesellschaftliche Institutionen, die
ihrerseits Teil der intersubjektiven Wirklichkeit und Ausdruck von Identität sind und
den Teilnehmern des Diskurses Ressourcen und Regelwerke zur Verfügung stellen. �Ex-
terne Faktoren� sind auÿerhalb der Diskursgemeinschaft liegende Ereignisse. Sie werden
erst vor dem Hintergrund des gesellschaftlichen Kommunikationsprozesses mit Bedeutung
versehen, was zur Folge hat, dass die Wirkung dieser Faktoren nicht abstrakt-generell
festgestellt werden kann, sondern sich erst im konkreten Diskurs ergibt.42 O�zielle Reden
haben somit nicht die Bedeutung von �Schönwetterpolitik�, sondern sind für den Trans-

39Passend zur Denkbildanalyse wurde der Ansatz der epistemic communities entwickelt, vgl. etwaHaas
1992, weitere Literatur zu diesem Ansatz siehe Harnisch 2003: 26. Bei einer Denkbildanalyse wird den
Entscheidungsträgern methodisch mehr oder weniger deutlich ein hohes Maÿ an Autonomie gegenüber
ihrem sozialen Umfeld eingeräumt. Auÿenpolitisches Verhalten wird dadurch nur auf persönliche Über-
zeugungen zurückgeführt. Ansätze, die das auÿenpolitische Verhalten eines Staates auf das Verhalten
einzelner Persönlichkeiten zurückführen, sind jedoch oft deshalb unbefriedigend, da sie die Frage nach
den gesellschaftlichen Wurzeln individueller Überzeugungen stellen, ohne eine Antwort geben zu können.

40Mit dem Begri� �Diskurs� ist deshalb im Folgenden stets dieser innergesellschaftliche Diskurs gemeint,
ansonsten wird der Begri� �Elitendiskurs� verwendet.

41Zur Unterscheidung �sozialer Fakten� von �objektiven Fakten� siehe Kratochwil 1989: 21-44.
42Der Einwand von Positivisten, Diskurse der Regierung seien nur cheap talk, der die �wahren Motive�

der Handelnden verschleiern wolle, geht am Konzept der Diskursanalyse vorbei. Bei der Diskursanaly-
se zählen nicht individuelle Motive, sondern sozial geteilte Interpretationen. Es ist der Empfänger der
Sprachhandlung, der über ihren Sinn in der Kommunikation entscheidet (Descombes 1981: 115f, 166).
Umgekehrt kann es also ein Vorteil sein, dass diese �wahren Interessen�, Perzeptionen oder belief systems
der einzelnen Diskursträger bei der Analyse keine Rolle spielen (Wæver 1994: 254). Die schwierige
Unterscheidung zwischen rhetorischem und argumentativem Handeln ist für diesen Ansatz somit ohne
Bedeutung.
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port von Ideen in verdichteter Form zuständig. Durch Wiederholungen werden gleichzeitig
Muster verbreitet, so dass Stellungnahmen etwa von Regierungsmitgliedern Argumente
befördern, die die Regierung tatsächlich betonen möchte (Hoffman/Knowles 1999:
17f).

Identität, Diskurs, Verhalten
Verhaltens- und Diskursanalyse dienen unterschiedlichen Erkenntnisinteressen: Wäh-

rend erstere Verhalten beschreiben möchte, untersucht letztere vor allem, wie das beob-
achtete Verhalten zustande gekommen ist und legitimiert wird. Bei der Verhaltensanalyse
werden am Erkenntnisinteresse orientierte, a priori entwickelte Kriterien überprüft, um
eine Einordnung des untersuchten Verhaltens vorzunehmen; die Diskursanalyse möchte
dagegen untersuchen, von wem und auf welche Weise ein Ereignis in einer Gesellschaft
thematisiert wurde. Mit Hilfe der Untersuchung von Textquellen wird festgestellt � etwa
durch Indikatoren wie sich wiederholende Formeln, au�ällige Benutzung von Begri�en
usw. � von welchem normativen Kontext die Diskursteilnehmer geleitet sind.
Die Ausgangsgröÿe �Identität�43 lässt sich nicht, wie andere Konzepte der Theorien

der Internationalen Beziehungen, theoretisch-deduktiv bestimmen. Deshalb soll mit Hilfe
einer �historischen Verhaltens- und Diskursanalyse� zunächst (in den ersten beiden Schrit-
ten) induktiv ermittelt werden, welche �Identitätselemente� für die gesellschaftlich geteilte
nationale Identitätskonstruktion maÿgeblich sind. Um einerseits einem Zirkelschluss zu
entgehen und andererseits verbesserte Aussagen über die Stabilität von Identitätskon-
struktionen zu ermöglichen, wurden dabei nach Vorbild des PAFE-Projektes nur solche
historische Diskurse ausgewählt, die zeitlich vor den �speziellen Fallstudien� liegen � je
einer vor und nach 1989.44
Aufgrund dieser Schwierigkeiten wird bei der Ermittlung der nationalen Identität Polens

in zwei Schritten vorgegangen: In einem ersten Schritt wird das historische ostpolitische
Verhalten Polens anhand eines ausgewählten und begründeten Katalogs phänomenologi-
scher Kriterien untersucht (Verhaltenspro�l). In einem zweiten Schritt werden die zum
Verhalten gehörigen oder aus ihm folgenden Diskurse analysiert (Diskurspro�l). Die Dis-
kursanalyse ist dabei das entscheidende Werkzeug zur Operationalisierung von nationa-
ler Identität; auÿenpolitische Diskurse sind das Bindeglied zwischen nationaler Identität
und dem tatsächlichen auÿenpolitischen Verhalten. Neben dieser instrumentellen Funkti-
on kommt der Diskursanalyse ein eigener Erkenntniswert zu: Die Analyse geht davon aus,
dass ein politischer Diskurs zwar nicht eigenständige Quelle für Auÿenpolitik sein kann
(so Larsen 1997: 21), da sich die Argumentationsketten auf Elemente der nationaler
Identität zurückführen lassen. Jedoch beinhaltet er durch die Aktivierung zuvor passiver
oder durch die Neuinterpretation aktiver Identitätselemente stets die Möglichkeit eines
Wandels und steckt den Rahmen für auÿenpolitisches Verhalten ab.
Auf der Basis dieser �Vorstudien� sollen in einem dritten Schritt Identitätselemente

der polnischen Auÿenpolitik benannt und darauf aufbauend Hypothesen bzw. Leitfra-
gen formuliert werden (Kapitel 3). Im vierten, fünften und sechsten Kapitel sollen diese
Hypothesen bzw. Leitfragen anhand von (zu begründenden) ausgewählten Fallbeispielen

43Alle in diesem Absatz in Anführungszeichen gesetzte Begri�e werden im Folgenden de�niert bzw.
erläutert.

44Ein Problem vieler Analysen ist, dass sie den Inhalt von Identität überwiegend oder sogar völlig
aus mehr oder weniger anekdotischen, parallel zu dem eigentlich erklärenden auÿenpolitischen Verhalten
abgegebenen Stellungnahmen politischer Führungspersönlichkeiten gewinnen.
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beantwortet werden: Dazu werden zunächst in einem vierten Schritt Eigenheiten des
polnischen Regierungssystems und dessen Auswirkungen auf die Diskursstruktur ausge-
führt, wobei aufgrund der Bedeutung der speziellen Verhaltensstudien (Kapitel 6) für die-
se Arbeit insbesondere auch auf auÿenpolitische Koordinationsprozesse eingegangen wird.
Sinn und Zweck dieser ersten vier Kapitel ist es, die Voraussetzungen dafür zu scha�en, in
einem fünften und sechsten Schritt � die den gröÿten Teil der Arbeit ausmachen wer-
den � ein spezielles Diskurs- und Verhaltenspro�l der polnischen Ostpolitik anfertigen zu
können. Das Résumé (siebter Schritt) wird dann zunächst die aufgestellten Hypothesen
bzw. Leitfragen beantworten; es wird ferner verdeutlichen, welche Identitätselemente der
polnischen Ostpolitik seit 1989 �ein-� bzw. �ausgeschaltet� sind und welche Identitätsele-
mente die polnische Ostpolitik treiben. Abschlieÿend soll eine Bewertung von Diskurs und
Verhalten und der Beziehung zwischen diesen beiden Gröÿen in der polnischen Ostpolitik
seit 1989 unternommen werden. Die Analyse des auÿenpolitischen Verhaltens steht also
bei Zuhilfenahme eines Identitätsansatzes und der auÿenpolitischen Diskurse am Ende
dieser Art von Auÿenpolitikanalyse.

1.3.1 Nationale Identität und auÿenpolitisches Handeln
Wie oben erwähnt wird nationale Identität als eine in der Regel stabile Gröÿe verstanden.
�Relative Stabilität� bedeutet jedoch nicht Unveränderlichkeit: So sind etwa nach 1989 im
Falle der polnischen nationalen Identität einige Identitätselemente in den Hintergrund ge-
treten, andere wurden reaktiviert oder mit neuen Argumentationsmustern versehen. Von
einer �Stunde Null� etwa für den Bereich �Minderheiten� kann man nur dann sprechen,
wenn man davon ausgeht, daÿ die Tradition der ethnischen und religiösen Toleranz der
Adelsrepublik des 16. und 17. Jahrhunderts zeitlich schon zu weit entfernt ist, um noch
als Anknüpfungspunkt für die �Reaktivierung� von Identitätselementen zu dienen.45 Fer-
ner ist davon auszugehen � nach den getro�enen Annahmen wird von einer demokratisch
verfassten Gesellschaft ausgegangen, in der Auÿenpolitik das Ergebnis eines Interaktions-
und Kommunikationsprozesses ist �, dass nationale Identität und auÿenpolitisches Han-
deln sich wechselseitig beein�ussen.
Nationale Identität setzt sich grundsätzlich aus aktiven und inaktiven Elementen zu-

sammen. Diese stellen zusammen einen Rahmen dar, der verschiedene Handlungsweisen
erlaubt, die von den Mitgliedern der Gesellschaft als �angemessen� akzeptiert werden.
Welches Verhalten sich als das auf Dauer legitime durchsetzt, ist Resultat des innerge-
sellschaftlichen Diskurses, der auf die verschiedenen Identitätselemente rekurriert (�Be-
zugssystem�, s.o.). Durch den Diskurs zeigt sich, welche Identitätselemente aktiv sind,
d.h. als Referenz zur Legitimation von Verhalten benutzt werden. Werden zuvor inaktive
Identitätselemente erneut aktiviert, so bedeutet dies noch keinen Identitätswandel. Von
einem solchen soll nur gesprochen werden, wenn tatsächlich neue Identitätselemente kon-
struiert werden, was selten vorkommt und ohne einen intensiven Kommunikationsprozess

45Die Studie von Prizel 1998 zur polnischen Identität und Auÿenpolitik ist bis heute weitgehend ein
Einzelfall zur diesbezüglichen ostmittel- und osteuropäischen Identitätsforschung geblieben, die Studie von
Krasnodebski 1999 liefert jedoch zumindest zusätzliche innenpolitische Aspekte polnischer Identität.
Prizel betrachtet nationale Identitäten in �Osteuropa� (zusammen mit Mexiko und Südamerika) als eine
von fünf Kategorien nationaler Identitäten weltweit. Sie zeichne sich aus durch �an intense feeling of
political and social injustice in�icted on the indigenous peoples, profound cultural defensiveness, and a
fascination with the past� (Prizel 1998: 24).
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auf gesellschaftlicher Ebene nicht denkbar ist (Larsen 1997: 16f, Foucault 1989: 38).
Jedoch muss ein Diskurs dem Verhalten, auf das er sich bezieht, nicht unbedingt vorausge-
hen. Er kann zur Legitimation von politischem Handeln auch post factum geführt werden,
wird sich aber in aller Regel in Demokratien aufgrund der Verantwortlichkeit der politisch
Handelnden dennoch innerhalb des Referenzrahmens nationaler Identität bewegen.
Als kommunikativer Rahmen verengt sich nationale Identität erst durch die diskursive

Aufbereitung im Zusammenhang mit bestimmten auÿenpolitischen Fragen und Situatio-
nen. Welche auÿenpolitische Verhaltensweise sich letztlich durchsetzt, ist deduktiv nicht
bestimmbar, sondern hängt vom Verlauf des entsprechenden Diskurses46 und der spezi�-
schen Handlungssituation ab. Die Diskursanalyse eignet sich als Instrument zur Analyse
des Verhältnisses zwischen nationaler Identität und auÿenpolitischem Verhalten besonders
gut. Sie kann zeigen, warum ein politisches SystemWahlmöglichkeiten in einer bestimmten
Weise so strukturiert und beschränkt, so dass Entscheidungsträger nur ganz bestimmte
Optionen als vertretbar ansehen bzw. als vertretbar darstellen.

1.3.2 Der Ansatz zur Erstellung einer Diskursanalyse
Die in dieser Arbeit unternommene Diskursanalyse geht von einem Makroansatz aus:
Sie möchte nicht die den sprachlichen Äuÿerungen zugrundeliegenden Strukturprinzipien
(sprachwissenschaftlicher Ansatz) ermitteln, sondern, um die Bedeutung einer Sprache
bzw. im Rahmen eines Diskurses getro�ener Aussagen zu verstehen, Kenntnisse über die
Verwendung von Sprache erlangen (Larsen 1997: 15). Insbesondere erhält Sprache Be-
deutung vor dem Hintergrund eines historisch gewachsenen Begri�sapparates von Wert-
vorstellungen und Sinngebungen. Die Bedeutung und der Ein�uss von Worten ergibt sich
weniger aus den Unterschieden zwischen ihnen, sondern aus den ihnen beigemessenen
sozialen Werten.
Um die Bedeutung von Texten in einem Diskurs zu verstehen, muss sowohl ein Wissen

über die Textstruktur als auch ein bereichsspezi�sches Vorwissen vorhanden sein. Fer-
ner sind Zeit, Ort, Umstände und Teilnehmer sowie deren soziale und kommunikative
Positionen bei der Analyse zu berücksichtigen. Somit wird insgesamt das Verhältnis von
Sprachgebrauch, Wertvorstellungen/perzipierten Bedeutungszusammenhängen und Inter-
aktionen untersucht (Wæver 1994: 256, Nadoll 2000: 21).

1.3.3 Grundbegri�e der Diskursanalyse
Der Begri� Diskurs wird verstanden als �eine kommunikative Interaktion, in der ver-
sucht wird, Identitätselemente und Handlungspräferenzen argumentativ im Wege einer
(gedachten) Kausalkette entsprechend der gesellschaftlich akzeptierten Angemessenheits-
logik � die auf der nationalen Identität beruht � miteinander zu verbinden�.47 Politische

46Für den Verlauf eines Diskurses sind diskursive Ereignisse von Bedeutung. Nur sie werden zum
Gegenstand eines breiten gesellschaftlichen Diskurses. Ereignis und diskursives Ereignis müssen einander
an Umfang und Bedeutung keinesfalls entsprechen: Kompetenzstreitigkeiten zwischen obersten Verfas-
sungsorganen über auÿenpolitische Zuständigkeiten, in Polen etwa zwischen dem Senat und dem Auÿen-
ministerium, können noch so scharf sein, wenn sie nicht an die Ö�entlichkeit dringen, werden sie nicht zu
einem diskursiven Ereignis. In den Diskursen spiegelt sich somit nicht die �objektive Wirklichkeit� wider,
sondern eine soziale Interpretation von Realität (Milliken 1999: 236).

47Joeriÿen/Stahl 2003, Boekle/Nadoll/Stahl 2001: 12. Foucault de�niert Diskurs als �a group
of statements in so far as they belong to the same discursive formation (...) it is made up of a limited
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Diskurse haben in demokratischen Gesellschaften die Funktion, politische Diskussionen
zu formen, politische Ereignisse zu erklären, politische Handlungen zu rechtfertigen bzw.
um Anerkennung ringen, historische Erinnerungen zu (re-) interpretieren und Identität zu
(re-) konstruieren. Daneben scha�en sie einen common sense innerhalb der Bevölkerung.
Der Diskurs ist somit das Medium, durch das Identität in einer konkreten Situation eine
Bedeutung erhält.48
Diskursträger können in Abhängigkeit von ihrer Machtposition in der Gesellschaft auf

den Diskursverlauf einwirken. Sie werden dabei durch aktuelle oder vergangene Diskurse
in ihren Möglichkeiten beschränkt. Personen wie etwa Amtsträger haben aufgrund der
Verfassung eines Landes eine herausgehobene Stellung, nehmen deshalb im Diskurs eine
oft herausgehobene Stellung ein und können deshalb als privileged storytellers (Milliken
1999: 236) bezeichnet werden. Diskurse laufen also, wie erwähnt, nicht herrschaftsfrei ab.
Im Rahmen eines bestimmten Diskurses unternehmen unterschiedliche gesellschaftliche
Gruppen den Versuch, die Diskurshegemonie zu erringen, d.h. ein bestimmtes (iden-
titätsbezogenes) Argumentationsmuster durchzusetzen und dadurch die diskursive und
linguistische Dominanz zu erreichen.49 Das bloÿe Erreichen dieser Dominanz zieht noch
nicht notwenig entsprechendes Regierungshandeln und -entscheiden nach sich. Das ist je-
doch auch nicht die Hauptstoÿrichtung dieses Ansatzes, der kein decision making-Ansatz
ist.50
Die Kennzeichnung des durch Diskurse vermittelbaren auÿenpolitischen Handlungs-

number if statements for which a group of conditions of existence can be de�ned. Discourse in this
sense is not an ideal timeless form (...) it is, from beginning to end, historical - a fragment of history
(...) posing its own limits, its divisions, its transformations, the speci�c modes of its temporality (...)�
(Foucault 1989: 117). In ontologischer Hinsicht stellen Diskurse also das Bindeglied zwischen Akteur-
und Strukturebene dar. Davon zu unterscheiden ist der Begri� der Debatte, der allgemeiner und nicht
notwendig identitätsbezogen die Kontroverse über ein bestimmtes Thema umfasst. Debatten erstrecken
sich daneben meist über einen längeren Zeitraum und können verschiedene Diskurse zu einem Thema
umfassen � in Polen etwa die Debatte um den EU-Beitritt, die sich zumindest in die Diskurse über Werte
in der EU sowie den wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Nutzen eines Beitrittes aufteilen lieÿe.

48Bei den historischen Vorstudien der Arbeit (Kapitel 2 und 3) wird ferner der Begri� des Diskurs-
kontextes gebraucht werden. Er bezeichnet �the structure of all properties of the social situation that
are relevant for the production or the reception of discourse� (van Dijk 1997: 19).

49�Linguistic dominance means that a discourse has established a dominant perception of reality, a
narrative in which the meanings of terms are de�ned by their relative space in the dominant story�
(Hoffman/Knowles 1999: 15). Nach Townson 1992: 25f bestehen die Versuche, eine linguistische
Dominanz zu erzielen, aus drei Mechanismen: a) naming, d.h. Begri�setablierung und -besetzung (et-
wa �Friedenstruppen�); b) referencing (Referenzherstellung), d.h. der Versuch, Verbindungen zu bereits
vorhandenen Begri�en herzustellen, die positiv konnotiert werden, aber ideologisch neutral sind (etwa
�Stabilität�, �gutnachbarschaftliche Beziehungen�), wobei gleichzeitig dem politischen Gegner das Recht
abgesprochen wird, diese Begri�e zu benutzen sowie c) signifying (Deutungsmonopol), d.h. in der Lage zu
sein, innerhalb eines speziellen Diskurses behaupten zu können, als einziger die �wahre� Bedeutung eines
Wortes zu erfassen. Referencing und signifying können dabei als komplementäre Aspekte des Prozesses
der Bedeutungszuschreibung angesehen werden. Wer die Dominanz dieser drei Aspekte innerhalb eines
Diskurses erlangt, verfügt über die Kontrolle, Worten eine Bedeutung zuzuweisen (linguistische Domi-
nanz) und damit auch über die Kontrolle des Diskurses selbst (diskursive Dominanz, Diskurshegemonie).
Dieser so entstandene Diskurs zeigt die gröÿte Übereinstimmung mit allgemeinen Erfahrungen und ande-
ren Indikatoren für �Wahrheit�, er wird als im allgemeinen Verständnis als kanonisch ausgezeichnet und
gilt damit als �normal�.

50Es soll insbesondere die traditionelle Stoÿrichtung vermieden werden, decision making-Ansätze auf
individuelle Akteure zu beschränken (Hollis/Smith 1990: 74, Jervis 1976). Diese Anwendungen bleiben
auf spezielle Situationen (etwa Krisenzeiten) beschränkt, in der die Ansichten einzelner Akteure eine
herausragende Rolle spielen (Larsen 1997: 5f).
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spielraumes einer Regierung hat zumindest den Vorteil, dass seine Anwendung empirisch
überprüfbar ist, während viele Entscheidungsanalysen weitaus stärkere, oft nur implizit
getro�ene Annahmen fordern. Diskurse scha�en auf diese Weise einen common sense. Sie
schränken � haben sie sich einmal durchgesetzt � gleichzeitig einen eventuellen Widerstand
der Gesellschaft gegen ein bestimmtes Handeln des Staates ein und setzen gleichzeitig dem
Staatshandeln seine Grenzen.
Um die Ö�entlichkeit von der �Richtigkeit� der Art und Weise ihrer Handlungen zu

überzeugen, verknüpfen die Diskursträger inDiskursformationen51 ihre Argumente mit
bestimmten � aktiven oder erst noch zu aktivierenden � Identitätselementen.52 Diese sich
eher selten fundamental ändernden Diskursformationen stellen eine Art Argumentations-
kette dar, bestehend aus dem ultimativen Argument, dem Identitätselement, einigen Argu-
mentationsmustern sowie einer Handlungsempfehlung (Joeriÿen/Stahl 2003: 176). Sie
können somit als durch stetige Rekonstruktion verfestigte Argumentationsmuster (bei de-
nen Identitätselemente und Handlungspräferenzen verbunden werden) verstanden werden,
die mit einer bestimmten Bedeutung versehen wurden, die wiederum als �Wahrheit� be-
trachtet werden. Diskursformationen spiegeln also Grundelemente der Identitätskonstruk-
tion einer Gesellschaft wider; methodisch-theoretisch sind sie eine weitergehende Opera-
tionalisierung von Identität. Ein Überzeugungsversuch ist dann erfolgversprechend, wenn
eine Handlungsempfehlung mit einem aktiven oder zu aktivierenden Identitätselement
verbunden wird, also auf bestehende und präsente Diskursmuster53 Bezug genommen
wird. Diese Verknüpfung ist in der Gesellschaft bereits internalisiert oder gar institutiona-
lisiert und gilt damit als �normal�. Um ein aktiviertes Identitätselement aufzuspüren,
muss man durch eine Analyse von Diskursformationen eine argumentative Kette also so
lange zurückverfolgen, bis man auf ein irreduzibles, nicht mehr argumentativ hergeleitetes
Element stöÿt, eben das Identitätselement.54

Zusammenfassend bleibt festzuhalten, dass die Diskursanalyse in dieser Arbeit zwei me-
thodische Funktionen hat: Zum einen hilft sie, Identitätselemente, Argumentationsmuster
und wesentliche Diskursträger zu identi�zieren. Daneben erhellt sie ferner die Verbindung
zwischen der schwer fassbaren Hintergrundvariablen �Identität� und dem auÿenpolitischen

51Eine ursprüngliche De�nition dieses Begri�es �ndet sich bei Foucault 1989: 38. Der Unterschied
zwischen Diskurs und Diskursformation besteht im Modell dieser Arbeit vor allem darin, dass ein Diskurs
ein spezielles historisches Beispiel einer Diskursformation ist (Larsen 1997: 16).

52Diese sind untereinander nicht notwendig widerspruchsfrei (Larsen 1997: 8) und können in so ver-
schiedener Weise eingesetzt werden, dass sogar gegensetzliche politische Handlungsempfehlungen daraus
resultieren: So soll etwa gezeigt werden, dass mit dem Hinweis auf Polen als �europäisches Land� das
Land sowohl als �Brücke zwischen Ost und West� als auch als �Vorposten des Westens� dargestellt werden
kann.

53Ein Diskursmuster ist eine inhaltlich konstante, auf einem bestimmten Argumentationsmuster beru-
hende Art und Weise, wie ein Thema durch die vorgebrachten Argumente der Entscheidungsträger in
einem aktuellen Diskurs behandelt wird (Nadoll 2000: 18). Es wird im Gegensatz zu Diskursen nicht
als Interaktion, sondern als Ergebnis einer Handlung verstanden. Je nach Gesellschaftsebene können die
Diskursmuster stark voneinander abweichen.

54Allgemein lässt sich ein Identitätselement als Teil der nationalen Identitätskonstruktion begreifen,
der das 'Eigene' mit einer hervorstechenden Eigenschaft belegt oder es in Beziehung zum 'Anderen'
setzt (Joeriÿen/Stahl 2003: 179). Nach einem Modell von Foucault, gemäÿ dem ein Diskurs aus
�Stamm� (central concepts), �Ästen� (governing statements) und �Zweigen� (concrete statements) be-
steht (Foucault 1989: 147), muss eine Änderung innerhalb des Diskurses nicht dessen vollständige
Neuausrichtung bedeuten, da sie etwa nur einen �Zweig� betri�t, aber keinen �Ast�.
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Verhalten.55 Diskurse haben damit eine vermittelnde Stellung zwischen der Kontinuität
der Identität und dem notwendigen Wandel der Auÿenpolitik. Das Modell trägt somit im
Unterschied zu traditionellen Ansätzen insbesondere der Flexibilität und Wandelbarkeit
von beliefs Rechnung.

1.3.4 Operationalisierung des Ansatzes
1.3.4.1 Erstellung des Verhaltenspro�ls

Ziel dieser Arbeit ist die Erstellung eines ostpolitischen Diskurs- und Verhaltenspro�ls Po-
lens nach 1989. Deshalb wird das historische auÿenpolitische Verhalten Polens � begrenzt
auf die Phase zwischen 1918 (Wiedergründung des polnischen Staates) und 1989 (Ende
des kommunistischen Regimes in Polen) � als Vorstudie und erster Schritt auf etwa
25 Seiten am Beginn dieser Arbeit stehen. Dieses allgemeine Verhaltenspro�l wird
aus der Sekundärliteratur erstellt und dient der Arbeit als historische Rückkoppelungs-
hilfe. In Anlehnung an das PAFE-Projekt wird für dieses allgemeine Verhaltenspro�l der
Staat als einheitlicher Akteur konzipiert, so dass Auÿenpolitik nur �von auÿen� betrachtet
wird. Auch die Darstellung von Motivunterstellungen und Entscheidungsprozessen wird
weitestgehend ausgeblendet (Boekle/Nadoll/Stahl 2001: 3f). Dieses allgemeine Ver-
haltenspro�l soll die Politikfelder Sicherheit (militärische, politische und wirtschaftliche
Kriterien) und Minderheiten umfassen. Die Sicherheitspolitik wird dabei nach folgenden
Kriterien untersucht:
(i) Welche bevorzugten militärischen Bündnispartner hatte Polen?,
(ii) Welche Art der Sicherheit bevorzugt Polen? (unilateral, multilateral, kollektiv,

kooperativ),
(iii) Überblick über die wirtschaftliche Binnenstruktur Polens, über bevorzugte Wirt-

schaftsräume und Handelspartner sowie über die Auÿenhandelsbilanz.

Die Minderheitenpolitik wird dagegen nach folgenden Kriterien analysiert:
(i) Minderheiten in Statistiken,
(ii) Verfassung und Minderheiten,
(iii) Wahlen, parlamentarische Repräsentation, parlamentarische Praxis,
(iv) Verwaltungspraxis,
(v) Konfession,
(vi) Schulpolitik.

Die Auswahl dieser Politikbereiche ist nicht willkürlich, sondern wurde in Abhängigkeit
vom speziellen ostpolitischen Verhaltenspro�l Polens nach 1989 vorgenommen, das
die drei wohl wichtigsten Felder polnischer Ostpolitik nach 1989 umfasst. Zwei von drei
Fallstudien sind dabei Sicherheitsfragen im weiteren Sinne (Folgen des Schengener Über-
einkommens als Teil der inneren Sicherheit, Auÿenwirtschaftsförderung als Teil wirtschaft-
licher Sicherheit) und eine dem Bereich �Minderheiten� zuzuordnen. Diese drei Fallstudien

55Der PAFE-Ansatz möchte damit helfen, eine Lücke in der systematischen Identitätsforschung zu
schlieÿen. Auf diese Notwendigkeit wies zuletzt Cruz 2000: 277 hin: �What is perplexing is the current
failure to investigate systematically the complex linkages between identity formation and the expressive
practices of political actors.�
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beinhalten im sechsten Schritt reichhaltiges, vielfach unverö�entlichtes empirisches Ma-
terial.

1.3.4.2 Erstellung des Diskurspro�ls

Im zweiten bzw. fünften Schritt soll das allgemeine bzw. das spezielle ostpolitische Dis-
kurspro�l56 Polens erstellt werden. Ausgehend vom oben dargestellten Verhältnis zwi-
schen nationaler Identität und identitätsbezogenen innergesellschaftlichen Diskursen soll
der Hauptdiskurs sowie dessen Inhalte und Träger zusammengefasst werden. Dieses Pro�l
beinhaltet nur innergesellschaftliche Momente; Handlungen und Kommunikation exter-
ner Akteure werden nur berücksichtigt, soweit sie im innerpolnischen Diskurs eine Rolle
spielen. Im zweiten Schritt wird durch die Rekonstruktion von zwei auÿenpolitischen
Diskursen anhand von Sekundärliteratur ein �allgemeines Diskurspro�l� zur polnischen
Ostpolitik erstellt. Diese Diskurse sollen neben den vorherrschenden Argumentationsmu-
stern und Diskursformationen auch die Diskursträger zeigen, die in einer bestimmten
Weise auf solche Formationen zurückgreifen. Zur Untermauerung der Aussagekräftigkeit
dieser allgemeinen Diskurspro�le wurde je ein Diskurs aus der Periode vor und nach 1989
rekonstruiert. Da der Ansatz davon ausgeht, dass Identität eine sehr stabile Kategorie ist,
sollten in diesen historischen Diskursen bereits die wichtigsten Identitätselemente, Teile
der (etwas leichter wandelbaren) Diskursformationen sowie Diskursstruktur und -träger
identi�zierbar sein.57
Die diesen beiden Studien zugrundeliegenden Leitfragen lauten:
1) Kann man die gefundenen Identitätselemente systematisieren?
2) Gibt es au�ällige Ähnlichkeiten zwischen den beiden Diskursen?
3) Gibt es Au�älligkeiten bei den Argumentationsmustern?
4) Welchen Ein�uss hatten externe Faktoren für die beiden Debatten?
5) Wie lässt sich das Verhältnis von Diskurshegemonie und Entscheidung charakteri-

sieren?
Im fünften Schritt der Arbeit soll, ausgehend vom auÿenpolitisch relevanten Ver-

halten in den Fallstudien und unter Berücksichtigung des allgemeines Diskurspro�ls ein
�spezielles Diskurspro�l� erstellt werden. Es soll zeigen, welches Argumentationsmuster
die Dominanz erringen konnte und wie eine Diskurshegemonie hergestellt wurde, die zur
Legitimation des auÿenpolitischen Verhaltens geführt hat. Dadurch kann aufgezeigt wer-
den, wie die polnische Gesellschaft eine spezi�sche Situation bewertet und sich dabei
selbst einordnet. Als relevante Textquellen zur Erstellung des speziellen Diskurspro�les
dienen insbesondere Presseerklärungen von Regierung und Opposition, Parlamentsdebat-
ten, Reden des Präsidenten und Auÿenministers sowie relevante Beiträge polnischer Di-
plomaten.58 Ergänzend werden weitere Textquellen wie Zeitschriften- und Zeitungsartikel

56Diskurse und Diskursformationen sind überaus komplexe, historisch gewachsene Gebilde. Da sie sich
deshalb nicht in ihrer Gesamtheit darstellen lassen, bezeichnet der technische Begri� �Diskurspro�l� das
abstract eines Diskurses oder einer Diskursformation unter Berücksichtigung der aktuellen oder grund-
sätzlichen Träger (Boekle/Nadoll/Stahl 2000: 31).

57Nadoll 2000: 22. Die Diskursstruktur bezeichnet den formalen Weg, den ein Diskurs in einer Ge-
sellschaft nimmt (Joeriÿen/Stahl 2003: 173). Ihre Abbildung beinhaltet insbesondere die Darstellung
relevanter Akteure, die in den jeweiligen Gesellschaften an auÿenpolitischen Diskursen teilnehmen bzw.
sie dominieren.

58Parteiprogramme sind dagegen im Falle Polens für eine auÿenpolitische Diskursanalyse nur einge-
schränkt hilfreich, da das polnische Parteiensystem noch nicht abschlieÿend konsolidiert ist, die Parteien
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sowie Meinungsumfragen verwendet, soweit sie mit Blick auf das politische System Po-
lens wesentlich erschienen. Schlieÿlich wurden auch die Ergebnisse von etwa 60 Interviews
mit Persönlichkeiten aus Diplomatie, Verwaltung, Wissenschaft und relevanten polnischen
NGOs eingearbeitet.

1.4 Forschungsstand

Während die Ziele �Sicherheit� und �Europa� der polnischen Auÿenpolitik nach 1989 mit
dem Beitritt zu Europarat und NATO sowie der bevorstehenden EU-Mitgliedschaft be-
reits nahezu gelöst sind und die in diesem Zusammenhang auftretenden Probleme in den
Rechts- und Sozialwissenschaften in West und Ost bereits in breiterem Rahmen diskutiert
wurden,59 steht vor allem die westliche systematische Forschung zur polnischen Ostpolitik
nach 1989 noch am Anfang. Dies mag zum Teil an in Westeuropa fehlenden profunden
Sprach- und Landeskenntnissen oder vermeintlich fehlender tagespolitischer Aktualität
liegen. Jedoch ist o�ensichtlich, dass das Thema mit dem EU-Beitritt Polens und der da-
mit einhergehenden direkten Nachbarschaft der Union mit Weiÿrussland und der Ukraine
auf der Brüsseler Agenda weit nach vorne gelangen wird.
Wissenschaftliche Literatur zur polnischen Ostpolitik, die über vereinzelte Zeitschrif-

tenartikel und überblickartige Monographien hinausgeht, ist nicht nur in Nordamerika
und Westeuropa praktisch überhaupt nicht vorhanden,60 sondern auch in Polen erst im
Entstehen begri�en und betri�t fast ausschlieÿlich die Ukraine, kaum aber Litauen und
noch weniger Weiÿrussland:61 Zu erwähnen sind die Arbeiten von Fedorowicz 2004
(i.E.), Surmacz 2001, Yang 2001 und Fehler 1998. Zur polnischen Nationalitätenpo-
litik existieren die Arbeiten von Tarka 1998 und in Deutschland von Gawrich 2003.
In Deutschland in Vorbereitung ist ferner die Arbeit von Markus Bieniek (MZES) zu den
ostpolitischen Programmen polnischer Parteien. Die in Polen erschienenen Arbeiten sind
weitgehend chronologisch gegliedert und stehen methodisch eher der Zeitgeschichte nahe.
Zwar existiert in Polen ein zentrales, jährlich aktualisiertes Register der Dissertationen;
dieses ist aber erst seit Mitte der neunziger Jahre weitgehend vollständig, da Dissertatio-
nen in Polen nicht landesweit verö�entlichungsp�ichtig sind.62

1.5 Quellenbasis

Die Arbeit stützt sich in ihrem empirischen Teil auf ein breites Spektrum an Primärquel-
len: bilaterale Verträge, (zumeist unverö�entlichte) Regierungs- und Ressortabkommen

(bis auf die postkommunistische SLD und die PSL) noch weitgehend über keine Stammwähler verfügen
und die ostpolitischen Diskurse oft quer zu den Parteien laufen.

59Stellvertretend für viele Czapli«ski 2002, Barcz 2002, Mayhew 1998, Prizel 1995.
60Ausnahmen sind Beiträge in Sammelbänden, wie etwa Ziemer 2001b, Buchhofer 2001 und Gro-

madzki 2000 sowie der Zeitschriftenaufsatz von Gerhardt 2001. Zu den Ideen einer künftigen EU-
Ostpolitik siehe Weidenfeld 2001, Weidenfeld 1997.

61Dieser Zustand wird auch in Polen beklagt, siehe etwa Nowakowski 2000: 16. In Vorbereitung war
2003/04 die Doktorarbeit von Stanisªaw Mikoªajczyk (UAM) zur polnischen Minderheit in Weiÿrussland.

62O±rodek Przetwarzania Informacji (Hrsg.): Katalog rozpraw doktorskich i habilitacyjnych; Warszawa
(Jahreszahl)). Auf Anfrage an die Universitätsbibliotheken und die politikwissenschaftlichen Institutsbi-
bliotheken in Krakau, Lublin (KUL, UMCS), Posen, Warschau (UW), Thorn und Breslau wurden dem
Autor teilweise mehr Arbeiten gemeldet als der o.g. Katalog umfasste.
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Polens mit seinen östlichen Nachbarstaaten, Verfassung und innere Rechtsordnung Polens
und seiner östlichen Nachbarn seit 1989, das Regierungsbulletin Przegl�ad Rz�adowy, die
Protokolle der Plenarsitzungen des Sejm und des Senats, der Sitzungen der Ausschüsse
von Sejm und Senat für Auswärtiges, Erziehung, Kultur, Angelegenheiten der Polonia und
Minderheiten, Protokolle der Sitzungen des Präsidiums des Senats, vereinzelt zugängliche
Korrespondenz zwischen MSZ und den polnischen Botschaften und Konsulaten in Litau-
en, Weiÿrussland und der Ukraine sowie Analysen und Expertisen der Kanzlei des Sejm.
Unter den polnischen Tages- und Wochenzeitungen wurden hauptsächlich Rzeczpospolita,
Gazeta Wyborcza, Tygodnik Powszechny, Polityka und Wprost, unter den deutschsprachi-
gen Zeitungen vor allem FAZ, NZZ und SZ berücksichtigt. Ferner wurden die Online-News
von Radio Free Europe/Radio Liberty, der Deutschen Welle und der polnischen Presse-
agentur PAP ausgewertet. Ergänzend sind auch die Ergebnisse der etwa 60 geführten
nicht-standardisierten, unterschiedlich strukturierten Interviews mit aktiven und ehema-
ligen Vertretern polnischer Ministerien (MSZ, MEN, MKiS, MSWiA), mit Vertretern der
Wissenschaft und wichtiger (zumeist ganz überwiegend von staatlicher Unterstützung ab-
hängiger) NGOs (u.a. IDEE, Batory-Stiftung, PISM, Fundacja Wiedzie¢ Jak, Wspólnota
Polska, Fundacja Pomoc Polakom na Wschodzie) miteinbezogen.

Bei der Auswahl der Sekundärliteratur zur historischen und historiographischen Dimen-
sion der Arbeit (vor allem Kapitel 2 und 3) wurde die von Jan Józef Lipski angesichts der
vor 1989 weitgehend beschwiegenen deutsch-polnischen Vergangenheit aufgestellte For-
mel � �Wir müssen uns alles sagen, unter der Voraussetzung, dass jeder von seiner eigenen
Schuld spricht.� (Lipski 1996, ähnlich Skaradzi«ski 1990: 132f, Filipczuk 1987: 153)
� auch für Polen und seine östlichen Nachbarn zu Grunde gelegt. Bei der entsprechenden
Auswahl zu den Kapiteln 5 und 6 der Arbeit wurde hinsichtlich der polnischen Quellen
vor allem auf die Publikationen der wichtigsten polnischen Institutionen zurückgegri�en,
die Periodika und Einzelverö�entlichungen mit ostpolitischem Bezug herausgeben:
- Im Dezember 1990 wurde per Beschluss des Ministerrats das ursprünglich dem Au-

ÿenhandelsministerium, heute dem MG untergeordnete Zentrum für Oststudien (O±rodek
Studiów Wschodnich, OSW) ins Leben gerufen, das eine weitverzweigte publizistische Tä-
tigkeit entfaltet hat (Eurazja; Biuletyn Ukrai«ski, Baªtycki, Rosyjski, Biaªoruski; Tydzie«
na Wschodzie; Analizy; Sygnaªy; Komentarze; Prace OSW ).
- Im Oktober 1989 wurde das Zentrum für Internationale Studien (O±rodek Studiów

Mi�edzynarodowych, OSM) als Teil der Kanzlei des Senats gegründet, das nach Au�ösung
durch die SLD/PSL-Regierung seit Ende 1994 im Rahmen der Robert Schuman-Stiftung
weitergeführt wird. Diese gibt die seit 1990 erscheinende Zeitschrift Polska w Europie
heraus.63
- Seit den fünfziger Jahren exisitiert das Polnische Institut für Internationale Angele-

genheiten (Polski Instytut Spraw Mi�edzynarodowych, PISM) als organisatorische Einheit
des polnischen Auÿenministeriums.64 Es gibt u.a. die Zeitschriften Przegl�ad Dyplomaty-

63Der Titel der Zeitschrift geht auf einen im Jahr 1985 zunächst im Schutz der Kirche agierenden Ge-
sprächskreis zum Thema �Polen in Europa� zurück (Utajony spór o polityk�e zagraniczn�a, Rzeczpospolita,
30.1.95). Das OSM sollte nach den Wahlen von 1989 vor allem eine Beratungsfunktion für die Mitglieder
der �S�-nahen OKP-Fraktion und die Senatoren haben. Es verfasste nach den Wahlen von 1991 vor allem
Expertisen für das Präsidium des Senats und den Auswärtigen Ausschuss des Senats sowie für einzelne
auÿenpolitisch engagierte Senatoren (RPPZ 1992: 351f).

64Das Institut wurde 1993 o�ziell aufgelöst, um im Dezember 1996 als Stiftung wieder ins Leben
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czny, Sprawy Mi�edzynarodowe und das Jahrbuch der Polnischen Auÿenpolitik (Rocznik
Polskiej Polityki Zagranicznej, RPPZ) heraus.
- Die Stiftung Internationales Zentrum zur Entwicklung der Demokratie (Mi�edzynaro-

dowe Centrum Rozwoju Demokracji, MCRD) und das im Juni 1997 gegründete und dem
MCRD angegliederte Institut für Strategische Studien (Instytut Studiów Strategicznych,
ISS) haben seit 1996 (bzw. seit 1997 am ISS) einen Programmschwerpunkt zur polni-
schen Ostpolitik entwickelt, diesbezüglich zahlreiche Konferenzen veranstaltet und wich-
tige Sammelbände herausgegeben.
- Das Zentrum für Ostforschung (Centrum Bada« Wschodnich, CBW) wurde 1990 vom

MEN als Fortsetzung des schon zu PRL-Zeiten bestehenden Zentrums für sowjetische Stu-
dien (Centrum Bada« Radzieckich, CBR) ins Leben gerufen und war ein der Universität
Warschau angegliedertes Institut. Es wurde im Jahre 2000 aufgelöst und gab bis dahin die
Zeitschrift Polityka Wschodnia sowie die unregelmäÿig erscheindenden Studia i Materiaªy
heraus (RPPZ 1993: 159).
- Das Institut für Politische Studien (Instytut Studiów Politycznych, ISP PAN) der Pol-

nischen Akademie der Wissenschaften wurde am 1. September 1990 ins Leben gerufen; es
geht in seinen Verö�entlichungen im Rahmen ostpolitischer Fragestellungen jedoch eher
zeithistorischen Fragestellungen nach.65

Daneben waren die Verö�entlichungen folgender Institutionen von Bedeutung, die sich
nicht hauptsächlich, aber unter anderem mit der polnischen Ostpolitik nach 1989 beschäf-
tigten:
- das Institut für Ostmitteleuropa (Instytut Europy �rodkowo-Wschodniej ) in Lublin

mit Auÿenstellen u.a. in Vilnius, Minsk und Kiev,
- das (weitgehend von deutschen Stiftungen �nanzierte) Zentrum für Internationale

Beziehungen (Centrum Stosunków Mi�edzynarodowych, CSM),
- das Zentrum für Politisches Denken (O±rodek My±li Politycznej, OMP) sowie
- die 1988 in Polen als Ableger des Open Society Institute (George Soros) gegründete

Batory-Stiftung.66

Schlieÿlich wurden die Inhalte der Zeitschriften Arcana, Res Publica, Dzi±, Rocznik
Wschodni, Biuletyn Stowarzyszenia Wspólnota Polska sowie Przegl�ad Polonijny gesichtet
und relevante Artikel daraus berücksichtigt.

Schon zu Beginn der 90er Jahre schrieb ein bekannter Kenner der polnischen Ostpolitik:
�Es ist zu bedauern, dass es künftigen Forschern nur in geringem Maÿe gelingen wird, die
Atmosphäre des Zögerns, der heiÿen inneren Diskussionen, der Spannungen, aber auch
der benediktinischen Arbeit der Ausarbeitung von immer neuen Standpunkten, die An-
weisungen, Erklärungen, Besuche und Verhandlungen wiederzugeben, durch die man sich
bemühte, die Interessen Polens zu verwirklichen� (Ku¹niar 1993: 20). Wenn es mit dieser
Arbeit gelingt, dieses vielleicht spannendste Kapitel polnischer Auÿenpolitik nach 1989
gleichzeitig wissenschaftlich adäquat und leserfreundlich darzustellen, wäre einerseits ein
Ziel meiner vierjährigen Bemühungen erreicht und andererseits ein Beitrag zur � vor allem

gerufen zu werden und 1998 seine Arbeit wiederaufzunehmen (Dziennik Ustaw 1996, Nr. 156, Pos. 777).
65Für eine Bibliographie der Arbeiten siehe Fiszer 2000.
66Die Ergebnisse der von der Batory-Stiftung organisierten ersten Tagung polnischer und ukrainischer

Abgeordneter des Jahres 1989 wurden verö�entlicht in Zustri£i 3/4 1990: 33-84.
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jenseits Russland-spezi�scher Themen � eher verhaltenen (Meyer 2000: 929, Umbach
2000: 212) politikwissenschaftlichen Ostmittel- und Osteuropaforschung in Deutschland
geliefert.



Kapitel 2

Das historische Verhaltenspro�l Polens

Das europäische Staatensystem nach den Pariser Vorortverträgen von 1918 war weder ge-
schlossen noch nach bestimmten Prinzipien durchstrukturiert, sondern zeichnete sich eher
durch ein Nebeneinander und eine Überschneidung mehrerer Strukturen aus (Krüger
1997: 13). Das wiedererstandene Polen hatte dabei in seinem internationalen Umfeld in
erster Linie mit der Nachbarschaft zum Deutschen Reich und zur UdSSR, innerpolnisch
unter anderem mit erheblichen volkswirtschaftlichen Problemen und dem hohen Minder-
heitenanteil vor allem in Ostpolen zu kämpfen. Doch auch nach dem Zweiten Weltkrieg
waren diese Fragen durch die polnische Westverschiebung, das aufgezwungene Bündnis
mit der UdSSR und die Massenaussiedlungen nur vermeintlich geklärt. Diese bis 1989 für
Polen kennzeichnende Situation rechtfertigt die Auswahl der drei historischen Fallstudien
zu den Bereichen �Sicherheit�1 sowie �Minderheiten�.

2.1 Sicherheit sensu largo 1918-1989

Die Erstellung des historischen Verhaltenspro�ls im Bereich �Sicherheit� stützt sich auf
folgende analytische Kriterien:
(i) Welche Territorialkon�ikte hatte Polen nach 1918 mit seinen östlichen Nachbarn

zu verzeichnen?
(ii) Welche bevorzugten militärischen Bündnispartner hatte Polen?
(iii) Welche Art der Sicherheit bevorzugte Polen (unilateral, multilateral, kollektiv,

kooperativ)?

1Während �Sicherheit� in der bipolaren Welt des Kalten Krieges beinahe ausschlieÿlich militärische
Bedeutung hatte, wurde der Begri� nach 1989 insbesondere von der OSZE wesentlich vielschichtiger aus-
gelegt und bezog neben militärischen vor allem auch wirtschaftliche und umweltpolitische Gesichtspunkte
ein. In Polen wurde diese De�nition ganz überwiegend rezipiert; so de�nierte etwa der Sicherheitsberater
von Präsident Kwa±niewski, Siwiec, Sicherheit als �eine Situation, in der keine äuÿere Aggression droht
oder in der ein Staat zur erfolgreichen Abwehr einer solchen fähig ist; aber auch, daÿ es keinen Grund
zur Angst vor einer Aggression oder Druck von Seiten äuÿerer Kräfte gibt. Sicherheit ist das Fehlen von
Bedrohungen für die grundsätzlichen Werte objektiver und subjektiver Dimension. Der heutige Begri�
beinhaltet neben politisch-militärischen Fragen auch wirtschaftliche, ökologische, gesellschaftliche und
ethnische Fragen (...)� (Siwiec 2001: 28). Ähnlich wurde Sicherheit von Auÿenminister Skubiszewski
(Sprawozdanie Stenogra�czne Sejmu, 65. Sejm-Sitzung, 27.6.91, Rede des Auÿenministers) und Präsident
Waª�esa (etwa im sicherheitspolitischen Papier des KOK �Grundlagen der polnischen Sicherheitspolitik�
vom November 1992) de�niert.

29



30 KAPITEL 2. DAS HISTORISCHE VERHALTENSPROFIL POLENS

(iv) Wie stellt sich die binnenwirtschaftliche Situation Polens dar, welche Hauptrich-
tungen wies der polnische Auÿenhandel auf?

2.1.1 Militärisch-politische Sicherheit
2.1.1.1 Territoriale Kon�ikte an den polnischen Ostgrenzen nach 1918

Nicht Diplomatie, sondern Krieg bestimmten nach 1918 im Osten Polens die Situation:
Zunächst kam es am Ausgang des Ersten Weltkrieges zu einem Krieg zwischen polnischen
Truppen und Verbänden der nach Selbständigkeit strebenden West-Ukraine. Zum Sym-
bol für die Auseinandersetzungen wurde dabei der Kampf um die Stadt Lemberg.2 Mit
alliierter Billigung wurde schlieÿlich die Regierung in Warschau ermächtigt, Wolhynien
und Ostgalizien bis zum Zbrucz zu besetzen.3 Im Zuge des polnisch-sowjetischen Krie-
ges eroberte Polen unter anderem das westliche Weiÿrussland bis knapp vor Minsk,
was durch den polnisch-sowjetischen Friedenvertrag von Riga (März 1921) sanktioniert
wurde.4 Im April 1919 erfolgte schlieÿlich die handstreichartige Besetzung des zwischen
Polen und Litauen umstrittenen Wilna-Gebietes durch den �Aufstand� der Truppen des
polnischen Generals �eligowski.5 Während die Litauer Wilna als historische Hauptstadt
des mittelalterlichen Groÿfürstentums Litauen für sich reklamierten, hoben die Polen die
führende Rolle der polnischen Kultur in der Stadt seit Mitte des 17. Jahrhundert her-
vor.6 Im März 1922 wurde das Gebiet an Polen angeschlossen. Die litauische Regierung
in Kaunas weigerte sich daraufhin, die provisorische Foch-Linie vom Juli 1919 nach dem
Wa�enstillstand vom Oktober 1920 als Staatsgrenze anzuerkennen und diplomatische Be-
ziehungen aufzunehmen oder auch nur Post- und Telefonverbindungen einzurichten. Nur
unter polnischem Zwang gab Litauen im Dezember 1927 die Erklärung ab, zwischen Po-
len und Litauen herrsche Frieden und nur nach einem scharfen polnischen Ultimatum im
März 1938 wurden diplomatische Beziehungen aufgenommen.7

2Am 1.11.1918 hatten die Westukrainer Lemberg in ihre Gewalt gebracht, das die Polen aber bereits
wieder am 22.11.1918 zurückeroberten (Rhode 1965: 459, detailliert Kozªowski 1990). Für die zahlrei-
chen, meist sehr jungen Toten nicht nur der polnisch-ukrainischen Kämpfe, sondern auch des polnisch-
sowjetischen Krieges errichtete der polnische Staat in der Zwischenkriegszeit ein pompöses Denkmal
(Cmentarz Orl�at) auf dem historischen Friedhof von Lemberg, das seit 1991, wenn auch unter ganz an-
deren Ausgangsbedingungen, zu einem langanhaltenden polnisch-ukrainischen Zwist führte (siehe etwa
Fedorowicz 2002b).

3Das von den Alliierten für Ostgalizien vorgelegte Autonomiestatut wurde niemals realisiert
(Garlicki 1999: 76, Rhode 1965: 465f). Nur als ein vorübergehender Ersatz trat am 26.9.1922 ein
auf zwei Jahre befristetes, nicht verlängertes polnisches Gesetz in Kraft (Uschakow 1997: 209).

4Die weitergehenden östlichen Territorialambitionen Polens waren nicht völlig irreal gewesen, fürchte-
ten doch die religiösen und konservativen ukrainischen bzw. weiÿrussischen Bauernmassen die Verstaatli-
chung ihres Landes, das sie erst 1861 und 1864 erhalten hatten (siehe die Tagebuchauszüge des polnischen
Verhandlungsführers in Riga, Grabski, in der Zeitschrift Wi�e¹ 11-12/1988: 159-176, vgl. auch Smaljan-
czuk 1998: 113 und Janowicz 1987: 22). Der sowjetischen Seite gelang es in Riga, Polen im Vertragstext
indirekt für die nichterlangte weiÿrussische und ukrainische Souveränität verantwortlich zu machen. So
sprach Art. 1 des Vertrages von der Grenze �zwischen Polen einerseits und der Ukraine und Weiÿrussland
andererseits�.

5Bardach 1993: 16, Garlicki 1999: 78f. Piªsudski war als Oberkommandierender der Streitkräfte
über das Vorgehen des Generals informiert.

6Ausführlicher etwa �ossowski 1993, Skrzypek 1993, �ossowski 1996. Neben der polnischen spielte
in Wilna vor allem die jüdische Kultur eine wichtige Rolle (Miknys 1999: 86f).

7Umso erstaunlicher waren die intensiven Kontakte in den wenigen Wochen vor Ausbruch des Zweiten
Weltkrieges (Garlicki 1999: 81-83, Rhode 1965: 496f).
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International sanktioniert waren die polnischen Grenzen jedoch erst am 15. März 1923,
als die Alliierten der polnischen Annexion Ostgaliziens und der Teilung Mittellitauens
entlang der Foch-Linie trotz ukrainischer und litauischer Proteste zustimmten und der
Völkerbund seine Machtlosigkeit in dieser Frage erkennen musste.8

2.1.1.2 Grundzüge polnischer Auÿen- und Bündnispolitik 1918-1939

Kein inneres Problem hat das Schicksal Polens zwischen 1918 und 1989 so entscheidend
beein�usst wie das Hauptproblem der Auÿenpolitik, die Lage zwischen Deutschland und
der UdSSR.9 Für keinen der Nachbarn war dieses Problem � in gewisser Weise eine Exi-
stenzfrage für ganz Ostmitteleuropa � gleichzeitig so brennend wie für Polen, das als
einziger Staat an beide diese Länder grenzte und dazu starke Minderheiten hatte, die
jenseits der eigenen Ostgrenze nominell über eigene Republiken verfügten. Darüber hin-
aus war man bis 1939 mit allen weiteren Nachbarn bis auf Rumänien (Defensivbündnis
vom März 1921 gegen die UdSSR) und Lettland verfeindet; vor allem durch die erwähn-
ten Territorialkon�ikte, die auch das Verhältnis zu Deutschland (Oberschlesien, Danzig,
Groÿpolen) und der Tschechoslowakei (Teschener Schlesien) bestimmten (Rhode 1965:
454, Jaworski/Lübke/Müller 2000: 312).
In der internationalen Bündnispolitik setzte Warschau aufgrund dieser starken Span-

nungen auf ein enges Bündnis mit Frankreich, wodurch Polen Teil des französischen cor-
don sanitaire wurde. Die Ho�nungen auf Beistand für den Ernstfall wurden jedoch durch
den deutsch-sowjetischen Berliner Vertrag von 1926 erheblich gemindert. Daneben setzte
Warschau vor allem auf eigene Gröÿe und militärische Stärke zwischen den beiden groÿen
Nachbarn.10 Weder die für Polen enttäuschenden Locarno-Verträge noch das Sanacja-
Regime nach 1926 veränderten die polnische Auÿenpolitik entscheidend. Ein naheliegen-
des, von �SR-Präsident Bene² angestrebtes polnisch-tschechoslowakisches Bündnis oder
ein Beitritt zur Kleinen Entente gelang ebensowenig wie die Pläne einer Baltischen Liga
mit Polen als Bindeglied zwischen der Kleinen Entente und den baltischen Staaten sowie
Finnland oder gar der Aufbau einer Front von Randstaaten gegen die UdSSR (Rhode

8Garlicki 1999: 80, Hoensch 1990: 257 und Rhode 1965: 468; ausführlich zur Ostgrenze Domi-
niczak 1962. Eine zuvor vom Völkerbund vorgeschlagene Kantonslösung hatte die litauische Regierung
im März 1922 abgelehnt (Wisner 1999: 46).

9Eine innenpolitische Konsequenz dieses Problemes mit langanhaltenden Folgen war die � stark zuge-
spitzt gesprochen � Spaltung der politischen Elite Polens in �Piasten� und �Jagiellonen� : Die �Piasten�,
vertreten vor allem von den den Siegermächten nahestehenden Nationaldemokraten (Endecja) standen
für eine nationalstaatlich geprägte, vorwiegend gegen Deutschland gerichtete Orientierung, die den An-
schluss aller Gebiete an Polen vorsah, in denen die polnische Bevölkerung dominant, wenn auch nicht
notwendig in der Mehrheit war und in denen Ho�nung auf Polonisierung der übrigen Bewohner be-
stand. Ihnen gegenüber standen die an den Grenzen der Adelsrepublik von 1772 orientierten, auf der
Seite der Mittelmächte stehenden und vorwiegend gegen Russland gerichteten �Jagiellonen�, die eine
polnisch-litauisch-weiÿrussische �Föderation� (unter polnischer Führung) oder eine Territorialautonomie
für die Minderheiten im Osten anstrebten und der unabhängigen Ukraine (wobei Ostgalizien polnisch blei-
ben sollte) in bündnisartigen Beziehungen eine Schlüsselrolle zuwiesen (Garlicki 1999: 72f, Hoensch
1990: 259, Rhode 1965: 454f; aus der neuesten polnischen Forschung erwähnenswert insbes. Nowak
2001, Grott 1999, Stoczewska 1998, Czubi«ski 1993, aus dem älteren Schrifttum insbes. Dmowski111996, Lewandowski 1962). Beide Konzepte sahen ein starkes Polen vor, das der Riegel gegen revisio-
nistische Bestrebungen aus der UdSSR und dem Deutschen Reich sein sollte. In keiner der beiden war
jedoch Platz für Nationalstaaten der östlichen Nachbarn.

10Kessler 1997: 168, Ahmann 1997: 33. In der relativ friedlichen Phase der Locarno-Ära leistete sich
Polen Militärausgaben von durchschnittlich 30% des Staatshaushaltes (Ahmann 1997: 37).
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1965: 483).
Die für Polen scheinbar günstige auÿenpolitische Entwicklung (innenpolitische Situati-

on in Deutschland ab 1932, Nichtangri�s- und Kriegsächtungspakt mit der UdSSR (1928,
1932)) brachte Polen Entlastung an seiner Ostgrenze und einigen politischen Spielraum,
den Piªsudski nutzen wollte, um Polen zur führenden Macht in Ostmitteleuropa zu ma-
chen. Der Ausstieg aus dem Minderheitenschutzsystem (1934) und das taktische deutsch-
polnische Nichtangri�sabkommen (1934) sind jedoch bestenfalls als unglückliche Entwick-
lung anzusehen, deren Schwächen nach dem Tod des Marschalls im Mai 1935 durch die
gefährliche Schaukelpolitik seiner mittelmäÿigen und zerstrittenen Nachfolger o�ensicht-
lich wurden.11 Am Vorabend des Zweiten Weltkrieges lebten schlieÿlich auch in Polen
Bestrebungen zur Revidierung von Grenzen im Rahmen des �Volksgruppenkonzeptes�
auf. Sie verschärften die Lage gefährlich, da dem �Mutterstaat� eine (fragwürdige) Le-
gitimationsgrundlage für eine direkte Intervention gegeben wurde (Kessler 1997: 184).
Die Auswirkungen dieses Konzeptes zeigten sich deklarativ bei der Unterstützung für
die ukrainische Minderheit in der UdSSR (Mikulicz 1971: 88-92) und aktiv 1938 bei
der Angliederung unter anderem des Olsa-Gebietes (Teschener Schlesien) im Zuge des
Münchener Abkommens. Der deutsche Überfall auf Polen und die sowjetische Besetzung
Ostpolens am 17. September 1939 machten das Land jedoch zu einem der Hauptopfer des
Krieges. Dabei wurde die Besetzung Ostpolens in Weiÿrussland und der Ukraine über-
wiegend als �Wiedervereinigung� gefeiert und ist in diesen beiden Ländern bis heute ein
wichtiges Bezugssymbol für die Nations- und Staatsbildung.12

2.1.1.3 1939-1947: Zweiter Weltkrieg, Bürgerkriege und Grenzverschiebun-
gen

Der Hitler-Stalin-Pakt und der deutsch-sowjetische Grenzvertrag von 1939 schlugen im
wesentlichen die ehemaligen polnischen Ostgebiete (Gebiete zwischen der Grenze des Ri-
gaer Vertrages und der heutigen polnischen Ostgrenze) der BSSR und der USSR zu. Die
Rote Armee schuf dabei mit ihrem Einmarsch am 17. September 1939 in Ostpolen und
den darauf folgenden Deportationen bis 194113 vollendete Tatsachen.14 Im Oktober 1939
wurde das Wilna-Gebiet (in dem Sowjettruppen stationiert wurden) Litauen angegliedert,

11Rhode 1965: 490f, Jaworski/Lübke/Müller 2000: 319. Die Annahme der Unüberbrückbarkeit
der deutsch-sowjetischen Gegensätze erwies sich dabei als gravierende Fehleinschätzung; ferner wirkte
sich der Völkerbund-Eintritt der UdSSR ungünstig auf die polnische Auÿenpolitik aus (Hoensch 1990:
271, Rhode 1965: 455 und Ahmann 1997: 43f).

12In den nationalkommunistisch beein�ussten Medien Weiÿrusslands war auch 1992 zu lesen, der 17.
September 1939 � bis heute weiÿrussischer Nationalfeiertag � sei nicht nur Tag der Wiedervereinigung,
sondern auch der Befreiung von der polnischen Aggression gewesen (Biuletyn OSW Nr. 17, 10.10.92: 23f).
Den Fall des polnischen Staates und die Vereinigung Weiÿrusslands hatten 1939 nicht nur weiÿrussische
Kommunisten, sondern auch nationale Gruppen und die Mehrheit der weiÿrussischen Gesellschaft begrüÿt;
ähnliche Tendenzen sind für die Ukraine zu konstatieren (Turonek 1987: 33f).

13Die Studie von Czerniakiewicz 1994: 5-7 berücksichtigt bei der Angabe von Zahlenmaterial auch
die neuesten Forschungsergebnisse, die in einem Briefwechsel zwischen den Präsidenten Waª�esa und El'cin
vom Oktober 1991 publik wurden, und nennt die Zahl von 1,5 Mio Deportierten polnischer Nationalität.

14Von der BSSR kehrten 1945 einige Kreise um Biaªystok und �om»a zu Polen zurück; allerdings wurde
die Bestimmung von Jalta, nach der der Grenzverlauf entlang der Curzon-Line fünf bis acht Kilometer
zugunsten Polens abweichen könne, im Falle der Stadt Grodno nicht eingehalten: Anstelle entlang der
Memel (Niemen/Nemunas) verlief die polnisch-sowjetische Grenze hier etwa 20 Kilometer westlich davon
(Tarka 1998: 42, Anm. 93). Die Nachkriegsgrenze zwischen der USSR und Polen dagegen verlief bis auf
wenige Kilometer gemäÿ dem Hitler-Stalin-Pakt (Eberhardt 1996a: 179, Anm. 46).
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das aber bereits 1940 als LSSR an die UdSSR angeschlossen wurde.
Parallel zu den globalen Ereignissen des Zweiten Weltkrieges herrschte in Ostpolen nach

1939 teilweise Bürgerkrieg. Während die polnisch-weiÿrussischen Kon�ikte meist unblu-
tig verliefen, verschärften sich insbesondere zwischen 1939 und 1940 (Anschluss Litauens
an die UdSSR) die polnisch-litauischen Spannungen. Schon vor dem �Bevölkerungs-
austausch� und dem Abzug der deutschen Truppen brach im Wilna-Gebiet ein von bei-
den Seiten durch Partisanen erbittert geführter Untergrundkrieg aus,15 der bis zu den
Aussiedlungen nach Kriegsende anhielt. Am dramatischsten verlief jedoch der polnisch-
ukrainische Kon�ikt, insbesondere nach dem deutschen Überfall auf die UdSSR im Juni
1941. Dabei erlebten viele Polen die Aktionen der ukrainischen Untergrundarmee (UPA)
im Vergleich zur deutschen Schreckensherrschaft als noch gröÿere Bedrohung.16 Waren
schon zwischen Juni 1941 und 1943 alleine aus Ostgalizien 300 000 Polen vor ukrainischen
Angri�en ge�ohen, so verlangte der blutige Bürgerkrieg zwischen 1943 und 1945 in Wol-
hynien und Galizien auf polnischer Seite etwa 80 000 bis 100 000 und auf ukrainischer
Seite 15 000 bis 20 000 Opfer.17 Ab Sommer 1945 bekämpften dabei Einheiten der polni-
schen Untergrundarmee (AK) o�en Truppen der ukrainischen UPA und wurden auch zu
Aussiedlungsaktionen herangezogen.18
Da auch Ende 1946 noch etwa 200 000 Ukrainer in Südostpolen zurückgeblieben waren,

die UdSSR eine weitere Verlängerung der Umsiedlungsaktionen aber ablehnte, legten die
polnischen Behörden eine Zwangsumsiedlung der Ukrainer in die neuen �Nord- und West-
gebiete� Polens fest (Zabrowarny 1993: 133, Drozd/Haªagida 1999: 9). Zwischen
April und August 1947 wurden so im Rahmen der Akcja Wisªa (�Aktion Weichsel�) etwa
141 000 Ukrainer in entlegene, meist ländliche und unbesiedelte Regionen dieser Gebiete
umgesiedelt.19 Die Ermordung des polnischen Generals �wierczewski durch die UPA im
März 1947 war dabei nur willkommener Anlass für den Durchführungsbeschluss des Polit-
büros vom 17. April 1947, der einen bereits zuvor geplanten Mechanismus in Gang setzte.20

15Wisner 1997: 51, ähnlich Tarka 1998: 17; diesbezüglich ausgewertete Akten des MSW beiKrupska
1993: 111.

16Vgl. die Studien von Gi»ejewska 1993: 103f, Gi»ejewska/Strzembosz 1995, Motyka 1999.
17Analizy OSW, 28.10.1996. Neben der polnischen Untergrundarmee (AK) bekämpfte auch die pol-

nische Zivilbevölkerung die Ukrainer, wobei auch Frauen, Kinder, unierte Geistliche und sogar ein um
Verständigung bemühter römisch-katholischer polnischer Pfarrer ermordet wurden (Olsza«ski 1987:
111f).

18Olszewski 1993: 157, Zabrowarny 1993: 131f. Mit besonderer Härte und Grausamkeit wurde
dabei gegen den orthodoxen und unierten Klerus vorgegangen; unter anderem wurden etwa 300 unierte
Pfarrer sowie der unierte Bischof von Przemy±l und sein Su�raganbischof deportiert. Neuer Oberhirte der
Unierten in Polen wurde per Nominierung durch Papst Pius XII. der Primas der römisch-katholischen
Kirche Polens (Zabrowarny 1993: 132, Drozd/Haªagida 1999: 8). Formell jedoch erlosch nie die
Existenz der unierten Diözese Przemy±l (die 1991 wieder gegründet wurde), auf sowjetischer Seite wurde
dagegen die unierte Kirche 1946 in Lemberg in einer inszenierten Bischofssynode mit der orthodoxen
Kirche �wiedervereinigt� (Drozd/Haªagida 1999: 22f).

19Motyka 1999, Zabrowarny 1993: 134, 137, Olszewski 1993: 158, Olsza«ski 1987: 114.
20Olsza«ski 1987: 114, 116, Mokry 1989: 178. Der Beschluss enthielt die Zerschlagung der noch

etwa 2 500 Mitglieder zählenden UPA durch etwa 20 000 Angehörige der polnischen Armee, erwirkte die
Abriegelung der Grenze zur �SR und UdSSR (deren Führung passiv blieb) sowie die Aussiedlung aller
Ukrainer und der �gemischten� Familien aus Südostpolen. Nach der Akcja Wisªa wurden bis April 1950
noch einmal 160 000 Ukrainer und Lemken von Südostpolen in andere polnische Gebiete umgesiedelt
(�odzi«ski 1998a: 17). Die viele Jahre kolportierte These von der Notwendigkeit der Akcja Wisªa, um
UPA und OUN zu zerschlagen, �ndet in den vorhandenen Akten keine Bestätigung. Der Aktion �elen
vielmehr alle Ukrainer zum Opfer, auch diejenigen, die auÿerhalb der UPA standen oder sogar gegen diese
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Dass nicht die Aktivitäten der UPA, sondern der Wunsch nach Entnationalisierung der
Ukrainer das Motiv für die Aussiedlungen waren, zeigen die zielgerichtete Zerstreuung
der Ukrainer in den ihnen zugewiesenen Siedlungsgebieten durch die polnischen Behörden
sowie das Verbot eines Umzuges innerhalb der neuen Heimat, einer Rückkehr nach Süd-
ostpolen und der Ausübung der Sprache und kulturellen Traditionen.21 Grundsätzlich die
gesamte ukrainische Intelligenz und weitere Verdächtigte mussten � selbst bei zuvorigem
Dienst in der kommunistischen Armee (AL) oder der PPR � ins Gefängnis oder in das
Arbeitslager nach Jaworzno.22

2.1.1.4 Die Auÿenpolitik der Volksrepublik Polen gegenüber der UdSSR

Warschau war in der allgemeinen Ausrichtung seiner Auÿenpolitik während des Bestehens
der Volksrepublik Polen von den Vorgaben aus Moskau abhängig, insbesondere in der Zeit
zwischen 1944 und 1956. Diese Auÿenpolitik glich � ein Paradoxon nur auf den ersten Blick
� im wesentlichen den traditionellen Ideen der Nationaldemokraten. Sie beinhaltete ins-
besondere die Konstruktion einer polnischen �Erbfeindschaft� gegenüber Deutschland, die
die kommunistische Führung der PRL als argumentative Grundlage zur Legitimierung der
weit vorgerückten polnischen Westgrenze benutzte, und die Anlehnung an das Moskauer
Machtzentrum zuungunsten der Litauer, Ukrainer und Weiÿrussen. Gleichzeitig gab es
keine echte Ostpolitik der Regierungen der PRL. Die Kontakte zwischen den drei an die
PRL angrenzenden Sowjetrepubliken und Warschau überstiegen nicht den von Moskau
gewünschten Rahmen; beide Seiten �taten ihr Bestes um sicherzustellen, dass die Völ-
ker dieser Region sich einander fremd blieben� (Burant 1993: 397). Selbst auf o�zieller
Ebene war etwa der Besuch des polnischen Parteichefs Gierek Ende der siebziger Jahre
in Wilna ein beinahe aufsehenerregendes Ereignis.
In Westeuropa wird bis heute oft übersehen, dass ein eiserner Vorhang nicht nur Ost

und West trennte, sondern auch die Staaten des Ostblocks untereinander und insbeson-
dere von der UdSSR durch eine hermetisch abgeriegelte Grenze getrennt waren. Kontakte
zwischen den Bevölkerungen der Staaten waren somit vor allem im ersten Nachkriegs-
jahrzehnt kaum möglich. Erst nach Oktober 1956 waren streng kontrollierte, in aller Re-
gel von oben angeordnete Begegnungen möglich. Privatreisen ins Nachbarland fanden
weiterhin nur unter auÿerordentlich erschwerten Bedingungen statt (Tarka 1998: 73).
Die verordnete polnisch-sowjetische Freundschaft wurde nicht durch authentische Kon-
takte belebt, die meisten Kommunikationswege zwischen der PRL und den angrenzenden
Sowjetrepubliken wurden von Moskau aus gesteuert. Nur im Rahmen des 1956 unter-
zeichneten polnisch-sowjetischen Kulturabkommens war Raum für polnisch-ukrainische,
polnisch-weiÿrussische oder polnisch-litauische Kontakte,23 der jedoch bis 1989 keinen

kämpften (Zabrowarny 1993: 134f).
21Zabrowarny 1993: 137, Olszewski 1993: 159, Olsza«ski 1987: 113. Die Ho�nungen der Ukrainer

auf Rückkehr zerstoben spätestens mit dem Inkrafttreten des Dekretes vom 10.8.49 (Dziennik Ustaw 1949,
Nr. 46, Pos. 339), das den verlassenen Besitz der Ukrainer in Staatseigentum überführte; entsprechende
Entschädigungen in den Nord- und Westgebieten wurden erst ab 1951 per Dekret (Dziennik Ustaw 1951,
Nr. 46, Pos. 340) gewährt (Zabrowarny 1993: 137).

22Dieses Lager war während der deutschen Besatzung ein Auÿenlager des KZ Auschwitz und wurde per
Politbüro-Beschluss der PPR zum Lager für inhaftierte Ukrainer bestimmt. Bis März 1949 durchliefen
dieses Lager knapp 4 000 Ukrainer, unter ihnen 22 unierte und fünf orthodoxe Geistliche (Mokry 1997b;
Zabrowarny 1993: 136; Drozd/Haªagida 1999: 10).

23Tarka 1998: 74. So konnten etwa im Rahmen eines von der LTSK organisierten wissenschaftli-
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Platz für einen o�ziellen und gleichzeitig authentischen Dialog der Polen mit ihren östli-
chen Nachbarn lieÿ. Die sich einstellende Gleichgültigkeit wurde auf polnischer Seite erst
in den achtziger Jahren durch die Sympathie für die litauische und ukrainische Natio-
nalbewegung (S�aj	udis, Ruch) durchbrochen (Valionis/Ignatavi£ius/Bri£kovskien 
e
1998: 10).

2.1.2 Wirtschaftliche Sicherheit
Nach dem Ersten Weltkrieg sah Polen sich vor die Aufgabe gestellt, erhebliche strukturelle
Unterschiede und regionale Gegensätze im technischen Entwicklungsstand der Wirtschaft
zu überwinden und die zuvor zueinander weitgehend beziehungslosen Wirtschaftsräume
des wiederauferstandenen Staates zu integrieren, was nicht reibungslos gelang (Rhode
1965: 454). Das fast vollständige Fehlen wertvoller Rohsto�e, chronischer Kapitalmangel,
die geringe Aufnahmefähigkeit des Binnenmarktes und häu�ge politische Krisen hemm-
ten die wirtschaftliche Entwicklung zusätzlich, so dass noch 1931 nur 15,1 Prozent aller
Beschä�gten in der Industrie und 4,8 Prozent in Handel und Gewerbe tätig waren, aber
64,9 Prozent in der Landwirtschaft (Hoensch 1990: 258). Jedoch forcierte die polnische
Regierung in den 20er Jahren den Ausbau des Hafens in Gdingen, der schon 1933 Danzig
den Rang als wichtigster Ostseehafen der Region ablief. Die Ära Piªsudski konnte zwar
die wirtschaftliche Krise der Jahre 1925/26 au�angen, die Jahre 1928 bis 1932 brachten
jedoch eine neue Depression, die indes keine Wirtschaftslenkung nach sich zog. Trotz der
schwierigen Situation vollbrachte die II. Polnische Republik bis 1938 insgesamt eine be-
deutende Aufbau- und Integrationsleistung vor allem in den Bereichen Infrastruktur, Bau-
und Hüttenwesen sowie Landwirtschaft (Rhode 1965: 481, Jaworski/Lübke/Müller
2000: 320).
Nach dem Zweiten Weltkrieg hatte Polen schwere Schäden nicht nur in den Städten,

sondern auch � mit der wichtigen Ausnahme der Regionen um �ód¹ und Oberschlesien
� an den Produktionsanlagen und der Infrastruktur zu beklagen: Von groÿer Bedeutung
war ferner die Westverschiebung des Landes. Als Ausgleich für die ganz überwiegend
agrarisch geprägten Ostgebiete erhielt Polen im Westen agrarisch intensiv genutzte Land-
striche, eine relativ hoch entwickelte Industrie- und Gewerbestruktur, ein dichtes Infra-
strukturnetz sowie wertvolle Bodenschätze. Zwar musste Polen unter dem Druck Mos-
kaus 1947 das ERP-Programm der USA ablehnen, erhielt aber aus Mitteln der Verein-
ten Nationen (UNRRA) groÿzügige Auslandshilfe, die jedoch erheblich durch die Kohle-
Lieferverp�ichtungen gegenüber der UdSSR, das Fehlen quali�zierter Arbeitskräfte sowie
Reparationsentnahmen beeinträchtigt wurde (Ziemer 1987: 217, Hoensch 1990: 304f).

chen Seminars zur Lituanistik in Pu«sk im August 1981 keine Teilnehmer aus der LSSR anreisen, son-
dern ihre Beiträge nur per Post senden (Tarka 1998: 136). Der Informationsaustausch wurde jedoch
nicht völlig zum Erliegen gebracht, so war etwa polnisches Fernsehen in den grenznahen Gebieten der
drei angrenzenden Sowjetrepubliken zu empfangen. Gleichzeitig wurden die polnische Presse sowie in
der UdSSR nicht erhältliche polnische Übersetzungen westlicher Autoren für Litauer, Weiÿrussen und
Ukrainer meist die wichtigste Quelle eines im Vergleich zur Sowjetunion ungleich freieren Informations-
�usses (Valionis/Ignatavi£ius/Bri£kovskien 
e 1998: 10). Die polnische Sprache wurde so für viele
Intellektuelle aus der LSSR, BSSR und der USSR zur lingua franca relativer Freiheit � verkörpert in
den unabhängigen polnischen Wochen- und Monatszeitschriften Znak, Wi�e¹, Tygodnik Powszechny so-
wie der (verbotenen) Pariser Kultura (seit 1981 auch der Krakauer Lithuania), in denen regelmäÿig
Aspekte der transnationalen Beziehungen zu den drei benachbarten Sowjetrepubliken analysiert wurden
(Valionis/Ignatavi£ius/Bri£kovskien 
e 1998: 10).
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Die 1946 durchgeführte Enteignung des Groÿgrundbesitzes sowie der groÿen und mittle-
ren Industriebetriebe wurde � ein einmaliger Vorgang im ehemaligen Ostblock � 1956 im
Bereich der Landwirtschaft weitgehend wieder rückgängig gemacht (Hoensch 1990: 305,
317). Bis 1970 wurde eine zumeist kapital- und arbeitsintensive, auf extensives Wachstum
angelegte Wirtschaftspolitik betrieben. Negativ auf die heutige polnische Wirtschafts-
struktur wirkte sich insbesondere die heute oft verklärte Phase der siebziger Jahre aus, in
der Parteichef Gierek letztlich fehlgeschlagene Wirtschaftsreformen durchführte (ausführ-
lich: Ziemer 1987: 230-247). Mit der bewuÿten Aufgabe des zuvorigen Autarkiestrebens
ho�te die neue Parteiführung, Polen durch den Import von moderner Technologie aus
dem Westen zu modernisieren und mit Hilfe entsprechender Anlagen Produkte herstellen
zu können, die den polnischen Export in die UdSSR beleben sollten.24 Das in diesem Zu-
sammenhang auftretende Loch in der Auÿenhandelsbilanz vergröÿerte sich jedoch immer
mehr und addierte sich zwischen 1971 und 1979 auf 19,9 Mrd US $ und 6,9 Mrd US $
fällige Zinsen. Noch schwieriger wurde die Situation dadurch, dass die westlichen Kredite
nur zu einem Teil für Investitionsgüter, sondern zu etwa einem Drittel zum Stopfen der
Haushaltslöcher verwendet wurden (Ziemer 1997: 248-256).
Parallel zu diesen Entwicklungen veränderte sich die sozioökonomische Struktur Polens

dramatisch: Die starre Sozialpyramide der Zwischenkriegszeit war zum Einsturz gebracht
worden, der auch vor dem Krieg schwache Mittelstand praktisch aufgerieben, die polni-
sche Intelligenz im Zweiten Weltkrieg um zwei Drittel reduziert. In der Zeit von 1950 bis
1979 ging die Zahl der in der Landwirtschaft Beschäftigten von 54 Prozent auf 28 Prozent
zurück, die der in Industrie und Bauwirtschaft Beschäftigten wuchs gleichzeitig von 26
Prozent auf 38 Prozent an. Die Bauernschaft wurde jedoch nach der Dekollektivierung
durch Konservierung der unrentablen Zwergbetriebe strä�ich zugunsten der Arbeiter ver-
nachlässigt. Auslöser und Motor dieser Umwälzungen war die politisch forcierte Industria-
lisierung des Landes, vor allem in den Bereichen Schwerindustrie, Bergbau, Hüttenwesen
und Schi�bau, die lange Zeit erheblich zu Lasten der Konsumgüterindustrie durchgeführt
wurde (Jaworski/Lübke/Müller: 346-348).
Am Ende der achtziger Jahre stand Polen insgesamt vor gewaltigen wirtschaftlichen

Problemen, verursacht in erster Linie durch die zunehmende Verschuldung der eigenen
Volkswirtschaft, die Konservierung unrentabler Produktionsformen sowie ausgebliebene
Strukturreformen in praktisch allen Wirtschaftssektoren.

2.2 Polnische Minderheitenpolitik (1919-1989) unter be-

sonderer Berücksichtigung der litauischen, weiÿrus-

sischen und ukrainischen Minderheit

Die Erstellung des historischen Verhaltenspro�ls im Bereich �Minderheiten� stützt sich
auf folgende analytische Kriterien:25

24So stieg der Anteil des polnischen Importes aus den westlichen Industrieländern in den siebziger
Jahren von unter 30% bis auf zeitweise über 50% an, der Anteil der RGW-Staaten am polnischen Import
�el gleichzeitig von über 60% auf zeitweise 40% ab (Ziemer 1987: 251).

25Der tatsächliche oder vermeintliche Revisionismus von auÿen, die �zweite wesentliche Ursache der
Nationalitätenkon�ikte in der Zwischenkriegszeit� (Suppan/Heuberger 1994: 22), bleibt aufgrund der
gewählten Perspektive dieser Arbeit im folgenden auÿen vor. Es sei aber erwähnt, dass die Sowjetbehörden
die Verdrossenheit der Minderheiten schürten, 1924 einen Kleinkrieg an der sowjetischen Westgrenze
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(i) Minderheiten in Statistiken,
(ii) Verfassung und Minderheiten,
(iii) Wahlen, parlamentarische Repräsentation, parlamentarische Praxis,
(iv) Verwaltungspraxis,
(v) konfessionelle Fragen und
(vi) Schulpolitik.

2.2.1 Zwischenkriegszeit
Nach dem Ersten Weltkrieg wurden die Minderheiten in den neuen oder wiedererstan-
denen ostmitteleuropäischen Staaten nicht als integraler Bestandteil der Gesellschaft,
sondern nur als Fremdkörper wahrgenommen. Wenngleich �dieses Problem das politische
Schicksal der betro�enen Staaten während der Zwischenkriegszeit weniger bestimmt [hat],
als viele Zeitgenossen erwarten und man noch heute landläu�g annimmt� (Schramm
1993: 332f), hatte das Verhältnis zwischen dem neuen polnischen Staat und seinen Min-
derheiten dennoch von Anfang an einen Kon�iktcharakter und ist bis heute eines der am
stärksten in der Historiographie rezipierten und im ö�entlichen Bewusstsein präsenten
Themen. Dies zeigt sich insbesondere an den oben genannten Kriterien.

2.2.1.1 Statistischer Befund

Auch für das damals multinationale Ostmitteleuropa wies Polen überaus hohe Zahlen an
Minderheiten auf, über die die folgende Tabelle Auskunft gibt.

Polnische Volkszählung von 1931 � Angaben zur Muttersprache und zur
Konfession (Angaben in Millionen, Prozentzahlen auf ganz Polen bezogen)

Muttersprache Konfession
Polnisch 21,9 (68,9%) Römisch-Katholische 20,7 (64,8%)
Ukrainisch 4,4 (13,9%) Orthodoxe 3,8 (11,8 %)
Weiÿrussisch 1,7 (5,3%) Unierte 3,3 (10,4%)

Litauer 0,078 (<0,1%) Juden 3,1 (9,8%)

Quelle: �odzi«ski 1998a: 16f; Eberhardt 1996a: 103f.

Da diese Volkszählung nur nach Muttersprache und Konfession, nicht aber der Natio-
nalität fragte, tendierte sie zur Verminderung der Angehörigen der nationalen Minderhei-
ten.26 Geht man davon aus, dass insbesondere für die östlichenWoiwodschaften tatsächlich

inszenierten und die UdSSR sich durch eine bis etwa 1929 anhaltende relativ groÿzügige Förderung für
Weiÿrussen und Ukrainer von der restriktiven polnischen Politik bewusst abhob, um Sympathien für die
Bolschewiki zu gewinnen (Hoensch 1990: 264, Smaljanczuk 1998: 114).

26Dies ist unter anderem daran abzulesen, dass man ca. 800 000 Unierte und Orthodoxe mehr zählte
als die Gesamtzahl der Russen, Ukrainer und Weiÿrussen betrug und gleichzeitig 1,3 Millionen weniger
Römisch-Katholische als Personen mit polnischer Muttersprache. Die Deklaration der Sprache war also
nicht gleichbedeutend mit der Deklaration der Nationalität (Eberhardt 1996a: 103f). Tomaszewski
1985: 32-49 wies erstmals die zu niederen o�ziellen Zahlen der Volkszählung von 1931 nach.
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die Konfessionsstatistiken besser als die Sprachstatistiken die tatsächliche Zusammenset-
zung der Nationalitäten wiedergeben,27 so lebten insgesamt am Ende der zwanziger Jahre
in der Westukraine 4,4 Mio Ukrainer (62,7 Prozent der Bevölkerung dieses Gebietes), in
Westweiÿrussland 1,773 Mio Weiÿrussen (55,3 Prozent der Bevölkerung dieses Gebie-
tes) und im Wilna-Gebiet 61 700 Litauer (11,3 Prozent der Bevölkerung des Gebietes).28

2.2.1.2 Verfassung und Minderheiten

Es waren die Siegermächte des Ersten Weltkrieges und der Völkerbund,29 die nach dem
Ersten Weltkrieg die neugegründeten Staaten in Ostmitteleuropa zur Unterzeichnung und
Umsetzung der ungeliebten Minderheitenschutzverträge30 drängten. So sehr der Völker-
bund beim Aufbau eines Systems kollektiver Sicherheit versagte, beim Minderheitenschutz
ist ein eindeutiges Urteil aus heutiger Sicht nicht so eindeutig zu fällen.31 Zwar erwies sich
das Prinzip des Selbstbestimmungsrechtes der Nationen rasch als selbstzerstörerisch und

27Allein in Ostgalizien gab es 1931 370 000 Unierte mit polnischer Muttersprache sowie etwa 500
000 Römisch-Katholische mit ukrainischer Muttersprache (Hryciuk 1996: 90). In Wilna hatten nach
der Volkszählung von 1931 nur 0,8 Prozent der Einwohner Litauisch als Muttersprache. Anfang des 20.
Jh. war in diesem Gebiet die Polonisierung der Litauer bereits abgeschlossen. Ihre Zahl hatte sich im
Wilna-Gebiet zwischen Mitte des 19. Jh. und 1931 halbiert (Tomaszewski 1985: 154, Miknys 1999:
100).

28Eberhardt 1996a: 43 (Litauer), 161-163 (Weiÿrussen, zu denen auch die polnischsprachigen Ortho-
doxen gerechnet wurden), 170f (Ukrainer). Die geographischen Angaben beziehen sich dabei auf jeweiligen
Gebiete zwischen der Curzon-Line und den Grenzen des Rigaer Vertrages. Dagegen waren die Zahlen der
polnischen Minderheiten in den östlichen Nachbargebieten geringer. Ohne hier auf Forschungskontrover-
sen über die Erhebung der Daten eingehen zu können, soll festgehalten werden, dass auf dem damaligen
Gebiet Litauens, der BSSR und der USSR nach o�ziellen Zahlen 66 000 Personen (Litauen, Volkszählung
1923), 98 000 Personen (Weiÿrussland, Volkszählung 1926) bzw. 476 000 Personen (Ukraine, Volkszählung
1926) polnischer Nationalität lebten (Srebrakowski 1996: 69f, Eberhardt 1996a: 161f, 168f).

29Wolfgang Kessler wies darauf hin, dass der Begri� der Société des Nations besser den Charakter
des Völkerbundes als einer Gesellschaft souveräner Staaten als den eines Bundes von Völkern wiedergibt
(Kessler 1997: 163). Er betonte ferner, dass die Intentionen der Alliierten 1918/19 von der nation als
staatsbildender Gemeinschaft, und nicht von der race als Abstammungsgemeinschaft ausgingen, wenn
auch diese beide Bedeutungen von Volk �gerade im ostmitteleuropäischen Beispiel nicht idealtypisch zu
trennen sind� (Kessler 1997: 161, Anm. 1, zur Abgrenzung der Begri�e race und nation Viefhaus
1960: 110).

30Abgedruckt bei Thornberry 1991: 399-403, vielbeachtet der Artikel von Korzec 1974, eine aus-
führliche Bibliographie zu den Verträgen �ndet sich bei Uschakow 1997: 207, Anm. 29. Ziel der un-
ter internationaler Garantie stehenden Minderheitenschutzverträge war die Bewältigung eines speziellen
Problems in einer bestimmten Region und einem bestimmten Zeitraum. Vorrangig sollte politische Inte-
gration, nicht kulturelle Assimilation gefördert werden (Schot 1988: 227). Dennoch wurden die Verträge
sowohl von den Minderheiten als auch ihren �Mutterstaaten� von Anfang an abgelehnt, da Minderhei-
tenschutz in erster Linie als Instrument zum Bestandschutz der konnationalen Minderheiten und � bei
Grenzminderheiten � als Mittel zur Revision der territorialen Bestimmungen der Friedensverträge be-
gri�en wurde (Kessler 1997: 175, Sierpowski 1986). Die Übereinkommen umfassten im wesentlichen
Anti-Diskriminierungsregeln im Rahmen eines weder welt- noch europaweit gültigen und überwiegend nur
individualrechtlichen Schutzes für nationale und religiöse Minderheiten (im Unterschied zum universellen
menschenrechtlichen Ansatz der Vereinten Nationen), mit denen der Völkerbund ho�te, die Existenz von
Minderheiten weder zu befördern noch ihren Wunsch nach Entfaltung zu unterdrücken (Thornberry
1991: 40).

31Scheuermann 2000: 407f. Zur De�nition der Begri�e Grenzminderheit, Inselminderheit und Streu-
minderheit siehe Kessler 1997: 171f. Davon abweichend mussten Weiÿrussen und Ukrainer spätestens
seit den stalinistischen Kampagnen der 30er Jahren als Nationen ohne Staat gelten (ebd.).
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wurde bereits mit dem Anschluss der polnischen Ostgebiete jenseits der Curzon-Line oh-
ne zuvoriges Plebiszit missachtet,32 jedoch war gleichzeitig ein Fortschritt im Völkerrecht
erreicht worden � Staaten hatten unter Einschränkung ihrer Souveränität nicht mehr das
Recht, Minderheiten zu unterdrücken oder zu diskriminieren.
Mit dem Minderheitenschutzvertrag unterzeichnete Polen ein Übereinkommen, das die

Rechte der zu etwa einem Drittel nicht-polnischen Bevölkerung innerhalb des neuen Staa-
tes garantieren sollte.33 Polen verp�ichtete sich darin zur Übernahme der Artt.2-8 des
Vertrages in innerpolnisches Recht, die als Artt. 95, 96, 109, 110 und 115 in die polnische
Verfassung von 1921 eingingen und (bis auf Art. 95) auch in der April-Verfassung von
1935 Bestand behielten. Darin wurde den Minderheiten neben den liberalen Grundrech-
ten und einem Diskriminierungsschutz auch das Recht auf Gleichbehandlung in Fragen
politischer Betätigung, des Zugangs zu ö�entlichen Ämtern und der (auch religiösen) Ver-
einigungsfreiheit zugestanden und die Bestimmungen durch Rechte zur Entfaltung der
nationalen und kulturellen Identität34 ergänzt. Den Rechten entsprach die P�icht zur
Loyalität gegenüber dem Heimatstaat.35
Die polnische Verfassung von 1921, die nach dem Vorbild der III. französischen Republik

und nach polnischer Verfassungstradition den Sejm zum höchsten Staatsorgan machte, ga-
rantierte damit formell die Gleichheit aller Staatsbürger.36 Jedoch gestand Art. 114 der
römisch-katholischen Kirche eine Stellung nicht als Staatskirche, aber als primus inter
pares unter den Konfessionen zu (Wagner 1997: 242). Mit der April-Verfassung von
1935 wurden die formellen Rechte der nationalen Minderheiten weiter eingeschränkt, ins-
besondere das Recht auf Zugang zur ö�entlichen Verwaltung, und weitere Rechte unter
Gesetzesvorbehalt gestellt.37

2.2.1.3 Wahlen, parlamentarische Repräsentation und Praxis

Von den ersten Wahlen vom Januar 1919 blieben Litauer, Weiÿrussen und Ukrainer bei-
nahe vollständig ausgeschlossen � es wurden keine Abgeordneten ihrer Nationalität im
Nachhinein delegiert.38 Auÿer den Sozialisten (PPS) und einer von drei Bauernparteien
(PSL Wyzwolenie) standen alle Parteien den Minderheiten misstrauisch bis feindlich ge-
genüber, deren Vertreter von den parlamentarischen Entscheidungszentren ferngehalten

32Eine Bibliographie zum sich in letzter Zeit anstelle von �Selbstbestimmungsrecht der Völker� durch-
setzenden Begri� �Selbstbestimmungsrecht der Nationen� �ndet sich bei Kessler 1997: 161, Anm. 1.

33Zusätzlich schlossen Polen und die UdSSR 1921 einen auÿerhalb des Systems des Völkerbunds ste-
henden entsprechenden Vertrag.

34Dazu zählte vor allem der Gebrauch der Muttersprache im Verkehr mit Behörden, vor Gericht, im
Handel, in der Presse und bei der Religionsausübung sowie die P�icht des Staates, Minderheitenschulen
zu unterhalten und einen Anteil am Haushalt für Bildung, Religion und soziale Belange der Minderheiten
zur Verfügung zu stellen.

35Tomaszewski 1997, Loeber 1997: 190, Uschakow 1997: 207, Anm. 30, Thornberry 1991: 42�.
Die Bestimmung des Art. 109, mit der den Minderheiten die Möglichkeit zum Zusammenschluss in Kör-
perschaften ö�entlichen Rechts gegeben war, blieb jedoch ein �toter Buchstabe� (Uschakow 1997: 210).

36Unter anderem verneinten sowohl die Verfassung von 1921 (Art. 64) als auch diejenige von 1935 (Art.
81) ein richterliches Prüfungsrecht für ordnungsgemäÿ verö�entlichte Gesetze.

37Makowski 1986: 55. Dies betraf insbondere Art. 7 (Relativierung des Rechtes auf Bekleidung öf-
fentlicher Ämter) und Art. 4 (Uschakow 1997: 212). Gemäÿ Art. 81(2) der Verfassung von 1935 blieb
jedoch die Materie des Minderheitenschutzvertrages formell weiter in Kraft.

38Wohl aber wurden unter anderem acht deutsche Abgeordnete nachnominiert (Korzec 1975: 198).
Nachwahlen fanden nur in später eingegliederten Gebieten mit polnischen Mehrheiten statt (Posen, Biaªy-
stok).
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wurden.39

Da die Rechtsparteien im Wahlgesetz mit Hilfe einer Staatsliste und durch Wahlkreis-
geometrie Benachteiligungen für die Minderheiten durchsetzten, bildeten diese 1922 und
1928 in den einzigen einigermaÿen regulären Wahlen einen taktischen Block (BMN), der
sich nach den Wahlen wieder au�öste. Dieser errang 1922 (trotz des Boykottes der gali-
zischen Ukrainer) 22 Prozent der Sejm- und 24 Prozent der Senat-Mandate � ein recht
reales Abbild der tatsächlichen Verhältnisse.40 Eine Neuau�age des BMN erreichte 1928
noch einmal je 20 Prozent der Mandate in den beiden Kammern. Jedoch waren diese
Wahlen speziell in den polnischen Ostgebieten bereits von massiven Hausdurchsuchungen
und Einschüchterungsversuchen der Verwaltung begleitet und erbrachten eine hohe An-
zahl ungültiger Stimmen (etwa 300 000) � Ergebnis der peniblen Arbeit der meist ethnisch
polnischen Wahlkommissionen.41

Die von �Pazi�kationen�, Druck und täglichem Schrecken begleiteten, von Piªsudski er-
zwungenen Neuwahlen vom November 1930 ergaben für die Minderheiten nur noch etwa
ein Drittel der zuvorigen Mandate (33). Die Inhaftierung politischer Gegner der Zen-
trumslinken (Centrolew) und unter anderem 25 ehemaliger ukrainischer Abgeordneter in
Brest (Brze±¢ Litewski)42 sowie die Wahlfälschungen lieÿen die Mehrheit der Bevölke-
rung und viele polnische Intellektuelle sich vom vielfach verehrten Piªsudski abwenden.43
Auch die übrigen (manipulierten) Wahlen der dreiÿiger Jahre � vor allem von den Par-
teien der Linken und Teilen der (städtischen) Bevölkerung boykottiert � benachteiligten
die Minderheiten. Das Parlament wurde zu einer �Beamten- und Notabelnversammlung�
(Rhode 1965: 493) und einem Anhängsel des ausgreifenden Staatsapparates, in dem nur
noch wenige (ukrainische), gefügige Minderheitenvertreter Platz fanden.44 Im Winter 1938
verschärfte sich ein letztes Mal vor dem Zweiten Weltkrieg die Situation, als ein geplantes
�Verfassungsgesetz für Galizien-Wolhynien� im Sejm nicht behandelt wurde und blutige
Unruhen im Südosten des Landes im Winter 1938/39 nur dank kirchlicher Vermittlung
und nur notdürftig beigelegt wurden.45

39Korzec 1975: 198, Koko 1991: 160. So verhinderte die Geschäftsordnung ihren Eintritt in den
Seniorenkonvent des Sejm, der die Tagesordnung und eine Mindestzahl von 15 Abgeordneten für Inter-
pellationen festlegte � eine Zahl, die nur die jüdische und deutsche Minderheit zusammen und erst nach
den Nachwahlen in Posen und Westpreuÿen erreichten (Korzec 1975: 200, 206).

40Hoensch 1990: 260, Rexheuser 1997: 307, Korzec 1975: 207. In den Sejm zogen 35 Juden (8,8%),
20 Ukrainer (4,8%), 17 Deutsche (3,8%), elf Weiÿrussen (2,4%) und ein Russe ein; in den Senat zwölf
Juden, sechs Ukrainer, fünf Deutsche, drei Weiÿrussen und ein Russe. In den vier östlichen Woiwodschaf-
ten errang der BMN, der aus fünf nationalen Minderheiten bestand, die untereinander in viele Parteien
zersplittert waren, mehr als 75% der Stimmen (Korzec 1975: 212).

41Korzec 1977: 107-110. Insbesondere errangen 15 Juden, 21 Deutsche, 44 Ukrainer, zwölf Weiÿrussen
und ein Russe ein Mandat.

42Diese wurden im Dezember 1930 teilweise wieder freigelassen; zehn Centrolew -Politiker wurden jedoch
im Januar 1932 zu Strafen von bis zu drei Jahren verurteilt (Rhode 1965: 488).

43Zum Piªsudski-Kult der Zwischenkriegszeit vgl. zuletzt Hein 2002. Daneben wurden führende Op-
positionelle zur Emigration gezwungen, was in Europa nicht unbemerkt blieb (Rhode 1965: 488).

44Bei den letzten Wahlen im November 1938 erhielten zwar unter anderem die Ukrainer wieder 19,
die Juden fünf sowie Weiÿrussen und Russen je ein Mandat, aber der Anteil der Abgeordneten der
Minderheiten blieb mit 12,5% weit unter ihrem Bevölkerungsanteil (Rhode 1965: 494f).

45Mit der Gewährung einer Autonomie für die Karpatho-Ukraine in der �SR waren in Südostpolen die
Ho�nungen der Ukrainer wieder gewachsen (Hoensch 1990: 275f).
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2.2.1.4 Verwaltungspraxis

Soweit überhaupt solche Strukturen existierten, ähnelte die Strategie der Regional- und
Lokalverwaltung zur Benachteiligung der Minderheiten vor Ort � zusätzlich zu den gesetz-
lichen Bestimmungen � derjenigen anderer Staaten. Man sah in den Bewohnern der kresy
(�Grenzlandgebiete�, gebräuchliche polnische Bezeichnung für die ehemaligen Ostgebiete)
weder fertige noch sich ausbildende Völker, sondern formbares Material und wollte aus
ihnen so rasch wie möglich Polen machen, ohne dass die zentralstaatlichen Behörden in
diesen Prozess viel mit Weisungen oder Verboten eingreifen mussten (Rexheuser 1997:
307, Paruch 1992: 163).
Sehr restriktive Standards wurden im internationalen Kontext minderheitenrele-

vanter Fragen entwickelt. Da sich ein schleichender Missbrauch des Instrumentariums
einstellte, betrachtete die polnische Verwaltung bereits Petitionen an den Völkerbund
als Illoyalität und verweigerte ihre rechtlich notwendige Mitarbeit (Scheuermann 2000:
404f, Loeber 1997: 191, 193, Kessler 1997: 176, Thornberry 1991: 46). Ab 1934 ent-
hielt sich Warschau der Ausführung der Bestimmungen des Minderheitenschutzvertrages
� ein Schritt, der sich gegen den Eintritt der UdSSR in den Völkerbund (Michowicz
1963) und die fehlende Universalität des Minderheitenschutzsystems richtete. Die inter-
nationalen Garantien wurden dabei als gegenstandslos betrachtet, der Schutz der Min-
derheiten auf die Bestimmungen des polnischen Rechts herabgestuft (Loeber 1997: 193).

Die wirtschaftliche Situation der östlichen Grenzminderheiten wurde insbesonde-
re durch die Agrarreform bestimmt. Diese Maÿnahme wurde indes erheblich abgemildert
durch das Durchführungsgesetz vom 28. Dezember 1925.46 Die Ostgebiete, besonders stark
vom polnischen Groÿgrundbesitz geprägt, boten für eine solche Reform die günstigsten
�ächenmäÿigen Voraussetzungen. Wie in der Weimarer Republik versandete jedoch auch
in Polen dieses Vorhaben in den politischen und ökonomischen Schwierigkeiten der zwan-
ziger und dreiÿiger Jahre (Schlau 1997: 150f, Korzec 1977: 86, Rhode 1965: 481,
ausführlich Benecke 1999: 81-139) und wurde angesichts der ukrainischen, weiÿrussi-
schen und litauischen Landanwärter von der polnischen Verwaltung verschleppt. Weitere
wirtschaftliche Nachteile mussten die Minderheiten durch Nicht-Berücksichtigung bei der
Vergabe ö�entlicher Aufträge hinnehmen.

Das 1924 per Gesetz eingeführte Konzept der �Staatsassimilation�47 � seit 1926 auch
o�zielles Programm der mit Piªsudski verbundenen herrschenden Sanacja � kam in der
Verwaltungspraxis nicht recht zum Zuge, da die Herstellung der nationalen Einheit der
Wahrung der nationalen Vielfalt übergeordnet blieb. Schärfe und Tempo der auf Polo-
nisierung abzielenden polnischen Minderheitenpolitik variierten ab Mitte der zwanziger
Jahre mehr und mehr: Ihre Intensität wurde abhängig von der Gröÿe einer Minderheit,

46Hoensch 1990: 254, Rhode 1965: 470, 481. So gab es alleine in den östlichen Grenzwoiwodschaften
vier Millionen Hektar Groÿgrundbesitz; das Gesetz sah jedoch jährlich und erst ab 1925 nur eine Par-
zellierung von 200 000 Hektar vor, die auf deutschen, weniger auf polnischen Groÿgrundbesitz abzielte
(Rhode 1965: 481).

47Das Konzept der Staatsassimilation betrachtete Polen als Nationalstaat und Völkergemeinschaft in
einem und akzeptierte vorübergehend die Konstruktion des polnischen Volkes als ein politisches Volk, in
dem Minderheiten als kulturelle Gröÿen respektiert waren, solange sie Polnisch sprachen und hinnahmen,
dass der Staat polnisch geprägt und von Polen kontrolliert war (Rexheuser 1997: 305, Paruch 1992:
147).
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dem Grad ihres nationalen Bewusstseins und eventuellem ausländischem Beistand.

Eine weitere Maÿnahme der Verwaltung war die konsequente Unterdrückung des
Nationalbewusstseins. Nach der Besetzung von Ostgalizien und Wolhynien wurde dort
jede Regung ukrainischer Eigenständigkeit wie auch Verwendung des Ukrainischen im
ö�entlichen Leben (auch in der Kirche) verboten.48 Gleichzeitig versuchte die Verwaltung
durch gezielte Maÿnahmen, ethnische Gruppen (Huzulen, Lemken und Bojken) von den
Ukrainern abzuspalten.49 Ferner wurden die bis Anfang der dreiÿiger Jahre überwiegend
gemäÿigt gebliebenen politischen und kulturellen Organisationen der Ukrainer zerschlagen
(Hoensch 1990: 275). Erst 1929 rief die neugegründete ukrainische OUN zum Terror
gegen staatliche Einrichtungen auf und ermordete mit dem BBWR-Vorsitzenden Hoªówko
(1931) und Innenminister Pieracki (1934) zwei um Verständigung mit den Minderheiten
bemühte Persönlichkeiten. Dies rief heftige Reaktionen der polnischen Behörden hervor,
o�ene Gewalt wie 1930 die �Pazi�kation� gegen bewa�nete Ukrainer blieben jedoch die
Ausnahme.50 Der Abtritt des um Verständigung bemühten Woiwoden von Wolhynien,
Józewski, im Jahre 1938 markierte jedoch auch symbolisch das Ende einer auf Ausgleich
angelegten Nationalitätenpolitik.
Aufgrund des geringeren Organisationsgrades und des schwächeren nationalen Bewusst-

seins gelang der polnischen Verwaltung dagegen sehr viel einfacher die weitgehende Kon-
trolle der weiÿrussischen Minderheit.51 Jedoch machte die im Januar 1927 wegen an-
geblicher Spionage durchgeführte Au�ösung der weiÿrussischen Hramada die weiÿrussi-
schen Bauern für kommunistische Ideen und sowjetische Befreiungspropaganda empfäng-
lich (Hoensch 1990: 275).

Da der polnische Staat die mittlere Verwaltungsebene (Woiwodschaften) vollständig
kontrollierte, ent�el die ohnehin schwach ausgeprägte Selbstverwaltung für Polens Min-
derheiten (im Gegensatz zu denen der �SR) weitgehend, zumal auch kein personeller
Neuanfang in den Lokalverwaltungen nach 1926 erfolgte (Korzec 1977: 81, 86). Auch die
Gemeindeautonomie war weit eingeschränkter als beim südlichen Nachbarn; unter ande-
rem deshalb, weil sich in den meisten Landesteilen Polens, ehemals russisch beherrschtem
Gebiet, rechtsstaatliche Normen in Verwaltung und Gerichten deutlich weniger ausbrei-
ten konnten als im zuvor österreichischen Zisleithanien (Rexheuser 1997: 304). Nach
1926 schwanden auch auf zentralstaatlicher Ebene die Handlungsmöglichkeiten der
Minderheiten, da die Sanacja keine gröÿeren Änderungen bei der Personalpolitik in der
ö�entlichen Verwaltung vornahm � so gab es zwischen 1918 und 1939 nie einen ethnisch
nicht-polnischen Minister, Woiwoden oder Starosten, die Zahl der nachgeordneten, eth-
nisch nicht-polnischen Verwaltungsbeamten blieb marginal � und daneben vor allem die
für die Minderheiten gelegentlich günstige Aufsplitterung des Parteiensystems zurück-
drängte. Gleichzeitig verlor Piªsudski durch sein o�enes Sympathisieren mit dem konser-
vativen Landadel die Unterstützung der Minderheiten (Korzec 1977: 81, 86).

48Ostgalizien wurde 1920 amtlich (und in der damaligen Sprache �politisch korrekt� in Ost-Kleinpolen
(Maªopolska Wschodnia) umbenannt (Hryciuk 1996: 88f), der Begri� �ukrainisch� (ukrainski) durch
�ruthenisch� (rusi«ski) ersetzt.

49Rexheuser 1997: 308,Rhode 1965: 482 undKessler 1997: 178f, Anm. 102f mit weiteren Verweisen.
50Zur ukrainischen Minderheit in Polen 1918 bis 1939 siehe insbes. Papierzy«ska-Turek 1979.
51Die wenigen Litauer wurden erst in der zweiten Hälfte der 30er Jahre Ziel von Polonisierungsmaÿnah-

men (1936/37 Au�ösung der populären Kasimir-Gesellschaft); nicht zuletzt deshalb, weil die Regierung
in Kaunas die polnische Minderheit als Faustpfand einsetzte (Szamel 1998: 211).
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Insgesamt ist zwar zutre�end, dass diese polnische Politik der Verwaltung für die Zwi-
schenkriegszeit, in der �Nationen� in ganz Europa besonders stark konstruiert wurden,
nicht ungewöhnlich war, doch fällt sie deshalb aus dem Rahmen, weil der Minderheiten-
anteil besonders hoch war und die Maÿnahmen auch mit den damaligen ostmitteleuropäi-
schen Maÿstäben gemessen besonders harsch waren.

2.2.1.5 Die Politik gegenüber den konfessionellen Minderheiten

Die unierte Kirche in Polen entwickelte sich in der Zwischenkriegszeit unter Führung ih-
res Metropoliten �eptyc'kyj zur ukrainischen Nationalkirche.52 Aus Angst vor nationalen
Tendenzen strebte Warschau ihre Polonisierung an: Dazu wurde zum einen die später etwa
500 000 Mitglieder zählende �Vereinigung der Polen griechisch-katholischen Bekenntnis-
ses� gegründet, die nach und nach unter den Ukrainern eine polnische Gegenkirche bilden
sollte. Zum anderen lieÿen Unterdrückungsmaÿnahmen und der wachsende Ein�uss der
römisch-katholischen Kirche bei den unierten Lemken die russophile politische und die
russisch-orthodoxe Strömung au�eben. Unter dem Ein�uss sowjetischer Propaganda tra-
ten mit Duldung der polnischen Behörden schlieÿlich rund 15 000 Lemken zur orthodoxen
Kirche über.53

Die kirchenrechtliche und administrative Neuordnung der an Polen gefallenen Teile der
orthodoxen Kirche vollzog sich nur unter groÿen Schwierigkeiten, da Warschau Wert
auf deren Unabhängigkeit vom Moskauer Patriarchat legte und gleichzeitig Tendenzen
zur Katholisierung beförderte. Die Orthodoxen in Polen waren ganz überwiegend ukrai-
nischer und weiÿrussischer Nationalität.54 Das Statut vom 30. Januar 1922 unterwarf die
Hierarchie der Kontrolle des Staates, machte sie in allen Personalfragen von der Regierung
abhängig und führte das Polnische als innerkirchliche Amtssprache ein. In der Praxis war
die orthodoxe Kirche Polens weder durch den Minderheitenschutzvertrag noch durch den
Vertrag von Riga vor Enteignungen und Zerstörungen, Beschlagnahme und Parzellierun-
gen oder Missionsversuchen der römisch-katholischen Kirche geschützt.55

52Wagner 1997: 252; Friszke 1988. Nach polnischem Staatskirchenrecht ist die unierte Kirche bis
heute keine eigene Kirche, sondern ein Ritus der einen katholischen Kirche. Staatskirchenrechtlich hatte
das Konkordat Polens mit dem Vatikan (10.2.25, Dziennik Ustaw 1925, Pos. 501) der unierten Kirche einen
gewissen Schutz geboten; von den Konkordatsverhandlungen blieb sie aber ausgeschlossen (Wagner 1997:
252). Zur Person �eptyc'kyjs siehe Wendland 2001; Spotkaªem si�e z Szeptyckim 1989; Torzecki
1988.

531933 wurde sogar das Siedlungsgebiet der Lemken auf Betreiben der polnischen Regierung aus dem
unierten Bistum ausgegliedert und einer eigens gescha�enen apostolischen Administratur unterstellt
(Wagner 1997: 252f, Paruch 1992: 168f).

54Zahlen dazu siehe Papierzy«ska-Turek 1989: 310.
55Grundlage �zur Festigung des polnischen Besitzstandes� in den orthodoxen Gebieten waren zwei

Gesetze vom 17.12.20. Die Maÿnahmen kulminierten 1938 im Vollzug eines zum Staatsgesetz erhobe-
nen Vertrags zwischen Polen und dem Vatikan, auf Grundlage dessen die gewaltsame Zerstörung oder
Überführung orthodoxer Kirchen, Gebäude und Ländereien erfolgte, so dass von den 1914 in Polen vor-
handenen 389 orthodoxen Kirchen 1939 noch 51 übrig geblieben waren. Die staats- und kirchenrechtliche
Sanktion dieser Polonisierungspolitik erfolgte durch das vom Staatspräsidenten als Dekret mit Geset-
zeskraft erlassene �Statut der Polnischen Orthodoxen Kirche� vom 18.11.38 ohne Verständigung mit der
Synode, deren Einberufung verboten worden war (detailliert Wagner 1997: 253f, Paruch 1993: 100).
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2.2.1.6 Minderheitenpolitische Aspekte des Schulwesens

Am Ausgang des Ersten Weltkrieges besaÿen Ukrainer, Weiÿrussen und Litauer ein eige-
nes Schulwesen, das überall auf der Nationalsprache beruhte.56 In der Zwischenkriegszeit
entwickelte sich die Schule jedoch auch in Polen mitunter zum entscheidenden Kampfplatz
von Nationalitätenpolitik: Zum einen erregte sie als Institution hoher sozialer Konzentrati-
on, die von auÿen bequem kontrollierbar war, das Interesse aller gesellschaftlichen Kräfte,
zum anderen zeigte der Nationalismus eine besondere A�nität zu Schulfragen.57
Eine Novellierung des Schulgesetzes vom 10. Mai 1920 im Juli und September 1924 galt

nur für die polnischen Ostgebiete und benachteiligte vor allem Weiÿrussen und Ukrai-
ner durch lenkbare Umsetzungsmaÿnahmen, �Schulplebiszite� zur Entscheidung für die
Unterrichtssprache und im Vergleich zu den anderen Minderheiten ungleich höhere Hür-
den erheblich.58 Das ö�entliche Schulwesen der kresy blieb insgesamt �au�allend deutlich�
(Benecke 1999: 147) hinter den Standards in anderen Teilen Polens zurück.
Als Folge dieses Schulgesetzes nahm die Zahl der Schulen mit litauischer, weiÿrussi-

scher und ukrainischer Unterrichtssprache rapide ab. Im Falle der ukrainischen (und de
facto auch der litauischen), nicht aber der weiÿrussischen Minderheit wurden als Ersatz
�utraquistische� Schulen eingeführt, an denen der Unterricht in eine polnischsprachige und
ukrainischsprachige Hälfte geteilt wurde.59
Eine Ausweichmöglichkeit bot sich den Minderheiten vorübergehend durch die Ein-

führung eines privaten Schulwesens. Die Gründung von Privatschulen aus eigenen Mitteln
und Spenden aus dem Ausland sorgte bei Ukrainern und Litauern bis Mitte der dreiÿiger
Jahre für Entlastung,60 der wichtigste Trägerverein der seltenen weiÿrussischen Privat-
schulen wurde dagegen nach mehreren Versuchen der polnischen Behörden 1936 endgültig

56Die Ukrainer verdankten diese den österreichischen Schulstatuten von 1867 und 1869, die in ge-
mischten Schulklassen die Minderheitensprache als P�ichtfach für alle vorsahen, der österreichischen
Besatzungsmacht im Ersten Weltkrieg sowie der kurzen Selbständigkeit, während der einige hundert
ukrainische Volksschulen eingerichtet worden waren. Weiÿrussen und Litauer erhielten durch die deut-
schen Mitteleuropa-Pläne während des Ersten Weltkrieges zahlreiche Volksschulen und je zwei Gymnasien
(Rexheuser 1997: 306).

57Das Potential zur Ein�ussnahme konnte in Polen als sehr hoch gelten. Noch 1938 waren etwa 35%
der Ukrainer in Polen Analphabeten (Rexheuser 1997: 283, Anm. 3 und 285), stellenweise gab es in
Ostpolen Quoten von bis zu 80%.

58Tomaszewski 1991: 65. Ferner gerieten Gewissens- und Religionsfreiheit (Artt. 111, 112) für die
Minderheiten unter Druck polnischer Nationalisten, die in diesen Normen � entgegen der Rechtsprechung
des Obersten Gerichtes � nur Programmsätze sehen wollten und separate Religionsgesetze lange verhin-
derten (Uschakow 1997: 211-213). Die Heftigkeit, mit der jährlich (bis 1930, als eine Verfügung des
Präsidenten (Dziennik Ustaw 1930, Pos. 644) einen Siebesjahresrythmus einführte) und überall um die
Art der Schule gestritten wurde, belegt, wie weit diese �Plebiszite� von einer Formalität entfernt waren
und wie wenig die Behörden in der Lage waren, den Willen der Bevölkerung unparteiisch festzustellen
(Mauersberg 1968: 82).

59Makowski 1986: 167, 177-186,Mauersberg 1968. Während es 1922/23 über 3000 Volksschulen mit
ukrainischer Unterichtssprache gegeben hatte, waren es 1937/38 noch 460. Die weiÿrussischsprachigen und
zweisprachig polnisch-weiÿrussischen Schulen verminderten sich zwischen 1918/19 und 1937/38 von 346
auf sechs Schulen, davon ein Gymnasium (Rhode 1965: 482, Tomaszewski 1991: 64f, 87). Gleichzeitig
nahm die Zahl ö�entlicher Schulen mit polnischer Unterichtssprache oder doppelsprachigem Unterricht
in den Ostgebieten ständig zu.

60Mauersberg 1968: 89-91, Makowski 1986: 187-205, Rexheuser 1997: 308f, detailliert Tomas-
zewski 1991: 156. Ab 1925/26 gewannen die doppelsprachigen Schulen das Übergewicht über die rein
litauischen, ab 1932/33 sank die Zahl der litauischen Privatschulen insgesamt rapide und die Behörden
strebten nach Au�ösung des litauischen Privatschulwesens (Makowski 1986: 172).



2.2. POLNISCHE MINDERHEITENPOLITIK 1919-1989 45

aufgelöst (Mauersberg 1968: 104-107, 112, Rexheuser 1997: 309).

Insgesamt bleibt festzuhalten, dass die nicht-polnische Bevölkerung nach 1918 oh-
ne gröÿere Sonderrechte in einen polnischen Einheitsstaat gezwängt wurde, wenn auch
das Ausmaÿ der zielgerichteten Anordnungen der beschriebenen polonisierenden Prozesse
durch die Verwaltung schwierig zu kategorisieren ist.61 Polen wurde dadurch zum �Natio-
nalitätenstaat mit nationalstaatlichen Ansprüchen� (Hoensch 1990: 250), der sich mit
seinen erheblichen Minderheiten an der Ostgrenze einen innerstaatlichen cordon sanitaire
gegen die UdSSR errichtete. Jedoch erbrachte die Minderheiten- und Auÿenpolitik der
polnischen Regierungen bis 1939 nicht die dringend benötigte Konsolidierungswirkung
und konnte insbesondere nicht die Spannungen mit den Ukrainern ausgleichen.62
Die Minderheitenpolitik Polens der Zwischenkriegszeit zeigt somit die Übernahme nicht

des auf der Gleichberechtigung und unantastbaren Rechten hinsichtlich Bewahrung von
Identität und Sprache beruhenden (österreichischen) Modells, sondern der (russischen)
Idee von der Privilegierung eines Staatsvolkes, das Gleichberechtigung nur für den einzel-
nen und nur auf dem Wege der Assimilierung an Kultur und Religion der Titularnation
vorsieht und gleichzeitig eine Politik der Diskriminierung und Assimilierung gegenüber
den anderen Völkern betreibt (Lewandowski 1993: 29). Jedoch dominierte dieses Mo-
dell (mit Ausnahme der �SR bis Mitte der dreiÿiger Jahre) das damalige Ostmitteleuropa.
Die einschneidendste Zäsur der Politik der Verwaltung gegenüber den Minderheiten er-

folgte nach dem Tode Piªsudskis im April 1935 (Makowski 1986: 274-283). Dies zeigte
sich insbesondere an der neben der fortdauernden Polonisierung einsetzenden Katholisie-
rung. Daneben forderte die polnische Armee die Erneuerung der (überwiegend aus ehe-
maligen Soldaten bestehenden) Militärsiedlungen im Osten und Südosten des Landes
und die Zwangsaussiedlung von nicht-loyalen Angehörigen der nationalen Minderheiten
aus den östlichen Grenzgebieten (Benecke 1999: 130, Paruch 1993: 99, Kazanecki
1998: 203, Chojnowski 1979). Speziell für Angehörige der östlichen Grenzminderheiten
in Polen wurde schlieÿlich im Mai 1934 (mittels eines Dekrets des Staatspräsidenten) das
Lager in Bereza Kartuzka (Kessler 1997: 180, Wagner 1997: 252) eingerichtet.

2.2.2 Der �Bevölkerungsaustausch� 1939-1947
Nach dem sowjetischen Einmarsch in Ostpolen am 17. September 1939 wurden zwischen
September 1939 und Juni 1941 etwa 1,5 Mio Menschen, ganz überwiegend polnische Re-
präsentanten des politischen, kulturellen und religiösen Lebens sowie Kriegsgefangene aus
den von der UdSSR besetzten ostpolnischen Gebieten ins Innere der Sowjetunion de-

61Die Schlussfolgerung von Benecke 1999: 291, dass sich ein zielgerichtetes, längerfristiges Wirken
minderheitenpolitischer Erwägungen nur für die polnische Politik gegenüber der orthodoxen Kirche Po-
lens nachweisen lasse, mag zwar für den nördlichen, von Benecke untersuchten Teil der kresy eventuell zu
vertreten sein, blendet jedoch die wichtige Frage der unierten Kirche im ukrainisch dominierten Südost-
polen aus.

62A posteriori zeigten sich im September 1939 unerwartete E�ekte der polnischen Nationalitätenpolitik:
Die polnische Nation war angesichts der heranrollenden Bedrohung über die politischen Gräben hinweg zu
einer festen Einheit zusammengerückt; die Angehörigen der Minderheiten in Polen waren ein verlässlicher
Teil der polnischen Armee geworden (Kowalczyk 2000: 17, Hoensch 1990: 278, Makowski 1986: 87).
Speziell in Bezug auf die Ukrainer hatte die Politik zum Ergebnis geführt, dass ein Solidarisierungse�ekt
unter der zuvor konfessionell getrennten ukrainischen Minderheit einsetzte (Wagner 1997: 253).
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portiert.63 Nach Januar 1945 � zuvor schien die Frage der territorialen Zugehörigkeit des
Wilna-Gebietes nicht abschlieÿend geregelt zu sein � reisten nach polnischen Angaben 197
000 Personen, zu über 90 Prozent Polen, aus der LSSR aus; darunter beinahe die gesam-
te polnische Intelligenz und die überwiegende Zahl der polnischen Grundbesitzer.64 Ihnen
folgten nach polnischen Quellen 1957 noch einmal 46 600 Personen (Srebrakowski 1996:
76, Ruchniewicz 2000). Ferner wurden bis Kriegsende in Zusammenhang mit der polni-
schen Westverschiebung speziell aus der BSSR o�ziell etwa 274 000 Polen, aus der USSR
unter diskriminierenden Bedingungen etwa 811 000 Polen nach Polen umgesiedelt;65 eine
Zahl, die sich bis 1948 auf o�ziell 1,53 Mio erhöhte und zwischen 1956 und 1959 um
weitere 250 000 Personen anstieg.66 Während damit aus der USSR etwa 95 Prozent der
für die Umsiedlung registrierten Polen auch tatsächlich nach Polen ausreisten, waren es
im Falle der BSSR und der LSSR nur je etwas über die Hälfte.67

Parallel dazu wurden auch Ukrainer und Weiÿrussen aus Polen ausgesiedelt: Nach
der Rückeroberung der von Deutschland besetzten polnischen Gebiete durch die Rote Ar-
mee begann ab Herbst 1944 eine erste groÿe Aussiedlungswelle aus Polen im Rahmen der
sogenannten �Repatriierungsaktion�. Grundlage dafür waren die Verträge vom 9. bzw. 22.
September 1944 (über den Bevölkerungsaustausch, formell zwischen Polen einerseits und
der BSSR, USSR bzw. LSSR andererseits), vom 6. Juli 1945 (über das �Recht� der östli-
chen Grenzminderheiten Polens, ihre polnische Staatsbürgerschaft aufzugeben und in die
UdSSR umgesiedelt zu werden und das �Recht� der polnischen Minderheiten in Ostpolen,
nach Polen auszureisen und die polnische Staatsbürgerschaft anzunehmen) und der formel-
le polnisch-sowjetische Grenzvertrag vom 16. August 1945 (der die polnischen Ostgebiete
der UdSSR zuschlug).68 O�ziell sahen die Verträge die Freiwilligkeit der Umsiedlung vor
und verboten Zwangsmaÿnahmen � Bestimmungen, die die gegenüber in Polen lebenden
Ukrainern und Weiÿrussen zunehmend angewandte Gewalt nicht verdecken konnten.69 Zu-
sätzlich zu den mit Unterstützung der (kommunistischen) polnischen Armee durchgeführ-
ten Aktionen terrorisierten polnische (meist nicht-kommunistische) Untergrundeinheiten
die lokale ukrainische und weiÿrussische Bevölkerung. Insgesamt wurden zwischen Okto-
ber 1944 und Dezember 1946 etwa 489 000 Ukrainer in die USSR, aber trotz günstiger

63Czerniakiewicz 1994: 5-7, Eberhardt 1996a: 180, sehr detailliert Hryciuk 1996: 96.
64Allein in Wilna lebten 1945 noch 88,7 Prozent Polen (Tarka 1998: 20, Juodpusis 1996: 59-61,

Srebrakowski 1996: 75f, Czerniakiewicz 1992: 11-16).
65Zu den Zahlen siehe Czerniakiewicz 1992: 16-18, Eberhardt 1996a: 124, Krupska 1993: 112,

Lodzi«ski 1998a: 17f. Spezialmonographien aus der neuesten polnisch-ukrainischen Forschung zum The-
ma der Umsiedlungen siehe Tucholski/Szapowal 2000, Misiªo 1996, Torzecki 1993.

66Hoensch 1990: 293, Eberhardt 1996a: 124 und �odzi«ski 1998a: 17f. Eberhardt 1996a: 124,
Anm. 84 gibt unter Verweis auf die polnische Volkszählung von 1950 sogar 2,1 Mio Personen bis 1948 an.

67Zu den Prozentangaben Kersten 1974, hier zit. nach Gªos znad Niemna, 13.3.01: 10, Murawska
2000.

68Zuvor war bereits am 27. Juli 1944 ein Abkommen zwischen dem PKWN und der sowjetischen
Regierung geschlossen worden, das die Curzon-Line als Verhandlungsbasis für die polnische Ostgrenze
festlegte. Polnische Staatsangehörige, die vor 1939 als Angehörige der weiÿrussischen, ukrainischen oder
litauischen Nationalität gezählt worden waren, erhielten nach dem 22. Juli 1944 (Gründung des PKWN)
kein Recht mehr zur Repatriierung nach Polen (Olszewski 1993: 158).

69Tarka 1998: 19, Olszewski 1993: 156, Zabrowarny 1993: 129. Im Unterschied dazu wurde weder
bei den Litauern in Polen noch bei den Polen in der LSSR mit Gewalt vorgegangen, so dass es praktisch
keine litauischen Umsiedler aus Polen in die LSSR gab. Dagegen kamen ab 1944/45 wieder etwa 5 000
Litauer ins Suwaªki-Gebiet zurück, die 1939 von der deutschen Besatzung ausgesiedelt worden waren,
was zu erheblichen polnisch-litauischen Spannungen führte (Tarka 1998: 20-24).
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Bedingungen nur etwa 34 000 Weiÿrussen in die BSSR ausgesiedelt.70

2.2.3 Minderheiten in der VR Polen 1944 bis 1989
Das �Minderheitenproblem� wurde durch diese riesigen Umsiedlungen, die Flucht und
Vertreibungen nicht �gelöst�. Auch in Polen als dem national und konfessionell seit 1945
homogensten ostmitteleuropäischen Staat gab es immer noch einen etwa zwei- bis drei-
prozentigen Minderheitenanteil unter der Bevölkerung, der jedoch nach 1945 verschwiegen
wurde: Das ZK der PPR (März 1943) wie auch das Manifest des PKWN (Juli 1944) er-
klärten zur Minderheitenpolitik lapidar, polnische Gebiete sollten an Polen, litauische,
weiÿrussische und ukrainische Gebiete an die drei Sowjetrepubliken angeschlossen werden
(Tarka 1998: 16f) � so einfach war die kommunistische Lösung der Nationalitätenproble-
me! Jedoch war die minderheitenpolitische Handlungsfreiheit der Regierungen der PRL
eingeschränkt und vom sowjetischen Standpunkt abhängig, wenngleich die UdSSR nicht
der Hauptverantwortliche für die Warschauer Politik nach innen und auÿen war.71

Infolge dieser Haltung war es nur konsequent, dass keine Volkszählung der PRL nach
Nationalität oder Muttersprache fragte, da Polen o�ziell ein homogener Nationalstaat
war. Über die dennoch vorhandenen Minderheiten gibt folgende Tabelle Auskunft, deren
Tendenz deutlich macht, dass sich die polnischen Behörden immer mehr an den Gedanken
gewöhnen mussten, dass das Land entgegen o�zieller Verlautbarungen nicht ethnisch
homogen war.

Die litauische, weiÿrussische und ukrainische Minderheit in der
Volksrepublik Polen 1945-1989

Minderheit 1954 1960 achtziger Jahre
Litauer 9 000 (<0,1%) 10 000 (<0,1%) 9 000 (<0,1%)

Weiÿrussen 148 000 (0,5%) 170 000 (0,6%) 215 000 (0,5%)
Ukrainer 162 000 (0,6%) 180 000 (0,6%) 265 000 (0,7%)

Quelle: Tomaszewski 1991, Eberhardt 1996a: 127; �odzi«ski 1998a: 17; �Groÿe Allgemeine Enzy-
klopädie Polens 1967� (für 1960). Die wenig glaubwürdige Volkszählung von 1946 nennt nur 400 000
Angehörige (die Deutschen ausgenommen) anderer Nationalität. Noch in den achtziger Jahren gab das
polnische MSW die Zahl von nur 120 000 Weiÿrussen in Polen an (Krupska 1996: 43). Die Daten der
Volkszählung von 2002 (RFERL Poland, Belarus, and Ukraine Research Report, vol. 5, nr. 24, 25.6.03)
sind hier nicht berücksichtigt. Sie weisen erheblich niedrigere Zahlen für die genannten Minderheiten auf,
enthalten jedoch 774 900 Personen, die keine Nationalität angaben, aber zum ganz überwiegenden Teil
einer Minderheit zuzurechnen sind.

Die Verfassung von 1952 sanktionierte im Unterschied zu den Regelwerken der Zwi-
70Eberhardt 1996a: 124, Hryciuk 1996: 100, Krupska 1993: 109f.
71So wurde 1965 ein Abkommen zwischen der UdSSR und der PRL über den Ausschluss der Mög-

lichkeit einer doppelten Staatsbürgerschaft geschlossen, das insbesondere den in der LSSR, BSSR und
USSR lebenden Polen die Möglichkeit des legalen Erwerbs einer polnischen Staatsbürgerschaft nahm
(Stelmachowski 2000: 298). Erst am 27.7.99 wurde dieses Übereinkommen mit Russland durch ein
neues ersetzt, mit allen anderen ehemaligen Sowjetrepubliken gekündigt. Am 12.1.00 trat ein entspre-
chendes neues Übereinkommen mit Weiÿruÿland und der Ukraine in Kraft.
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schenkriegszeit die Vorstellung eines ethnisch homogenen Polens. Sie enthielt weder den
Begri� der Minderheiten noch einen Bezug zu ihnen.72 Es gab bis 1989 keine Garantie
kultureller oder sprachlicher Rechte, ganz zu schweigen von Regelungen hinsichtlich des
Zugangs zu Radio und Fernsehen. Eine eigenständige politische Betätigung war den
Minderheiten nicht erlaubt. Ihre Repräsentanten in der Verwaltung wie auch im Sejm
waren Vertreter der zugelassenen Parteien, nicht einer Minderheit.73

Ein Regierungsdekret vom Juli 1949 regelte die Einzelheiten der Bodenreform. Es
enteignete die ukrainische Bevölkerung ihres Grund und Bodens sowie des zurückgeblie-
benen Eigentums; Entschädigung wurde ihr teilweise in ihren neuen Siedlungsgebieten
gewährt. Im September 1949 wurde das Eigentum der unierten Kirche und aller ukrai-
nischen Institutionen entschädigungslos ebenfalls per Regierungsdekret dem Schatzamt
übertragen, ein formelles Verbot durch die Verwaltung in den fünfziger Jahren machte
den Ukrainern die Rückkehr nach Südostpolen zunächst unmöglich;74 bis Mitte der acht-
ziger Jahre war ihr Besitz überwiegend in die Hand polnischer Staatsgüter übergegangen
(Serczyk 1987: 131). Dagegen misslangen die Versuche der polnischen Behörden weitge-
hend, die überwiegend bäuerliche weiÿrussische Minderheit in Polen Anfang der fünfziger
Jahre durch auÿerordentlich günstige Bedingungen zu einer Übersiedlung in die BSSR zu
bewegen (Krupska 1996: 44f).

Die Verwaltungspraxis der PRL war im wesentlichen von den Beschlüssen des ZK
der PZPR abhängig. O�ziell gab es (bis auf die Spätaussiedler der Jahre 1955-59) weder
ein Problem nationaler Minderheiten im eigenen Land noch wurde die Existenz von pol-
nischen Minderheiten in den angrenzenden Sowjetrepubliken zugegeben.75 Die Zeit bis
1952 war in dieser Hinsicht das dunkelste Kapitel und von Assimilation, Repression und
Organisationsverboten bestimmt.76 Regimetreue Weiÿrussen wurden dabei vorübergehend
(bis 1956) überproportional im ö�entlichen Dienst berücksichtigt (Krupska 1993: 110,
Krupska 1996: 44f, Choru»y 1994: 11, 22).
Ab August 1952 wurde die Herausgabe eigener Zeitschriften der Minderheiten in

geringer Au�age (Na²e Slovo, Niva, (ab 1960) Au²ra),77 deren Titel an gleichnamige Zeit-
72Art. 67 garantierte die Gleichheit aller Staatsbürger, Art. 81 schrieb das Diskriminierungsverbot fest;

allen polnischen Bürgern waren unabhängig von Rasse und Nationalität gleiche Rechte in allen Lebens-
bereichen zugesichert. Die Verfassung enthielt jedoch keinen Hinweis auf den Platz des internationalen
Rechts in der Normenhierarchie; im Gegenteil sprach Art. 62 sogar davon, dass die Richter den Gesetzen
unterlägen, womit internationale Rechtsnormen umgangen wurden. Die Verfassung der PRL blieb formell
im Bereich der Grundrechte bis zum Inkrafttreten der neuen Verfassung am 17.10.97 in Kraft.

73Versuche der Aufstellung eigener, �nationaler� Kandidaten wurden von den Behörden verhindert
(�odzi«ski 1998a: 29).

74Drozd/Haªagida 1999: 14, Cie±lik 1992: 140, Anm. 2. Einen besonders bitteren Beigeschmack
bekam ersteres Dekret durch das Gesetz vom 12.3.58, das den Verkauf auch jenes zuvor verstaatlichten
ukrainischen Grund und Bodens erlaubte.

751974 wurde jedoch die Herausgabe eines Atlasses zugelassen, der polnische Minderheiten zumindest
im Gebiet um Wilna und in Westweiÿrussland anzeigte (Winnicki 1993: 199).

76Kazanecki 1998: 203. Gegenüber den Litauern endete diese �dunkle Zeit� der Nationalitätenpolitik
bereits 1949/50 mit der Zwangsumsiedlung von etwa 200 Litauern aus dem Suwaªki-Gebiet in die Um-
gebung von Stettin, denen man Zusammenarbeit mit litauischen Partisanen vorgeworfen hatte (Tarka
1998: 56).

77Erlaubt waren in diesen Zeitschriften Artikel über Probleme der neuesten Geschichte, des religiösen
Lebens, des nationalen Bewusstseins und teilweise auch die benachbarten Sowjetrepubliken. Sie waren
bis auf einige wenige Bücher das einzige Druckerzeugnis in den Sprachen der drei Minderheiten und
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schriften aus der Vorkriegszeit anknüpften, sowie die Gründung von Künstlergruppen
gestattet (Zabrowarny 1993: 139, Olszewski 1993: 159). Aber erst das ZK-Plenum
der PZPR vom Juli 1956 erkannte die Existenz von nationalen Minderheiten in der PRL
und deren spezi�sche Bedürfnisse an. Damit war der Weg frei für eine organisatorische
Tätigkeit der Minderheiten,78 für ein Minderheitenschulwesen und breitere kulturelle Ak-
tivitäten;79 sogar die unierte Kirche wurde wieder toleriert. Trotz aller Einschränkungen
wurden diese grundsätzlichen Zugeständnisse bis 1989 nicht mehr rückgängig gemacht
(Tarka 1998: 71 und Drozd/Haªagida 1999: 13). Diese Zeit der Entspannung nutzten
zwischen April 1957 und Juli 1958 knapp 5 000 ukrainische Familien (etwa 20 000 Per-
sonen), um in ihre Heimat in Ost- und Südostpolen zurückzukehren (Drozd/Haªagida
1999: 15).
Bereits Ende der fünfziger Jahre hob ein kurz davor ins Leben gerufener Aus-

schuss des ZK der PZPR für Nationalitätenfragen jedoch die Autonomie der Minder-
heitenorganisationen auf. Seine Aufgaben wurden schon bald Komitees der PZPR auf
Woiwodschaftsebene übertragen, die aber nach 1975 aufgelöst wurden. Zusätzlich kürzte
das MSW zweimal im Laufe der sechziger Jahre erheblich die Finanzmittel für die Gesell-
schaften der Minderheiten. Anstelle der Partei übernahm das MSW Ende der sechziger
Jahre bis 1989 die Kontrolle über die Minderheitenorganisationen (Drozd/Haªagida
1999: 16f, Tarka 1998: 78f, 83, 91, 102, 121f). Ab Anfang der siebziger Jahre
begannen die polnischen Behörden erneut, die Ideen eines ethnisch homogenen Staa-
tes durch eine Entnationalisierungs- und Assimilierungspolitik zu forcieren, verstärkt
durch die antisemitische Welle des Jahres 1968 (Zaremba 2001, Zabrowarny 1993:
146, Drozd/Haªagida 1999: 19). Höhepunkt dieser Entwicklung war der Beschluss des
ZK-Plenums der PZPR 1976 �über die Vertiefung der patriotischen Einheit des Volkes
(...) in Anlehnung an den Grundsatz der 'ethnisch homogenen Staatlichkeit Polens'�.80
Ausdruck dieser neuen Welle von Nationalismus war unter anderem das Erscheinen anti-
ukrainischer Flugblätter und Schriften in Presse und Buchhandel, was von den Behörden
auch mit Verweis auf den erwähnten Parteibeschluss von 1976 gedeckt wurde, sowie ei-
ne Welle antiukrainischer Propaganda von der Tribüne des Sejm und des ZK der PZPR
(Drozd/Haªagida 1999: 19f, 23-25, Zabrowarny 1993: 147) und die Schlieÿung des
erst sieben Jahre zuvor erö�neten weiÿrussischen Museums im Jahre 1973 (Kazanecki
1998: 206f, Choru»y 1994: 16, 35). Polnische Literaten und Wissenschaftler protestierten
jedoch zumindest hartnäckig und letztlich erfolgreich im Verein mit den Betro�enen gegen

hatten wie der Czerwony Sztandar für die Polen in Litauen eine zentrale Rolle für die Ausbildung und
Beibehaltung des nationalen Bewusstseins. Private Verlage wurden bis 1989 nicht genehmigt (Tarka
1998: 100, 148, Choru»y 1994: 14-16, 35f).

78Pro Minderheit wurde genau eine (vom Innenminsterium überwachte und �nanzierte)
�gesellschaftlich-kulturelle Gesellschaft� zugelassen. Politische Tätigkeiten der führenden Minderheiten-
vertreter oberhalb der Lokalebene wurden mit politischen Prozessen und Gefängnis geahndet (�odzi«ski
1994: 2, Zabrowarny 1993: 148, �odzi«ski 1998a: 28, Tarka 1998: 57, 59, 77, 80).

79So konnte die litauische Minderheit 1956 ein Kulturhaus in Pu«sk erö�nen. In einzelnen Buchhand-
lungen waren nach 1956 wieder Bücher aus den angrenzenden Sowjetrepubliken in ukrainischer, weiÿrussi-
scher und litauischer Sprache vorhanden (Tarka 1998: 99-101, Choru»y 1994: 14-16). Schon 1952 hatte
das ZK der PZPR einen geheimen Beschluss zur Verbesserung der materiellen Situation der Ukrainer in
Polen und zu Ansätzen eines ukrainischen Schulwesens gefasst.

80Mokry 1989: 177, siehe auch �odzi«ski 1996a: 22. Schon Anfang der siebziger Jahre war die Benut-
zung von nicht-polnischen Vor- und Familiennamen gesetzlich verboten worden. Erst nach 1989 wurde
per Verordnung des Innenministers die Fassung des Familiennamens in einer fremden Sprache wieder
zugelassen (Tarka 1998: 136 und Blumenwitz/Gornig/Murswiek 1998: 50).
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die im August 1977 per Anordnung des Innenministeriums durchgeführte Polonisierung
von etwa 120 ukrainisch klingenden Ortsnamen.81 Nicht zurückgenommen wurde dagegen
von den Behörden trotz Protesten die Polonisierung zahlreicher weiÿrussischer Ortsna-
men um Biaªystok,82 wohingegen die von den Behörden forcierte Ansiedlung ethnischer
Polen in diesem Gebiet vollständig scheiterte (Choru»y 1994: 20). Diesem Trommelfeu-
er einer gegen die Minderheiten gerichteten Politik konnten die sachlichen, aber nur in
kleiner Au�age gedruckten Verö�entlichungen einzelner polnischer Historiker kaum etwas
entgegensetzen. Trotz all dieser Maÿnahmen kehrten die Behörden jedoch nur �in erheb-
lich abgemilderter Form� (Tarka 1998: 9) zur Nationalitätenpolitik der fünfziger Jahre
zurück.
Die Einführung des Kriegsrechtes 1981 beendete alle vorsichtigen Versuche ei-

ner Änderung der Nationalitätenpolitik; die Organisationen der nationalen Minderhei-
ten und ihre Zeitschriften wurden verboten, neu entstehende Initiativen abgebrochen
(Drozd/Haªagida 1999: 26, Choru»y 1994: 22, 27f). Die Aufhebung des Kriegsrechtes
1983 brachte jedoch erneut eine Lockerung der Nationalitätenpolitik. Erstmals war es den
Minderheiten möglich, unabhängige Strukturen im Bereich der Kultur, der Presse und
der unierten Kirche zu gründen. Gleichzeitig wurde die polnische Studentenbewegung der
achtziger Jahre über die Nationalitätengrenzen hinweg zu einem wichtigen Multiplika-
tor, der die Existenz von Minderheiten in Polen verbreitete, etwa durch die unabhängige
Zeitschrift Spotkania (litauische Ausgabe Susitikimai, ukrainische Ausgabe Zustri£i).83
Befördert wurde dieses Umdenken der polnischen Behörden durch die erwachenden pol-
nischen Minderheiten in den drei östlich angrenzenden Sowjetrepubliken zu Anfang der
80er Jahre (�odzi«ski 1996a: 22, �odzi«ski 1998a: 27f).

Die Behandlung konfessioneller Fragen war Teil der Nationalitätenpolitik der PRL-
Behörden. Insbesondere die Haltung gegenüber der unierten Kirche � vor und nach 1945
weitgehend die �nationale Kirche der Ukrainer in Südostpolen� (Berdychowska 1998c:
169) � war von der Politik gegenüber der ukrainischen Minderheit in Polen bestimmt.
Diese hatte, meist angefacht durch o�zielle polnische Stellen, schwere Zerstörungen ihrer
Friedhöfe und Kirchen zu beklagen, die ganz überwiegende nach 1947 erfolgten.84 Erst

81Rechtsgrundlage in dieser Hinsicht war eine Verordnung des polnischen Präsidenten vom 24.10.34(!),
nach der der Innenminister die amtliche Ortsbezeichnung festlegt. Die Maÿnahme wurde im Januar 1981
wieder weitgehend zurückgenommen, dadurch wurde ferner die Ausführung ähnlicher Pläne des Woiwoden
von Lublin für litauisch und weiÿrussisch klingende Ortsnamen verhindert (Michaªowski/Rygielski:
1986: 89). Nicht rückgängig gemacht wurde dagegen die Umbenennung der Straÿen in Przemy±l, die zuvor
Namen ukrainischer Schriftsteller getragen hatten.

82Dabei ging man mit einer erstaunlichen etymologischen Ignoranz vor: So wurde etwa aus dem weiÿ-
russischen hrud (trockene Erhebung auf sump�gem Gelände, polnisch gr�ad) das polnische gród oder auch
grud (Stadt, Burg), aus dem weiÿrussischen luh (Bruch) wurde das polnische ªug (Lauge, Choru»y 1994:
33f, Anm. 93). Auch nach 1989 � zuletzt im August 1996 � lehnten die polnischen Behörden nach einer
mehrjährigen Diskussion die Rückbenennung ab (Kazanecki 1998: 198f, Polityka 21/1984, Perejma-
So�pol).

83Drozd/Haªagida 1999: 26, Choru»y 1994: 29, Tarka 1998: 124, 150. So wurde etwa ein authenti-
scher, von der polnischen Ö�entlichkeit wahrgenommener Film von 1986 über das Leben der Weiÿrussen
in der Zwischenkriegszeit von Tamara Soloniewicz möglich (Choru»y 1994: 36).

84Von 1939 bis 1947 wurden etwa in der bis 1974 existierenden Woiwodschaft Rzeszów nur sechs unier-
te Kirchen zerstört, zwischen 1947 und 1982 aber 178 (Mokry 1987: 18). Selbst noch 1981 wurden
vier (ehemals) unierte Kirchen in den Bieszczady verbrannt oder gesprengt, zwei davon unter Beteili-
gung römisch-katholischer Pfarrer (Tygodnik Powszechny 42/1981, Zabrowarny 1993: 147). Nach 1989
gestaltete sich die Rückgabe der unierten Kirchen auÿerordentlich langwierig: 1998 befanden sich noch im-
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Ende der fünfziger Jahre lieÿen die Behörden wieder etwa 40 unierte Pfarrämter zu (die
zuvor als �nationalistische Agenturen� gegolten hatten), jedoch nur in den Nord- und
Westgebieten.85 Ab 1961 wurden jedoch unierte Kirchen in Südostpolen geschlossen oder
gar in orthodoxe Kirchen umfunktioniert; der unierte Klerus wurde ständig durch die
Sicherheitsorgane beobachtet (Drozd/Haªagida 1999: 18). Kontakte nach Rom waren
den unierten Pfarrern verboten, die unierte Kirche erhielt auch keinen rechtlichen Status
ihrer Tätigkeit.86 1983 gab es dennoch immerhin wieder 70 unierte Gemeinden, die von
47 Pfarrern betreut wurden � das religiöse Leben erwachte Anfang der 80er Jahre unter
anderem auch im Zuge der Vorbereitungen zu den Feiern zum tausendsten Jahrestag der
Christianisierung der Kiever Rus'.87

Neben den lokalen kulturellen Aktivitäten bot das Schulwesen die besten Vorausset-
zungen für die Minderheiten, die eigene nationale Identität zu bewahren. Es bestand für
Litauer, Weiÿrussen und Ukrainer als anerkante nationale Minderheiten von 1953 an bis
1989 ununterbrochen, dagegen wurden die tschechischen und deutschen Minderheiten-
schulen Ende der fünfziger Jahre aufgelöst.88 Dabei hatten die Schulen der Minderheiten
vor allem mit dem Mangel an quali�zierten Lehrkräften und Lehrbüchern, den unkla-
ren rechtlichen Vorschriften und der fehlenden Kooperationsbereitschaft der Behörden zu
kämpfen.89 Im Hochschulwesen existierte seit 1953 bzw. 1956 an der Universität War-
schau ein Lehrstuhl für Ukrainistik und Weiÿrussizistik, daneben wurden Lehrerseminare
in Biaªystok (Weiÿrussen) und vorübergehend (bis 1970) in Stettin (Ukrainer) eingerichtet
(Drozd/Haªagida 1999: 17f, Filipczak 1987: 166, Krupska 1996: 49f). In den sieb-
ziger und achtziger Jahren di�erenzierte sich die Situation im Minderheitenschulwesen
stark aus: Das ausgesprochen starke Zusammengehörigkeitsgefühl der kleinen litauischen

mer 240 ehemals unierte Kirchen in Händen der römisch-katholischen und 28 in Händen der Orthodoxen
Kirche sowie 60 in Kommunal- oder Staatseigentum. Zerstört oder dem vollständigen Verfall preisgegeben
wurden nach dem Zweiten Weltkrieg insgesamt über 300 unierte Kirchen (Berdychowska 1998c: 171).

85Detailliert Drozd/Haªagida 1999: 16. Dem loyalen orthodoxen Klerus wurde dagegen schon 1952 in
einem geheimen Beschluss des ZK der PZPR die Gründung von Pfarreien in den Nord- und Westgebieten
erlaubt (Zabrowarny 1993: 139, Olszewski 1993: 159).

86Zum rechtlichen Status der unierten Kirche in Polen 1945-1989 siehe Pelc 1992.
87Als Beleg dafür, dass konfessionelle Streitigkeiten oft nur ein Vorwand für Assimilierung waren, kann

die Politik gegenüber den (nahezu ausschlieÿlich katholischen) Litauern in Polen angesehen werden. Die
polnischen Behörden benutzen dabei insbesondere die beiderseitigen Emotionen um eine litauischspra-
chige Messe in der Basilika im polnischen Sejny, die nach 40(!) Jahren im Jahre 1982 schlieÿlich vom
zuständigen Bischof in �om»a positiv beschieden wurde, nachdem sich 1977 sogar der päpstliche Nuntius
in Warschau eingeschaltet hatte (Tarka 1998: 173f, 177, 185f).

88Eine entsprechende Tabelle auf der Grundlage der Statistischen Jahrbücher Polens �ndet sich bei
Jachymek 1992: 248f. Das System basierte auf dem Grundsatz der Freiwilligkeit � ein Antrag der El-
tern (der bis in die 80er Jahre jedes Jahr erneuert werden musste) genügte (�odzi«ski 1998a: 28f, 31,
Choru»y 1994: 30f).

89Tarka 1998: 62f, 164-167, Choru»y 1994: 16, Zabrowarny 1993: 146. Schulbücher wurden in den
fünfziger und sechziger Jahren provisorisch aus den angrenzenden Sowjetrepubliken bescha�t (Krupska
1996: 49f). Zu den Lehrplänen siehe Tarka 1998: 159f. Erst 1981 stellte das Bildungsministerium klar,
dass bis auf Polnisch, Geschichte, Geographie, Staatsbürgerkunde und Sport alle Fächer an den Schulen
mit nicht-polnischer Unterichtssprache in der Sprache der Minderheiten zu unterrichten sei, nachdem
die Direktoren einiger litauisch- und weiÿrussischsprachiger Schulen, sekundiert von lokalen Parteifunk-
tionären, die Durchführung des Unterrichts in den Minderheitensprachen behinderten. 1988 fand die
Forderung der Minderheiten Berücksichtigung, in den Lehrplan Elemente der Geschichte und Geographie
der Heimat der Minderheiten aufzunehmen (Tarka 1998: 125f, 141, 160, 166 und 170, Choru»y 1994:
30, Anm. 78 und 79).
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Minderheit bewirkte, dass dem litauischen Schulwesen vom polnischen Schulkuratorium
zu Recht ein guter Stand bescheinigt wurde. Dagegen geriet vor allem das Schulwesen der
weiÿrussischen Minderheit in eine immer schwierigere Situation, wozu diese Minderheit
nicht zuletzt selbst beitrug, indem Eltern beim MSW brie�ich gegen die weiÿrussische
Unterrichtssprache protestierten, da sie umderen geringes Sozialprestige wussten.90

Dass man sich gerade in der Minderheitenpolitik in Polen zwischen 1919 und 1989 so
schwer tat, mag auf den ersten Blick verwundern, schien doch die zuvorige jahrhunderte-
lange Tradition des interethnischen Zusammenlebens und die daraus entwickelte Toleranz
einen anderen Weg zu weisen. Auch wäre zu erwarten gewesen, dass eine Nation, die selbst
lange unter Fremdherrschaft gelitten hatte, mehr Verständnis für andere (überwiegend)
junge Völker aufbringen würde. Das Verhalten bis 1989 ist wohl in erster Linie dadurch zu
rechtfertigen, dass man (bis 1939) endlich wieder selbst �Herr im Hause� sein wollte und die
erlangte Souveränität mit niemandem teilen wollte (Jaworski/Lübke/Müller 2000:
315f) � ein Verhaltensmuster, das den meisten neu gegründeten ostmitteleuropäischen
Staaten nach dem Ersten Weltkrieg gemeinsam war � oder man (nach 1945) zumindest
in der Innenpolitik die Souveränität behalten wollte, die man in der Auÿenpolitik ver-
loren hatte. Deutlich zu sehen ist, dass man in der Minderheitenpolitik 1945 kaum von
einem Politikwechsel sprechen kann, sondern sich die zwei Phasen 1919-1939 und 1945-
1989 eher durch Kontinuität auszeichnen, wenn auch die Frage der Minderheiten in der
PRL kein Problem der Integration von vielen Millionen andersnationalen Bürgern mehr
war, sondern nur noch ein �moralisches Problem� (Mokry 1987: 123).

90Choru»y 1994: 29-31, Krupska 1996: 49f, Tarka 1998: 168. Der litauischen Minderheit war es etwa
als einziger Minderheit gelungen, dass sich ab 1958 ein bis zwei ihrer Abiturienten um einen Studienplatz
in der LSSR bewerben konnten und ab 1967 einmal pro Jahr zehn bis 15 Litauischlehrer für einen Monat
zur Fortbildung nach Vilnius gesandt wurden (Tarka 1998: 108, 164-167).



Kapitel 3

Das historische Diskurspro�l Polens

3.1 Freund-Feind-Kriterium? Die polnische Debatte über

die östlichen Nachbarn 1919-1989

3.1.1 Einleitung

Die wiedererlangte Souveränität löste in Polen nach 1918 heftige Debatten über das Ver-
hältnis zu den östlichen Nachbarvölkern � Litauern, Weiÿrussen und Ukrainern � aus, die
zusammen mit Polen in einem breiten Streifen beiderseits entlang der polnischen Ostgren-
ze von 1921 siedelten. Nach dem Zweiten Weltkrieg erschien die Frage der Minderheiten
aufgrund der erzwungenen Umsiedlungen, die die ethnisch gemischten Gebiete beseitigen
und damit für Stabilität in der Region sorgen sollten, über�üssig. Nachdem die polnische
Ö�entlichkeit nach dem Zweiten Weltkrieg ganz überwiegend die o�zielle Linie akzep-
tierte, nach der Polen seit 1947 ein �national homogener Staat� sei, war man seit den
achtziger Jahren umso mehr über das Erwachen nationaler Minderheiten erstaunt.
Für die Herausarbeitung von Identitätselementen und Argumentationsmustern bietet

sich die innerpolnische Debatte über die östlichen Nachbarn aus mehreren Gründen an:
Zum einen eignen sich nationalitätenpolitische Debatten vor dem Hintergrund der oft
starken ethnischen Spannungen nicht nur der Zwischen-, sondern auch der Nachkriegzeit
allgemein besonders gut für eine Diskursanalyse. Zum anderen zeigt gerade diese Diskussi-
on die schleichende Unterhöhlung des Deutungsmonopols der PZPR in der Volksrepublik
Polen durch die Opposition innerhalb Polens und in der Emigration. Dieser gelang es bis
in die achtziger Jahre, ein im ehemaligen Ostblock einmaliger Vorgang, gerade im Bereich
der Haltung gegenüber den östlichen Nachbarvölkern der Partei nicht ohne Erfolge die
Diskurshegemonie streitig zu machen.
Der groÿe Zeitraum, über den hinweg die Debatte untersucht wird, birgt zwar einerseits

die Gefahr, sich in der Sekundärliteratur zu verlieren. Andererseits bietet er aber jedoch
die Möglichkeit, durch eine schlaglichtartige Betrachtung herausgehobener Ereignisse eine
bessere Tiefenschärfe und vergleichende Einsichten in Diskurse der Zwischen- und Nach-
kriegszeit bis 1989 zu erhalten, die von einer im Vergleich zu heute sehr andersartigen
Diskursstruktur geprägt waren.

53
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3.1.2 Diskursverlauf und Diskursstruktur
Auÿenpolitischer Diskurs 1918-1939: Der auÿenpolitische Diskurs im Polen der Zwi-
schenkriegszeit lässt sich grob in zwei Lager einteilen: in die Gegner und Befürworter einer
den direkten östlichen Nachbarvölkern freundlich gesonnenen Haltung.1 Dabei hoben die
Befürworter eines Ausgleiches (oft �Föderalisten� genannt) nicht so sehr idealistische Moti-
ve gegenüber Litauern, Weiÿrussen und Ukrainern hervor, sondern vor allem den Wunsch,
Polen auch de facto zu einem unabhängigen Staat zwischen der UdSSR und Deutschland
werden zu lassen. Dieses Lager um Józef Piªsudski und die Sanacja stand Russland und
der kommunistischen UdSSR kritisch gegenüber und bezeichnete diese nicht selten als
Hauptgegner (Rhode 1965: 454). Dabei wurde das geschichtsphilosophische Axiom von
Polens Rolle als Vormauer der christlichen Zivilisation (antemurale christianitatis) be-
sonders hervorgehoben; folglich setzte man eher auf einen Ausgleich mit einer unabhän-
gigen, antikommunistischen Ukraine und Deutschland. Dagegen betonte das Lager um
die Nationaldemokraten (oft �Inkorporationisten� genannt) stets die �Erbfeindschaft� zu
Deutschland, die Nähe zu Frankreich und die Rolle Polens als �Vormauer� des Westens.2
In den auÿenpolitischen Debatten der Zwischenkriegzeit konnte sich keine dieser einander
gegenseitig weitgehend ausschlieÿenden Lösungen durchsetzen.
Nationalitätenpolitischer Diskurs 1918-1939: Der nationalitätenpolitische Dis-

kurs in Polen nach 1918 zerfällt im wesentlichen ebenfalls in zwei Ansichten, die Gegner
und die Befürworter eines Ausgleiches mit den östlichen Grenzminderheiten. Das kleine
Lager der Befürworter bestand im wesentlichen aus einzelnen Anhängern der Sanacja,
der PSL Wyzwolenie (eine von drei Bauernparteien) und der sozialistischen PPS. Letztere
war sogar bereit, den Minderheiten in Ostpolen eine Territorialautonomie zuzugestehen
(Hoensch 1990: 259, Korzec 1975: 198). Die etatistisch orientierte Sanacja gestand al-
len Einwohnern unabhängig von Konfession, Nationalität und Religion formell dieselben
Bürgerrechte zu (Paruch 1993: 86, 101). Von ihren Anhängern sind namentlich vor al-
lem der Piªsudski-Gefährte und Führer des Sanacja-Blocks BBWR, Tadeusz Hoªówko, der
langjährige Innenminister Bronisªaw Pieracki und Henryk Józewski, Woiwode von Wolhy-
nien bis 1938, zu nennen. Während erstere beiden Politiker zu Beginn der dreiÿiger Jahre
gerade auch wegen ihrer konzilianten Haltung von ukrainischen Nationalisten ermordet
wurden, bedeutete der Abtritt von Józewski ein symbolisches Ende aller Bemühungen
einer gemäÿigten Nationalitätenpolitik gegenüber den Ukrainern.3
Zu den Gegnern zählten vor allem die starke parlamentarische Rechte um die Na-

tionaldemokraten. Sie reduzierte in den Verfassungsberatungen nicht nur die Frage der
nationalen Minderheiten auf die � jüdische Frage�; ihr Parteichef Roman Dmowski, einer
der bedeutendsten polnischen Politiker der Zwischenkriegszeit, hatte mit der These vom
�nationalen und katholischen Polen� auch Litauer, Weiÿrussen und Ukrainer im Auge. Das

1Bei allen Ähnlichkeiten muss dennoch auf fundamentale Unterschiede der Diskurse der Befürwor-
ter und Gegner hingewiesen werden. Die Arbeit von Benecke 1999: 26 di�erenziert hier nicht immer
ausreichend zwischen der Bewertung der auÿenpolitischen Situation durch �Inkorporationisten� und �Fö-
deralisten�: Der Hinweis des polnischen Historikers Oskar Halecki auf die Rolle der Polen nicht als Herr
der Völker der kresy, sondern als Vorbild oder sogar Helfer bei der Entwicklung eigener nationaler Güter
zeigt beispielhaft das grundsätzlich abweichende Verständnis von Auÿen- und Minderheitenpolitik der
beiden Lager.

2Pomian 2000: 35. Dagegen nahmen die russophilen Tendenzen der Nationaldemokraten (Endecja)
nach dem Sieg des Bolschewismus in Russland rapide ab.

3Zum Programm von Józewski siehe in Auszügen Paruch 1992: 156f.
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Streben, den Katholizismus vom Polentum zu trennen, Nation und Kirche auseinander-
zureiÿen, sei die �Vernichtung des Volkes selbst�, so Dmowski (Wagner 1997: 242f). Die
Rechtsparteien stigmatisierten den Wahlblock der Minderheiten (BMN) bereits 1922 er-
folgreich zum �Komplott gegen den Staat�, forderte dessen Vertreter auf, gesamtstaatliche
Fragen der polnischen Mehrheit zu überlassen, ihre Loyalität bei wichtigen Abstimmun-
gen (Budget, Verfassung, Regierungsbestellung, Präsidentenwahl) durch Enthaltung zu
beweisen und sich auf die Verteidigung der Minderheitenrechte zu beschränken.
Dieses exklusive Minderheitenkonzept machte es (neben den katholischen, aber eben

nicht-polnischen Litauern in Polen) vor allem den zahlreichen orthodoxen und unierten
Weiÿrussen und Ukrainern der polnischen Zwischenkriegsrepublik von Anfang an schwer,
sich mit dem neuen Staat zu identi�zieren und ihn nicht nur als Wechsel der Fremdherr-
schaft zu begreifen.4 Bereits die Ermordung des mit ihren Stimmen gewählten Staats-
präsidenten Narutowicz im Dezember 1922 hatte ihren Glauben erschüttert, dass ihre
Hauptprobleme in Anlehnung an Verfassung und Parlament zu lösen seien.5

Auÿenpolitischer Diskurs 1944-1989: Die Gegner eines Ausgleiches mit den an-
grenzenden östlichen Nachbarn sammelten sich nach 1944 vor allem in zwei Lagern: �Rea-
listische�, auf Abgrenzung und einen homogenen Nationalstaat abzielende Positionen wur-
den, wenn auch unter im Vergleich zur PPR entgegengesetzten ideologischen Vorzeichen,
von der immer ein�ussloseren Londoner Emigrationsregierung vertreten, die ein sehr
traditionelles Bild der polnischen Identität bis 1989 beibehielt.6 Sie hielt nach dem Zwei-
ten Weltkrieg stets an den polnischen Grenzen des Vertrages von Riga fest, obwohl die
Westmächte bereits in Teheran und Jalta die neue Ostgrenze akzeptiert hatten.7 Die
UdSSR konnte so den Hitler-Stalin-Pakt als Realisierung eines Programmes der Selbst-
bestimmung und des Grundsatzes ethnischer Kritierien bei der Grenzziehung zwischen

4So erklärten die Nationaldemokraten die Umgestaltung des polnischen Staatsterritoriums in ein eth-
nisch polnisches Gebiet zum Ziel, verkündeten, nicht nur ein Groÿpole oder ein Masure, sondern auch
ein Ukrainer, Weiÿrusse oder Litauer könne ein Pole werden und behaupteten, in den polnischen Ostge-
bieten sei unter der breiten Masse der Bevölkerung kein nationales Bewusstsein und kein Wunsch nach
Unabhängigkeit vorhanden (�Absorptionsdoktrin�, Paruch 1993: 88-93).

5Korzec 1975: 212f. Jedoch darf nicht der Hang zum �störrischen Auftrumpfen� (Rexheuser 1997:
312) auch anderer Nationalismen übersehen werden, der sich insbesondere beim Schulwesen zeigte. So
lieÿ die Rytas, wichtigster Träger litauischer Privatschulen in Polen, 1930 litauische Kinder bei �Groÿfürst
Witold dem Groÿen� schwören, �das ganze Leben treue Litauer zu sein und für Ruhm und Macht des
Vaterlandes Litauen zu arbeiten�, die ukrainische OUN forderte 1933 in einem Aufruf: �Auf ukrainischem
Boden (...) die ukrainische Schule, der ukrainische Lehrer, der ukrainische Unterricht (...), der ukrainische
Geist. (...) Fort mit der polnischen Sprache, dem polnischen Gebet und Lied, fort mit der polnischen
Geschichte! Fort mit dem polnischen Lehrer von ukrainischem Land!� (zit. nach Rexheuser 1997: 312,
Anm. 123).

6Dazu zusammenfassend Habielski 2000: 64. Nach dem Rücktritt des polnischen Exilpremiers Mi-
koªajczyk am 24.11.1944 verlor die Emigrationsregierung ihren Ein�uss bei den Alliierten. Bereits nicht
mehr in Jalta konsultiert, galt sie noch für längere Zeit in der breiten polnischen Ö�entlichkeit als legitime
Vertretung, bemühte sich bis Ende der fünfziger Jahre um ihren völkerrechtlichen Vertretungsanspruch,
war politisch aber schon vor Kriegsende ein�usslos (Hoensch 1990: 281, 289). Der ehemalige litauische
Präsident Smetona bekannte kurz nach Ausbruch des Zweiten Weltkrieges, dass die Errichtung des li-
tauischen Staates auf rein nationaler Basis ein Fehler war � eine Erkenntnis, die das o�zielle Polen erst
nach 1989 nachvollzog (Valionis/Ignatavi£ius/Bri£kovskien 
e 1998: 9).

7Noch in den siebziger Jahren kritisierten Kreise um die ehemaligen Nationaldemokraten das Pro-
gramm der Untergrundbewegung PPN scharf für den Verzicht auf die polnischen Ostgebiete (Najder
1993: 9-11), und noch Anfang der achtziger Jahre schwiegen die polnische und ukrainische Emigrations-
regierung in einer gemeinsamen Stellungnahme beharrlich zur Frage der Grenzen (Boruta 1995: 80).



56 KAPITEL 3. DAS HISTORISCHE DISKURSPROFIL POLENS

Polen, Ukrainern, Litauern und Weiÿrussen darstellen (Bardach 1993: 18).
Sowohl die PPR als auch der von Stalin unterstützte �Bund polnischer Patrioten� (ZPP)

sowie die 1948 gegründete kommunistische PZPR legten ihrer politischen Konzeption für
ein Nachkriegspolen die polnische �Erbfeindschaft� gegenüber Deutschland zugrunde, un-
terstützten die sowjetischen Vorstellungen zur polnischen Ostgrenze und vertraten da-
mit wesentliche auÿenpolitische Positionen der Nationaldemokraten und der �piastischen�
Staatskonzeption der Zwischenkriegszeit. Die Regierung der Volksrepublik Polen war
jedoch zu keiner Zeit der PRL in ihren auÿenpolitischen Entscheidungen von Moskau un-
abhängig. Eine direkter Kontakt Warschaus mit Wilna, Minsk oder Kiev war ohne Wissen
und Abstimmung mit Moskau nicht möglich oder gewollt, da nach o�zieller Leseart in der
UdSSR ein �Sowjetvolk� im Aufbau begri�en war und Nationalitäten keine Rolle mehr
spielten.

Die Befürworter eines Ausgleiches mit den angrenzenden östlichen Nachbarn sammel-
ten sich nach dem Zweiten Weltkrieg und den gesellschaftlichen Umwälzungen in Polen
erst allmählich. Ihr Dilemma bestand zunächst darin, das Streben nach Unabhängig-
keit von Russland mit der Notwendigkeit in Einklang zu bringen, die Oder-Neiÿe-Grenze
zu bewahren; ihre Stimme war seit Beginn der fünfziger Jahre aus der Emigration zu
vernehmen. Hier ist allen voran die unabhängige Pariser Zeitschrift Kultura von Jerzy
Giedroyc und dessen politischem alter ego Juliusz Mieroszewski zu nennen.8 Sie gelangte
neben ihrer weltweiten Verbreitung auch auf illegalem Wege in geringen Au�agen nach
Polen. Niemand anders ging in den Jahren bis 1989 in der Forderung der Revision der
traditionellen polnischen Ostpolitik weiter und formulierte in dieser Hinsicht so gewagte
Zukunftskonzepte.
Für die Nachhaltigkeit der Arbeit der Kultura auch in Polen sprach, dass die volkspolni-

schen Regierungen sie unter allen Periodika der polnischen Emigranten als das gefährlich-
ste Instrument �ideologischer Diversion� bezeichneten. Dieser Einschätzung ist zuzustim-
men, denn schon bald nach ihrem ersten Erscheinen 1947 war es der Zeitschrift gelungen,
mit der jungen, unbequemen Intelligenz in Polen und später auch mit den wichtigsten
innerpolnischen Oppositionsgruppen in einen authentischen Dialog zu treten.
Giedroyc formulierte niemals explizit ein politisches Programm, aber zum Kanon des

politischen Denkens zählten vor allem ein staatsbetontes Denken, ein vom Nationalismus
befreites und als Element des Europäertums verstandenes Polentum sowie die Überzeu-
gung, dass politisches Denken, das nicht auf einer Ideologie, sondern auf historischen
Erfahrungen beruht, sich zuerst in einem Dialog ausformt.9 Zusammen mit Juliusz Mie-
roszewski bewies der Chefredakteur der Kultura eindrucksvoll, dass sein Programm nicht
romantisch-naiv war, sondern die Ablehnung des Nationalismus einschlieÿlich des Natio-
nalkatholizismus vielmehr aus der Überlegung entstanden war, dass die wichtigsten Ziele
� Freiheit für Polen und eine demokratische Ordnung � nur in Verbindung und im Einver-
ständnis mit den direkten östlichen Nachbarvölkern zu erreichen waren (Friszke 2000:
40, Pomian 2000: 92).
Eine Grundbedingung dafür war die Akzeptanz der Unveränderlichkeit der Grenzen Eu-
8Für einen skizzenhaften Lebenslauf von Giedroyc siehe Friszke 2000: 36, für eine Autobiographie

siehe Giedroyc 1999.
9Friszke 2000: 38. Gelegentlich wurde dieser Kanon an politischen Überzeugungen als �neoprome-

theisch� oder neo-Piªsudski-Orientierung (orientacja neopiªsudczykowska) bezeichnet (siehe etwa Eurazja
(OSW) 1/1995: 122). Zum Stichwort �Prometheismus� in Polen siehe B�aczkowski 2000: 137-156.
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ropas nach Jalta � insbesondere der polnischen Ostgrenze nach 1945. Die Kultura sprach
sich dabei nicht von Anfang an für eine solche Anerkennung aus, aber sie ebnete seit
Anfang der fünfziger Jahre den Weg dorthin, indem sie entsprechenden Stimmen Raum
gab10 � ein in den Augen der Mehrheit der Exilö�entlichkeit unerhörter Vorgang, der teil-
weise als Hochverrat bezeichnet wurde.11 In den sechziger Jahren ergri�en Giedroyc und
Mieroszewski jedoch deutlich und wiederholt Partei für das Unabhängigkeitsstreben von
Litauern, Weiÿrussen und Ukrainern. Die Kultura bezeichnete eine polnische Unabhängig-
keit bei gleichzeitigem Verbleib der östlichen Nachbarvölker unter der Knute der Sowjets
nicht nur als mangelnde Solidarität mit den um Freiheit kämpfenden Völkern, sondern
auch als einen politischen Fehler zuungunsten Polens. Gleichzeitig optierte die Zeitschrift
konsequent für einen Verzicht auf Wilna, Grodno und Lemberg (Boruta 1995: 77, Frisz-
ke 2000: 54f). Mit der Aufgabe der Forderung nach Rückgabe der polnischen Ostgebiete
schwächte man dabei bewusst Moskaus Position in der USSR, BSSR und LSSR, da bis
zum Abschluss des Warschauer Vertrages im Jahre 1970 alleine die UdSSR ein Garant für
die bestehenden polnischen Grenzen war.12
Giedroyc und Mieroszewski sahen diese Konzeption als Schlag gegen den russischen

Expansionismus und Sowjetkommunismus an; sie wollten damit nicht die Nationalbewe-
gungen, sondern die Souveränität der Sowjetrepubliken stärken, um das ungleiche Kräf-
teverhältnis zwischen Polen und der UdSSR zu verbessern. Nicht die Anerkennung des
sowjetischen Anspruchs auf Wilna und Lemberg war das Ziel, sondern die Polen sollten
dazu bewegt werden, das Recht der Ukrainer und Litauer auf diese Städte anzuerkennen.
Auf diese Weise sollten die Polen wieder Schöpfer ihrer eigenen Geschichte werden und
diese als Wertegemeinschaft begreifen.13

10�obodowski 1952, Majewski 1952, Mackiewicz 1953: 157f, Giedroyc 1953: 82-87; ausführlich
zu den ersten zehn Jahren der Tätigkeit der Kultura siehe Korek 2000: 138-142; Pomian 1999, Berdy-
chowska 1998a; allgemein zur Emigration siehe Woªa«ski 1996. Die Gegner dieses Konzeptes führten
vor allem die Angst vor den russischen Reaktionen ins Feld und fürchteten, in den Augen des Westens als
romantische Abenteurer ohne politischen Instinkt zu gelten. Sie sahen in der Unterstützung der Ukraine
einen Schaden für die polnisch-russischen Beziehungen sowie eine Minderung der Chancen auf Wiederge-
winnung der Ostgebiete (Kowalczyk 2000: 19). Konsequent forderten Giedroyc und Mieroszewski seit
Ende der 50er Jahre auch die Vereinigung der beiden deutschen Teilstaaten (Mieroszewski 1959: 172).

11Jan Widacki, der ehemalige polnische Botschafter in Litauen, gab die damals überwiegende Stim-
mung wie folgt wieder: �Im Bewusstsein polnischer Kreise der Opposition und Unabhängigkeitsbewegung
herrschte [zu Zeiten der PRL, S.G.] die Überzeugung, daÿ die Entreiÿung der polnischen Ostgebiete durch
die UdSSR, jener halblegendären kresy mit Wilna und Lemberg, vereinbart im Hitler-Stalin-Pakt und mit
der sowjetischen Aggression vom 17. September 1939 vollendet, unrechtens und unbillig war. Die UdSSR
hatte den Nichtangri�spakt [mit Polen, S.G.] gebrochen, den Rigaer Vertrag verletzt, womit es o�ensicht-
lich erschien, daÿ die Rückgabe dieser Gebiete und Städte an Polen ein Akt historischer Gerechtigkeit
wäre� (Widacki 1997: 147).

12Ein groÿer Erfolg für Giedroyc war in diesem Zusammenhang eine gemeinsame Deklaration russischer
und polnischer Emigranten zum Recht der Ukraine auf Unabhängigkeit (abgedruckt in Kultura 11/1980:
66f). Auf die zustimmenden Reaktionen eines kleineren Teils der ukrainischen (Su£asnist' ) und russischen
(Kontinent) Emigration kann hier nicht eingegangen werden.

13Kowalczyk 2000: 23,Caªka 1998: 36,Mieroszewski 1973: 68-79. Spätestens mit dem sowjetischen
Einmarsch in Prag waren die Ho�nungen der Kultura auf evolutionäre demokratische Veränderungen in
der UdSSR zerbrochen. Giedroyc und Mieroszewski sahen daraufhin einen Zerfall des Sowjetimperiums
als die wahrscheinlichste Entwicklung an, Giedroyc sagte 1981 in einem Interview der in Polen im Unter-
grund erscheinenden ResPublica: �Die Sowjetunion steht an der Schwelle ihres Zerfalls, das steht für mich
völlig auÿer Zweifel. Vor allem infolge der wachsenden Nationalismen in den einzelnen Sowjetrepubliken�
(ResPublica 8/1981: 52). Beide erklärten, die Autonomie oder Herauslösung einzelner Sowjetrepubliken,
vor allem der LSSR und der USSR aus der UdSSR sei insbesondere im russischen Interesse, um das
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Das Konzept der Kultura war gleichzeitig nicht antirussisch. Drei Nummern der Zeit-
schrift erschienen auf russisch, und zahlreiche russischsprachige Literatur wurde verlegt.
Vor allem aber wurde in vielen Artikeln die in vielen Polen oft tiefsitzende antirussische
Haltung kritisiert und angemerkt, dass die polnisch-russischen Beziehungen vor allem von
polnischer Seite aus im eigenen Interesse neu angegangen werden müssten (Koªakowski
1971: 19f). Juliusz Mieroszewski forderte, das traditionelle polnische Selbstverständnis als
�Bollwerk� des lateinischen Westens, das vor dem Osten schützen müsse, zugunsten ei-
ner �Brücken-Konzeption� aufzugeben (Mieroszewski 1962a: 73,Mieroszewski 1962b:
104, Friszke 2000: 48f). Die Intensivierung der antisowjetischen Haltung in Polen ver-
härte dagegen den Kurs in Moskau und mache eine Unabhängigkeit unmöglich (Pomian
2000: 95). Mit Sicherheit hat die Kultura durch dieses Verständnis die Haltung der pol-
nischen oppositionellen Intelligenz zur russischen mitgeprägt. Ihre Linie im Verhältnis zu
den direkten östlichen Nachbarn einerseits und Russland andererseits könnte damit zu-
sammenfassend mit den Worten von Jerzy Pomianowski so formuliert werden: �Sorgen
wir für so gute Beziehungen zu Russland wie nur irgend möglich, allerdings unter einer
Bedingung, nämlich dass unter diesen Beziehungen nicht die Unabhängigkeit und die exi-
stenziellen Interessen der Ukraine und Litauens Schaden nehmen� (Pomianowski 2000:
107).

In den siebziger Jahren gelang der innerpolnischen (verbotenen) Opposition die orga-
nisatorische Formierung und ö�entliche Stellungnahme zur Frage des polnischen Verhält-
nisses zu den östlichen Nachbarvölkern Polens. Ihre direkte Präsenz im Land erlaubte
eine nachhaltigere Arbeit als die der Emigration. Zu nennen sind insbesondere die Unter-
grundbewegung PPN sowie Teile der Solidarno±¢-Bewegung. Dabei spielte insbesondere
das Ansprechen der Existenz eines litauischen, weiÿrussischen und ukrainischen Volkes in
der UdSSR sowie das Infragestellen des polnisch-sowjetischen Bündnisses und der kon-
struierten polnisch-deutschen �Erbfeindschaft� eine Rolle. Der Ein�uss der Kultura auf
die wichtigsten dieser Strömungen war dabei erheblich.14
Das Programm der PPN vom Mai 197615 unterstützte explizit die Ideen der Kultura,

di�erenzierte jedoch in einigen Aspekten stärker: So hätten Giedroyc und Mieroszewski
den Unterschieden der direkten Nachbarn zu wenig Aufmerksamkeit gewidmet und seien
durch ihre a priori -Verurteilung aller Mitglieder der PZPR zu wenig kompromissbereit
(Kowalski 1975). Einen neuen Aspekt gri� die PPN mit der Frage nach dem Verhältnis
eines postkommunistischen Polens zur NATO und zur Europäischen Integration auf; eine

autokratische System zu überwinden (Mieroszewski 1975: 14f).
14Eurazja (OSW) 1/1995: 129. Bemerkenswert ist, dass andere Strömungen, die sich weit wenig ein-

deutig zur Anerkennung der polnischen Ostgrenze und zur Unabhängigkeit von Litauern, Weiÿrussen und
Ukrainern äuÿerten (wie etwa die bis 1989 illegale KPN, Boruta 1995: 81), nach 1989 keine nachhaltige
Rolle als gesellschaftliche Kraft in Polen spielten.

15Darin wurde betont, dass für die Polen nur ein vollständig unabhängiger Staat akzeptabel sei, unter
der erheblichen Mehrheit der Polen ein grundsätzlicher Konsens über �politische Interessen� herrsche,
eine pluralistische Demokratie die angestrebte Staatsform sei und das kon�iktbeladene Erbe mit den
Nachbarn überwunden werden müsse. Dies schlieÿe den notwendigen, wenn auch bitteren Verzicht auf die
ehemaligen polnischen Ostgebiete ein (mache aber eine Garantie der Rechte der polnischen Minderheiten
jenseits der Ostgrenze notwendig) und verlange die Forderung nach Unabhängigkeit für das ukrainische,
weiÿrussische und litauische Volk, zu denen erklärt wurde: �Wir [Polen] sind keine Nachbarn Russlands.
Unsere östlichen Nachbarn sind die Ukraine, Weiÿrussland, Litauen� (Najder 1993: 24f, Programm der
PPN, freundlicherweise zur Verfügung gestellt vom Mitbegründer der PPN, Zdzisªaw Najder, Kopie im
Besitz des Autors).
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Problematik, die vielleicht zuvor schlicht die Vorstellungskraft der Kultura überstiegen
hatte.16 Insgesamt verö�entlichte die PPN zwischen Mai 1976 und November 1981 50
Texte, von denen gerade diejenigen zur Auÿenpolitik Pioniercharakter besaÿen: Im März
1979 erschien ein Artikel zur P�icht der Polen, die Unabhängigkeitsbestrebungen der drei
baltischen Staaten zu unterstützen, im Dezember 1981 der Artikel �Polska - Ukraina�, in
dem nicht nur der notwendige Verzicht auf die ehemaligen Ostgebiete gefordert wurde,
sondern vor allem eine Aussöhnung zwischen beiden Völkern angeregt wurde, die einer
Unabhängigkeit beider Seiten vorausgehen sollte. Den nebulösen Föderationsvorschlägen
der Zwischenkriegszeit wurde eine klare Absage erteilt, jedoch eine enge Kooperation mit
den östlichen und südlichen Nachbarn angeregt (Boruta 1995: 82f).
Eine echte Sensation war im September 1981 die visionäre, zum Teil eigenartig reali-

tätsfern erscheinende Botschaft Posªanie do ludzi pracy Europy Wschodniej (�Botschaft
an die arbeitenden Menschen Osteuropas�, abgedruckt in Holzer 1985: 317) des ersten
Kongresses der Solidarno±¢. Dass diese Initiative nur ein erster Anstoÿ für eine Wende
in der o�ziellen Nationalitätenpolitik, aber noch nicht sehr folgenreich in Bezug auf das
Verhältnis zu den östlichen Nachbarvölkern der Polen war, belegt die reservierte Haltung
der Minderheiten in Polen auf die Unabhängigkeitsbewegung und die Solidarno±¢, die als
�polnisch� und �national� empfunden wurden (Tarka 1998: 137, Najder 1993: 214).
Auch ersten zivilgesellschaftlichen Bemühungen, die an Kontakten zu den östlichen Nach-
barn Polens interessiert waren, schlug noch groÿes Misstrauen entgegen.17 Einen wichtigen
E�ekt hatten diese Anstrengungen jedoch: In Teilen der innerpolnischen Opposition zeig-
te sich ein aufrichtiger Wille, die Belange der Minderheiten zu beachten und ihre Existenz
als gesellschaftliches und politisches Problem wieder in die Debatte einzubringen.18
Im Verlauf der achtziger Jahre übernahmen daraufhin zahlreiche weitere innerpol-

nische Oppositionsgruppen zentrale Forderungen der Kultura und der PPN, insbeson-
dere nach Anerkennung der bestehenden polnischen Ostgrenze und einer unabhängigen
Ukraine, was sich in den Untergrundzeitschriften Obóz, Nowa Koalicja und ABC sowie
den unabhängigen legalen Periodika Znak, Wi�e¹ und Tygodnik Powszechny niederschlug.
Das politische Spektrum reichte dabei vom radikalen Solidarno±¢-Flügel (�Kämpfende So-
lidarität�) über christliche Strömungen (ChSWN) bis zur im November 1984 gegründeten
illegalen liberalen Partei Niepodlegªo±¢ (�Unabhängigkeit�). Jedoch gab es auch breitere
Strömungen innerhalb der polnischen Opposition, die sich in der Frage der Anerkennung
der polnischen Ostgrenze und der Unabhängigkeit für die östlichen Nachbarvölker weitaus
weniger eindeutig äuÿerten (KPN, Polnische Unabhängigkeitspartei). Diese entfalteten in-
des nach 1989 keine nachhaltige Wirkung (Boruta 1995: 83-88).

Nationalitätenpolitischer Diskurs 1944-1989: Der nationalitätenpolitische Dis-
kurs in der Zeit der Volksrepublik Polen lässt sich in zwei ähnliche Lager aufteilen:
Mit erstaunlicher rhetorischer Kontinuität übernahm die PPR, später die PZPR die
16Najder 1999: 215f gesteht dies zu, betont aber, dass Polen auch deshalb nach 1989 am wenigsten in

den Schlüsselbereichen eines auch de facto unabhängigen Staates � Auÿenpolitik und Militär � auf seine
Souveränität vorbereitet war.

17Brodowski 1993: 223 zeigt dies am Beispiel des im Herbst 1986 gegründeten Ogólnopolski Klub
Miªo±ników Litwy (Gesamtpolnischer Club der Litauen-Liebhaber), der bei seiner ersten Reise nach Li-
tauen 1987 auf erhebliches litauisches Misstrauen stieÿ.

18Tarka 1998: 123. So forderte die Solidarno±¢ Anfang der achtziger Jahre die Regierung auf, in
einzelnen Orten die unierten und orthodoxen Kirchen an deren Gemeinden zurückzugeben (Mokry 1987:
118).
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Diskurse der polnischen Nationaldemokratie der Zwischenkriegszeit und der immer ein-
�ussloseren Londoner Emigrationsregierung zum Thema der nationalen Minderheiten in
Polen und den östlichen Nachbarvölkern Polens. Sie positionierten sich so als Gegner
eines Ausgleiches mit Litauern, Weiÿrussen und Ukrainern. Die kommunistischen Regie-
rungen negierten o�ziell die Existenz polnischer Minderheiten in den drei östlich angren-
zenden Sowjetrepubliken wie auch bis 1956 die Existenz einer litauischen, weiÿrussischen
und ukrainischen Minderheit in Polen. Diese Haltung blieb bis auf vorübergehende tak-
tische Zugeständnisse in Krisenjahren (vor allem 1956 und 1970) bis 1989 unverändert.
Insbesondere sprachen sich die Spitzenvertreter der PRL für ein ethnisch homogenes Polen
und �ethnisch gerechte Grenzen� aus.19 Somit lebten etwa gemäÿ o�zieller Propaganda
auf dem Nachkriegsterritorium Polens keine Ukrainer mehr, sondern höchstens noch den
Ukrainern verwandte Lemken und Bojken (Olsza«ski 1987: 111).
Eine innerpolnische ö�entliche Debatte zum Thema der verschiedenen Nationalitäten

in der PRL fand de facto nicht statt, was besonders deutlich am Umgang mit der Frage
des polnisch-ukrainischen Bürgerkriegs und der Aussiedlungen bis 1947 erkennbar war. Es
fand diesbezüglich keine breitere Auseinandersetzung statt, da die polnische Zivilbevöl-
kerung sowohl während des Bürgerkriegs wie auch nach den �Liberalisierungen� von 1956
diese Ereignisse ohne wesentliche Ausnahmen mit schweigender Akzeptanz hingenommen
hatte. Insbesondere die Legitimierung der Aktion Weichsel als Ausdruck des �Zorns� des
polnischen Volkes für die Tragödien in Wolhynien und Ostgalizien sowie als Vergeltung für
den Tod des die UPA-Einheiten bekämpfenden polnischen Generals �wierczewski (dem
1962 ein in Polen bekannt gewordener steinerner Obelisk vor Ort gewidmet wurde) wurde
nicht hinterfragt (Olsza«ski 1987: 114, 116). Das Wissen insbesondere über die polnisch-
ukrainischen Auseinandersetzungen war somit in der polnischen Ö�entlichkeit bis Mitte
der 80er Jahre �schlimmer als nicht vorhanden, nämlich verfälscht� (Olsza«ski 1987:
110). Das aus den lange Schulp�ichtlektüre darstellenden Büchern �lady rysich pazurów
und �uny w Bieszczadach (Gerhard 1977, Au�age zwischen 1959 und 1980: 500 000,
vor allem durch seine in der PRL mehrfach am orthodoxen Weihnachtsfest ausgestrahlte
Ver�lmung unter dem Titel Ogniomistrz Kale« bekannt geworden) kolportierte Stereotyp
besagte, dass die ukrainischen �UPA-Banden� auf einem ihnen grundsätzlich fremden Ter-
ritorium massenhaft polnische Zivilbevölkerung ermordet hatten und dem militärischen
Kampf ausgewichen waren: der �ritterlich kämpfende Pole� wurde dem �feigen ukraini-
schen Banditentum� entgegengestellt.20

Die Befürworter eines Ausgleiches mit den in Polen existierenden Minderheiten wie
auch der Anerkennung einer polnischen Minderheit in den angrenzenden Sowjetrepubliken
waren � wie schon im auÿenpolitischen Diskurs � im Lager der innerpolnischen Oppositi-
on sowie in der Pariser Emigration zu �nden. Seit Beginn der fünfziger Jahre versuchte

19Beinahe naiv klingt die Ankündigung des polnischen Premiers Osóbka-Morawski von 1944: �Das
[die Aufnahme freundschaftlicher Beziehungen zur UdSSR] erleichtert uns auch die Durchführung des
beiderseitigen freiwilligen Bevölkerungsaustausches, der ein für alle Mal radikal unsere verwickelten Na-
tionalitätenbeziehungen liquidiert� (zit. nach Tarka 1998: 20).

20Drozd/Haªagida 1999: 19f; Motyka 1997: 161; Olsza«ski 1987: 110. Dabei wurde ge�issentlich
übersehen, dass die UPA von der dem polnischen Untergrund gewährten Amnestie des Jahres 1947 ausge-
nommen blieb und damit in den Widerstand getrieben wurde (Olsza«ski 1987: 113f) Das vom MON in
einer Au�age von 3 500 herausgegebene Buch von Szcz�e±niak/Szota 1973, das die Kollektivschuldthese
der Ukrainer in Frage stellte, wurde bereits nach kurzer Zeit zurückgezogen; bis 1989 fand kein weiterer
Versuch mehr statt, das Thema der Ukrainer in Polen aufzugreifen (Kmita 1997: 69).
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die Kultura vorsichtig, einen Dialog mit Litauern, Weiÿrussen und Ukrainern anzustoÿen,
vermied dabei aber geschickt alles, was als Wiederholung einer in der Vergangenheit all-
zuoft aufgenötigten polnischen Vorherrschaft gedeutet werden konnte.21 Die Herstellung
guter Beziehungen zu den östlichen Nachbarn beruhte nach Ansicht der Zeitschrift auf
dem Brückenschlag über die Köpfe der Regierenden hinweg, direkt in die Gesellschaften
hinein.22 Speziell die Initiierung eines polnisch-ukrainischen Dialoges und der Versuch, an-
tiukrainische Komplexe auf polnischer Seite zu durchbrechen, verdienen dabei besondere
Aufmerksamkeit. Die Kultura wurde zur einzigen polnischen Zeitschrift, die laufend über
ukrainische Fragen schrieb: Essays zur gemeinsamen Vergangenheit erschienen, negative
polnische Mythen über die Ukrainer wurden hinterfragt, die polnische Nationalitätenpo-
litik der II. Republik gegenüber den Ukrainern und die Religionspolitik gegenüber der
unierten Kirche wurden o�en kritisiert. Daneben existierten je eine Chronik zu Ereignis-
sen des ukrainischen Exils und der Sowjetukraine sowie eine dauerhafte und ausführli-
che Berichterstattung über die ukrainische Literatur.23 Schlieÿlich kritisierte die Kultura
die Diskriminierung der nationalen Minderheiten in Polen durch die Behörden der PRL
(Obserwator 1969).
Auch im Falle der Nationalitätenpolitik übernahm die innerpolnische Opposition ab

Mitte der siebziger Jahre wesentliche Forderungen der Kultura, wobei der Ukraine be-
sondere Aufmerksamkeit galt. Durch nach Polen über den Westen eingeschmuggelte In-
formationen über die westlichen Sowjetrepubliken gelang es, polnische Leser zwar nicht
über die ukrainische Gegenwart, aber über die Geschichte der unierten Kirche, über die
Hungersnot in der Ukraine in den dreiÿiger Jahren, über das Erwachen einer ukrainischen
Bewegung in den sechziger Jahren und über die Arbeit des ukrainischen Helsinki-Komitees
zu unterrichten.24 Ein Beispiel für den guten Willen in diesem Dialog von polnischer Seite
mag die weitgehende Tilgung des emotionsbeladenen Begri�s kresy,25 also der ehemaligen
polnischen Ostgebiete, aus dem Wortschatz der polnischen Oppositionellen sein.
Ab Anfang der achtziger Jahre stieÿen intellektuelle Zirkel in Polen � zu Anfang im

Schutz der Kirche � eine historiographische Debatte über die �weiÿen Flecken� im Verhält-
nis zu den östlichen Nachbarn an. Auslöser dafür war vor allem ein Buch des polnischen
Historikers und Publizisten Bohdan Skaradzi«ski (Skaradzi«ski 71990), das nach Grün-

21Friszke 2000: 39. Zugleich trennte Giedroyc den russischen Imperialismus in Gestalt des Sowjetismus
deutlich von der russischen Kultur, die er sehr schätzte, und mahnte, den Nationalcharakter der Russen
nicht mit dem sowjetischen Staats- und Regierungssystem zu verwechseln.

22Pomianowski 2000: 108. Diesen Imperativ behielt Jerzy Pomianowski auch nach 1989 bei und gibt
seit einigen Jahren die in Warschau erscheinende russischsprachige Monatsschrift Novaja Pol²£a heraus,
die sich an die russische Intelligenz richtet und ganz überwiegend nach Russland versandt wird.

23Zusätzlich verö�entlichte die Kultura bereits vor 1989 ein Buch des französischen Historikers und
Ostmitteleuropa-Experten Daniel Beauvois, das von dritter Seite auf der Grundlage von Dokumenten
auf die polnisch-ukrainische Geschichte des 19. Jh. einging und dabei viele der existierenden Mythen und
Stereotypen auf polnischer Seite ins Wanken, wenn auch nicht zum Einsturz brachte (Beauvois 1987).

24Wojciech Maziarski, Gdzie jest mój s�asiad?, Gazeta Wyborcza, 6./7.1.01.
25Zum Begri� und Mythos der kresy aus literaturwissenschaftlicher Sicht Schlott 1990, Dyl�agowa

1999, aus populärwissenschaftlicher Sicht Kolbuszewski 1995, kritisch zur Mythologisierung der kresy
durch die polnische Ö�entlichkeit zuletzt Jan Widacki, Kresy � nasza miªo±¢, nasz kªopot, Gazeta Wy-
borcza, 27./28.4.02. Die Wirkung dieses Begri�es auf die östlichen Grenzminderheiten Polens beschrieb
der polnisch-weiÿrussische Schriftsteller Sokrat Janowicz einmal so: �Die Weiÿrussen mögen die kresy
nicht, diese Wortschöpfung Warschau-Krakauer Literaten des vergangenen Jahrhunderts. Er birgt die
Vorstellung von Zweitrangigkeit, eines Randes. Der Begri� der kresy hat einen eindeutig emotionalen
Unterton, er ist die Projektion einer Nostalgie nach einer vergangenen, in der Regel imperialen Herrlich-
keit� (zit. nach Wojciech Maziarski, Gdzie jest mój s�asiad?, Gazeta Wyborcza, 6./7.1.01).



62 KAPITEL 3. DAS HISTORISCHE DISKURSPROFIL POLENS

den insbesondere für die polnisch-ukrainischen Feindseligkeiten fragte und das gegenseitig
verübte Unrecht thematisierte. Dabei wurde auch erstmals in einer breiteren Ö�entlich-
keit über die polnische Besetzung von Wilna im Jahre 1920 sowie über das besonders
schmerzvolle Thema des polnisch-ukrainischen Bürgerkrieges gesprochen, der nicht mehr
als bloÿe Selbstverteidigung, sondern als Vertreibung oder (im Falle Wolhyniens) als völ-
kermordähnliche Aktion charakterisiert wurde.26

3.1.3 Identitätselemente und Argumentationsmuster
Zusammenfassend lassen sich in der polnischen Debatte über die östlichen Nachbarn 1919-
1989 folgende Identitätselemente feststellen:
a) Polen zwischen Deutschland und Russland: Eine geschichtlich weit vor 1918

zurückreichende Konstante der polnischen Identität ist das Element �Polen zwischen
Deutschland und Russland�.27 Der polnische Staat sah sich spätestens seit den Schle-
sischen Kriegen nicht nur durch Russland, sondern auch durch Preuÿen in seiner Exi-
stenz bedroht. Die drei Teilungen Polens durch die �Heilige Allianz� (Russland, Preuÿen,
Österreich) in den Jahren 1772, 1792 und 1795 sowie die Russi�zierungs- und Germanisie-
rungspolitik Russlands und Preuÿens in ihren Teilungsgebieten zerstörten nicht nur den
polnischen Staat, sondern erzeugten innerhalb der polnischen Nation insbesondere das
Gefühl der Einkreisung durch Feinde.
Auch die wiedererlangte Souveränität nach 1918 verminderte nicht die Ängste des

Gefangen-Seins zwischen zwei europäischen Groÿmächten, verstärkt durch die mehr oder
minder o�en revisionistische Politik Deutschlands und der UdSSR. Jedoch entwickelten
sich zwei beherrschende Argumentationsmuster aus dieser Mittellage: einerseits die anti-
deutsche Haltung der Nationaldemokraten, gepaart mit der auÿenpolitischen Handlungs-
empfehlung eines engen Bündnisses mit Frankreich, dem wichtigsten Land der groÿen pol-
nischen Emigration des 19. Jahrhunderts � andererseits die primär gegen Russland und
später gegen die Sowjetunion gerichtete, Deutschland eher neutral gegenüberstehende und
stark antikommunistische Orientierung der Sanacja um Józef Piªsudski. Da keine dieser
sich grundsätzlich ausschlieÿenden Optionen bis 1939 die Oberhand gewinnen konnte, er-
gab sich ein auÿenpolitisches Lavieren, das mehr und mehr vom Argumentationsmuster
eines starken Polens als regionaler Vormacht in Ostmitteleuropa geprägt war.
In der Nachkriegszeit ergab sich durch die mit Hilfe der Sowjets durchgesetzte kom-

munistische Machtübernahme ein neues Bild: Das �ewige Bündnis� mit der UdSSR und
die antideutsch geprägte Grundhaltung der PRL � verstärkt durch die immer wieder
auftretenden starken Spannungen mit der DDR (u.a. 1956, 1968, 1981) � bestimmten
alle o�ziellen Argumentationsmuster. Während die Londoner Emigrationsregierung die
antideutsche Stoÿrichtung nicht in Frage stellte, bestritt ab Anfang der fünfziger Jah-
re die polnische Emigration, seit den siebziger Jahren auch die illegale innerpolnische
Opposition diese auÿenpolitischen Leitlinien. Diesen Gruppen gelang � und das sollte we-
sentlich für die Zeit nach 1989 sein � die Einbringung von dem Regierungsdiskurs explizit
entgegengerichteten, am gesamten auÿenpolitischen Fundament des Ostblocks rüttelnden

26�ossowski 1991; Serczyk 1987: 129; Rzeczpospolita, 5./6.1.91, Tadeusz Olsza«ski, Pami�e¢ o kresach
� tak, ale jaka?, Reaktionen darauf: Rzeczpospolita, 2./3.2.91; vgl. auchOlsza«ski 2001: 61-89,Motyka
1999.

27Siehe diesbezüglich etwa bereits das Buch vonBohe«ski 1937 unter dem Titel �Zwischen Deutschland
und Russland� und den Aufsatz von Wóycicki 1989.
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Argumentationsmustern, die zunehmend die oppositionelle Elite im Lande beein�ussten.

b) Polentum (polsko±¢): Dieses Element spielte in der Zwischenkriegszeit für alle
an der nationalitätenpolitischen Debatte Beteiligten eine entscheidende Rolle, wenngleich
die Betonung des ethnisch Polnischen von Seiten der Nationaldemokraten stärker war
als durch die Sanacja. Pole zu sein bedeutete demnach insbesondere, Träger einer �zi-
vilisatorischen Mission� gegenüber den östlichen Nachbarn zu sein und diesen Völkern
Fortschritt und (polnische) Kultur zu bringen. Nach dem Zweiten Weltkrieg unterdrückte
die volkspolnische Regierung zwar diese Idee einer �zivilisatorischen Mission� in Osteuro-
pa, gleichzeitig blieb jedoch der Gedanke des ethnischen Polentums und der nationalen
Homogenisierung nach innen hin das bestimmende Moment der Nationalitätenpolitik.
Der Kultura und den innerpolnischen Oppositionsgruppen gelang es indes ab den fünf-

ziger Jahren, an das Identitätselement polsko±¢ allmählich neue Argumentationsmuster zu
knüpfen: Eine zentrale Position bei den Ansätzen zu einem Bruch mit dem überkommenen
nationalen Dogmatismus, der politischen Ordnung der dreiÿiger Jahre und einer Umbe-
wertung der nationalen Tradition (und damit auch der nationalen Identität) nehmen dabei
die in Polen durch die Kultura bekannt gewordenen Werke von Witold Gombrowicz ein
(vor allem sein Roman �Trans-Atlantyk�28), ergänzt durch die Erzählungen von Gustaw
Herling-Grudzi«ski und die Prosa von Marek Hªasko. Daneben sind vor allem der liberale
Exil-Essayist Jerzy Stempowski und der Lyriker und Nobelpreisträger Czesªaw Miªosz
zu nennen (Szaruga 2000: 102, Pomian 2000: 57-61, Zadencka 1995). Die politische
Dimension des Instituts von Jerzy Giedroyc in Maisons-La�tte muss also gerade auch
aus einem weiten kulturellen Kontext heraus begri�en werden. Dass die Kultura diese
Neuformierung der polnischen Identität dazu nutzen wollte, die Polen aus der Isolierung,
aus dem politischen, kulturellen und intellektuellen Ghetto herauszuführen, daran kann
kein Zweifel bestehen (Pomian 2000: 93).
Giedroyc und Mieroszewski verankerten ferner im Element polsko±¢ einen Nexus zwi-

schen �Demokratie� und �Freiheit�. Daraus entwickelte die Kultura ein Argumentations-
muster, das sich gegen alle Unabhängigkeitskonzepte wandte, die Polen wieder in der
alten autoritären oder totalitären Ordnung der dreiÿiger Jahre wiederauferstehen lassen
wollten (Koªakowski 1973), und sprach sich für die Anerkennung der Veränderlichkeit
von Kultur und Werten aus.

c) Polen als europäisches Land: Die Zwischenkriegszeit war markiert von der über-
einstimmenden Ansicht der beiden dominierenden politischen Lager (Sanacja und En-
decja), Polens Funktion sei diejenige eines Vorpostens oder sogar einer Mauer des Westens
gegenüber Osteuropa. Das Argumentationsmuster der Nationaldemokraten stellte dabei
insbesondere (in Abgrenzung zur orthodoxen und zur unierten Kirche) auf den polnischen
Katholizismus ab, das Piªsudski-Lager argumentierte vor allem aus einem antikommunisti-
schen und latent auch antirussischen Selbstverständnis heraus. Beide bezogen jedoch weit-

28In �Trans-Atlantyk� beschäftigt sich Gombrowicz auf fast satirische Weise mit dem traditionellen
Polentum vor 1945, das er als eine Festung beschreibt, in der sich die Polen wie in einem Ghetto ver-
schanzten, sich von Feinden umgeben fühlten und den Kontakt mit der Auÿenwelt fürchteten. Damit
plädierte der Schriftsteller in philosophischer Hinsicht vor allem für ein freies Individuum, das sich a
priori keinem Kollektiv � insbesondere nicht der ethnischen Nation � unterordnen müsse (Pomian 2000:
62f).
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gehend einheitlich Position für eine Stellung Polens als Vorposten der westlichen Welt.29
Jedoch interpretierte die Sanacja diese Funktion nicht nur in Abgrenzung vom (als kom-
munistisch oder muslimisch wahrgenommenen) Osten, sondern behielt gleichzeitig stark
paternalistisch gefärbte Ideen eines polnischen Kulturtransfers in die Ostgebiete und einer
polnischen zivilisatorischen Mission im Osten bei (siehe Anmerkung 1 dieses Kapitels).
Nach dem Zweiten Weltkrieg änderten sich durch die radikalen politischen und gesell-

schaftlichen Umwälzungen im kommunistischen Polen auch die Argumentationsmuster im
Zusammenhang mit der Frage nach Polens Funktion als Brücke oder Vorposten. Nunmehr
war Polen im o�ziellen Diskurs � geographisch eingebettet zwischen UdSSR und DDR
� allenfalls noch ein westlicher Vorposten des Ostens und hatte keinerlei Brückenfunk-
tion zwischen Ost und West zu erfüllen. Dass indes das Argumentationsmuster �Brücke
zwischen West und Ost� unterschwellig weiter aktiv war, belegte die relativ zu anderen
Ostblock-Ländern groÿe (Reise-) Freiheit für die Staatsangehörigen der �lustigsten Ba-
racke des Sozialismus� sowie die Rezeption derjenigen Diskurse in Polen, die insbesondere
die Brückenfunktion Polens zwischen Ost und West betonten.30 Bemerkenswert ist hier
ein weiteres Mal der Beitrag der Kultura, die das Muster der �Brücke� durch die Begri�e
�Europa� und �Westen� mit einem anderen als dem o�ziellen Inhalt füllte: Auf die Fra-
ge, wie Polen mit der einmal errungenen Unabhängigkeit umgehen sollte, antwortete die
Kultura mit �Europa� � und bezog damit Stellung für eine Ordnung, die die Grundwerte
von Demokratie, Menschenrechten und Minderheitenschutz ins Zentrum stellt. Giedroyc
und Mieroszewski interessierten sich ferner eingehend für den europäischen Einigungspro-
zess und kritisierten in diesem Zusammenhang sowohl die Londoner Emigration als auch
Europaskeptiker wie de Gaulle und Churchill (Pomian 2000: 105). Daneben betonte die
Kultura in höchst praktischer Weise die A�nität zum �Westen�: Durch die breite Palette
von Meinungen � Giedroyc lehnte nur den Abdruck von orthodox-kommunistischen sowie
nationalistischen oder klerikalen Artikeln ab � führte die Zeitschrift die Leser allmählich
und fast unbemerkt an die Gep�ogenheiten einer pluralistischen Ordnung heran (Pomian
2000: 142f). Giedroyc und Mieroszewski schlossen beispielsweise eine kommunistische Re-
gierungsbeteiligung in einer demokratisch gewählten polnischen Regierung nicht a priori
aus (Pomian 2000: 94f). Insgesamt kann man somit durchaus von einer �Europäisierung�
und �Verwestlichung� Polens, zumindest aber der oppositionellen Elite des Landes, schon
vor 1989 sprechen.

d) Polen als Handelsstaat : Ein ergänzendes Identitätselement kristallisierte sich
schlieÿlich im Laufe der PRL durch die zunehmende Bedeutung wirtschaftlicher Fragen
in der Innen- und Auÿenpolitik heraus. Da Polen insbesondere im Laufe der siebziger
Jahre einen gewaltigen Schuldenberg bei internationalen Gläubigern anhäufte und seine
binnenwirtschaftlichen Strukturprobleme nicht in den Gri� bekam, geriet die polnische
Auÿenhandelsbilanz immer tiefer in die roten Zahlen hinein. Zwar war das Land im Rah-
men des RGW an ein starres Auÿenhandelssystem gebunden, das statt nach Weltmarkt-
preisen nach einem für Polen ungünstigen Transferrubelsystem funktionierte und somit
nicht die dringend benötigten Deviseneinnahmen für Technologieimporte ermöglichte. Ei-

29Diese Funktion Polens als ein westlicher Vorposten �ndet ihren Ursprung in der siegreichen Türken-
schlacht vor Wien im Jahre 1683 unter dem Kommando des legendären polnischen Kronhetmans und
späteren Königs Jan Sobieski.

30So betonte etwa der ukrainische Kulturminister 1993: �Polen war das einzige Land, durch das freies
Gedankengut und demokratische Ideen aus dem Westen zu uns gelangten� (PAP, 28.6.93).
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ne Umorientierung dieses Systems war somit unmöglich und wurde o�ziell auch nicht
als wünschenswert erachtet. Doch kann man aufgrund der zunehmend dramatischen ge-
samtwirtschaftlichen Entwicklung in Polen durchaus von der allmählichen Herausbildung
eines funktionalen polnischen Identitätselements �Handelsstaat� sprechen, das durch er-
höhte Ausfuhren auf eine Verbesserung der für Polen seit Mitte der siebziger Jahre immer
ungünstigeren Handelsbilanz abzielte.

3.1.4 Bestimmungsfaktoren der Diskurshegemonie
a) Äuÿere Faktoren: Polen war in der Zwischenkriegszeit kein Spielball der Siegermäch-
te. Dennoch erreichte Warschau weder die Einrichtung eines insbesondere auch Deutsch-
land und die Siegermächte umfassenden Minderheitenschutzsystems noch einen �Ost-
Locarno�-Vertrag bei den Bemühungen um eine Verbesserung der eigenen Situation im
internationalen Umfeld. Es kann deshalb kein Zweifel daran bestehen, dass der Diskurs-
verlauf hinsichtlich auÿenpolitischer Themen maÿgeblich von auÿen bestimmt wurde. In
den internationalen Beziehungen �elen nach und nach immer weitere Handlungsoptionen
weg (deutsch-sowjetischer Berliner Vertrag von 1926, Eintritt der UdSSR in den Völker-
bund, Locarno-Verträge), vielfach verursacht auch durch eigene diplomatische Wagnisse
(polnisch-sowjetischer Nichtangri�spakt, Bündnispolitik gegenüber der Kleinen Entente
und der �SR, Anschluss des Olsa-Gebietes).
Die Nachkriegszeit bis 1989 war noch stärker durch äuÿere Umstände bestimmt � vor

allem durch den Aufbau des sowjetischen Systems in Polen und den Kalten Krieg. Das
erzwungene Bündnis mit der UdSSR lieÿ keine andere Handlungsoption aufkommen. Die
kühnen Pläne der Emigration und der innerpolnischen Opposition stellten jedoch nach
und nach einige Axiome des von der Sowjetunion gescha�enen internationalen Systems in
Osteuropa nach dem Zweiten Weltkrieg in Frage und versuchten zumindest, neue Hand-
lungsoptionen aufzuzeigen (Blockfreiheit, Unabhängigkeit für die angrenzenden Sowjetre-
publiken, deutsche Wiedervereinigung).

b) Innenpolitisches Gefüge: Ein weiterer Faktor zur Bestimmung der Diskurshege-
monie ist das innenpolitische Gefüge. Während in der Zwischenkriegszeit keiner Par-
tei die Errichtung einer Diskurshegemonie in auÿenpolitischen Fragen gelang, erreichte
dies die Endecja (Nationaldemokratie) in der Nationalitätenpolitik: Da sie multinationale
Staaten als machtpolitisch schwach und damit als Anachronismus ansah (Paruch 1993:
88-93), brandmarkte sie die Parteien der Minderheiten erfolgreich als �antistaatlich�, so
dass die Links- und Mittelparteien nicht mehr die zunächst noch mögliche Kooperation
mit dem Minderheitenblock suchten. Das zwischen 1926 und 1935 o�ziell eingeführte,
eher auf Koexistenz abzielende Nationalitätenkonzept der Sanacja (�Staatsassimilation�)
konnte diese dominierenden Argumentationsmuster nicht durchbrechen und setzte sich �
wie in den Verhaltensanalysen gezeigt � in der Praxis nicht durch. Nach dem Tode Piª-
sudskis dominierte die Endecja noch erheblich stärker als zuvor die Debatten und konnte
die weiterhin herrschende Sanacja zunehmend auf nationaldemokratischen Kurs bringen.
Den Minderheiten blieb dadurch letztlich nur die Wahl, Polen zu werden oder das Land zu
verlassen (Bardach 1993: 17, Anm.18), auch weil die polnische Bevölkerung die genann-
ten Argumentationsmuster verinnerlicht hatte und politische Assimilation bei gleichzeitig
fortbestehender Multikulturalität nicht akzeptieren wollte.
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Für die Nachkriegszeit ist zur Bestimmung der Diskurshegemonie vor allem ein Blick
auf gesellschaftliche Faktoren notwendig: Zwar errang die Kultura nicht die innerpolni-
sche Diskurshoheit, aber die Zeitschrift beein�usste mit ihren Artikeln immer stärker die
Haltung der polnischen Intelligenz gegenüber den polnischen Nachbarn. Genau auf dieser
zweiten Ebene unterhalb der o�ziellen Beziehungen, der Inspiration von Haltungen und
der Wegbereitung für kulturelle Ein�üsse, war die Bedeutung der Kultura im Vergleich
mit Publikationen anderer Emigranten aus den damaligen Ostblock-Staaten einmalig.31
Besonders ab den siebziger Jahren wurde deutlich, dass die Kultura eine erfolgreiche

Gratwanderung vollzog � ihr gelang die riskante Transformation und Neuformierung von
in der polnischen Tradition fest verwurzelten Haltungen (Habielski 2000: 69); gleich-
zeitig hatte sie einen bedeutenden Anteil daran, dass der PZPR zunehmend die Diskurs-
hegemonie entglitt, was an der Entwicklung einer �doppelten Sprache� abzulesen war.
Insbesondere konnte die Partei immer weniger die Deutungshoheit über so zentrale Be-
gri�e wie �Freiheit�, �Unabhängigkeit�, �Demokratie� und �Fortschritt� beanspruchen. All
diese Begri�e, ursprünglich zum Arsenal der Befürworter des Sowjetsystems in Polen ge-
hörig, hatten sich gegen sie selbst gerichtet; eine Demonstration im Namen der �Freiheit�
brachte bereits in den siebziger Jahren Polizei und Bürgermiliz zu rigider Unterdrückung
der Protestierenden (Koªakowski 1973: 12f, Koªakowski 1971: 18).
Insbesondere die schmale polnische Mittelschicht zeigte eine zunehmende Distanz zur

o�ziellen Sprache und setzte sie zunehmend in Anführungszeichen oder Klammern. Auf
diese Weise ho�te man, sich so nach auÿen konformistisch zu geben, ohne dabei seine
innere �Reinheit� zu verlieren. Das Ergebnis war eine Ritualisierung der Sprache, die
gleichzeitig den Erwartungen der o�ziellen Zuhörerschaft wie auch der eigentlich ange-
sprochenen gesellschaftlichen Gruppe gerecht werden musste.32 Die Arbeiterschaft hin-
gegen vermied mehr und mehr Begri�e der o�ziellen Terminologie (etwa �Demokratie�,
�Selbstverwaltung�) und wurde für ihre Forderungen zunehmend sprachlos. Dies führte in
weiten Teilen der polnischen Gesellschaft zu einer wachsenden Entfremdung vom ö�ent-
lichen Leben und desintegrativen Tendenzen auf der Mikroebene, etwa in Familien oder
Betrieben (Staniszkis 1979: 178f).
Wie folgenreich die Arbeit der Kultura und später der innerpolnischen Opposition war,

zeigte sich seit Mitte der achtziger Jahre, als im Ostblock die Zeit der Entkolonialisierung
einsetzte. Ein bedeutender Teil der polnischen politischen Eliten war darauf vorbereitet,
einen Dialog mit den unmittelbaren östlichen Nachbarn Polens und auch der russischen
Intelligenz aufzunehmen.33 Insgesamt erscheint es deshalb angebracht, im Falle der polni-

31Friszke 2000: 44. Damit soll nicht die Leistung der Londoner Emigrationsregierung in Abrede gestellt
werden, zumindest zur Wahrung der patriotischen Tradition beigetragen zu haben, die zu mehr gedient hat
als nur die eigenen Reihen zu schlieÿen (zu einem einführenden systematischen Vergleich des Londoner und
Pariser Exils siehe Habielski 2000). Es erscheint jedoch paradox, dass 1990 während der Amtseinführung
Präsident Waª�esas mit der Übergabe der Herrschaftsinsignien, die der polnische Präsident 1939 mit in
die Emigration genommen hatte, die zuvor völlig marginalisierte Londoner Emigrationsregierung zum
Verbindungsglied zwischen dem Exil und Polen und auch zwischen Zweiter und Dritter Republik wurde.

32Koªakowski 1971: 4-8 benannte die Degradierung der geistigen und moralischen Intelligenz sowie
die Umkehrung der Bedeutung von Begri�en durch die Förderung von Servilität, Unselbständigkeit und
Mittelmäÿigkeit als einen von sieben Gründen für die Unreformierbarkeit des sowjetischen Typus des
Sozialismus.

33Zwar entwickelte sich dieser Dialog mit Russland wesentlich schwerfälliger, was zum einen an der
Kraft der noch stärkeren Stereotypen und den Folgen der kommunistischen Zwangsfreundschaft lag, zum
anderen aber vor allem an der Schwäche der oppositionellen Eliten Russlands, das Steuer der Politik des
neuen Russlands nach 1991 festzuhalten.
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schen Debatte über die östlichen Nachbarn von einer Übernahme der Diskurshoheit durch
die oppositionellen polnischen Eliten noch zu kommunistischen Zeiten zu sprechen.

3.2 Die polnische NATO-Beitrittsdebatte (1989-1995)

3.2.1 Einleitung
Nach 1989 fand in Polen, Russland und den NATO-Staaten eine umfassende sicherheits-
politische Debatte statt, die in militärischen Belangen insbesondere die Frage nach einer
möglichen polnischen NATO-Mitgliedschaft berührte. Zu Anfang der neunziger Jahre war
dieser Beitritt alles andere als unumstritten. Die Spanne der debattierten Handlungsop-
tionen reichte von einer polnischen Neutralität über eine Au�ösung der NATO, ein ge-
meinsames Sicherheitssystem unter dem Dach der KSZE/OSZE und verschiedene Formen
der Einbindung Polens in die NATO bis hin zur polnischen Vollmitgliedschaft im Nordat-
lantischen Bündnis. Daraus ergaben sich im wesentlichen je eine internationale und eine
innerpolnische Debatte, die auch das Verhältnis Litauens, Weiÿrusslands und der Ukraine
zur NATO thematisierten:

• die internationale Debatte um die Rolle Russlands bei einer eventuellen NATO-
Erweiterung,

• die internationale und innerpolnische Debatte um Polens bündnispolitischen Status
zwischen �Finnlandisierung�34 und NATO-Vollmitgliedschaft sowie um die demokra-
tische Kontrolle und den zivilen Oberbefehl über die Streitkräfte.

Der zeitliche Endpunkt der Untersuchung dieser Debatte wurde bewusst auf das Jahr
1995 gelegt, da sich zu diesem Zeitpunkt nicht nur innerpolnisch, sondern auch im inter-
nationalen Kontext, insbesondere durch die Überwindung russischer Widerstände gegen
die NATO-Osterweiterung, eine klare Beitrittsoption für Polen ergeben hatte und die NA-
TO sich gleichzeitig erstmals zu individuellen Verhandlungen mit den Ostmitteleuropäern
über eine mögliche Mitgliedschaft bereit erklärte.
Die polnische Debatte über den NATO-Beitritt eignet sich aus mehreren Gründen be-

sonders gut für die Herausarbeitung von Identitätselementen und Argumentationsmustern
der polnischen Ostpolitik: Zum einen ist sie die vielleicht einzige schon wirklich abge-
schlossene Debatte über eine auÿenpolitische Grundentscheidung Polens nach 1989, die
insbesondere auch das Verhältnis zu den östlichen Nachbarn betri�t, zum anderen handelt
es sich (neben dem angestrebten EU-Beitritt) um die wichtigste und zukunftsweisendste
auÿenpolitische Positionierung der Dritten Republik. Schlieÿlich ist sie auch das metho-
disch angestrebte Gegengewicht zum ersten Teil dieses Kapitels, der eine Debatte vor
1989 beschreibt.

3.2.2 Diskursverlauf und Diskursstruktur
Am Anfang der auÿenpolitischen Neuorientierung Polens nach 1989 standen zwei von der
Regierung Mazowiecki entwickelte Grundsätze, die bis heute der Rahmen für die polnische
Auÿen- und speziell Ostpolitik sind:

34Zum Begri� der �Finnlandisierung� als einem unbestimmten Status zwischen Ost und West siehe
Menkiszak 1998, Kerner/Stopinski 1990.
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• die Herstellung von einheitlich gutnachbarschaftlichen und freundschaftlichen Bezie-
hungen gleichzeitig zu Deutschland und zu Russland (�Theorie der zwei Freunde�),
womit insbesondere die �Theorie der zwei Feinde� der Zwischenkriegszeit radikal
abgelehnt wurde, die sich gleichzeitig gegen Russland und Deutschland gerichtet
hatte

• die Absage an eine polnische Auÿenpolitik, die Gegensätze zwischen Russland, der
Ukraine, Weiÿrussland und den baltischen Staaten ausnutzte, um die östlichen Nach-
barn gegeneinander auszuspielen (Kobrinskaja 1998: 41f).

Ein erstes zentrales Unterfangen der polnischen Auÿenpolitik war die Au�ösung des
Warschauer Paktes und des RGW, die formell am 28. Juni bzw. am 1. Juli 1991 statt-
fand. Dadurch wurde insbesondere das polnische Gefühl von Sicherheit und tatsächlicher
Souveränität gestärkt.35 Durch die Au�ösung der UdSSR und den Willen ihrer Nach-
folgestaaten zu einem demokratischen Neuanfang sah man in Warschau eine historische
Chance für die Erhöhung der eigenen Sicherheit.
Am 2. November 1992 waren vom �Komitee für Landesverteidigung� (KOK), dem bis

Ende 1992 nominell höchsten sicherheitspolitischen Gremium Polens,36 die �Grundlagen
der polnischen Sicherheitspolitik� und die �Verteidigungsstrategie der Republik Polen�
verabschiedet worden, die eine polnische NATO-Vollmitgliedschaft zum Ziel erklärten.37
Damit war eine deutliche Zäsur in der polnischen Debatte über Sicherheit erreicht: Wäh-
rend zuvor oder teilweise noch gleichzeitig auch Handlungsoptionen im Gespräch waren,
die Polen die Stellung einer regionalen Ordnungsmacht zuschrieben oder die Scha�ung
einer �NATO-II�38 erwogen, reduzierte sich der Regierungsdiskurs (noch nicht aber die

35Die Au�ösung dieser Organisationen war bereits zuvor beschlossene Sache, schon am 25.2.91 waren
im gegenseitigen Einvernehmen aller Vertragsparteien die Militärstrukturen gelöst worden, am 1.4.91
hatte der politische Ausschuss des Paktes seine Tätigkeit beendet. Die Einbrüche im polnischen Export
in die UdSSR/GUS lieÿen jedoch auch die Überzeugung reifen, dass man mit dem ehemaligen Hegemon
zu einem neuen Einvernehmen gelangen müsse (Skubiszewski 1991: 16, Nowakowski 1991: 85).

36Dessen Kompetenzen wurden am 13.12.91 vom Präsidenten per Verfügung (zarz�adzenie) geregelt
(Monitor Polski 1991, Nr. 47, Pos. 332).

37Die beiden Dokumente wurden am 3.11.92 in der Rzeczpospolita verö�entlicht und ersetzten for-
mell die provisorische Verteidigungsdoktrin der Republik Polen vom 21.2.90, abgedruckt in: Zbiór doku-
mentów. PISM, Warszawa 1/1991: 34-46. Das Ziel des NATO-Beitrittes hatte Premier Suchocka schon im
Oktober 1992 ö�entlich verkündet (Ansprache von Premier Suchocka zur Erö�nung des Akademischen
Jahres der Katholischen Universität Lublin (KUL) am 18.10.92, Kopie des Manuskriptes im Besitz des
Autors).

38Doktryna obronna prawie gotowa, Rzeczpospolita, 28.10.92. Ebenfalls im November 1992 hatte Präsi-
dent Waª�esa erhebliche internationale Aufmerksamkeit und innenpolitische Unruhe mit seinem nicht mit
der Regierung konsultierten Programm einer �NATO-II� erregt. Das Konzept sah eine Sicherheitszone
der neuen unabhängigen und blockfreien Staaten zwischen Deutschland und Russland und zwischen der
Ostsee und dem Schwarzen Meer vor. Sie beinhaltete die Bildung gemeinsamer Streitkräfte der ostmit-
teleuropäischen und osteuropäischen Länder unter der Ägide der NATO zur gemeinsamen Kon�iktverhü-
tung in diesen Ländern sowie gegenseitige Grenzgarantien, wünschte aber explizit eine Ausdehnung der
NATO-Strukturen auf Ostmittel- und Osteuropa. Das Arsenal an Massenvernichtungswa�en sollte un-
ter Kontrolle der NATO stehen, die Vertragspartner sollten auÿerdem gemeinsam Sanktionen gegenüber
eventuell vertragsbrüchigen Parteien durchsetzen (Wizimirska 1996: 186, Kobrinskaja 1998: 40). Au-
ÿenminister Skubiszewski bewertete diese Konzeption von Anfang an als für Polen gefährlich, da sie sich
gegen Russland und Deutschland zugleich richte, und lehnte sie ab (Skubiszewski 1992: 39f), so dass
eine Kennerin der Szenerie zu dem Ergebnis kam, der Vorschlag des Präsidenten sei �eher eine Erschei-
nung des spezi�schen Stils seiner Präsidentschaft als eines eigenen politischen Konzeptes des Belweder�
(Sitz des Präsidenten, Stachura 1992: 282) gewesen.



3.2. DIE POLNISCHE NATO-BEITRITTSDEBATTE (1989-1995) 69

gesamte polnische Debatte) ab diesem Zeitpunkt auf eine volle NATO-Integration. Bevor
jedoch auf diese innerpolnische Debatte unter b) eingegangen wird, soll zunächst die in-
ternationale Diskussion um die Rolle Russlands bei einer eventuellen NATO-Erweiterung
beleuchtet werden.

a) Die internationale Debatte: �Kein Vetorecht für Russland� : Diese Option
eines NATO-Beitrittes der polnischen Regierung geriet auÿenpolitisch spätestens durch
das im Januar 1993 bekanntgewordene �Auÿenpolitische Konzept der Russischen Föde-
ration� unter Druck, das von den �historischen Interessen Russlands� in Ostmitteleuropa
sprach.39 Im weiteren Verlauf des Jahres 1993 beharrte der Kreml immer wieder auf dem
Recht eines Veto gegenüber einer NATO-Osterweiterung, da sonst eine neue Teilung Eu-
ropas drohe und Russland � ein Argument, das auch vielfach von westlichen Politikern vor
allem aus Groÿbritannien, Frankreich und Italien (Koszel 1996: 54) aufgegri�en wurde
� in die Isolierung gerate.40 Im polnischen Diskurs wurde diese Politik spätestens ab 1993
ganz überwiegend als �eigentümlich negativ� bewertet, die die Beziehungen Polens zum
Westen blockieren und torpedieren wolle. Insbesondere wurde kritisiert, dass der russische
Diskurs vom �Verlust� Ostmitteleuropas sprach, euphemistisch eine �Groÿmachtverantwor-
tung� betonte und die Politik des Kremls eher an den Westen als an Polen gerichtet war
(Bratkiewicz 1993: 130).
Dabei wurde der russische Schlingerkurs in der Frage der NATO-Osterweiterung nach

dem Besuch von Boris El'cin in Warschau im August 1993 evident: Während der russische
Präsident in einem gemeinsam mit Präsident Waª�esa verö�entlichten Kommuniqué (In-
formator Kancelarii Prezydenta, 24-31.8.1993: 3) die souveräne Wahl Polens in der Frage
des Militärbündnisses anerkannte und diese nicht als den russischen Interessen entgegen-
gerichtet bezeichnete, relativierte er dieses Zugeständnis einen Monat später in einem
Brief an die Regierungen der USA, Deutschlands, Frankreichs und Groÿbritanniens.41

39Siehe die Sondernummer des Diplomati£eskij Vestnik, Januar 1993: 13; zahlreiche Quellenverweise zu
russischen Äuÿerungen siehe Bratkiewicz 1993: 128f; Caªka 1995b: 24.

40Latawski 1993: 78-80, Ku¹niar 1993: 11. Auÿenminister Kozyrev betonte den Vorrang der Bezie-
hungen zwischen Russland und der NATO, warnte vor einer �vorschnellen Aufnahme� der ostmitteleuro-
päischen Staaten in die NATO und schlug u.a. eine Stärkung der KSZE vor (zahlreiche Quellenverweise
zu diesbezüglichen russischen Äuÿerungen bei Bratkiewicz 1993: 128f, Anm. 2-8 und Caªka 1998: 43).
Präsident El'cin machte darüber hinaus in einem Brief an die Westmächte deutlich, dass seiner Meinung
nach die Beziehungen zwischen der NATO und Russland �um einige Grad Celsius wärmer� sein sollten
als zwischen der NATO und den ostmitteleuropäischen Staaten.

41Ku¹niar 1993: 15, Kobrinskaja 1998: 79. Zusätzliche Verwirrung hatte schon vor dem Brief El'cins
das russische Auÿenministerium mit folgender Stellungnahme ausgelöst: �Polen wird � wenn auch nicht
jetzt und besser nicht der NATO � einer neuen gesamteuropäischen Sicherheitsstruktur beitreten. O�ziell
haben wir keine Einwände; vor allem deshalb, weil unserer Meinung nach die Chancen Polens auf einen
Beitritt zur NATO derzeit minimal sind� (zit. nach Prystrom 1993: 45). Präsident Waª�esa gab seiner
Enttäuschung über die Haltung der NATO und das PfP-Programm in einem Interview für die Financial
Times (16.12.93) deutlichen Ausdruck und stellte fest, dass Polen PfP nur mit der Perspektive einer
NATO-Mitgliedschaft beitrete. Gleichzeitig war er durch die Haltung El'cins desavouiert worden, denn der
polnische Präsident hatte noch im September eine Vertrauensbekundung für seinen russischen Kollegen
und die Unterzeichnung der Deklaration vom August 1993 abgegeben (Informator Kancelarii Prezydenta
22.-29.9.93: 2). Auÿenminister Olechowski betonte ebenfalls, dass aus polnischer Sicht das Ziel des PfP-
Programmes vor allem die Verschiebung der Entscheidung über eine NATO-Erweiterung �um viele Jahre�
war (Olechowski 1995: 22, Gogolewska 1995: 174).
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Nach dem Abzug der sowjetischen/russischen Streitkräfte aus Polen im Herbst 1993
trugen die Diskussionen um eine NATO-Mitgliedschaft in Polen keinen theoretischen Cha-
rakter mehr. Jedoch muÿte neben dem russischen Widerstand auch die oft als �Gleich-
gültigkeit, Inkonsequenz oder sogar Ablehnung�42 wahrgenommene Haltung des Westens
sowie dessen o�ensichtliches Erstaunen über die polnischen sicherheitspolitischen Wün-
sche überwunden werden. Noch immer war Russland in Ostmittel- und Osteuropa ein-
deutig der wichtigste Ansprechpartner des Westens in sicherheitspolitischen Fragen: Der
Grad der politischen Aktivität des Westens gegenüber Ostmitteleuropa blieb weiterhin
vom Stand der Beziehungen mit Russland abhängig (Kobrinskaja 1998: 78). Polen be-
harrte jedoch wiederholt und nachdrücklich auf seinem Ziel einer NATO-Mitgliedschaft
und warnte vor einer Anerkennung nationalistischer Tendenzen in Russland, die auch
demokratische Kreise erfasst hätten.43
Der polnische Regierungswechsel im Herbst 1993 verminderte nur vorübergehend das

erhebliche polnisch-russische Misstrauen sowie die Spannungen und Vorurteile auf beiden
Seiten.44 Die unterschiedlichen Vorstellungen von Sicherheit und der Struktur der inter-
nationalen Beziehungen nach 1989 zwischen Polen und Russland blieben fundamental:
Der neue (parteilose) Auÿenminister Olechowski entwarf im Februar 1994 das Bild einer
gleichberechtigten �Partnerschaft für Transformation� (Olechowski 1994: 17) und setzte
als �untere Grenze� einer polnischen Politik der Ö�nung und des Wohlwollens gegenüber
Russland die Anerkennung der strategischen Option der polnischen Auÿenpolitik � die
Integration in die Strukturen der NATO, WEU und EU.45 Er wurde dabei vom stell-
vertretenden Verteidigungsminister und Leiter des Büros für Nationale Sicherheit beim
Präsidenten, Jerzy Milewski, unterstützt (Milewski 1994). Der polnische Regierungs-
diskurs wünschte also keine Isolierung Russlands, sondern bot eine �Partnerschaft� und
�Freundschaft� an.46
Olechowskis russischer Kollege Kozyrev kritisierte jedoch schon den Begri� �Transfor-

mation� als �unslawisch�, forderte eine an die KSZE angelehnte �gesamteuropäische Part-
nerschaft� sowie gemeinsame russische und westliche cross-security-guarantees (�Über-
kreuzgarantien�) für Ostmitteleuropa, die auf den gesamten Kontinent (!) ausgeweitet
werden könnten.47 Präsident El'cin wiederholte auf dem KSZE-Gipfel im Dezember 1994

42Prystrom 1995: 35. Im Januar 1994 reiste US-Vize-Auÿenminister Talbott, Koordinator der ame-
rikanischen Russland- und Ostmitteleuropa-Politik, nach Polen und in die Slowakei und erklärte auf der
abschlieÿenden Pressekonferenz in Warschau: �Der wichtigste Faktor polnischer Sicherheit am Ende des
gegenwärtigen und am Anfang des nächsten Jahrhunderts sind demokratische und marktwirtschaftliche
Veränderungen in Russland. Das ist die wichtigste Botschaft, die ich nach Warschau mitgebracht habe�
(zitiert nach Kobrinskaja 1998: 81).

43Henryk Szlajfer, Partnerstwo bez dramatu, Gazeta Wyborcza, 12.11.93; Mniej kompleksów, Polityka,
23.11.96. Jedoch musste Warschau spätestens nach der Deklaration der Präsidenten El'cin und Waª�esa
über die gegenseitige Zuerkennung der vollen Bündnisfreiheit, die in NATO-Kreisen nicht das in Polen
erho�te Echo für die Aufnahme neuer Mitglieder auslöste, erkennen, dass die Zurückhaltung der NATO
zur Osterweiterung auch andere Gründe als den russischen Standpunkt hatte (Prystrom 1993: 44).

44Siehe die Artikel von Auÿenminister Kozyrev, Nie n�ekajmy si�e wi�ecej, Gazeta Wyborcza, 10-11.11.93
und von Auÿenminister Olechowski, K czemu stremitsja Pol'²a, in: Izvestija, 1.12.93.

45Andrzej Olechowski: Pragniemy ocieplenie stosunków z Rosj�a, Rzeczpospolita, 18.2.94. Schon 1992
hatte Verteidigungsminister Onyszkiewicz das Nordatlantische Bündnis als ein Element der Sicherheits-
strukturen in ganz Europa bezeichnet (Prystrom 1992: 49).

46Diese beiden Begri�e wollte der polnische Auÿenminister vor allem mit einer verstärkten wirtschaft-
lichen Zusammenarbeit füllen, siehe dazu Kapitel 5 und 6 dieser Arbeit, Fallstudie �Auÿenwirtschaft�.

47Kozyrev 1994: 28f, Caªka 1995b: 96. Der polnische Diskurs bewertete die russische Position als
�demonstrative Geringschätzung� der polnischen Vorschläge und betonte, dass �die russische Seite die
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in Budapest diese Vorschläge. Ostmitteleuropa sei weiterhin eine Zone verminderter Si-
cherheit und kein Subjekt, sondern Objekt der europäischen Beziehungen. Staaten, die
die Sicherheit Ostmitteleuropas garantierten, hätten ferner das Recht, andere Bereiche
der politischen Zukunft dieses Raumes zu bestimmen, so der russische Präsident. Der
polnische Diskurs reagierte auf das Schweigen der westlichen Staaten zu diesen Thesen
mindestens so verärgert wie auf die russischen Pläne selbst.48 Polen kritisierte an der Hal-
tung des Westens insbesondere, dass der Ein�uss der Frage der NATO-Osterweiterung
auf die Demokratisierung in Russland entgegen allen westlichen Befürchtungen nur einen
minimalen oder überhaupt keinen Ein�uss habe. Dieser russische NATO-Diskurs beraubte
die Europa- und NATO-skeptische polnische Linke � wie auch Teile der Rechten � ihrer
Argumente und lieÿ sie umso deutlicher auf eine NATO-freundliche Linie einschwenken.
Er zeigte jedoch vor allem auch, dass eine Ausklammerung politischer Fragen bei gleich-
zeitiger Konzentration auf Aspekte wirtschaftlicher Zusammenarbeit nicht möglich war.

Im Januar 1994 begann das von Polen wie auch den anderen Visegrád-Staaten als halb-
herzig kritisierte (Kobrinskaja 1998: 67) Partnership for Peace-Programm (PfP) der
NATO für die ostmittel- und osteuropäischen Staaten. Im polnischen Diskurs kam dar-
aufhin im Winter 1993/94 nicht unbegründet die Angst vor der politischen Erpressbarkeit
des Westens durch Russland auf. PfP wurde gelegentlich mit den wenig schmeichelhaften
Begri�en �Partnerschaft um des lieben Friedens willen�49 sowie Partnership for Appease-
ment (Prystrom 1995: 33, Kobrinskaja 1998: 67) versehen, mit dem den Ostmittel-
europäern eine volle NATO-Mitgliedschaft im Interesse Russlands verwehrt werden sollte.
Andererseits setzte mit dem Beginn des PfP-Programmes eine neue Tendenz im Diskurs
der NATO-Staaten ein, eigene Sicherheitsinteressen in Ostmittel- und Osteuropa zu beto-
nen. Sie betrieben daraufhin erstmals eine Individualisierung ihrer Politik gegenüber den
postsozialistischen Staaten (Kobrinskaja 1998: 66).
Der polnische Diskurs blieb dagegen insgesamt unverändert: Der Wunsch nach ei-

ner engen Integration in die NATO wurde 1993 sowohl von der letzten Solidarno±¢-
Regierung wie auch von Präsident Waª�esa (Brief vom 14. September 1993 an die 16 NATO-
Mitgliedstaaten und den NATO-Generalsekretär) und von Auÿenminister Olechowski in
Washington und Bonn am Jahresende 1993 vorgetragen. Die WEU-Assoziierung Polens
am 9. Mai 1993 wurde in diesem Zusammenhang in Warschau wie auch in Brüssel nicht
alternativ, sondern komplementär und als Mittel zum Zweck, dem angestrebten NATO-

politische Emanzipation des polnischen Partners nicht akzeptiert� hätte. Jedoch wurde im nachhinein
zugestanden, dass die polnischen Vorschläge zumindest �verfrüht� (Caªka 1998: 40) gewesen seien. Der
Ton der russischen Presse nach dieser Konfrontation war ausgesprochen scharf. Besonders stach der
Versuch hervor, Polen im Westen als russophobes Land zu präsentieren, dessen Aufnahme in die NATO
aufgrund seiner schlechten Beziehungen mit Russland eine Gefahr für den Westen sei. Als Indikator dieser
angeblichen �Russophobie� nannte die russische Presse unter anderem, dass Auÿenminister Olechowski
auf einer internationalen Konferenz in Krakau mit seinem Amtskollegen Kozyrev in englischer Sprache
diskutiert habe (Nowoe Vremja, 8.3.94, Caªka 1995b: 96f).

48Prystrom 1995: 36. Polen legte im Anschluss an diese russischen Ideen der KSZE/OSZE ein ei-
genes Konzept vor (Polish Concept of the Security Model, Vienna, 18-19 September 1995 (OSCE-
Document PC/58/95), Talking Points at the Second Meeting, Vienna, 26 January 1996 (OSCE-Document
PC/82/96)). In Kiev rief die polnische Entscheidung zugunsten einer NATO-Mitgliedschaft dagegen keine
Proteste hervor, wurde indes zu Anfang mit groÿer Vorsicht aufgenommen (Olsza«ski 1998: 156).

49Adam Daniel Rotfeld: Partnerstwo dla spokoju. W Europie zmieniªo sie wszystko z wyj�atkiem sposobu
my±lenia, Polityka 3/1994, 15.1.94.
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Beitritt, verstanden.50
Das PfP-Programm, das keine Termine für eine Mitgliedschaft oder Sicherheitsgaran-

tien nannte, war indes gleichzeitig der Beginn eines Durchbruches und damit nur ein
Pyrrhussieg Moskaus: Der polnische Standpunkt fand nun zunehmend Gehör, beginnend
mit dem deutlichen Signal der USA während des Besuches von Auÿenminister Olechow-
ski in Washington im Dezember 1993, der Grundsatzentscheidung des NATO-Gipfels
vom Januar 1994 und dem Beschluss der US-amerikanischen Regierung, dass am Ende
des PfP-Programmes die Ö�nung der NATO für neue Mitglieder stehen könne.51 Die-
se allmähliche Umorientierung in Brüssel fand ihre Fortsetzung auf den beiden NATO-
Auÿenministertre�en im Jahre 1994, bei denen eine Expertengruppe zur Festlegung von
Bedingungen für eine Vollmitgliedschaft eingesetzt wurde, die auch russische Wünsche
berücksichtigte (Kobrinskaja 1998: 81f). Im Dezember 1994 entschied der Rat insbe-
sondere über den Beginn einer Diskussion zur Erweiterung und betonte, das Bündnis sei
defensiv, gegen niemanden ausgerichtet und wolle die Stabilität in Europa erhöhen, jedoch
habe niemand ein Vetorecht gegen eine solche Entscheidung. Diese Prioritäten bestätigte
Präsident Waª�esa in einem Briefwechsel mit US-Präsident Clinton ausdrücklich.52 Im De-
zember 1996 bestätigte schlieÿlich der NATO-Auÿenministerrat das Ziel der Aufnahme
neuer Mitglieder bis April 1999.
Der polnischen Regierung gelang es somit insgesamt, die NATO-Mitglieder mit folgen-

den Argumenten davon zu überzeugen, die Handlungsoption einer Neutralisierung oder
50Prystrom 1995: 37;Ku¹niar 1993: 15, Prystrom 1993: 48, 52; Sprawozdanie Stenogra�czne Sejmu,

43. Sitzung, 29.4.93, Rede von Auÿenminister Skubiszewski; Interview mit dem WEU-Generalsekretär,
Gazeta Wyborcza, 22.11.93.

51Koszel 1996: 55, Gogolewska 1995: 174, Prystrom 1993: 47; Andrzej Olechowski, Jak opu±ci¢
szar�a stref�e bezpiecze«stwa. Polska chce do NATO, Rzeczpospolita, 29.12.93. Im Dezember 1993 wurde
daraufhin eine interministerielle Arbeitsgruppe mit Beteiligung der Kanzlei von Präsident Waª�esa ins Le-
ben gerufen, um die Möglichkeiten von PfP auszuloten, dem Polen am 2.2.94 beitrat (RPPZ 1993: 144).
Die wichtigste Neuerung von PfP im Unterschied zum im Dezember 1991 gegründeten Nordatlantischen
Kooperationsrat (NACC) bestand in der Möglichkeit für die Partner, selbständige Vorschläge einer indivi-
duellen Zusammenarbeit mit der NATO auszuarbeiten. Einen entsprechenden Plan reichte Polen bereits
am 25.4.94 ein und legte am 5.7.94 als erster Staat einen mit der NATO ausgearbeiteten Individual Plan
for Partnership vor (Kobrinskaja 1998: 81, Noworyta 1995: 11, �wietlicki/Wªodarski 1995: 66f).
Dem NACC gehörten ab 1992 neben den ostmitteleuropäischen Staaten auch alle GUS-Staaten an. Seine
Hauptaufgabe war die Einrichtung eines Forums für technische Konsultationen, Abrüstungsgespräche, die
Restrukturierung der Wa�enindustrie sowie die Kontrolle der Atomwa�en der GUS-Staaten (Prystrom
1992: 51). Polen forderte rasch eine Erweiterung des Mandats des NACC, das nach Warschauer Plänen
auch als Forum für die Suche nach gemeinsamen Lösungen sowie als Basis einer Zusammenarbeit in
möglichen Krisenfällen sowie in Abrüstungsfragen dienen sollte (Skubiszewski 1991: 18). Die NATO
lehnte den Wunsch Polens und der übrigen Visegrád-Staaten nach einer privilegierten Behandlung im
NACC ab und verwandte das Gremium eher zur Etablierung eines Regimes von Abrüstungsverträgen
sowie vertrauensbildenden Maÿnahmen im Rahmen der KSZE (Prystrom 1992: 46, 52).

52Olechowski 1995: 23, vier Briefe Waª�esas an Präsident Clinton vom 8.6., 22.9., 25.11. und 2.12.94
(einsehbar in der Kanzlei des Präsidenten). Darauf folgte am 16.2.95 die Resolution H.R.7 des US-
amerikanischen Kongresses, die den schnellstmöglichen Beitritt aller vier Visegrád-Staaten zur NATO
befürwortete, wenn diese Staaten die vorgeschriebenen Kritierien erfüllten (Kobrinskaja 1998: 90).
Dass die polnische Regierung das Schlagwort von der Erhöhung der Stabilität in Europa ernst nahm und
nicht nur als Konsument von Sicherheit verstanden werden wollte, zeigen die Beteiligungen an KFOR
(700 polnischen Soldaten als Teil des polnisch-ukrainischen Bataillons (POLUKRBAT), 123 polnische
Polizisten), IFOR (300 polnische Soldaten sowie 52 Polizisten, letztere als Teil der International Police
Task Force) und am Stabilitätspakt für Südosteuropa der EU. Seit November 2000 ist auÿerdem das
deutsch-polnisch-dänische Korps in Stettin einsatzbereit (Siwiec 2001: 33f), seit 1999 das gemeinsame
polnisch-litauische Bataillon (LITPOLBAT).
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�Finnlandisierung� Polens fallenzulassen:

• das fortgesetzte russische Verständnis von den europäischen Beziehungen als ein
�Groÿmächtekonzert� sei nicht im Interesse der NATO-Mitglieder,

• der Kreml sei nicht ausreichend bereit, die Rolle der NATO als Stabilitätsfaktor in
Europa anzuerkennen,

• Polen de�niere sich nicht über eine Russophobie und trete nicht nur als Konsument
von europäischer Sicherheit auf.53

Diese Argumente wirkten auf die NATO-Mitglieder nach und nach überzeugend und
brachten den russischen Diskurs zu einer erheblich konzilianteren Haltung. Im Juni 1996
teilte der russische Auÿenminister Primakov den NATO-Auÿenministern mit, dass Russ-
land keine Einwände gegen die NATO-Osterweiterung um Polen, Tschechien und Ungarn
habe, solange die NATO-Militärstrukturen nicht ausgeweitet und die baltischen Staaten
keine Mitglieder würden (Mereckis/Morkv 
enas 1998: 14). Diesen Forderungen kam
die NATO durch eine Absichtserklärung entgegen, auf dem Territorium der neuen Bei-
trittsländer keine Atomwa�en zu stationieren, und unterzeichnete (nach der o�ziellen
Einladung für die Ostmitteleuropäer im März 1997) am 27. Mai 1997 eine Charta mit
Russland.54

b) Die innerpolnische Debatte über einen NATO-Beitritt: Die Gegner eines
polnischen NATO-Beitritts sammelten sich zu Beginn der neunziger Jahre in erster Linie
in der postkommunistischen SLD, die noch Mitte 1992 eine selbst nur lose Anbindung an
die NATO nicht als Priorität polnischer Auÿenpolitik benannte55 und Polens Sicherheit
eher im Rahmen einer KSZE, die über eigene Streitkräfte und ein eigenes Oberkommando
verfüge, verwirklicht sehen wollte. Die NATO galt als überkommene Struktur, die zudem
keine neuen Mitglieder aufnehmen wolle. Ein polnischer Beitritt zum Bündnis würde fer-
ner die Beziehungen zu Russland gefährden.56 Kurz vor und nach dem Regierungswechsel
1993 befürworteten führende SLD-Vertreter zwar erstmals ö�entlich die euroatlantische
Option, wollten jedoch einen Beitritt so lange aufgeschoben wissen, bis das Nordatlanti-
sche Bündnis sich über seine neue Rolle klar geworden sei.57 Als primäre Ziele wurden

53Nikogo nie izolujemy, Nowa Europa, 2.12.96; Polska w NATO to lepsze stosunki z Rosj�a, Rzeczpos-
polita, 1.8.96; Prystrom 1995: 36. Das Warschauer Auÿenministerium erarbeitete für alle polnischen Di-
plomaten eine Argumentationshilfe zum angestrebten NATO-Beitritt, abgedruckt in: Przegl�ad Rz�adowy
3-4/1997: 108-122.

54Zusätzlich minderten sich die russischen Befürchtungen durch die Unterzeichnung des modi�zier-
ten CFE-Vertrages auf dem OSZE-Gipfel in Istanbul (Czaputowicz 1998: 19), der eine Neuvertei-
lung der Quoten für konventionelle Streitkräfte im Zusammenhang mit der Aufnahme neuer NATO-
Mitglieder (die damit de facto zur westlichen Sphäre des Kräftegleichgewichts gezählt wurden) vorsah
(Stachura/Czaputowicz 1997: 16, Czaputowicz 1997: 33).

55Sprawozdanie Stenogra�czne Sejmu, 8.5.92, 14. Sitzung, 3. Tag, Rede von Longin Pastusiak.
56So der damalige SLD-Fraktionschef Aleksander Kwa±niewski in: Kronika Sejmowa 21/1992 und Sta-

chura 1992: 279; ähnlich Sprawozdanie Stenogra�czne Sejmu, 43. Sitzung, 30.4.93, Rede von Tadeusz
Iwi«ski.

57Eine wesentliche Rolle beim Sinneswandel der SLD-Führung, einen polnischen NATO-Beitritt gutzu-
heiÿen, spielten dabei vor allem die dramatischen Ereignisse im Oktober 1993 in Moskau, so der damalige
SLD-Fraktionschef Jerzy Szmajdzi«ski (Gazeta Wyborcza, 13.5.94) und der SLD-Abgeordnete Jerzy Wia-
tr (Sprawozdanie Stenogra�czne Sejmu, 20. Sitzung, 12.5.94).
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jedoch weiterhin die Verbesserung der polnisch-russischen Beziehungen sowie eine Stär-
kung der KSZE anstelle eines NATO-Beitrittes genannt.58 Viele Gegner gehörten ferner
der christlich-nationalen ZChN an, die Polens Sicherheit eher durch eine starke pol-
nische Armee gesichert sehen wollte und mit gewissem Interesse die �NATO-II�-Pläne
von Präsident Waª�esa aufgenommen hatte. Die PSL (Bauernpartei) hatte bis zur Regie-
rungsübernahme 1993 kein deutliches auÿenpolitisches Pro�l entwickelt (Bingen 1994a:
9) und gab auch nach Eintritt in die Regierung allenfalls halbherzige Erklärungen zu einem
NATO-Beitritt ab.59 Sie sprach sich etwa 1992 mit Hinweis auf die unsichere Situation in
Osteuropa für die Scha�ung eines �neuen kollektiven europäischen Sicherheitssystems� aus
und bezeichnete im selben Atemzug eine Zusammenarbeit mit der NATO als wünschens-
wert.60 Gleichzeitig zweifelte die Partei die Möglichkeit an, gleichzeitig gute Beziehungen
zu Russland zu unterhalten und der NATO beizutreten.61 Ferner befürwortete die noch
zu Anfang der neunziger Jahre ein�ussreiche KPN mit dem Konzept des Mi�edzymorze62
eine (chancenlose) Alternative. Der überparteiliche Konsens, die polnische Sicherheit mit
der Annäherung an die NATO zu verbinden, war 1992/93 also noch �ziemlich begrenzt�
(Stachura 1992: 279f).
Die NATO-Option geriet ferner durch einzelne Stimmen aus der Publizistik sowie

durch Intellektuelle und Wissenschaftler unter Druck.63 Dabei wurde bemängelt,
dass ein wahrscheinlicher polnischer NATO-Beitritt eine aktive Ostpolitik insbesondere
gegenüber Russland und der Ukraine unmöglich mache und dass der Westen eine polni-
sche pro-NATO-Haltung als antirussisch emp�nde, womit Polen sich die Chance nehme,
zugleich prorussisch und proukrainisch zu agieren. Anstelle dessen wurde eine Politik
nach der Formel z Zachodem ku Rosji i Ukrainie (�mit dem Westen auf Russland und die
Ukraine zugehen�) vorgeschlagen.
Die polnische Debatte über einen möglichen NATO-Beitritt zeigte schlieÿlich noch

die Führung der polnischen Streitkräfte als Skeptiker, jedoch weniger aus politi-
schen denn aus strukturellen Gründen: Warschau wurde sich bewusst, dass eine NATO-
Mitgliedschaft unter anderem auch mit der Garantie der zivilen Kontrolle über die Streit-
kräfte verbunden war. Dieser Grundsatz schien gegen die Regeln aller polnischen Tradi-
tionen zu verstoÿen: Vor allem der polnische Generalstab wandte sich Ende 1995 gegen
die im Rahmen des Anpassungsprozesses an NATO-Standards (zivile Kontrolle über die
Streitkräfte, Aufsicht des Verteidigungsministers über den Generalstabchef) notwendige
Änderung des zuvor mehrere Jahre kontrovers diskutierten Gesetzes über das Amt des

58Sprawozdanie Stenogra�czne Sejmu, 43. Sitzung, 30.4.93, Reden von Józef Oleksy und Tadeusz Iwi«-
ski; Jerzy Wiatr, Rzeczpospolita, 24.9.93.

59Sprawozdanie Stenogra�czne Sejmu, 10. Sitzung, 21.1.94, Rede von Janusz Dobrosz.
60Sprawozdanie Stenogra�czne Sejmu, 14. Sitzung, 8.5.92, Rede von Mikoªaj Kozakiewicz; Sprawozda-

nie Stenogra�czne Sejmu, 20. Sitzung, 12.5.94, Rede von Janusz Dobrosz.
61Sprawozdanie Stenogra�czne Sejmu, 14. Sitzung, 8.5.92, Rede von Wojciech Mojzesowicz. Viele PSL-

Politiker betrachten bis heute das Feld der Auÿenpolitik lediglich als landwirtschaftliche Interessenpolitik
und sprechen sich immer wieder für eine verstärkte Ökonomisierung (v.a. in den Bereichen Landwirtschaft
und (Schwer-) Industrie) der bilateralen Beziehungen Polens aus.

62Das Konzept des Mi�edzymorze (�Zwischen den Meeren�, d.h. zwischen Ostsee und Schwarzem Meer)
sah einen Sicherheitspakt der Staaten im östlichen Mitteleuropa von Tallinn bis Tirana vor.

63Marcin Król: Co mo»emy i na co sta¢, �ycie Warszawy, 20.9.93; Adam Bromke/Andrzej Micewski:
Co NATO Rosja?, Przegl�ad Tygodniowy, 14.2.93; Auswärtiger Ausschuss des Sejm, Bulletin Nr. 846,
18.11.92, Beitrag von Andrzej Drawicz; Ku¹niar 1993: 13f.
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Verteidigungsministers als ziviler Oberbefehlshaber (Art. 134(2) GV).64 Auch die polni-
schen Parteien waren sich zunächst in dieser Frage nicht einig, die linken und liberalen
Parteien befürworteten meist einen solchen Schritt (Fehler 1998: 97-108), die rechten
Parteien lehnten ihn ab. Ebenso verliefen die Fronten in der Frage der Kontrolle über
die Streitkräfte: SLD, PSL, UP, UW und KLD waren im Kern für eine parlamentarische
Kontrolle über die Streitkräfte, nach den Plänen von KPN, �S�, ZChN und UPR sollte
der Präsident die Streitkräfte kontrollieren und auch den Verteidigungsminister ernennen
(Fehler 1998: 79-86, 203f).

Das Lager der Befürworter einer polnischen NATO-Mitgliedschaft gewann nach 1989
von einem sehr niedrigen Niveau aus rasch eine dominante Position in der Debatte: So
schlug etwa der polnische Auÿenminister Skubiszewski im April 1990 noch ein �ge-
samteuropäisches Sicherheitssystem� vor, dessen �wesentliches Werkzeug� die KSZE sei,
wohingegen die NATO noch mit keinemWort erwähnt wurde.65 Ein Jahr später sprach der
Auÿenminister zwar weiterhin vom Aufbau einer �gesamteuropäischen Ordnung�, gab aber
seinem auÿenpolitischen Jahresbericht bereits eine ganz andere Note, als er ausführte: �Das
Problem einer einheitlichen Sicherheit für alle Staaten in Europa führt heute im wesentli-
chen zur gesamteuropäischen Rolle des Nordatlantischen Bündnisses. Es gibt eben einen
Unterschied in der Sicherheit der Staaten des Bündnisses und einigen anderen Staaten,
wobei ich insbesondere an unsere Region denke.� Er sprach dabei weiter von der NATO
als einem �Katalysator bei der Scha�ung eines gesamteuropäischen Sicherheitssystems,
das auf Zusammenarbeit gründet�.66 1992 benannte der Auÿenminister bereits als erste
auÿenpolitische Priorität die �schrittweise Einbindung� Polens in die NATO-Strukturen
und bezeichnete die Mitgliedschaft als eine Perspektive; insbesondere die instabile Situati-
on östlich von Polen erfordere eine solche Maÿnahme. Erst als zweite und dritte Priorität
erwähnte er dagegen den Aufbau einer gesamteuropäischen Ordnung durch die KSZE so-
wie die Herstellung guter Beziehungen zu allen, vor allem den östlichen Nachbarn.67 Ab
1993 unterstrichen alle polnischen Auÿenminister stets den polnischen NATO-Beitritt als
einzige Chance einer e�ektiven Sicherheitsgarantie für Polen und als �strategisches Ziel�,
wenngleich die Option eines kooperativen oder sogar kollektiven Sicherheitssystems nicht
aus den Augen verloren wurde.68

64Dziennik Ustaw 1996, Nr. 10, Pos. 56; Dziennik Ustaw 1996, Nr. 94, Pos. 426; Gogolewska 1996.
Präsident Waª�esa klagte vor dem Verfassungsgericht gegen das neue, NATO-konforme Gesetz; seine Klage
wurde jedoch von seinem Nachfolger Kwa±niewski zurückgezogen (�wieboda 1997: 196). Bei der Debatte
über die zivile Kontrolle der Streitkräfte wurde indes oft übersehen, dass damit nicht eine Verdrängung
militärischer durch politische Strukturen angestrebt wurde, sondern das Verständnis der Armeeangehöri-
gen für politische Fragen und das Verständnis der zivilen Kräfte für Belange der Armee erhöhen werden
sollte. Die zivile Oberaufsicht sollte ferner der Armee auch den korporatistischen Charakter eines �Staates
im Staate� nehmen (Kami«ski 2000: 233).

65Sprawozdanie Stenogra�czne Sejmu, 28. Sitzung, 26.4.90, Rede von Auÿenminister Skubiszewski.
66Sprawozdanie Stenogra�czne Sejmu, 65. Sitzung, 27.6.91, Rede von Auÿenminister Skubiszewski.
67Sprawozdanie Stenogra�czne Sejmu, 14. Sitzung, 8.5.92, Rede von Auÿenminister Skubiszewski.
68Sprawozdanie Stenogra�czne Sejmu, 43. Sitzung, 29.4.93, Rede von Auÿenminister Skubizewski; Spra-

wozdanie Stenogra�czne Sejmu, 20. Sitzung, 12.5.94, Rede von Auÿenminister Olechowski; Sprawozdanie
Stenogra�czne Sejmu, 10. Sitzung, 2. Tag, 21.1.94, Rede von Auÿenminister Olechowski; Sprawozdanie
Stenogra�czne Sejmu, 50. Sitzung, 1. Tag, 24.5.95, Rede von Auÿenminister Bartoszewski. Vor dem Regie-
rungswechsel 1993 hatte Auÿenminister Skubiszewski noch einmal mit Verweis auf die �polnische Staats-
raison� eine auÿenpolitische Kontinuität der postkommunistischen Regierungen eingefordert (Krzysztof
Skubiszewski: Nie mo»e by¢ zmian w polityce MSZ, �ycie Warszawy, 23.9.93; Krzysztof Skubiszewski,



76 KAPITEL 3. DAS HISTORISCHE DISKURSPROFIL POLENS

Für eine NATO-Annäherung und -Mitgliedschaft als optimalen Weg, um Polen ma-
ximale Sicherheit zu garantieren, sprachen sich ab 1992 die liberalen Parteien KLD69,
PPL, Konwencja Polska70 und nach eher zurückhaltenden Stimmen zu Beginn der neun-
ziger Jahre71 ab 1993 auch eindeutig die UD (später UW) aus.72 Präsident Waª�esa, ein
energischer Anwalt eines polnischen NATO-Beitritts, hatte durch seine Kanzlei schon seit
März 1990 systematische Kontakte zum Nordatlantischen Bündnis aufgebaut (Prystrom
1992: 51), um der Entstehung einer �Pu�erzone� verminderter Sicherheit in Ostmitteleu-
ropa vorzubeugen. Er hatte in seiner Rede während der letzten Sitzung des Warschauer
Paktes am 1. Juli 1991 betont, dass Europa eine unteilbare und �einheitliche Sicherheits-
zone� (Waª�esa 1995: 34) sei. Das unter seiner Leitung stehende KOK, das höchste
sicherheitspolitische Gremium Polens bis Ende 1992, verabschiedete im November 1992
die zu Beginn dieses Unterkapitels erwähnten sicherheitspolitischen Dokumente, die die
polnische Verteidigungsdoktrin zusammenfassten � jedoch ohne zuvorige Konsultationen
mit dem Auÿen- oder Verteidigungsministerium, ganz zu schweigen von einer ö�entlichen
Diskussion.73 Die PC (mitte-rechts) reihte sich grundsätzlich auf der Seite der Befürworter
ein und sprach sich gegen die KSZE als Garanten für die polnische Sicherheit aus, kri-
tisierte jedoch (wie auch der Verteidigungsminister der Regierung Olszewski, Parys) aus
(wahl-) taktischen Gründen die damaligen Regierungen Olszewski und Suchocka scharf
für ihre angeblich zu langsame NATO-Annäherung.74

Der Regierungswechsel im Herbst 1993 machte besonders deutlich, dass ein Konsens un-
ter den maÿgeblichen politischen Akteuren über den polnischen NATO-Beitritt erreicht
worden war: Die zuvor gegenüber einem NATO-Beitritt zumindest skeptische SLD/PSL-
Regierung veränderte in dieser Frage nicht den Kurs und räumte rasch Zweifel an der
Fortsetzung des auÿen- und sicherheitspolitischen Kurses aus.75 Jedoch akzentuierte sie
deutlicher als ihre Vorgänger, dass ein europäisches Sicherheitssystem in Europa ohne

Imperatyw ci�agªo±ci, Rzeczpospolita, 29.9.93).
69Sprawozdanie Stenogra�czne Sejmu, 8.5.92, 14. Sitzung, 3. Tag, Rede von Jan Krzysztof Bielecki.
70Sprawozdanie Stenogra�czne Sejmu, 30.4.93, 43. Sitzung, Reden von Jacek Kurczewski und Paweª

Zalewski.
71Sprawozdanie Stenogra�czne Sejmu, 8.5.92, 14. Sitzung, 3. Tag, Rede von Bronisªaw Geremek.
72Sprawozdanie Stenogra�czne Sejmu, 30.4.93, 43. Sitzung, Rede von Andrzej Wielowieyski.
73Kobrinskaja 1998: 47, Prystrom 1992: 48f, Siwiec 2001: 29. Die zur gleichen Zeit von der pol-

nischen Regierung verabschiedeten �Strategiegrundsätze der Republik Polen für die Jahre 1993-2000�
stellten im Bereich der kollektiven Sicherheit fest, dass die NATO der wichtigste Faktor politischer Stabi-
lisierung und des Friedens in Europa sei, das Bündnis seinen euroatlantischen Charakter behalten müsse
und insbesondere US-amerikanische Soldaten in Europa stationiert bleiben müssten. Strategisches Ziel
war bis 2000 die NATO- und WEU-Mitgliedschaft; ferner war die Teilnahme an UN-Friedensmissionen
vorgesehen. Im Bereich der regionalen Zusammenarbeit galten die Aufrechterhaltung der Zusammenarbeit
der Visegrád-Gruppe und die bilaterale Zusammenarbeit mit Russland, Weiÿrussland und der Ukraine
als vorrangig (Kobrinskaja 1998: 44).

74Vinton 1995: 56. Sprawozdanie Stenogra�czne Sejmu, 8.5.92, 14. Sitzung, 3. Tag, Rede von Jarosªaw
Kaczy«ski; Sprawozdanie Stenogra�czne Sejmu, 30.4.93, 43. Sitzung, Rede von Jarosªaw Kaczy«ski; Kro-
nika Sejmowa 21/1992; Polska Zbrojna (Juni 1992); Stachura 1992: 279. Eine ausführliche Besprechung
der sicherheitspolitischen Programme der wichtigsten polnischen Parteien enthält die Dissertation von
Fehler 1999.

75Bingen 1994a: 4; Exposé von Premier Pawlak, 8.11.93, Przegl�ad Rz�adowy 12/1993: 54; die SLD/PSL-
Koalitionsvereinbarung ist abgedruckt in: Rzeczpospolita, 14.10.93; Rede von Aleksander Kwa±niewski,
Sprawozdanie Stenogra�czne Sejmu, 10. Sitzung, 21.1.94.
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ein starkes und demokratisches Russland nicht erfolgreich sein könne.76 1995/96 machte
das mehrfache Angebot der polnischen (und tschechischen) Regierung zur Stationierung
selbst von Atomwa�en auf dem eigenen Territorium deutlich, wie einheitlich der polni-
sche Diskurs bereits auf einen NATO-Beitritt orientiert war und dass dieser auch von der
postkommunistischen Linksregierung mitgetragen wurde.77

Als Polen im April 1999 schlieÿlich der NATO beitrat, war diese nicht mehr diesel-
be Organisation wie zu dem Zeitpunkt, als Polen seinen Beitrittswunsch geäuÿert hatte:
Weder wurden im Rahmen des NATO-Vertrages auf polnischem Territorium Atomwaf-
fen noch NATO-Einheiten stationiert � das polnische Recht, im Rahmen von bilatera-
len Abkommen fremden Einheiten die Stationierung zu gewähren (wie etwa im Rahmen
des deutsch-polnisch-dänischen, polnisch-litauischen oder des polnisch-ukrainischen Ba-
taillons) blieb davon jedoch unberührt.78 Die gegenseitige Ver�echtung von militärischen
Strukturen ist somit erheblich geringer als dies zwischen NATO-Staaten zu Zeiten des
Kalten Krieges der Fall war.79 Über diesen neuen Charakter der NATO � immer weniger
ein kollektives Verteidigungsbündnis (ukªad zbiorowy) und spätestens nach dem Kosovo-
Einsatz immer mehr ein System kollektiver Sicherheit (bezpiecze«stwo zbiorowe) � fand
in Polen im Unterschied zu den NATO-Altmitgliedern keine breitere ö�entliche Debatte
statt.80 Jedoch hatte sich in der auÿenpolitischen polnischen Elite seit 1993 allmählich
das Bewusstsein verbreitet, einer �neuen� NATO anzugehören, die nicht mehr primär ge-
gen Russland gerichtet sei: So wurde betont, dass die Diskussion um Sicherheit in einen
breiteren, auch historischen Kontext gestellt werden müsse, aber die NATO daneben auch
�die Stärkung von Demokratie, Freiheit, Rechtsstaatlichkeit sowie Schutz des gemeinsa-
men Erbes der westlichen Zivilisation in Polen und im gesamten Bereich der westlichen

76Andrzej Olechowski, Jak opu±ci¢ szar�a stref�e bezpiecze«stwa. Polska chce do NATO, Rzeczpospolita,
29.12.93.

77Rzeczpospolita, 4./5.5.96, Kobrinskaja 1998: 94. Auch Präsident Kwa±niewski bestätigte nach
seinem Amtantritt im Herbst 1995 die bestehenden auÿenpolitischen Prioritäten und legte insbesondere
Gewicht auf einen raschen NATO-Beitritt (�wieboda 1997: 194-196). Seine Rolle wird hier aufgrund
des gewählten zeitlichen Rahmens nicht näher analysiert. Meinungsumfragen ergaben seit etwa 1993
eine überwältigende Mehrheit (74 bis 87 Prozent) für einen NATO-Beitritt, aber nur 7 bis 16 Prozent
Zustimmung für eine Neutralität (Wizyta Aleksandra Kwa±niewskiego w Rosji. Stosunki polsko-rosyjskie,
CBOS; Warszawa (April) 1996 und Polskie aspiracje do NATO a Rosja, CBOS; Warszawa (Januar) 1997).

78Die Befürchtungen Henry Kissingers, dass jede NATO-Erweiterung unvermeidlich zu neuen Teilungs-
linien in Europa führe, da die Ostmitteleuropäer Mitglieder in der dem Kalten Krieg verp�ichteten alten,
nicht in der neuen NATO werden wollten (Washington Post, 17.3.97), lässt sich durch die deutlichen
Aussagen polnischer Spitzenpolitiker, man trete �zweifellos� einer NATO bei, die eine andere Funktion
zu erfüllen habe als vor 1989, zumindest relativieren (so etwa die Rede von Aleksander Kwa±niewski,
Sprawozdanie Stenogra�czne Sejmu, 10. Sitzung, 21.1.94).

79Die US-amerikanischen Befürchtungen einer �Verwässerung� der NATO durch den Beitritt neuer
Mitglieder, speziell Polens, zeigt beispielhaft der Artikel von E. Luttwark, Add Poland, No Security,
Moscow Times, 15.4.97.

80Najder 2000: 221, Rocznik Strategiczny 1998/99: 23. Im Gegenteil, nach den NATO-Beitritt nahm
die polnische Regierung im Januar 2000 ein neues Grundsatzpapier zur Sicherheit des Landes an (Stra-
tegia bezpiecze«stwa Rzeczypospolitej Polskiej ), in dem eher ein an die �alte� NATO angelehnter Diskurs
zu vernehmen war: So habe der NATO-Beitritt �wesentlich die geopolitische und geostrategische Posi-
tion� Polens verändert, da das Land ein Teil eines �e�ektiven Verteidigungsbündnisses� geworden sei.
Das Dokument wurde jedoch im Unterschied zur 1992 vom Präsidenten unterzeichneten Strategie ohne
Konsultationen mit dem polnischen Präsidenten und ohne Konsens mit der Opposition verabschiedet
(Siwiec: 2001: 30).
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Welt�81 garantieren könne.

3.2.3 Identitätselemente/Argumentationsmuster
Zusammenfassend lassen sich in der polnischen Debatte über den NATO-Beitritt folgende
Identitätselemente ausmachen:
a) Polen zwischen Deutschland und Russland:82 In einer sicherheitspolitischen

Frage wie dem NATO-Beitritt ist aufgrund der historisch unvergleichlich prägenden Er-
fahrungen Polens zu erwarten, dass dieses Identitätselement eine besonders wichtige Rolle
spielt. In der Tat endete mit dem NATO-Beitritt für Polen die seit dem 18. Jahrhundert
bestehende ungünstige Einzwängung zwischen Russland und Preuÿen/Deutschland, zwi-
schen Ost und West. Gleichzeitig gelang es Warschau, zum ersten Mal seit vielen Jahr-
hunderten zu allen Nachbarn gute Beziehungen aufzubauen und dennoch daraus keine
negativen sicherheitspolitischen, wirtschaftlichen oder sonstigen Folgen zu erleiden. Diese
für Polen auÿerordentlich günstige politische Entwicklung seines internationalen Umfel-
des sowie vor allem auch die dauerhafte Unabhängigkeit seiner drei östlichen Nachbarn
Litauen, Weiÿrussland und Ukraine � ein unerfüllter Traum von Józef Piªsudski, eine Rea-
lität gewordene Vision von Jerzy Giedroyc � führte jedoch bis heute zu einer spürbaren
Abschwächung dieses Identitätselements, zu dessen Betonung die polnischen Diskursteil-
nehmer insbesondere folgende Argumentationsmuster verwandten:
(i) Premier Mazowiecki hatte in seiner Regierungserklärung wie auch sein Nachfolger

Bielecki83 das Argumentationsmuster �Zwei Freunde statt zwei Feinde� betont, womit
Bezug auf die Mittellage zwischen Deutschland und Russland genommen wurde. Damit
wollte man sich aus der auÿenpolitischen Falle vergangener Zeiten befreien, als die An-
lehnung an den einen der beiden Nachbarn die Feindschaft des anderen hervorrief und für
Polen stets tragische Konsequenzen hatte.
(ii) Ein zweites dominierendes Argumentationsmuster bezüglich dieses Identitätsele-

mentes war der polnische Wunsch nach militärischer Sicherheit, der sich eben aus der
Lage zwischen Deutschland und Russland ergibt. Spätestens zum Regierungswechsel 1993
war dabei ein Konsens unter den polnischen Diskursteilnehmern erreicht, dass nur die
NATO eine solche Sicherheit für Polen biete. Polnische Kritiker betonten indes, dass die
polnische politische Klasse den NATO-Beitritt zum Bündnis als Ziel in sich betrachtet
habe und nach auÿen vor allem in der Anfangsphase der Debatte als Konsument, aber
nicht Mitgestalter von europäischer Sicherheit aufgetreten sei.84

81Kobrinskaja 1998: 79, siehe auch Roman Ku¹niar: Jak wyj±¢ ze strefy rozrzedzonego bezpiec-
ze«stwa, Rzeczpospolita, 19.10.93, Bratkiewicz 1993: 129. Dieser Standpunkt wurde nach anfänglichen
Orientierungsschwierigkeiten auch von der Führung der postkommunistischen SLD geteilt, siehe etwa die
Rede des damaligen SLD-Fraktionschefs Aleksander Kwa±niewski, Sprawozdanie Stenogra�czne Sejmu,
21.1.94, 10. Sitzung, 2. Tag.

82Das Schlagwort von Polens Lage �zwischen Deutschland und Russland� geht zumindest auf die Zwi-
schenkriegszeit zurück, siehe etwa Bohe«ski.

83Sprawozdanie Stenogra�czne Sejmu, 7. Sitzung, 12.9.89, Rede von Premier Mazowiecki; Sprawozdanie
Stenogra�czne Sejmu, 14. Sitzung, 3. Tag, 8.5.92, Rede von Jan Krzysztof Bielecki.

84�Gelegentlich hat man den Eindruck, dass die Teilnahme am Bündnis praktisch als automatische
Garantie betrachtet wird, die von der Notwendigkeit eigener verstärkter materieller und intellektueller
Anstrengungen befreit� (Najder 2000: 223). Insbesondere Art. 5 des NATO-Vertrages würde in Polen
allzu optimistisch als Beistand der übrigen NATO-Mitglieder gedeutet, obwohl er jeder Vertragspartei
unbenommen lasse, diejenigen Tätigkeiten zu unternehmen, die sie für notwendig halte. Der Eintritt des
Bündnisfalls während des Afghanistan-Krieges 2001 spricht für diese Anmerkungen Najders. Ferner werde
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(iii) Der Wunsch nach einem NATO-Beitritt wurde ferner insbesondere mit dem Hinweis
auf die instabile Situation östlich von Polen begründet. Daraus ergab sich insbesondere
auch die Ablehnung des russischen Ansinnens, über ein Vetorecht in der Frage der Oster-
weiterung zu verfügen, und des russischen diskursiven Nexus zwischen der Demokratisie-
rung Russlands und der Unterbindung einer NATO-Osterweiterung. Das Einschwenken
des Westens auf diese polnischen Argumentationsmuster war der entscheidende Schlüssel
für Warschau, hier die Diskurshoheit zu erringen. Polen drang auch mit dem Argumen-
tationsmuster durch, dass der NATO-Beitritt der Ostmitteleuropäer unabhängig von und
insbesondere vor dem Abschluss einer NATO-Russland-Charta abzuschlieÿen sei.85
(iv) Schlieÿlich argumentierte die auÿenpolitische Elite Polens auch, dass die Zugehö-

rigkeit zur NATO, aus der sich ein Mitspracherecht an ihren Aktivitäten ergibt, eine
eventuelle Verständigung zwischen dem Westen und Russland auf Kosten Polens verhin-
dere.

b) Polentum (polsko±¢): Diesem Identitätselement kam in der polnischen Debat-
te über einen NATO-Beitritt eine eher funktionelle Bedeutung zu: Es wurde einerseits
teilweise als antirussischer Re�ex und Suche nach �Sicherheit� aktiviert und andererseits
eingesetzt, um an die Bindung der Polen an den von der Kultura proklamierten Nexus
von �Freiheit� und �Demokratie� anzuknüpfen.

c) Polen als europäisches Land: Dieses Element spielte für Polen in der Frage eines
NATO-Beitrittes eine ebenfalls zentrale Rolle. Nach den zu Anfang der neunziger Jahre
eher unklaren Vorstellungen einer gesamteuropäischen Sicherheitsordnung im Rahmen
einer gestärkten KSZE, die teilweise sogar eine Au�ösung der NATO vorsahen, waren die
ersten auÿenpolitischen Konzepte der polnischen Regierung bis 1991 von Vorsicht geprägt,
da die UdSSR immer noch existierte und weiterhin zahlreiche Truppen in Polen stationiert
hatte. Da eine Neutralisierung oder Pu�erfunktion in Warschau von Anfang an abgelehnt
wurde,86 blieben nur zwei Möglichkeiten übrig: Polen als ein Vorposten des Westens oder
Polen als eine Brücke zwischen Ost und West.
Aufgrund der oben erwähnten Stärke des Identitätselements �Polen zwischen Deutsch-

land und Russland�, der in Polen wie im gesamten ehemaligen Ostblock nach 1989 verbrei-
teten Abneigung eines Bündnisses mit der UdSSR oder mit Russland und der polnischen
Suche nach militärischer Sicherheit in einem Bündnis unter Beteiligung der als beste Ga-
rantiemacht wahrgenommenen USA erschien vielen polnischen Diskursträgern (etwa aus
der ZChN und der KPN) zunächst das Argumentationsmuster �Polen als westlicher Vor-

Art. 3 des Vertrages zu wenig betrachtet, der zur Aufrechterhaltung der individuellen und kollektiven
Verteidigungsfähigkeit verp�ichtet.

85Anfang November 1996 hatte der polnische Premier Cimoszewicz die ablehnende Haltung Polens
bekanntgegeben, dass die NATO ein Abkommen mit Russland noch vor der grundsätzlichen Entscheidung
über die NATO-Erweiterung unterzeichne (OMRI Daily Digest, 4.11.96).

86So betonte Präsident Waª�esa bei seiner Rede anlässlich der letzten Sitzung des Warschauer Paktes
am 1.7.91: �Unser Kontinent ist eine einheitliche Sicherheitszone. Ostmitteleuropa kann keinen 'Pu�er'
darstellen. Wir wollen weder Vorfeld noch Vormauer sein. Solche Konzepte sehen eine Teilung vor. Sie
entfernen die Vision eines vereinten Europas� (Waª�esa 1995: 34). Ebenso unterstrich Auÿenminister Sku-
biszewski, dass Polen, trete es nicht der NATO bei, in eine �ostmitteleuropäische Grauzone verminderter
Sicherheit� gerate, die es wie jede �Grau-, Pu�er- oder neutrale Zone� zwischen Deutschland und Russ-
land ablehne (Sprawozdanie Stenogra�czne Sejmu, 8.5.92, 14. Sitzung, 3. Tag, Rede von Auÿenminister
Skubiszewski).
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posten� das richtige Konzept zu sein.87 Erst als man sich in den Solidarno±¢-geführten
Regierungen besann (die Postkommunisten waren nie für eine Funktion Polens als ein
westlicher Vorposten zu gewinnen), mit diesem Argumentationsmuster sowohl gegen die
Konzeption von Jerzy Giedroyc als auch die Leitlinien der Regierungserklärung von Ta-
deusz Mazowiecki (�Zwei-Freunde-Theorie�) zu verstoÿen und darüber hinaus im Westen
dadurch vor allem als Konsument von Sicherheit wahrgenommen zu werden, schwenkte
der polnische Diskurs 1992, dann aber deutlich und unumkehrbar, auf das Argumentati-
onsmuster �Polen als Brücke zwischen Ost und West� ein. Damit wurde die geographische
Lage als Chance erkannt, Ostmitteleuropa in eine Stabilitätszone umzuwandeln, die eine
Verbindung zwischen Ost und West spielen oder sogar diese Stabilitätszone nach Osten,
insbesondere auf Russland, Weiÿrussland und die Ukraine, ausweiten könnte. Dabei be-
tonte man insbesondere die Partnerfunktion gegenüber Russland und Weiÿrussland sowie
die Möglichkeit der Aufnahme weiterer Staaten (vor allem Litauen und die Ukraine) in
die NATO.88

3.2.4 Bestimmungsfaktoren der Diskurshegemonie
a) Äuÿere Faktoren: Die polnische Debatte über einen NATO-Beitritt war deutlich von
äuÿeren Faktoren dominiert. Es gab nie einen Zweifel daran, dass alle politischen Kräfte
des Landes ein neues Bündnis mit Russland oder westliche und russische Neutralitätsüber-
legungen oder cross security guarantees für Ostmitteleuropa ablehnten. Von Anfang an
gab es eine diesbezügliche Diskurshegemonie in Polen. Jedoch konnte Polen den Westen
und Russland erst langsam davon überzeugen, dass Polen alle diesbezüglichen russischen
und westeuropäischen Vorstellungen ablehne, aber gleichzeitig nicht russophob sei und
seinen Beitrag zur Sicherheit in Europa leisten und nicht nur von Sicherheit pro�tieren
wolle.89

87So etwa die Perzeption von Kobrinskaja 1998: 17f zur von ihr als vorherrschend wahrgenommenen
Haltung polnischer Diskursträger.

88Siehe die Rede von Premier Buzek am 17.2.99 in einer Ansprache vor dem Sejm (abgedruckt in:
Przegl�ad Rz�adowy 3/1999: 52) und von Auÿenminister Geremek (abgedruckt in: Przegl�ad Rz�adowy
4/1999: 72-74), ausführlich dazu Cziomer 1998. Auf dem Washingtoner Gipfel im April 1999 hatte
die NATO unter anderem die �Politik der o�enen Tür� für die Aufnahme weiterer Mitglieder bekräftigt
(Siwiec 2001: 32). Zuletzt bestätigte Präsident Kwa±niewski diese polnische Strategie auf der Sitzung des
Nordatlantischen Rates am 13.6.01 in Brüssel. Auf diesem Gipfel gab NATO-Generalsekretär Robertson
die Aufnahme weiterer Mitglieder für 2002 bekannt. Litauen versicherte seinerseits, dass es den polnischen
NATO-Beitritt begrüÿe und ihn als Stärkung der eigenen Sicherheit betrachte. Der Appell der litauischen
Emigration in den USA an den Senat der USA, so rasch wie möglich den Beitritt Polens, Tschechiens und
Ungarns zur NATO zu rati�zieren, rief in Polen nicht nur unter Politikern Sympathien für die Litauer
hervor (Valionis/Ignatavi£ius/Bri£kovskien 
e 1998: 23).

89Den polnischen Diskurs zur NATO-Osterweiterung in internationaler Sicht fasste Prystrom gut
zusammen: �Die Herausnahme Ostmitteleuropas aus der Grauzone eines Niemandslandes, aus der Zone
politisch-militärischen Drucks Russlands und im weiteren aus der neoimperialen Zone dieser Groÿmacht,
gibt die lebendigen Interessen der ostmitteleuropäischen Staaten wieder und bedroht in keinerlei Wei-
se die Sicherheitsinteressen Russlands. Die politische, militärische und wirtschaftliche Einbindung der
ostmitteleuropäischen Staaten in die westlichen Strukturen ist im Gegenteil eine historisch bewährte
Garantie der Stabilität und Vorhersehbarkeit des Verhaltens dieser Staaten. Darüber hinaus beugt eine
solche Integration auf wirkungsvolle Weise der Renationalisierung der Sicherheitspolitik der Staaten die-
ser Region vor, und damit auch der kon�iktbeladenen Rivalität zwischen ihnen sowie der Hineinziehung
dritter Staaten in diese Rivalitäten� (Prystrom 1995: 36). Der polnische Sejm fügte diesen Argumenten
noch die polnische Sorge aufgrund der Situation in Tschetschenien hinzu und äuÿerte die Au�assung:
�Die tragischen Ereignisse in der Russischen Föderation müssen für die internationale Gemeinschaft ein
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Die russischen Einwände waren zweifellos die stärksten in der internationalen Debat-
te um die NATO-Osterweiterung. Der polnische Diskurs beachtete in dieser Frage nicht
immer ausreichend, dass sich das Bündnis aus Respekt vor Russland, der Notwendigkeit
eigener Reformbemühungen und teilweise auch aus Desinteresse gegenüber Ostmitteleu-
ropa nur sehr langsam mit dem Gedanken einer eventuellen Erweiterung befasste � eine
Haltung, die scharf mit dem Wunsch aller ostmitteleuropäischen Staaten nach rascher
Änderung des status quo kontrastierte (Prystrom 1995: 33).

b) Innere Faktoren: Zwar gab es keinen Zweifel in Polen an der Ablehnung von
Neutralitätsüberlegungen zur Garantie der polnischen Sicherheit, jedoch dauerte die Her-
ausbildung der Diskurshegemonie in der Frage der Alternativlosigkeit eines polnischen
NATO-Beitrittes etwas länger. Zu Beginn der neunziger Jahre hatten die vorsichtigen Be-
fürworter einer NATO-Mitgliedschaft um Auÿenminister Skubiszewski die Diskurshoheit
inne. Der zur gleichen Zeit immer deutlicher gewordene Unwille der NATO zu einer ra-
schen Osterweiterung gab der vorsichtigen Politik Skubiszewskis recht, der indes nie einen
Zweifel am polnischen Wunsch aufkommen lieÿ, in den europäischen und euroatlantischen
Strukturen verankert zu sein. Insbesondere musste jedoch zu Anfang der neunziger Jahre
die SLD, daneben auch ZChN und KPN von der Notwendigkeit dieses Beitrittes und der
mangelnden Sicherheit nur durch die KSZE, neue Bündnisse oder das Verlassen auf die
eigene Stärke überzeugt werden. Die letzteren beiden Parteien spielten nach 1993 keine
wesentliche Rolle mehr, die SLD schwenkte nach ihrer Regierungsübernahme im Herbst
1993 sehr rasch auf eine pro-NATO-Haltung ein, so dass ab etwa Anfang des Jahres 1994
eine innerpolnische Diskurshegemonie für einen Beitritt zum Nordatlantischen Bündnis
hergestellt war.

3.3 Ergebnis: Polnische Identitätselemente

Ziel der historischen Verhaltens- und Diskursstudien war die empirische Herleitung der
polnischen Identitätselemente, um Leitfragen bzw. Hypothesen für die speziellen Diskurs-
und Verhaltensstudien (Kapitel 5 und 6) aufstellen zu können (Maull/Stahl 2002:
15f). Die Ergebnisse dieser beiden historischen Vorstudien können in folgenden Punkten
zusammengefasst werden:

1. Identitätselemente können systematisiert werden. Eine erste Gruppe von Iden-
titätselementen charakterisiert das Eigene (elements of the self ), in dem ein Land
mit einer eindeutig positiv konnotierten Eigenschaft belegt wird oder die Bewah-
rung des Eigenen einen generell hohen Stellenwert genieÿt. Hierzu gehört für Polen
das Element �Polentum� (polsko±¢) sowie das funktionalen Charakter besitzende
emerging element des �Handelsstaates�. Eine zweite Gruppe von Identitätselemen-
ten gibt einer eher gefühlsmäÿigen Bindung an eine gröÿere Einheit Raum (a�ec-
tive belonging elements), die meist geographisch bestimmt sind. Hierzu gehört im
Falle Polens das Element �Polen als europäisches Land�. Eine dritte Gruppe von
Identitätselementen thematisiert schlieÿlich einen systemischen Bezug und zeigt die
wahrgenommene Rolle des Landes im internationalen System (systemic elements).

ausreichender Grund sein, dass die Staaten der Visegrád-Gruppe in der nahen Zukunft Vollmitglieder der
NATO werden müssen� (Kronika Sejmowa Nr. 60 (183): 40).
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Für Polen ist dies nicht so sehr die klassische Einteilung in Groÿmacht, Mittelmacht
oder Kleinstaat, sondern in erster Linie die Lage zwischen den beiden als Groÿmäch-
ten wahrgenommenen Ländern Deutschland und Russland. Dieses Identitätselement
könnte man auch mit dem Terminus �Polen als Spielball groÿer Mächte� oder �Polen
als unabhängiges Land� bezeichnen.

2. Eine der vier Voraussetzungen des der Arbeit zugrundeliegenden Identitätsansat-
zes war, dass �Identität� als eine relativ stabile Kategorie angesehen wird. Polen
hat als ostmitteleuropäischer Transformationsstaat seit 1989 einen tiefgreifenden
Wandel seiner auÿenpolitischen Orientierung und seiner inneren Ordnung vollzo-
gen. Vergleicht man die je zwei historischen Studien zum polnischen Verhalten und
Diskurs, so mag das Ausmaÿ der Stabilität der polnischen Identität auch über
die historische Zeitenwende des Jahres 1989 überraschen. Von einem Bruch oder ei-
ner Veränderung der Identitätselemente nach 1989 kann jedenfalls nicht gesprochen
werden, auch ein Wandel scheint noch nicht vollzogen zu sein. Diese Beobachtung
mag jedoch auch durch den noch relativ kurzen Zeitrahmen (14 Jahre seit 1989) zu
begründen sein.
Dies bedeutet jedoch nicht, dass die Identitätselemente in kontinuierlicher Weise
argumentativ verwendet wurden. So wurde etwa das Identitätselement �Polen zwi-
schen Deutschland und Russland� durch das neue Argumentationsmuster der �zwei
Freunde� mit einer neuen Bedeutung versehen, was einen Wandel anzeigt. Verän-
dert haben sich somit vielmehr � teilweise deutlich � die Argumentationsmuster der
polnischen Auÿen- und speziell Ostpolitik.

3. Argumentationsmuster lassen sich grob in drei Kategorien einteilen: a) idea-
listische (meist auf elements of the self oder a�ective belonging elements zurück-
gehend), b) interessenbezogene (meist auf systemic elements rekurrierend) und c)
auf Bedrohungsszenarien rekurrierende (meist in systemic elements und a�ective be-
longing elements wurzelnde) Muster. Die historischen Studien haben ferner gezeigt,
dass Identitätselemente durch Diskursträger mit verschiedenen Argumentationsmu-
stern verwendet werden, die sogar in sich widersprechenden Handlungsempfehlungen
resultieren können: Das Element �Polen zwischen Deutschland und Russland� brach-
te etwa die Handlungsempfehlungen �Neutralität� und �NATO-Beitritt� hervor. Für
dasVerhältnis zwischen Identitätselementen und Argumentationsmustern
gilt somit, dass Identitätselemente durch verschiedene Argumentationsmuster akti-
viert werden können � aus dem Identitätselement �Polen als europäisches Land� re-
sultiert etwa sowohl das Argumentationsmuster der �römisch-katholischen Vormauer
des Westens� als auch der �Brücke zwischen West und Ost�. Aus den Identitätsele-
menten ergibt sich also noch nicht notwendig eine Handlungsempfehlung.

4. Externe Faktoren können unterschiedliche Formen annehmen � etwa formative
Ereignisse, Ein�uss von externen Institutionen, Fremderwartungen und die Wahr-
nehmung des Verhaltens anderer Institutionen. Der Ein�uss von externen Faktoren
kann für die zwei historischen Diskursstudien als hoch (NATO-Beitritt) bzw. als
nicht ungewöhnlich (Debatte über die östlichen Nachbarn) angesehen werden. Ein
wichtiges � wenn auch nicht singuläres � formatives Ereignis für die Zustimmung der
SLD zum polnischen NATO-Beitritt waren die dramatischen Ereignisse in Moskau
im Herbst 1993. Gleichzeitig war in dieser Debatte auch der Ein�uss von externen
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Institutionen (Russland) und die Wahrnehmung des Verhaltens anderer Institutio-
nen (der Westen) für den Diskurs maÿgeblich.

5. Wie in der Einführung erläutert, ist der Ansatz der Arbeit kein Beitrag zur Entschei-
dungstheorie. Es wird auch nicht behauptet, dass einer auÿenpolitischen Entschei-
dung eine entsprechende Diskurshegemonie vorausgehen muss. Der überwiegende
Teil auÿenpolitischer Entscheidungen ist von keiner Debatte begleitet, solange �
so die Annahme des Ansatzes � sich das auÿenpolitische Verhalten in einem durch
die Identität gedeckten Rahmen verhält. Nur wenn dieser Verhaltensrahmen verlas-
sen wird oder eine Entscheidung in einem Diskurs herausgefordert wird, dann steht
das Land an einer Wegscheide, an einer critical juncture (Cruz 2000: 276f), an der
das Ergebnis o�en ist.

3.4 Hypothesen/Leitfragen

1. Wenn die inner- und auÿerpolnische Opposition vor 1989 schon einen solchen Ein-
�uss auf den polnischen Diskurs hatte, dann müsste sich auch die polnische Ost-
politik nach 1989 im Diskurs zunehmend an den Konzepten der Pariser Kultura
orientieren, was insbesondere rhetorisch die gleichzeitige Ö�nung gegenüber Russ-
land und den Nachbarn Litauen, Weiÿrussland und der Ukraine bedeuten würde
(Veri�zierung in Kapitel 5.1).

2. Wenn das Element polsko±¢ in der Zwischenkriegszeit so stark war und sich auch
in der Zeit der Volksrepublik Polen wie beschrieben halten konnte, dann müsste die
polnische Ostpolitik im Falle der auswärtigen Kulturpolitik von einem traditionellen
Verständnis von Minderheitenpolitik dominiert sein, das eher auf Abgrenzung und
Betonung des Polentums als auf Integration der polnischen Minderheiten in Litauen,
Weiÿrussland und der Ukraine setzt. Die Realisierung einer auf �Integration ohne
Assimilation� setzenden, Europarat- und OSZE-konformen polnischen Politik ge-
genüber den Minderheiten im eigenen Land, die eine deutliche Neuausrichtung seit
1989 bedeutete, lässt jedoch erwarten, dass dieser Kurs innerpolnisch umstritten ist
(Veri�zierung in Kapitel 5.2 und 6.1).

3. Wenn das funktionalen Charakter besitzende Identitätselement des Handelsstaates
bereits vor 1989 eine gewisse Bedeutung erlangt hat, dann ist aufgrund des auch
nach 1989 teilweise dramatischen polnischen Auÿenhandelsde�zites eine Verstärkung
dieses Elementes und eine breite Debatte dazu zu erwarten. Polen müsste seitdem
erhebliche Anstrengungen zur Korrektur dieses Zustandes unternommen haben. Je-
doch ist auch zu untersuchen, ob die Debatte und das Verhalten nur die Beseitigung
des De�zites zum Ziel haben, oder nicht auch eine Tendenz zu erkennen ist, in Po-
len die �Ostmärkte� generell als Chance wahrzunehmen und dementsprechend zu
agieren (Veri�zierung in Kapitel 5.1 und 6.2).

4. Wenn das Element �Polen als europäisches Land� zwischen 1919 und 1989 in Dis-
kurs und Verhalten deutlich (im Falle der Zwischenkriegszeit) bzw. eher (im Falle der
Nachkriegszeit, da o�ziell durch die �Freundschaftslogik� mit den �Brudernationen�
verbrämt und nachhaltig durch die Kultura bestritten) das Argumentationsmuster
�Polen als Vorposten des Westens� im Vergleich zu �Polen als Brücke zwischen Ost
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und West� befördert hat, dann ist eine nur sehr vorsichtige Änderung im Diskurs
und im Verhalten zu erwarten, der die Ö�nung in dieser Hinsicht gegenüber den öst-
lichen Nachbarn wünscht und umsetzt. Am Beispiel des polnischen Diskurses und
Verhaltens zur Einführung des Schengen-Grenzregimes gegenüber Weiÿrussland, der
Ukraine und Russland müsste dann eine abwartende Position Polens gegenüber der
von der EU zugeschriebenen Brückenfunktion nach Osten zu erwarten sein, die in
Warschau erst allmählich im Zuge der eigenen EU-Integration als Chance wahr-
genommen wird. Diskurs und Verhalten müssten also nach und nach deutlicher
betonen, eine Abschottung nach Osten vermeiden und eine im Rahmen der EU-
Regeln gröÿtmögliche Durchlässigkeit der Ostgrenze für Personen erzielen zu wollen
(Veri�zierung in Kapitel 5.1 und 6.3).



Kapitel 4

Die auÿenpolitische Diskursstruktur

Polens

4.1 Auÿenpolitische Akteure im polnischen Regierungs-

system

Das polnische Regierungssystem seit 1989 zeichnet sich im Vergleich zu west-, aber auch
zu ostmitteleuropäischen Staaten durch einige Besonderheiten aus, die sich erheblich auf
die Warschauer Auÿenpolitik auswirken:

• Polen hat als einziges Land des ehemaligen Ostblocks seit 1989 bereits drei Ver-
fassungen erlebt: Die im April 1989 am �Runden Tisch� ausgehandelte Übergangs-
verfassung (Verf1989) wurde in ihrem staatsorganisatorischen Teil im Oktober 1992
durch eine nur das Verhältnis von Exekutive, Legislative und Jurisdiktion regelnde
�Kleine Verfassung� (Maªa Konstytucja, MK) abgelöst, die im April 1997 wiederum
durch die aktuell gültige polnische Verfassung (GV)1 ersetzt wurde.

• Die auÿenpolitischen Zuständigkeiten des polnischen Regierungssystems sind von
einem komplexen Nebeneinander von Körperschaften gekennzeichnet. Dazu zählen
insbesondere der Präsident, der Ministerrat, der Sejm und der Senat, aber auch
ein�ussreiche NGOs wie insbesondere die Wspólnota Polska (in Fragen der Minder-
heitenpolitik) gehören.

• Das politische System Polens und die polnische Ö�entlichkeit erkennen eine auÿen-
politische Rolle des polnischen Präsidenten an, die bis heute über die geschriebenen
Kompetenzen der Verfassung hinausgeht.

• Neben den Bestimmungen der Verfassung, der Gesetze und Verordnungen sowie den
(meist unzugänglichen) Beschlüssen des Ministerrates existiert eine Reihe weiterer
auÿenpolitischer Dokumente (Verteidigungsdoktrin, Exposé des Vorsitzenden des
Ministerrates, Jahresbericht des Auÿenministers zur polnischen Auÿenpolitik), deren
formelle Bedeutung unklar ist.

1Dziennik Ustaw 1997, Nr. 78, Pos. 483.
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• Der Senat, die zweite Kammer des polnischen Parlaments, spielt in allen Fragen
der Politik gegenüber den Auslandspolen und der Polonia2 (und nur in diesen) eine
entscheidende Rolle � sowohl bei der Konzeption als auch bei der Durchführung.
Er tritt damit in natürliche Konkurrenz zum Auÿenministerium und zu einigen
Fachministerien (vor allem MEN und MKiS).

• Das polnische Regierungssystem hat seit 1989 eine Reihe von mehr oder weniger
stabilen Minderheitsregierungen erlebt.

Zunächst soll auf diese genannten Faktoren eingegangen werden, um im nachfolgenden
Unterkapitel ihre Wirkung auf die Diskursstruktur in Polen zu erläutern.

4.1.1 Koordination in der Auÿenpolitik zwischen Präsident und
Ministerrat

Die Verfassung von 1989 wie auch die Kleine Verfassung von 1992 übertrugen,
stark verkürzt gesprochen, dem Präsidenten die Repräsentierung des Landes nach auÿen
sowie eine allgemeine Führung (Artt. 32, 34 MK: ogólne kierownictwo) in der polnischen
Auÿen- und Verteidigungspolitik, nicht aber eine generelle Richtlinienkompetenz. Dem
Ministerrat oblag dagegen die Verantwortlichkeit für die Durchführung (Artt. 51, 52(2)
MK: prowadzi) der Auÿenpolitik. Da die Verf1989 aber formell keine Kooperation in dieser
Hinsicht vorsah, führten interne Kon�ikte zwischen Präsidentschaftskanzlei und den Mini-
sterien insbesondere zu nicht koordinierten auÿenpolitischen Initiativen des Verteidigungs-
ministeriums und des Büros für Nationale Sicherheit des Präsidenten (Zaj�aczkowski
1992: 193; Vinton 1995: 54). Die MK führte daraufhin eine eng zwischen Ministerrat
und Präsident koordinierte Auÿenpolitik ein, die jedoch weiterhin zahlreiche Fragen auf-
warf (Stachura 1993: 13f), und verp�ichtete das Staatsoberhaupt, seine Kontakte mit
anderen Staaten und mit polnischen Vertretern im Ausland nur durch Vermittlung des
polnischen Auÿenministeriums wahrzunehmen. Damit sollte zuvor in Einzelfällen aufge-
tretener internationaler Flurschaden (etwa während des versuchten Putsches 1991 in Mos-
kau, während der Reise von Präsident Waª�esa im Mai 1992 nach Moskau oder dessen im
selben Jahr präsentierten Plänen einer �NATO-II� oder einer �EU-II�)3 aufgrund fehlender

2Als �Auslandspolen� werden in Polen die Personen polnischer Herkunft sowie deren Nachkommen
bezeichnet, die früher einmal polnische Staatsbürger waren, heute aber infolge von Grenzveränderungen
(meist im Zuge des ZweitenWeltkrieges) auÿerhalb der polnischen Grenzen leben. Polonia werden dagegen
alle Personen polnischer Herkunft genannt, die durch Emigration das Land dauerhaft verlassen haben
oder zu Sowjetzeiten deportiert wurden (Stelmachowski 2000: 291).

3Zum Konzept der �NATO-II� siehe Kapitel 3. Die Krise während des August-Putsches im August
1991 in Moskau �entblöÿte alle Schwächen des Belweder [Amtssitz des Präsidenten, S.G.] als Zentrum
der Entscheidungs�ndung; sie zeigte, dass (...) Waª�esa niemals imstande war, ein Diktator im alten
Stil [Piªsudskis] zu werden� (Boys 1995: 327). Weder koordinierte das Belweder seine Aktionen mit
dem Verteidigungsministerium noch hatte das Präsidentenbüro für Nationale Sicherheit entsprechende
Pläne ausgearbeitet, obwohl die Krise in Moskau hinreichend bekannt war. Höhepunkt der chaotischen
Entwicklung war die Vorbereitung eines Glückwunschtelegramms an die Adresse des selbsternannten
Rettungskomitees in Moskau durch das Präsidialamt, dessen Abschicken Premier Bielecki erst in letzter
Sekunde verhindern konnte (Boys 1995: 327f). Während des Besuches von Präsident Waª�esa im Mai 1992
in Moskau sandte die Regierung Olszewski diesem ein Telegramm mit der ultimativen Au�orderung, den
Vertrag über den russischen Truppenabzug aus Polen nur dann zu unterzeichnen, wenn eine ursprünglich
vorgesehene Vertragsbestimmung über die Gründung von gemischten polnisch-russischen Joint-ventures
in Polen entfernt werde, da man russische Spionagetätigkeiten befürchtete (Vinton 1995: 57).
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Koordination des Präsidenten mit dem Ministerrat und speziell dem Auÿenministerium
verhindert werden.4 Nach den Erfahrungen der insbesondere zur Zeit der Regierung Ol-
szewski hervorgetretenen �doppelten Auÿenpolitik� von Ministerrat und Präsident hielt
sich der Präsident seit 1993 bis zum Ende seiner Amtszeit mit diesbezüglichen Initiativen
im wesentlichen zurück. Die �allgemeine Führung� der Auÿenpolitik durch den Präsi-
denten (Art. 32 MK) manifestierte sich somit in erster Linie im durchgesetzten Willen
Waª�esas, sein Mitspracherecht (Verf1989: �im Einverständnis mit dem Präsidenten�, MK:
�nach Einholung der Meinung des Präsidenten�) in der Auswahl der Minister für Äuÿeres,
Inneres und Verteidigung wahrzunehmen.5
Die Verfassung von 1997 führte ein grundsätzlich parlamentarisches Kanzlersystem

ein und wies dem Präsidenten gegenüber der Regierung vor allem eine kontrollierende
und korrigierende Rolle zu (Sarnecki 2001: 295): Dem Staatsoberhaupt wurde die poli-
tische Mitsprachebefugnis bei der Ernennung der drei genannten Minister (Art. 61 MK)
sowie das Informationsrecht über grundsätzliche Fragen der Arbeit des Ministerrates (Art.
38(1) MK) genauso entzogen wie das Recht der �allgemeinen Führung� der Auÿen- und
Sicherheitspolitik, das beim Ministerrat angesiedelt wurde (Art. 146(4), 7-11). Daraus er-
gibt sich, dass in auÿenpolitischen Fragen grundsätzlich (wenn auch nicht ausschlieÿlich)
der Ministerrat zuständig ist, folglich die auÿenpolitischen Kompetenzen des Präsidenten
als enumerativ aufgezählt gelten können und somit stets eine konkrete Grundlage in der
Verfassung �nden müssen (Garlicki 2000: Pos. 261).
Art. 133(3) GV verp�ichtet den Präsidenten im Rahmen seiner Kompetenzen zur Zu-

sammenarbeit in der Auÿenpolitik mit dem Premier und dem zuständigen Fachminister.
Auf internationaler Bühne kann der Präsident somit keine eigenständigen Initiativen er-
greifen oder nicht mit der Regierung abgesprochene Standpunkte äuÿern.6 Zwar liegt
das letzte Wort bei Meinungsverschiedenheiten somit klar auf der Seite des Ministerrates
(Art. 146(1-2) GV). Dieser muss jedoch beachten, dass der Präsident seit 1992 für die
Rati�zierung der formell nur von der Regierung auszuhandelnden Verträge zuständig ist
und sich diesbezüglich (seit 1997) auch mit einem Prüfungsantrag an das Verfassungsge-
richt wenden kann. Bei Vorliegen bestimmter Voraussetzungen kann auch der Sejm für die
Rati�zierung zuständig sein (Art. 89(1) GV). Im Zweifelsfall entscheidet jedoch die Regie-
rung, nicht das Verfassungsgericht, ob ein Vertrag der Zustimmung des Parlaments bedarf
(Czapli«ski 1999: 292). Ferner ist das Staatsoberhaupt (nach Gegenzeichnung durch den
Premier) für die Berufung und Abberufung der polnischen Botschafter im Ausland zustän-

4Artt. 30-33 Verf1989; Artt. 28, 32, 33, 34 und 61 MK. Die fehlende Koordination äuÿerte sich ge-
legentlich auch in der fehlenden Absprache der Terminkalender: So lud Ende 1993 Präsident Waª�esa
seinen litauischen Amtskollegen Landsbergis ein, gleichzeitig hatte Premier Pawlak einen Besuch seines
russischen Amtskollegen �ernomyrdin anberaumt.

5Er bestätigte nach seiner Wahl 1990 den amtierenden parteilosen, aber �S� nahestehenden Auÿenmi-
nister Skubiszewski, setzte aber nach dem Sieg der postkommunistischen Parteien 1993 die parteilosen,
aber deutlich den post-Solidarno±¢-Kräften verbundenen Auÿenminister Olechowski und Bartoszewski
durch. Dagegen versäumte es der Präsident, zu wichtigen Anlässen (wie etwa während des Moskauer
Putsches im August 1991 oder während der anhaltenden Wirtschaftskrise Anfang 1992) den Kabinettsrat
� eine Sitzung des Ministerrates unter Leitung des Präsidenten � einzuberufen.

6Die Praxis verbietet dabei dem Präsidenten zwar das Einschlagen einer abweichenden Richtung.
Er ist jedoch nicht so sehr wie etwa der deutsche Bundespräsident an eine Feinabstimmung mit der
Regierung gebunden, sondern darf im Rahmen seiner repräsentierenden Funktion durchaus Gespräche
und Verhandlungen führen, die in Deklarationen, Kommuniqués oder Apelle münden und auÿenpolitische
Konsequenzen haben können. Sowohl Lech Waª�esa als auch Aleksander Kwa±niewski trugen in dieser
Hinsicht bereits Kon�ikte mit der Regierung aus (Garlicki 2000: Pos. 262).
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dig, so dass die Regierung ohne das Einverständnis des Präsidenten diesbezüglich nicht
handeln kann (Sarnecki 2001: 304, Art. 133(2) GV).

Dem Präsidenten steht heute zur Erfüllung auÿenpolitischer Aufgaben nur noch das
innerhalb der Strukturen des Präsidentenapparates verankerte Büro für Nationale Sicher-
heit (Biuro Bezpiecze«stwa Narodowego) zur Verfügung.7 Es hat zwei vorrangige Aufga-
ben: die Realisierung der Kompetenzen des Präsidenten in Fragen der inneren und äuÿeren
Sicherheit sowie die Einbringung eigener Vorschläge in den Diskussionsprozess. Formell
war das Büro bis Ende 1992 ausführendes Organ des Landesverteidigungsrates (KOK)8,
der jedoch � entgegen dem Wunsch von Präsident Waª�esa (Waª�esa 1995: 17) � ebenso
wie der durch die MK eingeführte �Nationale Sicherheitsrat� nur ein Beratungsorgan des
Präsidenten ohne eigene Machtbefugnisse darstellt.

Neben diesen nur uneindeutig abzugrenzenden verfassungsrechtlichen Kompetenzen wa-
ren für die auÿenpolitischen Koordinationsprobleme bis 1995 zwischen Präsident und Mi-
nisterrat jedoch auch Schwierigkeiten der politischen Akteure, nicht zuletzt von Präsident
Waª�esa, verantwortlich, sich die geschriebenen und ungeschriebenen Regeln des Funk-
tionierens einer parlamentarischen Demokratie anzueignen.9 Zusätzlich erschwerten auch
zahlreiche parlamentarische Debatten über die auÿenpolitischen Zuständigkeiten der höch-
sten Staatsorgane und die Koordination zwischen ihnen die Entwicklung einer Rechtspra-
xis.10
Mit dem Amtsantritt von Präsident Kwa±niewski (SLD) im Herbst 1995 änderte sich

die eigentümliche Stellung des Amtes des Präsidenten in der polnischen Auÿenpolitik in
zweierlei Hinsicht allmählich: Kwa±niewski nahm das Amt aus den schärfsten innerpolni-
schen Diskussionen heraus � so hatte er bereits im Vorfeld seiner Wahl angekündigt, auf
sein Mitspracherecht bei der Bestellung des Auÿenministers zu verzichten.11 Im Gegenzug
gewann der neue Präsident mit diesem Schritt Raum für auÿenpolitische Initiativen, um
das Amt vor allem im Ausland zu pro�lieren.12 Diese Anliegen brachte er geschickt und

7Einrichtung per Anordnung (zarz�adzenie) des Präsidenten am 13.12.91 (Monitor Polski 1991, Nr. 47,
Pos. 332), aktuelle Fassung Monitor Polski 1995, Nr. 47.

8RPPZ 1995: 184, RPPZ 1993: 141.
9Wizimirska 1996: 183 bezeichnet die Verstimmungen im �Jahrbuch für polnische Auÿenpolitik� etwas

beschönigend als �nicht zahlreich�.
10Vgl. hierzu den ausführlichen, aber nie diskutierten Bericht eines 1992 eingesetzten entsprechenden

Unterausschusses des Auswärtigen Ausschusses des Sejm von 1996, der eine Neufassung des Gesetzes
über das Auÿenministerium von 1974 anmahnte und auf die Schwäche des MSZ gegenüber dem MWGzZ,
dem UKIE, dem MON und dem Präsidenten hinwies (RPPZ 1997: 206; Sitzung des Unterausschusses
zur Koordinierung polnischer Auÿenpolitik, 16.3.92; Sitzung des Unterausschusses zur neuen europäi-
schen Ordnung, 23.3.92; Sitzung des Auswärtigen Ausschusses zur Ostpolitik, 18.11.92, Bulletin Nr.846;
Sitzung des Auswärtigen Ausschusses, Bulletin Nr. 106, 21.1.97, Beitrag von Longin Pastusiak (SLD);
Sprawozdanie Stenogra�czne Sejmu, 47. Sitzung, 8.4.99, Rede von Leszek Miller).

11Auswärtiger Ausschuss des Senats, 21.2.96, Rede von Auÿenminister Rosati; Tkaczy«ski/Vogel
1997: 178. Kwa±niewski wurde dieses Zugeständnis aufgrund einer SLD-dominierten Regierung erleich-
tert. Von seinen echten Machtmitteln machte der Präsident eher sparsamen Gebrauch: Zwischen 1996
und 2002 legte er dreiÿigmal ein Veto gegen verabschiedete Gesetze ein, wandte sich siebzehnmal zur
Überprüfung eines Gesetzes an das Verfassungsgericht und brachte 30 Gesetzesinitiativen ins Parlament
ein (www.prezydent.pl [1.10.02]).

12Dass das potentielle Kon�iktmuster um Kompetenzen dennoch nicht ganz verstummte zeigt der
Protest des Präsidialamtes gegen das Verhalten des Ministerrates in sicherheitspolitischen Belangen: So
überging etwa 1999 die AWS/UW-Regierung die Opposition und den Präsidenten und versuchte, durch
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ohne allzu groÿen Nachdruck in die innerpolnische Debatte ein. Neben den ohnehin aus-
führlich diskutierten Fragen eines möglichen polnischen NATO- und EU-Beitritts sprach
Kwa±niewski dabei vor allem die Notwendigkeit einer aktiveren polnischen Ostpolitik an.
In dieser Frage wurde er jenseits des geschriebenen Verfassungstextes allmählich zu der
dominierenden auÿenpolitischen Figur Polens und nimmt heute gegenüber dem Minister-
rat bei den bilateralen Kontakten insbesondere mit Litauen und der Ukraine wesentlich
mehr als nur eine repräsentative oder korrigierende Funktion ein.13 Dem Präsidenten kam
dabei einerseits seine Glaubwürdigkeit und nicht geringe Empathie, andererseits das Des-
interesse des Ministerrates an ostpolitischen Fragen und dessen Uneinigkeit entgegen.

4.1.2 Ministerrat und Verwaltung im Prozess der auÿenpoliti-
schen Willensbildung

Anfang der neunziger Jahre galt es in Polen Strukturen aufzulösen, in denen zuvor eine
vorherrschende Partei die Richtung vorgegeben hatte. Insbesondere mussten neue Me-
chanismen für die Arbeit des Ministerrates erarbeitet werden und ein weitgehender
Neuaufbau in der Personalpolitik durchgeführt werden. Seit 1989 wurde dabei kontinuier-
lich in Verfassung und Rechtspraxis die Stellung des Ministerrates gegenüber den anderen
höchsten Staatsorganen gestärkt: Dieser ist ein Kollegialorgan, an dessen Spitze der Vor-
sitzende des Ministerrates (Prezes Rady Ministrów, oft Premier genannt) mit seit der
GV richtlinienartigen Kompetenzen steht. Dem Regierungschef steht dabei eine Kanz-
lei zur Seite (KPRM). Diese soll gemäÿ ihres gesetzlichen Auftrages keine Strukturen
der Fachministerien doppeln oder in Konkurrenz dazu stehen, sondern eher administra-
tive und koordinierende Tätigkeiten wahrnehmen und die Durchführung der Politik des
Ministerrates überwachen, wenngleich es in der Praxis � vor allem zu Zeiten der ersten
SLD/PSL-Regierung nach 1993 � immer wieder zu Tendenzen kam, diese (damals noch Mi-
nisterratsamt (URM) genannte) �bürokratisch hypertrophierte� (Bingen 1994: 23) Kanz-
lei in ein Superministerium zu verwandeln, das teilweise eine �zweite Auÿenpolitik� gegen
das vom Präsidenten beein�usste Auÿenministerium führte.14
Der Ministerrat verfügt über vier Kabinettsausschüsse, jedoch keinen davon zur Auÿen-

zwei Gesetze die Rolle des Präsidenten in der Sicherheits- und Verteidigungspolitik einzuschränken. Ferner
berief sie eine Kommission zur Erarbeitung einer Verteidigungsstrategie Polens ein, ohne dabei einen
Vertreter des Präsidenten einzuladen (Marek Siwiec: Stra»nik piecz�eci, Rzeczpospolita, 19.10.99).

13So berief Kwa±niewski u.a. bilaterale Konsultativkomitees mit der Ukraine und Litauen auf Ebe-
ne der Präsidenten ein, beraumte ausgesprochen oft bilaterale Gipfeltre�en mit den Präsidenten dieser
beiden Länder an, bemühte sich um eine Annäherung der Ukraine an NATO-Strukturen und um eine
NATO-Mitgliedschaft Litauens und setzte sich vor allem gegenüber der Ukraine für einen Dialog über
die gemeinsame Geschichte ein. 1998 reiste Kwa±niewski beispielweise dreimal nach Litauen und traf sich
viermal mit dem litauischen Präsidenten in Polen; im selben Jahr weilte er dreimal in der Ukraine und
emp�ng zweimal den ukrainischen Präsidenten in Polen (Hübner 1999: 229).

14So hat der Premier z.B. einen eigenen auÿenpolitischen Berater und die KPRM eine eigene auÿen-
politische Abteilung. Das Gesetz vom 8.8.96 über die Struktur und Arbeitsweise des Ministerrates sowie
über die Tätigkeitsbereiche der Minister (Art. 29, einheitlicher Text: Dziennik Ustaw 1999, Nr. 82, Pos.
929) legt die Arbeitsbereiche des Auÿenministeriums wie folgt fest: a) P�ege der Beziehungen zu anderen
Staaten und internationalen Organisationen, b) Repräsentation und Schutz der Interessen Polens sowie
der natürlichen und juristischen polnischen Personen im Ausland, c) Zusammenarbeit mit der Polonia
und den Auslandspolen einschlieÿlich der Unterstützung polnischer Kultur- und Bildungseinrichtungen
im Ausland, d) Werbung (promocja) für die Republik Polen und die polnische Sprache im Ausland, u.a.
durch wirtschaftliche, wissenschaftliche, kulturelle und sportliche Aktivitäten.
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politik.15 Ein Vorschlag des MSZ, eine interministerielle Arbeitsgruppe zur Koordinierung
der polnischen Auÿenpolitik einzurichten, die ihm diesbezüglich eine federführende Funk-
tion innerhalb des Ministerrates zusprach, war 1994 im Ministerrat gescheitert.16

DerAuÿenminister leitet sein Ministerium auf der Basis des Gesetzes über das Auÿen-
ministerium vom 29. Mai 197417 und einer Ministerratsverordnung vom 31. Mai 1974. Ein
neuer Gesetzesentwurf von Auÿenminister Olechowski, der unter anderem dem MSZ ei-
ne koordinierende Funktion in auÿenpolitischen Fragen (einschlieÿlich dem Auÿenhandel)
zuschrieb, seine inneren Arbeits- und Entscheidungsstrukturen modernisieren wollte und
eine von Regierungswechseln unabhängige stetige Personalpolitik anstrebte, wurde im Ju-
ni 1994 von den damaligen Ministern Miller (SLD), Podka«ski und Str�ak (PSL) blockiert,
obwohl SLD und PSL wenige Wochen zuvor bei der auÿenpolitischen Generaldebatte im
Sejm (12. Mai 1994) für die Annahme des Entwurfes plädiert hatten.18 Insbesondere die
Regierung Pawlak bremste bis 1995 das zuvorige Reformtempo der �S�-geführten Regie-
rungen in der ö�entlichen Verwaltung erheblich.19 Seit 1997 hat der Premier das Recht,
die innere Struktur jedes Ministeriums per Verordnung zu bestimmen;20 so die des Au-
ÿenministeriums zuletzt am 17. Juli 1998,21 bei der unter anderem die Zuständigkeit für
Litauen aus der Abteilung �Osteuropa� in die Abteilung �Westeuropa� verlegt wurde. Seit
2001 sind nun alle europäischen Länder in der Abteilung �Europa� des MSZ zusammen-
gefasst.
Zwar misslang damit der groÿe Wurf zur Stärkung der Position des MSZ, aber im-

merhin gelang dem Auÿenministerium die Übertragung der koordinierenden Funktion bei
der Vorbereitung, dem Abschluss und der Kündigung internationaler Verträge, worunter
auch Regierungs- und Ressortabkommen �elen.22 Seit April 2000 müssen die polnischen
Fachministerien für jedes angestrebte Übereinkommen23 mit dem in dieser Frage Koordi-

15Die vier Ausschüsse betre�en die Bereiche Wirtschaft, Soziales (darunter auch Fragen der Polonia
und der Auslandspolen), Verteidigung und (seit 1998) Regionalentwicklung (Verordnung des Ministerrates
vom 25.11.97 über die Bildung ständiger Ausschüsse bei Ministerrat, in: Dziennik Ustaw 1997, Nr. 143,
Pos. 953, Dziennik Ustaw 1998, Nr. 121, Pos. 789, Dziennik Ustaw 1998, Nr. 132, Pos. 865. Beschluss Nr.
13 des Ministerrates vom 25.2.97 über die Arbeitsordnung des Ministerrates, in: Monitor Polski 1997,
Nr. 15, Pos. 144, Monitor Polski 1998, Nr. 12, Pos. 202, Monitor Polski 1999, Nr. 32, Pos. 498). Nur
die Verordnungen des Ministerrates entfalten Auÿenwirkung, die Beschlüsse (uchwaªy) des Ministerrates
und die Anordnungen (zarz�adzenia) des Premiers haben heute nur noch internen Charakter (Rydlewski
2000: 81).

16Auswärtiger Ausschuss des Sejm, Bulletin Nr. 106, 21.1.97, Rede von Staatssekretär E. Wyzner.
17Auch 1999 konnte sich der Sejm noch immer nicht auf eine groÿe Strukturreform des MSZ sowie

auf ein Gesetz über den Auswärtigen Dienst einigen (Sprawozdanie Stenogra�czne Sejmu, 47. Sitzung,
8.-10.4.99, Rede von Czesªaw Bielecki).

18Rzeczpospolita, 22.6.94, MSZ bez statusu.
19Izdebski 1994: 56-58. Die den Premier stellende Bauernpartei (PSL) war als Juniorpartner in der Ko-

alition mit der SLD zunächst der groÿe Gewinner, brach die Dezentralisierungspolitik der �S�-Regierungen
weitgehend ab und wurde bis Anfang 1995 vorübergehend zur �Partei der Macht� hinter den Kulissen.

20Gesetz vom 4.9.97 über die Ressorts der Regierungsverwaltung � einheitlicher Text, Dziennik Ustaw
1999, Nr. 82, Pos. 928f.

21Dziennik Ustaw 1998, Nr. 93, Pos. 586. Das MSZ arbeitet aktuell gemäÿ einer Geschäftsordnung vom
14. September 1998 (RPPZ 1998: 312).

22Auÿenminister Bartoszewski forderte 1995 erstmals eine solche Funktion für sein Haus (Sprawozdanie
Stenogra�czne Sejmu, 50. Sitzung, 1. Tag, 24.5.95).

23Die Struktur der bilateralen Übereinkommen Polens gestaltet sich generell wie folgt: Direkt unter
den Nachbarschaftsverträgen stehen die ressortspezi�schen Regierungsabkommen (umowy ramowe, etwa
zu Bildung/Wissenschaft oder Kultur), zu denen als Ausführungsbestimmungen meist auf auf drei Jahre
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nierungsfunktion besitzenden MSZ zusammenarbeiten. Zusätzlich legt der Premier fest,
welches Fachministerium inwieweit an den Verhandlungen beteiligt wird.24
Die Personalreserve des Auÿenministeriums war nach 1989 gröÿeren Veränderungen

unterworfen.25 Das Ministerium entscheidet seitdem grundsätzlich autonom über Per-
sonalfragen im diplomatischen Korps und blieb � auch dank des parteilosen, von der
SLD/PSL-Koalition häu�g kritisierten Auÿenministers Olechowski � von der von URM-
Minister Str�ak (PSL) durchgeführten Entlassungswelle der zwischen 1989 und 1993 neu
eingestellten, �S� nahestehenden Personen in der ö�entlichen Verwaltung verschont.26 Je-
doch hat der Auswärtige Ausschuss des Sejm ein Anhörungsrecht in Fragen der auf Vor-
schlag des Präsidenten zu ernennenden Botschafter.27 Führte noch 1991 die Entlassung
einiger Staatssekretäre der abgelösten Regierung Bielecki aus politischen Gründen zu ei-
niger Empörung, so wird seit 1997 der Grundsatz angewandt, dass bei Regierungswechsel
neben dem Minister auch die Staatssekretäre ihren Rücktritt einreichen.28 Das übrige
Personal im Auÿenministerium und anderen Ministerien wird nach Regierungswechseln
grundsätzlich nicht mehr ausgetauscht, was die notwendige Kontinuität sichert. Jedoch

geschlossene Arbeitsprogramme (programy wykonawcze) gehören. Auf unterster Ebene können ggf. noch
ergänzend Ressortabkommen (umowy mi�edzyresortowe) angesiedelt sein. Im Falle der ehemaligen Sowjet-
republiken ist die Vertragsstruktur jedoch komplizierter: Unterhalb der Nachbarschaftsverträge und der
ressortspezi�schen Regierungsabkommen steht ein Übereinkommen (porozumienie, auf einen Zeitrahmen
zwischen zwei und sechs Jahren geschlossen), als dessen Ausführungsbestimmungen meist auf ein bis
zwei Jahre geschlossene Arbeitsprogramme (programy wspóªpracy oder plany pracy) fungieren. Erst diese
(unverö�entlichten, meist von den Abteilungsleitern unterzeichneten) Arbeitsprogramme geben jedoch
die tatsächliche Intensität des bilateralen Austausches wieder.

24Banaszak 2001: 539f, Dziennik Ustaw 2000, Nr. 39, Pos. 443. Zuvor war nur die Stellungnahme des
MSZ notwendig (Information von Barbara Buczy«ska, MEN, Interview vom 23.10.02), das aber keine
automatische Federführung besaÿ (Auswärtiger Ausschuss des Sejm, Bulletin Nr. 106, 21.1.97, Rede von
Staatssekretär Eugeniusz Wyzner).

251989 waren 71 der 73 polnischen Botschafter PZPR-Mitglieder und zwei Mitglieder der Blockparteien
gewesen. Bis 1992 waren 62 der 63 im Oktober 1989 amtierenden Botschafter, ein ähnlich hoher Prozent-
satz der polnischen Generalkonsuln sowie die Hälfte der sonstigen diplomatischen Bediensteten abberufen
worden � mit einer gewichtigen Ausnahme: Stanisªaw Ciosek, eine der Schlüssel�guren des Runden Ti-
sches auf Seiten der PZPR, blieb bis Ende 1995 polnischer Botschafter in Moskau. Vom 1.10.89 bis zum
10.6.91 schieden aus dem MSZ 249 Personen aus, 162 neue wurden eingestellt. Zwei von drei Staats-
sekretären, die beiden Generaldirektoren, 13 von 18 Abteilungsleitern und 20 von 28 stellvertretenden
Abteilungsleitern wurden dabei ersetzt. (Sprawozdanie Stenogra�czne Sejmu, 65. Sitzung, 27.6.91, Rede
von Auÿenminister Skubiszewski; Vinton 1995: 47, 68 (Anm. 40)).

26Bingen 1994: 21. Eine oft diskutierte, aber wegen Geldmangel und fehlendem Willen der AWS/UW-
Regierung immer wieder verschobene Frage betraf die Einrichtung einer Akademie für den diplomatischen
Nachwuchs, die schlieÿlich am 16.10.02 in Warschau erö�net werden konnte. Die polnische Rechte hatte
zuvor lange Zeit die angebliche Bevorzugung von Kandidaten aus den Reihen der Linken (SLD) und
des politischen Zentrums (UW) beklagt (Marek Cichocki/Krzysztof Rak: Sªabe pa«stwo � sªaba dyplo-
macja, �ycie, 18.4.01: 15). Auch die Linke hatte sich vielfach bis 1993 polemisch über ihre mangelnde
Berücksichtigung bei Neueinstellungen im MSZ beklagt. Seit etwa 1996 ist eine deutliche Beruhigung
der Veränderungen in der Personalreserve festzustellen (Sprawozdanie Stenogra�czne Sejmu, 79. Sitzung,
21.2.96, Antwort von Auÿenminister Rosati auf Fragen).

27Mojak 1996: 264f, 273. Der Sejm versuchte seine Kompetenzen in Personalfragen des MSZ erheblich
zu erweitern: So setzte der Auswärtige Ausschuss 1993 einen Unterausschuss zur auch individuellen Über-
prüfung (nicht mit der �Lustration� zu verwechseln!) der Beamten und Angestellten des MSZ ein, dessen
Bericht im Frühjahr vom MSZ und der Opposition als denunziatorisch eingestuft wurde, da er gegenüber
Einzelpersonen in einem Anhang nationalistische, antisemitische und prosowjetische (!) Anschuldigungen
enthielt (Bingen 1994: 23; Polityka, 2.7.94, Zamach w alei Szucha).

28Rydlewski 2000: 73. Staatssekretäre sind in Polen grundsätzlich beamtet, parlamentarische Staats-
sekretäre sind unbekannt.
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sind viele der Bediensteten bis heute nur auf der Basis von Zeitverträgen beschäftigt, so
dass es durchaus auch weiterhin zu Personalveränderungen bis hin zu Botschafterumbe-
setzungen kommt.29
Speziell die Personalpolitik des MSZ an den polnischen Auslandsvertretungen in
Russland (u.a. Moskau, St. Petersburg, Kaliningrad), Litauen (Wilna, Kaunas),Weiÿ-
russland (Minsk, Grodno, Brest) und der Ukraine (Kiev, Lemberg, Charkiv, Luc'k,
Odessa) ist seit 1989/90 durch eine insgesamt hohe Kontinuität gekennzeichnet. So
wurde bis heute unter den polnischen Botschaftern und Generalkonsuln in diesen vier
Ländern nur einmal eine Botschafterin, Ewa Spychalska (Minsk), vorzeitig zurückbeor-
dert.30

Während die Debatte um eine koordinierende oder federführende Funktion des MSZ in
der Auÿenpolitik bis 1995 eher innerhalb der höchsten Staatsorgane stattfand31 und auf-
grund des Anteils des Präsidenten an der Formulierung und Umsetzung der Auÿenpolitik
eine weitgehend theoretische Frage war, wurde die Problematik von Auÿenminister Barto-
szewski kurz nach Amtsantritt von Aleksander Kwa±niewski in die breitere Ö�entlichkeit
getragen. Der Auÿenminister wies, sekundiert von den polnischen Botschaftern in den
USA und Litauen sowie zahlreichen Parlamentariern,32 auf die vergleichsweise schwache
Rolle des Auÿenministers bei der Formulierung polnischer Auÿenpolitik hin und stellte
fest, dass nur Präsident und Premier über die �Staatsraison� entschieden. Der Auÿen-
minister werde dagegen zu wenig in den Entscheidungsprozess einbezogen, müsse jedoch
das Recht haben, eigene auÿenpolitische Konzepte ausarbeiten zu dürfen.33 Auch bei der
Koordinierung und Umsetzung blieb die Schwäche des MSZ augenfällig und lieÿ sich
im wesentlichen an drei Punkten festmachen, von denen zwei ausschlieÿlich ostpolitischen
Bezug hatten:
- die nur nachrangige Rolle gegenüber dem UKIE in der Europapolitik,
- die trotz der o�ziellen Koordinierungfunktion in der Polonia- und Auslandspolen-

Politik gegenüber dem Senat geringen Zuständigkeiten (siehe nächstes Unterkapitel) und
- die bis heute fehlende Zuständigkeit des MSZ in Fragen der Auÿenwirtschaftspolitik:

Vor 1989 waren die �Büros der Handelsräte� (biura radców handlowych) aufgrund des
staatlichen Auÿenhandelsmonopols erheblich ausgebaut worden, bestanden unabhängig

29Nach 2001 führte die Regierung Miller einen erheblichen Austausch der Botschafter in Polens Aus-
landsvertretungen durch, jedoch nicht in Polens östlichen Nachbarstaaten (Rzeczpospolita, 13.2.03, Nowy
kadr z przeszªo±ci).

30Solche vorzeitigen Abberufungen nahm das MSZ nach 1989 ausgesprochen selten vor (Rzeczpospolita,
9.11.02, Nowy ambasador w Niemczech). Die von Anfang an umstrittene Spychalska hatte Mitte der
neunziger Jahre mehr oder minder o�en das Regime von Präsident Luka²enka unterstützt.

31Sprawozdanie Stenogra�czne Sejmu, 14. Sitzung, 3. Tag, 8.5.92, Rede von Bogdan Borusewicz; Spra-
wozdanie Stenogra�czne Sejmu, 43. Sitzung, 29.4.93, Rede von Auÿenminister Skubiszewski; Sprawo-
zdanie Stenogra�czne Sejmu, 43. Sitzung, 30.4.93, Rede von Longin Pastusiak (SLD); Sprawozdanie
Stenogra�czne Sejmu, 50. Sitzung, 1. Tag, 24.5.95, Rede von Auÿenminister Bartoszewski.

32Kazimierz Dziewanowski, Tygodnik Powszechny 35/1996, Kto rz�adzi polsk�a polityk�a zagraniczn�a; Jan
Widacki, Tygodnik Powszechny 38/1996, Chore mechanizmy. Nur eine Minderheit blieben dagegen die
Befürworter eines einem Planungsstab in der KPRM untergeordneten MSZ (Marek Cichocki/Krzysztof
Rak: Sªabe pa«stwo � sªaba dyplomacja, �ycie, 18.4.2001: 15).

33Vortrag des ehemaligen Auÿenministers an der Universität Warschau vom 1.6.96, abgedruckt in:
Polska w Europie, Heft 21: 14. Die Befürchtungen Bartoszewskis, der neue Präsident werde gemäÿ sei-
ner postulierten Unabhängigkeit eine eigene, nicht mit der Regierung abgestimmte Auÿenpolitik führen,
bewahrheiteten sich nicht.
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von den polnischen Botschaften und unterstanden dem Auÿenhandelsministerium. Nach
1989 wurde der Auÿenhandel in Polen rasch liberalisiert und private Wirtschaftssubjek-
te bauten ihren Anteil daran rapide aus. Dennoch ist es bis heute ein unerreichtes Ziel
aller Auÿenminister seit 1989, die Büros zu verkleinern, schrittweise als Wirtschaftsabtei-
lungen in die Botschaften zu integrieren und dem Auÿenministerium zu unterstellen, um
die zuvor ungenügend abgegrenzten privaten und ö�entlichen Interessen voneinander zu
trennen.34 1994 einigte man sich zumindest auf den Kompromiss, dass neue solche Büros
nur noch in den Staaten der ehemaligen UdSSR errichtet werden sollten.35 Ansonsten be-
hielt jedoch das Auÿenhandelsministerium (seit 1997 ein Teil des Wirtschaftsministeriums
(MG)) während der SLD/PSL-Regierung gegen den Wunsch des MSZ weiter die Aufsicht
über die Büros und schwächte somit die koordinierende Funktion des Auÿenministers.36
Alle bisherigen Auÿenminister gestanden dem MG � entgegen den Bestrebungen zu Be-
ginn der jeweiligen Amtszeit � ausdrücklich diese Kompetenz zu und thematisieren die
Frage nicht mehr.37 Zwar kann man den liberalen und konservativen polnischen Parteien
deutlicher als den ehemaligen Systemparteien PSL und SLD den Wunsch unterstellen, die
Büros als kommunistische Hinterlassenschaft aufzulösen, in die Botschaften einzugliedern
und damit dem MSZ zu unterstellen. Doch auch der Regierung Buzek gelang nur die
Umbenennung der Büros in �Wirtschafts- und Handelsabteilung�; das MG behielt jedoch
seine Aufsichtsfunktion und weitgehend auch die Personalhoheit bei.38

4.1.3 Die Rolle des Senats in der Ostpolitik
Das polnische Parlament, Sejm und Senat, beein�ussen die Auÿenpolitik durch die Wahl
der Regierung, die Bestätigung ihres Programmes, die Debatte über den auÿenpolitischen
Jahresbericht, die Arbeit in den verschiedenen parlamentarischen Kommissionen sowie
die Entscheidung über das Budget der einzelnen Ressorts. Der Sejm war nach 1989 je-
doch zumindest bis Anfang 1993 vorwiegend mit inneren Angelegenheiten beschäftigt
(u.a. Durchleuchtungsgesetz, Abtreibungsgesetz, Kleine Verfassung) und schaltete sich
erst danach in die auÿenpolitische Debatte ein.39 Sejm wie auch Senat verfügen jedoch

34Sprawozdanie Stenogra�czne Sejmu, 65. Sitzung, 27.6.91, Rede von Auÿenminister Skubiszewski;
Sprawozdanie Stenogra�czne Sejmu, 14. Sitzung, 3. Tag, 8.5.92, Antwort von Auÿenminister Skubiszewski
auf Fragen.

35Auswärtiger Ausschuss des Sejm, Bulletin Nr. 106, 21.1.97, Rede von Staatssekreär E. Wyzner.
36Das MG konnte sich insbesondere mit dem Argument durchsetzen, dass zur Erfüllung der gesetzlich

vorgeschriebenen Aufgaben (Gesetz über das Wirtschaftsministerium) hochspezialisierte Wirtschaftsex-
perten die Aufgaben der polnischen Auÿenhandelsvertretung wahrnehmen müssten, was das MSZ mit
seinem eher diplomatisch-konsularisch ausgebildeten Personal nicht leisten könne (Auswärtiger Ausschuss
des Sejm, Bulletin Nr. 106, 21.1.97, Rede von Staatssekretär Andrzej Malinowski).

37Wieczne »ywe biura radców handlowych, Rzeczpospolita, 27.4.96; Sprawozdanie Stenogra�czne
Sejmu, 20. Sitzung, 2. Tag, 12.5.94, Antwort von Auÿenminister Olechowski auf Fragen; Sprawozdanie
Stenogra�czne Sejmu, 50. Sitzung, 2. Tag, 25.5.95, Antwort von Auÿenminister Bartoszewski auf Fragen;
Sprawozdanie Stenogra�czne Sejmu, 79. Sitzung, 21.2.96, Rede von Auÿenminister Rosati.

38Gemeinsame Verfügung des Wirtschaftsministers und des Auÿenministers vom 3.8.99, in Kraft getre-
ten am 1.10.99; Auswärtiger Ausschuss des Sejm, Bulletin Nr. 106, 21.1.97; Sprawozdanie Stenogra�czne
Sejmu, 20. Sitzung, 12.5.94, Jerzy Wenderlich (SLD); Sprawozdanie Stenogra�czne Sejmu, 78. Sitzung,
9.5.00, Antwort von Auÿenminister Geremek auf Fragen; Sprawozdanie Stenogra�czne Sejmu, 110. Sit-
zung, 6.6.01, Antwort von Auÿenminister Bartoszewski auf Fragen. Das MSZ verfügt erst seit 2001 über
eine eigene Abteilung für Auÿenwirtschaft.

39Ku¹niar 1992: 30. Im Januar 1993 diskutierte der Sejm über die �polnische Staatsraison�, einen
Monat danach über die polnische Beteiligung an �Euroregionen� (genauer Kapitel 5.1). Verlauf und Er-
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institutionell beide über je einen Auswärtigen Ausschuss und je einen Ausschuss für die
Polonia und die Auslandspolen.40 Zusätzlich fanden neben den auÿenpolitischen Jahres-
debatten weitere Debatten zur Frage des EU- und NATO-Beitrittes statt. Dagegen gab
es zumindest im Sejm keine speziellen ostpolitischen Plenumsdebatten. Die Abgeordneten
behandelten das Thema jedoch weit öfter im Rahmen der Ausschussarbeit und stellten
zahlreiche kleine und groÿe Anfragen zu diesem Thema an die Regierung.41

Der verfassungsrechtlich mit deutlich weniger Kompetenzen ausgestattete Senat steht
ein wenig im Schatten des Sejm. Sein Aufgaben weisen jedoch eine Besonderheit auf: Trotz
ihres relativen Schattendaseins unter den höchsten Staatsorganen Polens nimmt die zweite
Kammer des Parlaments in einem spezi�sch ostpolitischen Kontext, der Politik gegenüber
den Auslandspolen und der Polonia, die entscheidende Rolle ein. Da diese sowohl Formu-
lierung als auch Umsetzung der Politik betre�en, kommt es dabei zur Vermischung der
Funktionen eines legislativen und exekutiven Organs, was meist mit den Traditionen der
Zwischenkriegszeit begründet wird, als der damalige Senat ähnliche Aufgaben wahrnahm.
Der Senat formuliert seine Politik gegenüber den Auslandspolen und der Polonia mit Hilfe
des wichtigen entsprechenden Ausschusses, den bis 2003 sechs Plenardebatten zu spezi-
ellen Fragen der Auslandspolen- und Polonia-Politik42 und den beiden Generaldebatten
des Hauses 1997 und 2002 ausschlieÿlich zu dieser Frage.43

Zur Umsetzung seiner Aufgaben im Bereich der Auslandspolen- und Polonia-Politik
stehen dem Senatspräsidium Mittel aus dem Budget der dem Präsidium unterstehen-
den Senatskanzlei zur Verfügung,44 über deren Verwendung formell (um die Vorgaben
des Gesetzes über ö�entliche Finanzen zu erfüllen) der Direktor der Senatskanzlei (im
Rang eines Ministers) wacht. Die inhaltliche Entscheidung über die Mittelvergabe tri�t
indes das Präsidium des Senats mit dem Senatspräsidenten (Marszaªek Senatu) an der

gebnis der beiden scharfen Auseinandersetzungen konnten �keine der beteiligten Seiten zufriedenstellen�
(Ku¹niar 1993: 14).

40Während der Auswärtige Ausschuss des Senats sich eher allgemein mit auÿen- und ostpolitischen
beschäftigt, hat die Arbeit des Auslandspolen- und Polonia-Ausschusses speziell die Untersuchung der
Lage der polnischen Minderheiten im Ausland zum Gegenstand. Beginnend mit der Erörterung der Si-
tuation der polnischen Minderheiten in Litauen und der Ukraine (Diariusz Senatu 1992, Nr. 3, 8, 9) ist
die Verfolgung der Lage der Auslandspolen in Litauen, Weiÿrussland und der Ukraine ein Schwerpunkt
der Arbeit des Ausschusses.

41Entsprechende Statistiken sind für die erste und zweite Wahlperiode des Sejm in den Skorowidz do
Sprawozda« Stenogra�cznych unter dem Stichwort �mniejszo±ci narodowe� zugänglich.

42Sprawozdanie Stenogra�czne Senatu 15. Sitzung, 29/30.12.89; 31. Sitzung, 6./7.9.90; 102. Sitzung,
18.-20.6. und 25.6.97; 25. Sitzung, 9.-11.12. und 16.12.98; 34. Sitzung, 21./22.4.99; 63. Sitzung, 2.-4.8 und
8.8.00.

43Sprawozdanie Stenogra�czne Senatu, 93. Sitzung, 4./5.3.97; 15. Sitzung, 30.4.02. Bei diesen beiden
Debatten traten wichtige Gastredner auf: 1997 Persönlichkeiten aus dem Präsidialamt, dem Sejm, den be-
teiligten Ministerien sowie insbesondere der ehemalige Senatspräsident, Erziehungsminister und heutige
Präsident der Wspólnota Polska, Andrzej Stelmachowski, der langjährige PSL-Abgeordnete und Vorsit-
zende der Fundacja Pomoc Polakom na Wschodzie, Tadeusz Samborski, sowie dessen Nachfolger Wiesªaw
Turza«ski. 2002 traten zusätzlich auch der polnische Staatspräsident, der Präsident des Sejm (Marszaªek
Sejmu) und der Primas der katholischen Kirche Polens auf. An dieser eindrucksvollen Rednerliste wird
deutlich, welche Position der Rolle des Senats diesbezüglich in Polen von Exekutive und Legislative bei-
gemessen wird.

44Zu dieser Kompetenzverteilung siehe das Statut der Senatskanzlei, Anhang zum Beschluss des Se-
natspräsidiums, 16.11.94.
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Spitze. Es entscheidet jährlich über die Projektschwerpunkte45 und tri�t die verbindli-
che Auswahl der Projekte, wobei der Senatsausschuss für Emigration und Auslandspolen
(Komisja Senacka Emigracji i Polaków za Granic�a) und seit Dezember 2002 auch der neu
gescha�ene �Konsultationsrat der Polonia� (Polonijna Rada Konsultacyjna) unverbindlich
zu hören sind.46
Ein deutlicher Schwerpunkt der Unterstützung für die Auslandspolen und die Polonia

liegt auf der Hilfe für östlich der Landesgrenzen lebende Polen, vor allem die historischen
polnischen Minderheiten in Litauen, Weiÿrussland und der Ukraine, daneben auch für die
Stalinschen Deportationsopfer in Kasachstan, Russland und Zentralasien. Zu Beginn der
neunziger Jahre ging beinahe die gesamte �nanzielle Hilfe des Senats in diese Länder, und
auch heute noch erhalten die dort lebenden Polen den überwiegenden Teil der Mittel.
Der Senat selbst führt keine dementsprechenden Projekte durch. Er beauftragt jedoch

Organisationen und vergibt auf Antrag projektgebundene Gelder. Dabei gehen etwa 90
Prozent seiner diesbezüglichen jährlichen Mittel an zwei NGOs, die ihrerseits nahezu voll-
ständig �nanziell vom Senat abhängig sind: von 1989 bis 1994 führte ausschlieÿlich die
�Polnische Gemeinschaft� (Wspólnota Polska) Projekte im Auftrag des Senats durch. Seit
1994/95 hat sich auÿerdem die erheblich kleinere �Stiftung Hilfe für die Polen im Osten�
(Fundacja Pomoc Polakom na Wschodzie) dauerhaft etablieren können, die noch deutli-
cher den Schwerpunkt der Hilfspolitik des Senats zugunsten der östlich der Landesgrenzen
lebenden Polen betont.47

Diese herausgehobene Rolle des Senats in der Politik gegenüber den Auslandspolen
und der Polonia tri�t heute auf einen weitgehenden stillen Konsens unter den politischen
Kräften des Landes. Sie wurde bis heute mit Ausnahme einiger beachteter Zeitungsar-
tikel48 einer nur nicht-ö�entlichen Kritik, vor allem aus dem MSZ,49 unterzogen: Dabei
wurde insbesondere der Wspólnota Polska die Unterstützung auch von unversöhnlichen
Stimmen und von auf Abgrenzung abzielenden polnischen Minderheiten-Organisationen
in Litauen, Weiÿrussland und der Ukraine vorgeworfen.
Dagegen thematisierte der Auswärtige Ausschuss des Sejm nicht die oft diametral unter-

schiedlichen Konzeptionen der Auslandspolen- und Polonia-Politik des Senats, derWspól-
nota Polska und des MSZ.50 Kapitel 5.2 und 6.1 sollen zeigen, dass der Senat und die von
ihm abhängigen Durchführungsorganisationen in dieser Frage erfolgreich ein dominieren-
des Argumentationsmuster errichten konnten, das insbesondere auf die diesbezügliche
minderheitenpolitische Tradition und die schwierige materielle Situation der Auslandspo-
len in den angrenzenden östlichen Nachbarstaaten abhebt.51

45Für das Jahr 2003 siehe Uchwaªa Nr. 125 Prezydium Senatu, 6.3.03.
46Monitor Polski 2002, Nr. 27, Pos. 446; Beschluss Nr. 124 des Senatspräsidiums, 19.12.02. In diesem

neunköp�gen Rat sind aus Osteuropa je ein Vertreter der polnischen Minderheit in Weiÿrussland und
Kasachstan vertreten.

47Genauer auf die Arbeit des Senats im Bereich der Minderheitenpolitik und der von ihm abhängigen
Durchführungsorganisationen geht Kapitel 6.1 dieser Arbeit ein.

48Jan Widacki, Kresy - nasza miªo±¢, nasz kªopot, 27./28.4.02; Wojciech Maziarski, Gdzie jest mój
s�asiad, Gazeta Wyborcza, 6./7.1.01.

49Brief von Auÿenminister Skubiszewski an Senatspräsident Struzik, 24.11.95, Signatur As/5775; Brief
von Senatspräsident Struzik an Auÿenminister Bartoszewski, 14.12.95, Signatur As/5775/1819/95 (Archiv
des Senats, Kopien der Briefe im Besitz des Autors). Detaillierter zu diesen Auseinandersetzungen siehe
die Kapitel 5.2 und 6.1.

50Etwa während der Sitzung des Auswärtigen Ausschusses des Sejm, Bulletin Nr. 106, 21.1.97.
51Dass dabei auch nicht vor zweifelhaften Methoden zurückgeschreckt wird, beweisen die immer wie-
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4.1.4 Konsens der Parteien in ostpolitischen Fragen?
Das polnische Regierungssystem wies nach 1989 wesentlich deutlicher die Züge eines par-
lamentarischen denn eines semipräsidentiellen Systems auf. Mit dem Amtsantritt von
Präsident Kwa±niewski 1995 wandelte es sich de facto und mit dem Inkrafttreten der neu-
en Verfassung 1997 auch de jure in ein parlamentarisches System mit einem mittelstarken
Präsidenten. Deshalb verwischen auch im politischen System Polens typischerweise die
Grenzen zwischen der parlamentarischen Mehrheit und der Regierung. Formell
ist es etwa sehr schwierig festzustellen, wer Diskurse zu einem Thema initiiert.
Die polnische Parteienlandschaft ist heute bis auf den SLD-Block und teilweise die

PSL noch immer nicht konsolidiert, besonders bemerkbar macht sich das Fehlen einer
dauerhaft etablierten Mitte-Rechts-Partei (Wojtaszczyk 2001: 108). In hohem Maÿe
sind es die Parteichefs � mit Ausnahmen in der SLD und bis 2001 in der UW �, die die
ohenhin meist sehr allgemein gehaltenenParteiprogramme bestimmen, in denen ostpo-
litische Fragen allenfalls zweitrangig sind,52 und ihnen eine Bedeutung geben. Zwar
ist oft eine einheitliche Parteilinie, aber gleichzeitig ein uneinheitliches Abstimmungsver-
halten der oft aus mehreren Parteien bestehenden Fraktionen im Sejm zu beobachten,
das besonders innerhalb des äuÿerst heterogenen Parteienbündnisses AWS zwischen 1997
und 2001 sowie immer wieder innerhalb der PSL53 auftrat. Da ferner die grundsätzli-
chen Unterschiede zwischen den polnischen Parteien gerade in ostpolitischen Fragen seit
Mitte der neunziger Jahre kontinuierlich abnahmen und diesbezüglich ein breit verstan-
dener Konsens erreicht wurde,54 �el der Regierung insgesamt ein Schwergewicht bei
der Formulierung und Umsetzung der Ostpolitik zu, das sie zu nutzen wusste. Die
insgesamt als unabhängig einzustufende Amtsführung von Präsident Kwa±niewski und
seine nachhaltigen ostpolitischen Initiativen schwächten die Rolle der Parteien in dieser
Hinsicht noch stärker.

derkehrenden Presseartikel auch in seriösen polnischen Zeitungen über angeblich hungernde polnische
Kinder in Litauen, gegen die sich das litauische Auÿenministerium schon mehrfach in Gegendarstellun-
gen zur Wehr setzte (Litewscy politycy przeciwko kampanii Polskiej Akcji Humanitarnej, PAP, 19.9.02;
Podzi�ekowania bez upowa»nienia, Kurier Wile«ski, 20.9.02). Litauische und polnische Medien überbieten
sich gelegentlich in der Darstellung des jeweiligen Nachbarlandes in den schwärzesten Farben (siehe etwa
den Presseservice des MSZ, Bulletin 1945/2697/2002, der auf einen Artikel der Trybuna vom Oktober
2002 (Mi�edzy dwiema rzeczywisto±ciami) rekurriert).

52Cheongsook 2001: 116, 120-134, Ziemer/Matthes 2002: 219. Empirische Untersuchungen zur
Willensbildung innerhalb einzelner Parteien liegen bis heute kaum vor.

53So äuÿerte sich etwa während der auÿenpolitischen Jahresdebatte 1995 nur der Fraktionschef der
Regierungspartei (!) PSL, Waldemar Pawlak, überwiegend ablehnend zum Bericht von Auÿenminister
Bartoszewski (Sprawozdanie Stenogra�czne Sejmu, 50. Sitzung, 2. Tag, 25.5.95). Während der zweiten
Wahlperiode des Sejm (1993-1997) kam es ferner zur Abspaltung eines Teils der PSL-Fraktion um den
ehemaligen Parteivorsitzenden Roman Jagieli«ski.

54Cheongsook 2001: 254. Dieser Konsens hinderte jedoch führende Oppositionspolitiker nicht daran,
die Ostpolitik der Regierung weiterhin deutlich zu kritisieren (Sprawozdanie Stenogra�czne Sejmu, 47.
Sitzung, 1. Tag, 8.4.99, Rede von Leszek Miller; Sprawozdanie Stenogra�czne Sejmu, 40. Sitzung, 2. Tag,
22.1.03, Reden von Maciej Pªa»y«ski (PO), Andrzej Lepper (Samoobrona)). Dieser erwähnte Konsens
tri�t für den Sejm der vierten Wahlperiode (ab 2001) in Fragen der europäischen Integration nicht mehr
zu � mit LPR, Samoobrona sowie Teilen der PSL haben sich gewichtige Teile des Parlaments explizit
gegen einen polnischen EU-Beitritt ausgesprochen. Allgemein gesprochen standen in den neunziger Jahren
SLD und PSL für eine eher auf Russland ausgerichtete Ostpolitik; die ZChN für gute Beziehungen vor
allem zu Russland und die UW für gute Beziehungen vor allem zu Litauen, Weiÿrussland und der Ukraine
(Cheongsook 2001: 241).
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4.1.5 NGOs mit auÿenpolitischem Bezug
Polen weist eine unübersehbare Anzahl von NGOs mit spezi�sch auÿenpolitischem Pro�l
auf, von denen viele jedoch ihr primäres Anliegen darauf richten, die Politik staatlicher
Organe zu unterstützen oder auszuführen.55 Die Zahl der von staatlichen Ein�uss weitge-
hend unabhängigen NGOs mit teilweise oder speziell ostpolitischem Anliegen ist dagegen
gering: Zu nennen sind insbesondere
- der von Post-�S�-Kreisen um Auÿenminister Skubiszewski 1996 gegründete �Auÿen-

politische Rat� (Rada Polityki Zagranicznej ), dessen Hauptanliegen die Fortführung der
Grundsätze der polnischen Auÿenpolitik (und dabei in Fragen der Ostpolitik insbesondere
die Fortsetzung der guten Beziehungen zu den drei direkten polnischen Nachbarn) auch
durch die postkommunistische Regierung nach 1993 war, der aber letztlich ohne gröÿere
Bedeutung blieb,56
- die vom Open-Society-Institute �nanzierte Batory-Stiftung, die seit Mitte der neunzi-

ger Jahre zahlreiche ö�entliche Tagungen mit ostpolitischem Bezug veranstaltet hat und
ihre Ergebnisse vielfach in den polnischen Printmedien und im Internet verö�entlicht hat,
- die polnisch-litauische, die polnisch-weiÿrussische und die polnisch-ukrainische Han-

delskammer, von denen die letzteren beiden ein Schattendasein führen, erstere jedoch (seit
2000) breitere ö�entliche Aktivitäten in Zusammenhang mit den Bemühungen um eine
Belebung des polnischen Exports auf die �Ostmärkte� unternimmt und dabei über Litauen
hinaus auch vielfältige Informationen über Investitions- und Exportmöglichkeiten in die
Ukraine, Weiÿrussland oder Russland bietet,
- das Warschauer CSM, das Krakauer OMP und MCRD/ISS,57 die in erster Linie durch

die Verö�entlichung von Konferenzmaterialien am ostpolitischen Diskurs teilnahmen.

4.1.6 Printmedien mit auÿenpolitischem Bezug
Die polnische Zeitungslandschaft verfügt über relativ wenige in ganz Polen erscheinende
Tageszeitungen und wird in auÿenpolitischen Fragen klar dominiert von der dem Post-�S�-
Lager nahestehenden linksliberalen gröÿten Tageszeitung des Landes, Gazeta Wyborcza,
und der konservativen Rzeczpospolita. Die postkommunistische Trybuna und die konser-
vative �ycie Warszawy sind weitere wichtige Tageszeitungen. Nicht zu unterschätzen
ist die Rolle des vor allem auf dem Lande ein�ussreichen nationalkatholischen Blattes
Nasz Dziennik.58 Der auÿenpolitische Printmediendiskurs unter den in ganz Polen er-
scheinenden Wochenzeitungen wird deutlich dominiert vom liberal-katholischen Tygodnik
Powszchny, der linksliberalen Polityka und (deutlich dahinter) dem liberalkonservativen
Wprost.

55Stellvertretend seien hier das Polnisch-Ukrainische Forum, die Wspólnota Polska, das Adam-
Mickiewicz-Institut, die Polnischen Kulturinstitute oder KUKE S.A. genannt.

56Der Rat kritisierte die postkommunistische Regierung insbesondere für ihre fehlende Dynamik in den
polnisch-ukrainischen Beziehungen und für fehlende internationale Aktivitäten; er forderte einen eindeu-
tigen Standpunkt des polnischen Präsidenten zur russischen Auÿenpolitik und gegenüber den östlichen
Nachbarn (Rzeczpospolita, 10.9.1996, Rada Polityki Zagranicznej. Opozycyjna czy obywatelska?, Rzecz-
pospolita, 4.4.96, O czym i jak rozmawia¢ z Rosj�a).

57Genaueres über diese Organisationen �ndet sich in Kapitel 1.5.
58Die mehrheitlich zum Konzern �Radio Maryja� gehörende Zeitung ist auch in Kirchenkreisen ausge-

sprochen umstritten: So kritisierte der Erzbischof von Lublin, Józef Zyci«ski, die �leichtfertige Besorgnis�
der Zeitung gegenüber den politischen Interessen Russlands und die �obszönen Vorurteile� gegenüber
Europa, Israel und den USA (PAP, 26.1.03).
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4.1.7 Informelle Eliten in der polnischen Auÿenpolitik
Ein besonders schwer zu erfassendes Element der ostpolitischen Diskursstruktur Polen ist
die sogenannte �informelle Elite�. Dieser Personenkreis besitzt Ein�uss auf die polnische
Auÿenpolitik, ohne jedoch unbedingt mit formaler Mitentscheidungskompetenz ausgestat-
tet zu sein. Eine derartige Rolle spielen insbesondere zum einen (neben den oben ausführ-
lich beschriebenen Organen der o�ziellen Auÿenpolitik) ein Gesprächskreis mit wech-
selnden Teilnehmern (Akademiker, Journalisten, Publizisten und Wirtschaftsexperten),
dessen Protokolle zu ostpolitischen Fragen seit 1989 in der Zeitschrift Polska w Europie
(und gleichzeitig im Internet) regelmäÿig verö�entlicht werden. Zum anderen sind die aus-
gesprochen zahlreichen Verö�entlichungen vielfach längerer Artikel bekannter politischer
Berater, Publizisten und polnischer Botschafter in den genannten wichtigsten Printmedi-
en beachtenswert. Dabei sind die Übergänge zwischen �formeller� und �informeller� Elite
durch Regierungswechsel und Neuausrichtungen der beteiligten Akteure �ieÿend.

4.1.8 Verfassungsgericht
Die Rolle des bereits 1985, erstmals in der polnischen Geschichte eingeführten Verfassungs-
gerichts in der Auÿenpolitik ist gering: Die polnische Verfassungstradition ist entscheidend
von der Vorstellung geprägt, dass dem Sejm als vom Volk gewählten Legislativorgan eine
demokratische Legitimation zukommt, die den Gerichten fehlt. Auch in der PRL wurde
dem Parlament der Rang eines obersten Staatsorgans eingeräumt (Art. 20 der Verfasung
von 1976), und die Verfassung von 1989 lieÿ diese Stellung unangetastet. Während in
der �Kleinen Verfassung� der Sejm noch mit Zweidrittelmehrheit Beschlüsse des Verfas-
sungsgerichtes überstimmen konnte, ist diese Regelung jedoch gemäÿ der Verfassung von
1997 (nach einer Übergangsfrist bis zum Jahre 1999) heute aufgehoben. Trotz des tradi-
tionellen polnischen Demokratieverständnisses, nach dem das Parlament die Funktion des
höchsten Staatsorgans innehat, hat sich Polen heute somit dem in Europa weitverbreiteten
konstitutionalistischen Modell angeschlossen.
Das Verfassungsgericht könnte ferner theoretisch bei der Heranziehung internationaler

Verträge als Maÿstab zur Überprüfung innerpolnischen Rechts als wichtiger Diskursteil-
nehmer auftreten: Seit 1997 hat das Völkerrecht als Prüfungsmaÿstab im polnischen Recht
sogar eine grundsätzlich neue Stellung. Dem Verfassungsgericht ist es erlaubt, nach Art.
188(2) den Einklang der Gesetze mit rati�zierten Übereinkommen, für die ein Zustim-
mungsgesetz erforderlich ist, zu prüfen, und gemäÿ Artt. 79 und 188(5) bei Vorliegen
einer Verfassungsbeschwerde tätig zu werden.59 Von dieser Möglichkeit machte das Ge-
richt indes bis 1997 nur einmal Gebrauch.
Die Vielfalt der beschriebenen Akteure sollte jedoch nicht darüber hinwegtäuschen,

dass die auÿenpolitische Diskursstruktur eher als eng zu klassi�zieren ist. Zwar ist das
Spektrum relevanter Akteure recht breit, aber die Anzahl der Teilnehmer eher klein;
nicht zuletzt deshalb, weil auÿenpolitische Themen in der polnischen Ö�entlichkeit auf ein
allenfalls moderates Interesse stoÿen. Jedoch besteht bei Fragen von groÿem ö�entlichem
Interesse � wozu NATO- und EU-Beitritt gehörten, weniger aber das komplexe Thema

59Der Mechanismus des Rechtsschutzes in Polen entspricht damit vollständig den Kriterien des
Rechtsstaates, wie sie auch in Deutschland verstanden werden (Ho²ková 1998: 469�; Blumen-
witz/Gornig/Murswiek 1998: 52). Völkerrechtliche Normen werden jedoch durch das polnische Ver-
fassungsgericht nur in �konsequent reduzierter� (Ho²ková 1998: 469) Form angewandt.
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der Ostpolitik � durchaus die Möglichkeit der Verbreiterung der Diskursstruktur.

4.2 Auswirkungen auf die polnische Diskursstruktur

Die Aktionen der beschriebenen auÿenpolitischen Akteure im polnischen Regierungssy-
stem wirken sich zusammenfassend in den folgenden Punkten auf die polnische Diskurs-
struktur aus:
a) Aus der vor allem bis 1995 noch mangelnden Koordination zwischen den höchsten

für die Auÿenpolitik zuständigen Organen resultierte eine teilweise stark fragmentierte au-
ÿenpolitische Diskursstruktur Polens. Seit dem Amtsantritt von Präsident Kwa±niewski,
der Beschneidung seiner auÿenpolitischer Kompetenzen in der Verfassung von 1997 und
dem in auÿenpolitischen Fragen insgesamt kon�iktfreien Zusammenwirken des Präsiden-
ten mit der AWS/UW-Regierung von 1997 bis 2001 wie auch mit der SLD/PSL-Regierung
nach 2001 läÿt sich jedoch ein deutlicher Rückgang der in entgegengesetzte Richtungen
gerichteten Diskurse feststellen. Zu Dissonanzen kommt es heute zwischen Sejm, MSZ,
KPRM und UKIE eher über die EU-Politik als über die Grundzüge der polnischen Ost-
politik.
Dennoch wird Kapitel 5 zeigen, dass sich wenigstens in zwei Bereichen auch heute noch

parallele Diskurse über zumindest zwei spezi�sch ostpolitische Fragen in der polnischen
Diskursstruktur feststellen lassen, die jedoch weniger in den Medien, sondern eher auf par-
lamentarischer Bühne diskutiert werden und somit eher speziellen Charakter tragen: zum
einen die im Plenum des Parlaments und in den Ausschüssen vielfach debattierte Frage
nach den Grundsätzen der Politik gegenüber den Auslandspolen und der Polonia in den
östlichen Nachbarstaaten, zum anderen die Frage nach der Position der Handelsräte im
ostpolitischen Diskurs zwischen Auÿen- und Wirtschaftsministerium.

b) Die Initiierung der Diskurse erfolgte im Falle des angestrebten NATO- und EU-
Beitrittes durch die �S�-geführten Regierungen Bielecki und Olszewski. Da im Falle der
Ostpolitik die Ziele weitaus weniger klar festzulegen waren und sich von 1989 bis 1993 star-
ke diskursive Gegensätze insbesondere zwischen postkommunistischen Kräften und dem
Post-�S�-Lager aufbauten, ist hier eher ein vielstimmiger Chor mit sehr unterschiedlichen
Ansichten zu erwarten. Die Vielfalt der Stimmen wird dabei von o�en pro-russischen
Ansichten über ausgewogene Meinungen, weder Russland noch einen der drei direkten
Nachbarn zu favorisieren, bis hin zu Ideen reichen, die besonders die Politik gegenüber
einem der drei Nachbarn hervorhoben. Eine genaue Identi�zierung der Diskursträger er-
folgt in Kapitel 5.1.

c) Die Parteien spielen in der ostpolitischen Diskursstruktur Polens eine geringe
Rolle. Zum einen nehmen Fragen der Beziehungen zu den östlichen Nachbarn eine nach-
rangige Rolle in den Parteiprogrammen ein, zum anderen werden Diskurse im Falle der
Regierungsparteien weniger aus den Parteien heraus initiiert als vielmehr durch Regie-
rungsmitglieder (unter denen sich in der ganz überwiegenden Zahl der Fälle auch der/die
Parteivorsitzende(n) der Regierungsparteien be�nden). Im Falle der jeweiligen Oppositi-
onsparteien sind es in aller Regel die Parteivorsitzenden oder (wie etwa teilweise im Falle
der PO) eine gemeinsame Führungsspitze, die Diskurse initiierten und dominierten.
Jedoch lassen sich gewisse Abweichungen von dieser Regel für folgende Zeiträume fest-



100 KAPITEL 4. DIE AUßENPOLITISCHE DISKURSSTRUKTUR POLENS

stellen:
- Zu Beginn der neunziger Jahre stellte sich die polnische Parteienlandschaft noch er-

heblich zerklüfteter dar, und die Regierungsmitglieder nahmen nicht immer auch führende
Positionen in den einzelnen Parteien ein.
- Die PSL repräsentierte insbesondere während ihrer Regierungsbeteiligungen 1993-1997

und 2001-2003 immer wieder stark unterschiedliche Ansichten.
- Zwischen 1997 und 2001 zeichnete sich das Regierungsbündnis AWS durch eine wach-

sende Desintegration aus, mit der insbesondere die steigende Anzahl von nicht mit der
Regierung abgesprochenen diskursiven Initiativen einherging, die jedoch kaum ostpoliti-
sche Fragen betraf.

d) Schlieÿlich stellt sich die Frage, wer im politischen System Polens jenseits der
formalen Zuständigkeiten die Auÿenpolitik verkündet, wer also privileged storyteller
(Milliken 1999) ist. Formell ist dafür, wie dargestellt, in erster Linie der Ministerrat
unter Federführung des Auÿenministers zuständig, jedoch unter Beachtung der (schwä-
cher gewordenen) Position des Präsidenten. In der Realität ist die diesbezügliche Struktur
jedoch weitaus komplizierter: Zum einen haben die genannten, formal zuständigen Akteu-
re auch tatsächlich ein erhebliches Gewicht im auÿenpolitischen Diskurs. Sie dominieren
aber nicht notwendig die Verkündung der Auÿenpolitik, sondern werden in erheblichem
Maÿe von zahlreichen weiteren, oben erwähnten Akteuren über die Printmedien, einzelne
NGOs oder Eliten bei der Verkündung polnischer Auÿen- und insbesondere Ostpolitik
sekundiert. Darüber hinaus schlieÿt auch eine dominante Position eines Akteurs bei der
Verkündung der Auÿenpolitik keinesfalls die dominante Position eines anderen Organs bei
der Durchführung dieser Politik aus (was etwa im Verhältnis zwischen MSZ und Senat
gezeigt werden soll).



Kapitel 5

Fallstudien zum speziellen

ostpolitischen Diskurspro�l Polens

Aufgabe dieses Kapitels ist die Beleuchtung des Verhältnisses zwischen Identität und Dis-
kurs in der polnischen Ostpolitik. Das sich anschlieÿende Kapitel 6 wird dann Fragen
des Verhältnisses von Identität und Verhalten analysieren und mögliche Unterschiede zu
den Ergebnissen aus Kapitel 5 herausarbeiten. Deshalb entsprechen die in diesem Kapitel
ausgewählten Diskursanalysen thematisch den in Kapitel 6 folgenden Verhaltensanalysen.
Dadurch wird es im abschlieÿenden Kapitel 7 möglich sein, die Frage nach Gemeinsam-
keiten und Unterschieden zwischen Diskurs und Verhalten der polnischen Ostpolitik zu
beantworten. Während das folgende Kapitel 5.1 alle vier östlichen Nachbarn einbezieht
und insbesondere auch auf Russland rekurriert, ist die anschlieÿende Analyse in Kapitel
5.2 auf die drei historischen Nachbarn beschränkt. Das erstgenannte Unterkapitel ist da-
bei wiederum in drei Fälle untergliedert, die die wesentlichen Ausschnitte der Debatte um
das Verhältnis zu Russland einerseits und zu den drei historischen Nachbarn andererseits
zum Inhalt haben.
Eine zentrale methodische Frage zu den folgenden Diskursanalysen stellt die Auswahl

der Quellen dar. Aus dem breiten Spektrum wurden dabei die in Kapitel 1.5 aufgezähl-
ten schriftlichen und mündlichen Zeugnisse zur polnischen Ostpolitik berücksichtigt. Auf-
grund der sich daraus ergebenden Materialfülle sollen die folgenden Debatten nicht in ihrer
Gesamtheit analysiert werden, sondern vielmehr in begründeter Weise zeitliche Abschnit-
te herausgegri�en werden. Zur besseren Übersichtlichkeit wurde kein rein chronologische
Vorgehensweise gewählt, sondern die Debatten wurden nach Akteuren strukturiert. Es
lässt sich nicht vermeiden, im Rahmen der Diskursanalyse auch auf das polnische Ver-
halten in den einzelnen Fällen einzugehen. Da das Verhalten ausführlich in Kapitel 6
analysiert wird, soll dies jedoch nicht mit Hilfe eines vorgeschalteten Kapitels zum jewei-
ligen Fallstudienkontext und dem polnischen Verhalten geschehen. Vielmehr wird der Teil
des polnischen Verhaltens, der im Rahmen der Diskursanalysen unbedingt Erwähnung
�nden muss, zumeist in Fuÿnoten direkt in die Studien einbezogen, um dem Leser direkt
die notwendigen Informationen zur Verfügung zu stellen.

Am Ende jeder Fallstudie soll in einer Synthese mit Hilfe der folgenden Unterfragen das
Verhältnis zwischen Identität und Diskurs beantwortet werden:
- Wie wird der Kon�ikt gesehen und wie wird der Kon�iktgegner eingeschätzt?
- Wie werden Strategien und Mittel eingeschätzt, die die polnische Regierung zur
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Kon�iktlösung einsetzte?
- Welche eventuell alternativen Handlungsanweisungen wurden gegeben?
- Wie wird die Legitimation der polnischen Ostpolitik bewertet?
- Welche Bedeutung wird der Einschätzung nicht-polnischer Akteure zugeschrie-

ben?

5.1 Konvergenz der pro-russischen und der pro-litauisch-

weiÿrussisch-ukrainischen Debattenbeiträge?

Der Rahmen: Konvergenz des Diskurses über die auÿenpolitischen Grundlini-
en: Wie in Kapitel 3 am Beispiel des NATO-Beitrittes erwähnt, fand in Polen nach 1989
eine Konvergenz in der Debatte über die generellen auÿenpolitischen Leitlinien statt:
Ausgehend von den zwei auÿenpolitischen Imperativa der Regierung Mazowiecki (gleich-

zeitige Herstellung von guten Beziehungen zu Deutschland und zu Russland; keine Aus-
nutzung der Gegensätze zwischen Russland, Litauen, Weiÿrussland und der Ukraine mehr
für eigene auÿenpolitische Zwecke) entwickelte Premier Olszewski in seinem Exposé im De-
zember 1991 mit dem Wunsch nach Annäherung an EU und NATO sowie dem Ausbau der
bilateralen Beziehungen zu allen Nachbarn erstmals die Grundsätze polnischer Auÿenpo-
litik der neunziger Jahre. Bis Herbst 1993 wurden intensive Diskussionen über einen mög-
lichen EU- und NATO-Beitritt geführt; bereits kurz nach Antritt der SLD/PSL-Koalition
zeigte sich ein innerpolnischer Konsens zu diesem Zielen.1 Weder die Anfang 1996 gebilde-
te erste �echte� post-kommunistische Regierung Cimoszewicz, der neugewählte Präsident
Kwa±niewski, die Mitte-Rechts-Regierung Buzek (1997-2001) noch die postkommunisti-
sche Regierung Miller veränderten diesbezüglich die Positionen.2

Weitaus umstrittener gestaltete sich unter den dominierenden politischen Kräften Po-
lens die Gestaltung eines ostpolitischen diskursiven Konsenses jenseits der Formel von
�gutnachbarschaftlichen Beziehungen�. Die Frage dieses Unterkapitels ist deshalb zum
einen, welche Identitätselemente und Argumentationsmuster im Laufe der Debatte die
Oberhand gewannen und zum anderen, ob die Diskursträger besondere Beziehungen zu
einem oder mehreren der vier östlichen Nachbarn gescha�en sehen wollten oder ob sie alle
diese Nachbarn als formell und praktisch von gleicher Wichtigkeit für Polen erachteten.
Es wird die These vertreten, dass die letztere der beiden Optionen heute die Diskurshe-
gemonie einnimmt und dass diese weitgehend kontinuierlich hergestellt wurde, d.h. die
Schwankungsbreite der in der Debatte eingenommenen Positionen zugunsten Russlands
oder zugunsten der drei UBL-Nachbarn3 hat sich kontinuierlich vermindert, was mit Hilfe

1Siehe dazu Kapitel 3.2; Exposé von Premier Olszewski, Sprawozdanie Stenogra�czne Sejmu, 3. Sit-
zung, 21.12.91; Exposé von Premier Pawlak (8.11.93), Przegl�ad Rz�adowy 12/1993; Noworyta 1995: 9;
Grzegorz Kostrzewa-Zorbas, Dawniej byªo lepiej, �ycie, 25.4.01: 15.

2�wieboda 1997a: 193; Ansprache von Auÿenminister Geremek vor dem diplomatischen Korps vom
12.11.97, RPPZ 1998: 9; Exposé von Premier Buzek, Przegl�ad Rz�adowy 11/1997: 3-16 (10.11.97). Die
Parteiprogramme wiesen ebenfalls eine solche Konvergenz des Verhältnisses zwischenWest- und Ostpolitik
auf, siehe dazu zusammenfassend Fehler 1998: 135-142. Auch die zwischen 2001 und 2003 massiven gegen
einen polnischen EU-Beitritt gerichteten Kampagnen der LPR und der Samoobrona verhinderten nicht
die klare Zustimmung der polnischen Bevölkerung.

3In Polen werden die historischen östlichen Nachbarn Litauen, Weiÿrussland und die Ukraine seit den
Artikeln der Pariser Kultura oft unter dem Kürzel �UBL� (Ukraina, Biaªoru±, Litwa) zusammengefasst.
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der Analyse von drei Debatten belegt werden soll:

• die Debatte über die Unabhängigkeit der östlichen Nachbarn 1989-1992,

• �Strategische Partnerschaften� mit der Ukraine und Litauen oder Ökonomisierung
der Beziehungen zu den östlichen Nachbarn?,

• die Debatte über den Charakter der polnischen Auÿengrenzen, insbesondere der
polnischen Ostgrenze.

Aus einer Vielzahl möglicher Debatten wurden diese drei ausgewählt, da sie, wie metho-
disch vorgesehen, eine direkte Verbindung zu den Verhaltensanalysen in Kapitel 6 erlauben
und die schärfsten Gegensätze zwischen den einzelnen polnischen Akteuren in ostpoliti-
schen Fragen am deutlichsten widerspiegeln. Damit kann der oben erwähnten Konvergenz-
these zusätzliche Beweiskraft gegeben werden.4 Auf eine eigene Studie zu Weiÿrussland
wurde verzichtet, da dem Land im Diskurs im Vergleich zu den übrigen drei östlichen
Nachbarn Polens deutlich geringere Aufmerksamkeit galt und der innerpolnische Diskurs
aufgrund der festgefahrenen politischen Situation in Minsk nur verhalten ist.

5.1.1 Die Debatte über die Anerkennung der Unabhängigkeit der
östlichen Nachbarn 1989-1992

Mit der Wiedergewinnung der Souveränität nach 1989 kam die vor dem Ersten Weltkrieg
entstandene und während der Zwischenkriegszeit fortbestehende Teilung des polnischen
auÿenpolitischen Denkens in, vereinfacht gesprochen, zwei Denkschulen wieder auf:
- die sogenannte �realistische� Konzeption der Nationaldemokratie, die Sicherheit für

Polen in Anlehnung in Russland und gute oder gar freundschaftliche Beziehungen zu
Russland auf Kosten der Völker zwischen Polen und Russland beinhaltete,
- die an Piªsudski und seine Umgebung angelehnte �neoprometheische� Konzeption, die

Sicherheit für Polen in Anlehnung an oder gar einer Konföderation mit Litauen, Weiÿrus-
sland und vor allem der Ukraine vorsah und eine möglichst starke Unterstützung für die
Unabhängigkeit dieser Länder und Völker als vorrangig ansah (Caªka 1998a: 36).

Dieser Zustand war 1989 aufgrund der nach dem zweiten Weltkrieg o�ziell �eingefro-
renen� ostpolitischen Diskussionen in der Volksrepublik Polen wenig erstaunlich. Überra-
schender war jedoch die im Vergleich zu vor 1945 deutlich geringere Schärfe der Stimmen
für die eine oder die andere Option, was im folgenden zu zeigen ist und � so die These
� in erster Linie das Verdienst der Pariser Kultura und auch der damaligen innerpolni-
schen Opposition ist. Der Endpunkt der Untersuchung wurde bewusst auf das Jahr 1992
gelegt, da damit der methodischen Vorgabe nach eher kurzen Zeiträumen Genüge getan

4Eine lange, bis heute anhaltende, ungewöhnlich scharf geführte polnische Debatte betraf die Ener-
giepolitik, dabei vor allem die Frage nach der Energieversorgung des Landes in Zusammenhang mit der
diesbezüglich weitgehenden Abhängigkeit von Russland. Eine gründliche Analyse dieser Debatte ist sehr
aufwändig und würde � nach der methodischen Konzeption der Arbeit � eine entsprechende ausführliche
polnische Verhaltensanalyse nach 1989 nach sich ziehen. Zu diesem Zweck müsste der Arbeit jedoch teil-
weise ein anderer, aufgrund der Quellenlage eher investigativ-journalistischer Charakter gegeben werden
und in erheblich breiterer Weise auch auf nicht-polnische (vor allem russische, ukrainische, westliche und
mittelasiatische) Diskurse und Verhaltensweisen rekurriert werden.
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wird und Polen in diesem Jahr mit Russland, der Ukraine und Weiÿrussland Nachbar-
schaftsverträge und mit Litauen eine Deklaration über freundschaftliche Beziehungen und
gutnachbarschaftliche Zusammenarbeit unterzeichnen konnte und damit einen ersten mo-
dus vivendi gefunden hatte.5

Eine ö�entliche Diskussion über die polnische Ostpolitik erreichte nach 1989 nur sehr
allmählich breitere Kreise (Caªka 1998a: 36). Da sie in erster Linie in den Kategorien
�Sowjetunion/Moskau� versus �Litauen/Weiÿrussland/Ukraine� stattfand, wird der Dis-
kurs über die Haltung zur RSFSR/Russland nur am Rande berücksichtigt.6 Diese Debatte
wurde in erster Linie angeregt und getragen vom Präsidenten, vom Ministerrat und insbe-
sondere dem Auÿenminister, von Sejm und Senat, einzelnen Persönlichkeiten aus Diplo-
matie und Publizistik sowie den wichtigsten polnischen Zeitungen. Die von der Debatte
erfassten Themen betrafen zentrale Fragen, etwa die Stationierung sowjetischen Militärs
in Polens, die Entwicklung des Auÿenhandels, die Zukunft der polnischen Minderheiten
in den östlichen Nachbarstaaten und insbesondere die Anerkennung der Unabhängigkeit
der östlichen Nachbarn. Hinsichtlich der Bestrebungen der drei damaligen Sowjetrepubli-
ken Russland, Ukraine und Weiÿrussland entwickelte Warschau deshalb die Formel von
der �zweigleisigen Auÿenpolitik�: Sie bestand darin, die Beziehungen zur Sowjetunion auf-
recht zu erhalten, jedoch gleichzeitig die Beziehungen zu den an Polen angrenzenden,
Ende 1990 noch moskautreuen Sowjetrepubliken auszubauen und damit ihr Recht auf
Selbstbestimmung anzuerkennen.7 Gegenüber Litauen wurde dagegen eine abweichende
Strategie verfolgt. Dabei setzten die genannten Akteure in Polen jedoch die Akzente mit
teilweise erheblichen Unterschieden.

5.1.1.1 Präsident

Während von Präsident Jaruzelski zwischen 1989 und 1990 keine nennenswerten Impulse
ausgingen, ergri� Präsident Waª�esa nach seiner Wahl im Dezember 1990 rasch auÿen-
politische Initiativen, wenngleich diese nicht immer von einem kohärenten Programm,
sondern eher von Sprunghaftigkeit zeugten: Bei seiner Ansprache zur Amtseinführung im
Dezember 1990 bezog er Litauer, Weiÿrussen und Ukrainer explizit in seine Gruÿadres-
se ein, nicht aber die UdSSR (Prizel 1995: 101). Im März 1991 nahm der Beraterstab

5Polnisch-ukrainischer Vertrag über gute Nachbarschaft, freundschaftliche Beziehungen und Zusam-
menarbeit vom 18.5.92 (Dziennik Ustaw 1993, Nr. 125, Pos. 573, in Kraft getreten am 30.12.92), polnisch-
russischer Vertrag über freundschaftliche und gutnachbarschaftliche Zusammenarbeit vom 22.5.92 (Dzien-
nik Ustaw 1993, Nr. 61, Pos. 291, in Kraft getreten am 8.5.93), polnisch-weiÿrussischer Vertrag über
gute Nachbarschaft und freundschaftliche Zusammenarbeit vom 23.6.92 (Dziennik Ustaw 1993, Nr. 118,
Pos. 527, in Kraft getreten am 30.3.93). Mit Litauen konnte insbesondere aufgrund der gegenseitigen
Minderheiten und der unterschiedlichen Bewertung der Geschichte erst 1994 ein Nachbarschaftsvertrag
unterzeichnet werden (Polnisch-litauischer Vertrag über freundschaftliche Beziehungen und gutnachbar-
schaftliche Zusammenarbeit vom 26.4.94 (Dziennik Ustaw 1995, Nr. 15, Pos. 71, in Kraft getreten am
26.11.94)).

6Stimmen wie die von Nowakowski 1991b und Nowakowski 1991c, die die politische Elite zur
breiten Auseinandersetzung mit Russland au�orderten, fanden bis Ende 1992 kaum Beachtung.

7Vom Westen wurde diese Politik häu�g kritisiert, da man in ihr eine tendenzielle Schwächung der
Position Gorba£evs sah: US-Präsident Bush äuÿerte während seines Besuches in Kiev Mitte 1991 sein
entschiedenes �Nein� zur ukrainischen Unabhängigkeit, der französische Präsident Mitterand hatte die
Position der Ukraine gegenüber Russland gar mit derjenigen einer historischen Provinz Frankreichs ver-
glichen (Caªka 1998a: 35).
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des Präsidenten ein Memorandum an, die Auÿenpolitik Warschaus nicht mehr unter dem
Schlagwort �zwischen Deutschland und Russland� zu begreifen, da dies nicht nur die Inte-
gration Gesamtdeutschlands in die EG verzögere, sondern vor allem die Selbständigkeits-
bestrebungen von Litauern, Ukrainern und Weiÿrussen erschwere.8 Schon im März 1991
äuÿerte sich der Präsident jedoch weitaus vorsichtiger und sprach sich vor9 und nach dem
Moskauer Putschversuch vom August 199110 in der Frage der Souveränität für Polens
östliche Nachbavölker im Zweifelsfall für die sowjetische Seite aus.

Auch nach dem Ende des Moskauer Putschversuches blieb Präsident Waª�esa in ostpo-
litischen Fragen eher zögerlich. Dessen Beraterstab forderte � in Opposition zum Prä-
sidenten � auf einer Konferenz Ende August 1991 ö�entlich recht einhellig eine aktive
Ostpolitik, die eigene Akzente setze und nicht nur auf Initiativen anderer Akteure rea-
giere.11 Russland habe etwa durch eine frühere Anerkennung geholfen werden können,
den unausweichlichen Schritt der Loslösung der baltischen Staaten von der UdSSR zu
verstehen. Für Weiÿrussland sei Polen das einzige Fenster nach Westen; die Ö�nung die-
ses Fensters liege im beiderseitigen Interesse. Hinsichtlich Litauens kritisierte Zdzisªaw
Najder, Berater des Präsidenten, die allzu späte Anerkennung der Souveränität des nord-
östlichen Nachbars als eine �Verleugnung der gemeinsamen geschichtlichen Traditionen�
und warnte, dass die östlichen Nachbarn �unsere Passivität als Ergebnis von Vorbehalten
aufnehmen, was praktisch der russischen Dominanz in die Hände spielt�.12 Aber selbst

8Najder 1993: 212f. Die politische, über rein wirtschaftliche Fragen hinausgehende Dimension einer
Kooperation mit der EG, die die Grenzen der europäischen Ordnung nach Osten verschob und Polens
Sicherheit förderte, wurde jedoch eher von Premier Bielecki als von Präsident Waª�esa erkannt (Najder
1993: 213).

9So hatte sich Waª�esa im März 1991 geweigert, Czesªaw Oki«czyc, den führenden Vertreter des auf
Ausgleich mit den Litauern bedachten Flügels der Polen in Litauen, zu empfangen (Najder 1993: 208).

10Beispielhaft in dieser Hinsicht das ausgesprochen vorsichtige Kommuniqué des Präsidenten, Rzeczpos-
polita, 20.8.91. Zwar war der Moskauer Putschversuch vom August 1991 für viele Staaten eine Bedrohung,
doch Polen befand sich dabei in der besonderen Situation, dass es eine direkte Nachbarschaft mit der
UdSSR hatte, erst 1989 aus dem Satellitendasein entlassen worden war und gleichzeitig immer noch un-
ter dem Druck der Falin-Doktrin stand, die Ostmitteleuropa noch immer als �Ein�usszone� der UdSSR
begri�, vor allem Zusammenarbeit mit Deutschland suchte und die Wahl der Bündnisfreiheit für Polen
einschränken wollte. Waª�esa sprach sich zunächst nicht mit seinen (uneinigen) Beratern ab, sondern kon-
sultierte die Generäle Jaruzelski und Kiszczak und versuchte telefonisch, Kontakt zu den Putschisten
aufzunehmen, was Premier Bielecki verhinderte. Sein Festhalten am in jenen Tagen im Urlaub (!) weilen-
den polnischen Botschafter in Moskau, Ciosek, und sein Unwille, rasch mit dem russischen Präsidenten
El'cin Kontakt aufzunehmen, erwiesen sich in diesen Tagen als ein politischer Fehler (Najder 1993: 258f;
Rzeczspospolita, 29.8.91, Polska � kraj frontowy?). Erst am 30.8.91 sprach sich der polnische Präsident
in einem Brief an seinen russischen Amtskollegen für die Unterzeichnung eines polnisch-russischen Ver-
trages aus, betrachtete damit den russischen Präsidenten als formellen Ansprechpartner für den Abzug
der sowjetischen Streitkräfte aus Polen und lud ihn nach Warschau ein.

11Rzeczpospolita, 29.8.91, Polska � kraj frontowy? Eine der deutlichsten Stimmen dabei war Zdzisªaw
Najder, der betonte: �Die Geschichte der groÿen Leistungen Polens ist die geistige Anlehnung an den
Westen und die Expansion nach Osten � nicht zum Kampf, sondern zur Scha�ung einer Gemeinschaft.
Heute sind wir im Osten nicht anwesend und im Westen undeutlich. Wir vergeben eine historische Chance
unsere Umgebung zu gestalten und unseren östlichen Nachbarn den Weg in die Zukunft zu zeigen. Ge-
genüber Moskau nehmen wir weiterhin eine klientelhafte Haltung ein: Wir warten mit unseren Schritten
bis wir ein Signal erhalten, dass wir keinen Zorn zu befürchten haben. (...) Sogar in wirtschaftlichen Fra-
gen haben wir passiv abgewartet, bis der zentral gesteuerte Markt der UdSSR zusammenbrach, anstelle
andere Mittel zu suchen wie etwa den Handel mit den einzelnen Republiken� (Najder 1993: 261).

12Najder 1993: 261. Die Aussagekraft der Ergebnisse einer polnischen Meinungsumfrage zur Unter-
stützung der Auÿenpolitik der Regierung, die 87% Zustimmung ergeben hatte, relativierte Najder mit
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am 5. Dezember 1991 erklärte der polnische Präsident noch dem sowjetischen Fernsehen
seine Unterstützung für Gorba£evs Plan, die UdSSR auf neuen Grundlagen fortbestehen
zu lassen.13

Nach der Au�ösung der UdSSR betonte der Präsident hinsichtlich der östlichen Nach-
barn Polens vor allem die Rolle Russlands, was zunächst aufgrund der in Polen stationier-
ten Sowjettruppen (und ab dem 1. Januar 1992 formell russischen Truppen)14 und der
enormen Bedeutung Russlands als polnischer Handelspartner durchaus nachvollziehbar
war, aber Beunruhigung in Kiev hervorrief (PAP 22.5.92). Jedoch mischten sich in die
Positionen Waª�esas auch explizit kritische Stimmen gegenüber den drei weiteren Nach-
barn, insbesondere gegenüber Litauen.15

Insgesamt ist die Haltung des Präsidenten in dieser Frage vor allem als unentschlossen
zu bewerten. Erst nach dem gescheiterten Putsch ergri� er die Initiative zur Anerkennung
Litauens.16 In der Regel nahm der Präsident jedoch in der darau�olgenden Zeit für Russ-
land Stellung und betonte insbesondere gegenüber dem litauischen Präsidenten aufgrund
persönlicher Animositäten und der ungelösten Minderheitenprobleme seine Ablehnung.17

5.1.1.2 Ministerrat

Der Ministerrat hatte im Diskurs um die Unabhängigkeit der östlichen Nachbarn eine zu-
nächst zurückhaltende Position: Die Regierung Mazowiecki forderte gegenüber der UdSSR
lediglich Gleichberechtigung, partnerschaftliche Zusammenarbeit im Geiste der neuen Zeit
und die gegenseitige Achtung der Souveränität ein.18 Dagegen übernahm Premier Bielecki
bereits das Prinzip der �zweigleisigen Auÿenpolitik�, indem er die gleichzeitigen Beziehun-
gen zur UdSSR wie auch zu ihren Republiken, im Exposé des Premiers im Januar 1991

dem Verweis darauf, dass diese Zustimmung im Januar 1987 85% betragen habe (ebd.: 262).
13Gazeta Wyborcza, 9.12.91.
14Mit der Sowjetunion konnte in dieser Frage zwar am 10.12.91, dem letzten Tag des Bestehens der

UdSSR, noch ein Vertrag paraphiert, wegen Eigentumsfragen und der Regelung der ökologischen Folge-
kosten jedoch nicht unterzeichnet werden. Mit diesem Vertrag erreichte Polen unter anderem, dass die
sowjetische Seite zwei Fristen zustimmte: dem 15.11.92 für das Ende der Tätigkeit der sowjetischen Ar-
mee in Polen und dem Jahresende 1993 für den Abzug des letzten sowjetischen Soldaten aus Polen �
dagegen zogen die sowjetischen Truppen bereits im Sommer 1991 aus der Tschechoslowakei und Ungarn
ab (Kobrinskaja 1998: 63). Der Vertrag wurde schlieÿlich als polnisch-russischer Vertrag während des
Besuches von Präsident Waª�esa in Moskau am 25.5.92 unterzeichnet (Nowakowski 1991a: 81; Details
dazu siehe RPPZ 1992: 313). Das Zusatzprotokoll über Eigentumsfragen garantierte, dass Polen alle Im-
mobilien der sowjetischen Streitkräfte übernahm und beide Seiten mit Inkraftvertreten des Vertrages
sich verp�ichteten, gegenseitig auf Ansprüche zu verzichten, auch aus ökologischen Schäden. Der letzte
sowjetische Soldat verlieÿ Polen schlieÿlich bereits vorzeitig vor dem 15.11.92; der Abzug aller sonsti-
gen sowjetischen Einheiten war am 17.9.93 (sic!) beendet (Zaj�aczkowski 1992: 190; RPPZ 1992: 313;
Bratkiewicz 1993: 127).

15So sah der Präsident 1993 die Hauptaufgabe polnischer Ostpolitik � der höchsten Priorität der In-
tegration in westliche Strukturen untergeordnet � in der Hilfe für die polnischen Minderheiten im Osten
Polens (Informator Kancelarii Prezydenta 24.2.-2.3.1993: 15f).

16Rzeczpospolita, 23.8.91.
17Sobczak 2000: 156. Detaillierter zum Minderheitendiskurs siehe Kapitel 5.2.
18Sprawozdanie Stenogra�czne Sejmu, 7. Sitzung, 12.9.89, Exposé von Premier Mazowiecki; Swidlicka

1989; Sprawozdanie Stenogra�czne Sejmu, 28. Sitzung, 26.4.90, Rede von Auÿenminister Skubiszewski.
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bereits �Nachbarn Polens� genannt, unterstrich.19 Auÿenminister Skubiszewski machte
jedoch auch noch im Juni 1991 deutlich, dass dabei aufgrund der eingeschränkten völker-
rechtlichen Kompetenzen und der schwachen realen Möglichkeiten der Sowjetrepubliken
kein systematisches Vorgehen möglich sei, sondern weiterhin das sowjetische Auÿenmini-
sterium der wichtigste Ansprechpartner sei.20
Dennoch bedeutete diese Politik eine Hilfestellung Polens für die neuen Nachbarn, war

jedoch ein ungewöhnlich schwieriger Balanceakt, der nicht nur in Kiev, Minsk oder Mos-
kau, sondern auch im polnischen Ministerrat insbesondere während der Regierung Ols-
zewski in Fragen des polnisch-russischen Nachbarschaftsvertrages und des sowjetischen
Truppenabzuges aus Polen auf sehr geteilte Meinungen stieÿ.21 Dabei unterstrich Auÿen-
minister Skubiszewski die Einbettung der Ostpolitik in die Leitlinien der neuen polnischen
Auÿenpolitik: Das bedeutete eine klare Abkehr von den traditionellen Konzeptionen Piª-
sudskis (zusammen mit der Ukraine gegen Russland) bzw. Dmowskis (zusammen mit
Russland gegen die Ukraine), was sich insbesondere in der gleichzeitigen Unterzeichnung
von Deklarationen über Zusammenarbeit mit der RSFSR und der Ukrainischen SSR im
Jahre 1990 widerspiegelte (Niepodlegªo±¢ 1991: 12).
Die während der Reise von Auÿenminister Skubiszewski im Oktober 1990 unterzeichne-

ten Deklarationen mit der RSFSR und der USSR über die Entwicklung der gemeinsamen
Beziehungen belegten die Position des Auÿenministers. Sie legten insbesondere die Un-
veränderlichkeit der bestehenden Grenzen, die Aufnahme von konsularischen Beziehungen
und weitere Gespräche über volle diplomatische Beziehungen fest.22 Dagegen verweiger-
te die damalige weiÿrussische Führung, eine Bastion des alten �Parteiestablishments�,
einen solchen Schritt und äuÿerte sich missverständlich zur Anerkennung der gemeinsa-
men Grenze, was die polnische Regierung mit Bestürzung und Ernüchterung aufnahm.23

Der Auÿenminister besuchte jedoch 1990 bewusst nicht die bereits nach Unabhängigkeit
strebenden drei baltischen Republiken.24 Einen solchen Schritt verstand Skubiszewski als
Einmischung in Angelegenheiten zwischen der UdSSR und ihren Föderationssubjekten

19Sprawozdanie Stenogra�czne Sejmu, 48. Sitzung, 5.1.91, Exposé von Premier Bielecki. Das MSZ hatte
die oben erwähnte �zweigleisige Auÿenpolitik� Ende 1990 eingeführt; ihre Grundidee wurde erst nach
langem Zögern von den westeuropäischen Staaten übernommen (Skubiszewski 1991: 21, Nowakowski
1991a: 77).

20Sprawozdanie Stenogra�czne Sejmu, 65. Sitzung, 27.6.91, Rede von Auÿenminister Skubiszewski.
21Stachura 1992: 281. Zwar sind entsprechende stenographische Berichte der Ministerratssitzungen

noch nicht zugänglich, doch lässt sich aus Zeitungsberichten (etwa Gazeta Wyborcza, 13.3.90) recht gut
die Kon�iktstruktur im Ministerrat rekonstruieren. In Kapitel 5 wird wiederholt auf diese methodische
Konstruktion zurückgegri�en. Insgesamt besteht kein Zweifel daran, dass die entscheidende ostpolitische
Stimme bei allen Meinungsverschiedenheiten stets dem Auÿenminister, in Ausnahmefällen auch dem
Premier, zu�el.

22Die Deklarationen sind abgedruckt in: Polska w Europie, Heft 4 (Januar 1991): 61-64.
23Hartmann 1993: 854; Sabbat-Swidlicka 1990b: 27; Agnieszka Magdziak-Miszewska, Zrozumie¢

Biaªoru±, �ycie Warszawy, 16.10.90.
24Am 11.3.90 hatte der neugewählte Oberste Rat der LSSR einstimmig ein Gesetz zur Wiederher-

stellung der litauischen Unabhängigkeit verabschiedet und die Verfassungen der LSSR und UdSSR auf
dem Gebiet der Republik Litauen für ungültig erklärt. Bereits am folgenden Tag erklärte das sowjetische
Auÿenministerium in Moskau, dass die Anerkennung der litauischen Anerkennung durch dritte Staaten
als Einmischung in innere Angelegenheiten der UdSSR interpretiert werden würde. Das am 9.2.91 in der
Republik Litauen abgehaltene Unabhängigkeitsreferendum (84,5 Prozent Beteiligung, davon 90,5 Pro-
zent �Ja�-Stimmen) wurde von Präsident Gorba£ev im voraus per Dekret vom 5.2.91 für ungültig erklärt
(Karski 1991: 32).
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und lehnte ihn ab.25 Der Auÿenminister gab den Beziehungen mit Moskau klaren Vorrang
vor den Kontakten mit Wilna (PAP 14.1.91, Sabbat-Swidlicka 1991: 34). Noch am 21.
Mai 1991 erklärte das MSZ, es sehe �in der gegenwärtigen Situation keine Möglichkeit der
Erö�nung eines litauischen Vertretungsbüros in Warschau oder eines analogen Büros in
Litauen�.26 Erst nach dem Moskauer Putsch hatte die polnische Regierung am 26. August
1991 als siebzehnter Staat zusammen mit vielen anderen Staaten Litauen als unabhängige
Republik anerkannt.27 Skubiszewski erklärte diese zögerliche Haltung neben den groÿen
Befürchtungen vor unvorhersehbaren Schritten aus Moskau hauptsächlich mit der von
Polen nie anerkannten litauischen Annexion des Wilna-Gebietes 1940 und den fehlen-
den formellen Attributen der Eigenstaatlichkeit (insbesondere der Staatsgewalt).28 Ferner
wurde deutlich, dass der polnische Auÿenminister die Situation der polnischen Minderheit
direkt mit der Anerkennung der litauischen Unabhängigkeit verbinden wollte.29 Jedoch er-
kannte auch keiner der groÿen Staaten Westeuropas vor dem Moskauer Putschversuch die
Unabhängigkeit Litauens an.30 Jenseits der Frage der litauischen Unabhängigkeit ergri�
die polnische Regierung jedoch mehrfach und eindeutig, wenn auch vorsichtiger als das
polnische Parlament,31 Partei für die Emanzipationsbemühungen in Wilna. Skubiszewski
versicherte der litauischen Regierung Unterstützung, akzeptierte während der kritischen
Tage im Januar 1991 in Wilna den Aufenthalt von Auÿenminister Saudargas in War-
schau und verurteilte die einseitige Schlieÿung des damals einzigen polnisch-litauischen
Grenzüberganges in Ogrodniki durch sowjetische Grenztruppen.32 Ferner sprach sich der
Auÿenminister eindeutig für die Anerkennung der polnisch-litauische Grenze aus.33 Die

25Sprawozdanie Stenogra�czne Sejmu, 28. Sitzung, 26.4.90, Rede von Auÿenminister Skubiszewski.
26zit. nach Najder 1993: 242. Einen Monat später gab der polnische Auÿenminister aber doch noch

die Erö�nung eines (aus Spenden der polnischen Ö�entlichkeit �nanzierten) Informationsbüros der li-
tauischen Regierung in Warschau sowie die Entsendung eines polnischen Konsuls nach Wilna bekannt
(Valionis/Ignatavi£ius/Bri£kovskien 
e 1998: 12; Sprawozdanie Stenogra�zcne Sejmu, 65. Sitzung,
27.6.91, Rede von Auÿenminister Skubiszewski).

27Nowakowski 1991a: 86; Brodowski 1995: 115; Bekanntmachung des Ministerrates abgedruckt in:
Rzeczpospolita, 27.8.91.

28Auswärtiger Ausschuss des Sejm, Bulletin Nr. 846, 18.11.92, Rede von Auÿenminister Skubiszewski.
29�Einige behaupten, dass die Situation sich geändert hätte, wenn wir Litauen früher anerkannt hätten.

Meiner Meinung nach zeigt das völliges Unverständnis der litauischen Politik und die Unterschätzung
des litauischen Nationalismus. Wenn wir anerkannt hätten, hätten sie [die Litauer, S.G.] das akzeptiert
und weiterhin so agiert. Wie kann man überhaupt so denken!� (Sprawozdanie Stenogra�czne Sejmu,
14. Sitzung, 8.5.92, Antwort von Auÿenminister Skubiszewski auf Fragen). Siehe auch Rzeczpospolita,
17.8.90.

30Widacki 2001: 74f. Am 11.2.91 hatte Island die Unabhängigkeit Litauens anerkannt, am 28.2.91 hatte
Dänemark diesen Schritt vollzogen. Die UdSSR anerkannte die litauische Unabhängigkeit am 6.9.91 als 50.
Staat (Karski 1991: 33). Auch nach dem Auseinanderbrechen der Sowjetunion Ende 1991 konzentrierte
sich der Westen bis zur Unterzeichnung der NATO-Ukraine-Charta und der gemeinsamen Kommission
von EU und Ukraine in erster Linie auf die Denuklearisierung der ehemaligen Sowjetrepubliken (auÿer
Russland). Nur langsam wuchs dagegen die Bereitschaft zur Unterstützung der Unabhängigkeit der an
Polen östlich angrenzenden Staaten. Diese sehr zurückhaltenden Zeichen gaben auch für die polnische
Ostpolitik einen gewissen Rahmen vor (Caªka 1998a: 35).

31Vgl. etwa die Erklärung der polnischen Regierung vom 12.3.90 auf die litauische Unabhängigkeits-
erklärung (abgedruckt in: Lithuania 1/1991: 15) und die im Vergleich zu westlichen Staaten deutlichere
Verurteilung der bewa�neten Gewalt der Sowjets in Wilna (Gazeta Wyborcza, 15.1.91; Sobczak 2000:
155).

32Sabbat-Swidlicka 1991: 33. Auÿenminister Saudargas war für die Fälle eines Umsturzes mit der
Bildung einer Exilregierung beauftragt worden.

33Sprawozdanie Stenogra�czne Sejmu, 51. Sitzung, 14.2.91; Sprawozdanie Stenogra�czne Senatu, 31.
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folgenden teilweise scharfen Auseinandersetzungen zwischen Warschau und Wilna waren
in erster Linie auf Fragen der gegenseitigen Minderheiten (siehe Kapitel 5.2) und der ge-
meinsamen Geschichte zurückzuführen. Erst am 13. Januar 1992 und damit 15 Monate
nach der Ukraine und 4 Monate nach Weiÿrussland konnten deshalb der litauische und der
polnische Auÿenminister nach langen Verhandlungen eine gemeinsame polnisch-litauische
Deklaration unterzeichnen.34

Gegenüber der Ukraine nahm der polnische Auÿenminister eine zunächst zögerliche,
dann aber entschlossene Position ein: Als der ukrainische Auÿenminister Zlenko am 7. Sep-
tember 1991 in Warschau konkrete Vorschläge zur Aufnahme diplomatischer Beziehungen
machte, erklärte sich Skubiszewski nur unter dem Druck von Premier Bielecki dazu bereit,
lehnte aber den Austausch von Sondergesandten ab, indem er auf den fehlenden Grenz-
schutz der ukrainischen Seite verwies.35 Der polnische Auÿenminister verteidigte damit
den Ansatz seiner zweigleisigen Politik, die in den o�ziellen diplomatischen Beziehungen
bis zum Ende der UdSSR den Schwerpunkt auf den Kreml legte.36 Er wurde dabei selbst
von russlandkritischen Stimmen aus dem MSZ unterstützt, etwa vom langjährigen Leiter
der Planungsabteilung im MSZ und heutigen Direktor der Warschauer Diplomatischen
Akademie, Roman Ku¹niar, der zugestand, dass auch noch 1992 die Beziehungen mit
Russland gegenüber dem Verhältnis zu Polens UBL-Nachbarn Vorrang hatten, da man
mit Russland den Abzug der sowjetischen Streitkräfte, schwierige Fragen der Verschuldung
und historischer Erblasten regeln musste (Ku¹niar 1992: 28). Skubiszewski war jedoch
unter dem Eindruck des Moskauer Putschversuches bereit, während dieses Besuches des
ukrainischen Auÿenministers ein gemeinsames Kommuniqué über die baldige Aufnahme
von diplomatischen Beziehungen zu unterzeichnen und ging am 13. Oktober 1991 mit
der �Deklaration über Grundsätze und grundsätzliche Richtungen der Entwicklung der
polnisch-ukrainischen Beziehungen� noch einen Schritt weiter. Er gab mit der Deklaration
zu verstehen, dass Warschau die Ukraine nach Zustimmung der ukrainischen Bevölkerung
in einem Referendum als unabhängigen Staat anerkennen werde. Noch vor dem Beschluss
zur Au�ösung der UdSSR (8. Dezember 1991) erkannte der polnische Ministerrat am 2.
Dezember 1991 als erster Staat der Welt, nur einen Tag nach dem ukrainischen Plebiszit,
die Ukraine als unabhängigen Staat an.37

Sitzung, 6./7.2.90, Antwort von Auÿenminister Skubiszewski auf Fragen.
34Eine deutsche Übersetzung der Deklaration �ndet sich bei Rautenberg 1993: 110-113. Der Aus-

tausch der Botschafter fand sogar erst im Mai/Juni 1992 statt (Widacki 2001: 81).
35Najder 1993: 263. Der Austausch wurde schlieÿlich dennoch bereits am 8.11.91 durchgeführt (wobei

die polnische Seite auf das seit Ende der achtziger Jahre in Kiev bestehende Generalkonsulat zurückgreifen
konnte), so dass nach dem ukrainischen Unabhängigkeitsreferendum im Dezember 1991 schon am 8.1.92
per Notenaustausch volle diplomatische Beziehungen aufgenommen werden konnten (Cie±lik 1992: 135).

36Sprawozdanie Stenogra�czne Sejmu, 65. Sitzung, 27.6.91, Rede von Auÿenminister Skubiszewski.
Der Auÿenminister war sich seiner abwartenden und vorsichtigen Auÿenpolitik gegenüber den östlichen
Nachbarn sehr bewusst; andere Stimmen, die eine aktivere polnische Ostpolitik forderten, bezeichnete er
in einem Radiointerview im September 1991 als �dilettantische Kritiker� (zit nach Najder 1993: 263).

37Text der Bekanntmachung des Ministerrates verö�entlicht in: Rzeczpospolita, 3.12.91. Die Anerken-
nung erfolgte seinerzeit gegen den Rat der US-amerikanischen und der deutschen Botschaft in Warschau
(Grzegorz Kostrzewa-Zorbas, Dawniej byªo lepiej, �ycie, 25.4.01). Die Nicht-Erwähnung dieses zweifellos
groÿen Erfolges der polnischen Diplomatie durch Auÿenminister Skubiszewski während der auÿenpoliti-
schen Jahresdebatte 1992 im Sejm kann als ein stilles Eingeständnis der allzu zögerlichen Haltung des
MSZ in der Frage der Anerkennung der litauischen Unabhängigkeit vor August 1991 gelten (Sprawozdanie
Stenogra�czne Sejmu, 14. Sitzung, 8.5.92, Rede von Auÿenminister Skubiszewski).
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Die Frage der Anerkennung der UnabhängigkeitWeiÿrusslands stellte sich für die pol-
nische Regierung dagegen erst nach dem Moskauer Putschversuch. Nach dem fehlgeschla-
genen Versuch der Unterzeichnung einer polnisch-weiÿrussischen Deklaration im Oktober
1990 rückte die Bedeutung dieser Frage in der Warschauer Auÿenpolitik deutlich in den
Hintergrund. Im Zuge der Anerkennung aller ehemaligen Sowjetrepubliken als unabhän-
gige Staaten vollzog der polnische Ministerrat am 27. Dezember 1991 schlieÿlich jedoch
auch gegenüber Weiÿrussland (und Russland) diesen Schritt. Eine polnisch-weiÿrussische
Deklaration, die insbesondere die Unveränderlichkeit der gemeinsamen Grenze sowie die
Respektierung der gegenseitigen Minderheiten beinhaltete, war am 10. Oktober 1991 un-
terzeichnet worden. Ein erstes Übereinkommen über die Aufnahme von konsularischen
und diplomatischen Beziehungen konnte jedoch erst am 2. März 1992 geschlossen wer-
den; der Austausch der Botschafter fand sogar erst im Juli 1992 statt.38 Die in Warschau
als übermäÿig von Moskau beein�uÿt wahrgenommene Lage Weiÿrusslands veranlasste
die polnische Regierung zu Bemühungen, Ein�uss auf die auÿen- und sicherheitspoliti-
schen Weichenstellungen in Minsk zu erhalten, was anlässlich des Besuches von Premier
Suchocka in Minsk (18. November 1992) zu einem ö�entlichen Thema wurde und zu schar-
fen russischen Protesten führte (Hartmann 1993: 862). Die polnische Regierungsche�n
unterstrich dabei die Bedeutung der Souveränität Weiÿrusslands für Polen und bot Minsk
(vergeblich) Hilfe bei einer Annäherung an den Westen an.39

5.1.1.3 Parlament

Sejm und Senat zeigten sich in der Debatte um die Unabhängigkeit der östlichen Nach-
barn als das sich am schnellsten an die rasch verändernde Situation anpassende staatliche
Organ mit auÿenpolitischen Aufgaben: Insbesondere der Senat hatte bereits im September
1990 die Formel von der �zweigleisigen Auÿenpolitik� mitgeprägt (Sabbat-Swidlicka
1990a: 21). Die ostpolitische Debatte des im Unterschied zum Sejm aus vollständig freien
Wahlen hervorgegangenen Senats am 7. September 1990 erbrachte nur milde Kritik an
Auÿenminister Skubiszewski, der die Notwendigkeit eines pragmatischen Ansatzes und die
Gefahr der Isolierung Polens bei einem ostpolitischen Alleingang betont hatte.40 Der Aus-
wärtige Ausschuss des Senats hatte schon zwei Tage zuvor ebenfalls vor einem zu raschen
diesbezüglichen Handeln gewarnt, mahnte jedoch, jenseits der o�ziellen Beziehungen ein
�dichtes Netz� von Kontakten zu den vier benachbarten Sowjetrepubliken aufzubauen.41
Dagegen fanden im Sejm kaum � auch nicht im Rahmen der auÿenpolitischen Ge-

neraldebatten 1990 und 1991 � gröÿere Diskussionen zur Unabhängigkeit der östlichen
Nachbarn statt. Noch am 5. September 1990 gab der Sejm seiner Ho�nung Ausdruck,

38Palmowski 1992: 145. Die Deklaration und das Übereinkommen sind abgedruckt in: Zbiór Doku-
mentów PISM 2/1992, 3/1992. Zum ersten polnischen Botschafter wurde die Weiÿrussizistin El»bieta
Smuªkowa ernannt, eine ausgewiesene Spezialistin für das polnisch-weiÿrussische Verhältnis.

39Piotr Ko±ci«ski, Polsce zale»y na suwerenno±ci Biaªorusi, Rzeczpospolita, 19.11.92; Sªawomir Popow-
ski, Jasno±¢ przywrócona. �Izwiestia� akatuje Hann�e Suchock�a, Rzeczpospolita, 20.11.92. Am 15.5.92 trat
Weiÿrussland dem Taschkenter Vertrag über kollektive Sicherheit der GUS bei und gab damit bereits
nach einem halben Jahr seine Neutralitätspolitik auf. Schon am 20.4.92 hatte Minsk per Übereinkommen
Moskau die Stationierung von strategischen Streitkräften auf weiÿrussischem Territorium erlaubt.

40Sprawozdanie Stenogra�czne Senatu, 31. Sitzung, 7.9.90, Reden der Senatoren Roman Duda, Jerzy
Kªoczowski, Piotr Andrzejewski und von Auÿenminister Skubiszewski; PAP 7.9.90. Der erste Senats-
präsident, Andrzej Stelmachowski, soll Vytautas Landsbergis angeblich die rasche volle diplomatische
Anerkennung Polens bereits im März 1990 zugesagt haben (Najder 1993: 78).

41Sabbat-Swidlicka 1990a: 22; PAP 5.9.90.
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dass die UdSSR als �echte Konföderation� bestehen bleibe (PAP 5.9.90). Jedoch knüpften
die nicht-kommunistischen Parlamentarier vor allem unmittelbar nach dem Antritt der
Regierung Mazowiecki umfangreiche Kontakte zu den Parlamenten der Sowjetrepubliken
in Wilna, Kiev, Moskau und Minsk. Im Falle Litauens kamen dem Sejm die bereits beste-
henden authentischen Kontakte zwischen polnischen und litauischen Intelligenzkreisen42
über S�aj	udis und Solidarno±¢ zugute: So konnte eine litauische Delegation im Dezem-
ber 1989 eine Einladung der die Regierung Mazowiecki tragenden OKP-Fraktion nach
Warschau annehmen und dabei nach keinesfalls spannungsfreier Diskussion ein gemeinsa-
mes Kommuniqué unterzeichnen. Beim polnischen Gegenbesuch kurz nach den Neuwah-
len zum litauischen Obersten Rat und der litauischen Unabhängigkeitserklärung wurden
nicht nur Gespräche mit der S�aj	udis-Fraktion, Parlamentspräsident Landsbergis und Pre-
mier Prunskien
e geführt, sondern auch ein weiteres Kommuniqué verabschiedet, in dem
die polnische Delegation ihrer Freude über die Rückkehr Litauens unter die freien und
unabhängigen Völker Ausdruck verlieh und der litauischen Seite versicherte, dass Polen
die polnisch-litauische Grenze als genauso endgültig ansehe wie die Oder-Neiÿe-Grenze.
Dieses gemeinsame Dokument hatte, obwohl rechtlich nicht bindend, eine �kaum zu über-
schätzende politische Bedeutung�,43 das auf beiden Seiten von den entscheidenden, die
damaligen Regierungen tragenden Kräften unterzeichnet wurde. Senat und Sejm hatten
am 16. bzw. 22. März 1990 einhellig die litauische Unabhängigkeitserklärung begrüÿt und
ausdrücklich die bestehenden Grenzen anerkannt.44 Diese de facto-Anerkennung war ins-
besondere vor dem Hintergrund der Erklärung des sowjetischen Parteichefs Gorba£ev von
der Illegalität und Ungültigkeit der litauischen Unabhängigkeitserklärung von Bedeutung.
Sejm und Senat betonten auch im Januar 1991 während der sowjetischen Intervention in
Wilna in einem gemeinsamen Kommuniqué ihre �höchste Beunruhigung� über die Ereig-
nisse in Litauen.45
Ähnlich aktiv gestalteten sich die Kontakte polnischer Parlamentarier der OKP zu ihren

Kollegen in derUkraine, wobei wie im Falle Litauens auf bereits bestehende Kontakte zu-
rückgegri�en wurde. Bereits im September 1989 reiste eine dreiköp�ge �S�-Delegation mit
den Abgeordneten Adam Michnik und Wªodzimierz Mokry sowie Bogdan Borusewicz auf
die erste Vollversammlung der ukrainischen Volksbewegung Ruch, wo sie enthusiastisch
begrüÿt wurden (Fedorowicz 2002a: 67). Im Mai 1990 folgte eine historische Begeg-
nung zwischen polnischen und ukrainischen Parlamentariern im polnischen Jabªonna � es
war die erste o�zielle authentische Begegnung von Polen und Ukrainern auÿerhalb der
Emigrationskreise seit dem Zweiten Weltkrieg, die darüber hinaus am 70. Jahrestag der
Unterzeichnung des polnisch-ukrainischen Bündnisses von 1920 stattfand.46 Die am 16.

42Im März 1989 hatte der bekannte litauische Schriftsteller Tomas Venclova einen �o�enen Brief� in
der Pariser Kultura verö�entlicht; im November 1989 kam es zu einem versöhnlichen Briefwechsel zwi-
schen polnischen und litauischen Intellektuellen, unterzeichnet u.a. von Bronisªaw Geremek und Vytautas
Landsbergis (Nowakowski 1990: 64; Versöhnungsbereitschaft in Polen und Litauen, Neue Zürcher Zei-
tung, 22.11.89).

43Widacki 2001: 75; das Dokument ist in voller Länge abgedruckt in: Gazeta Wyborcza, 29.3.90.
44Die Deklarationen sind abgedruckt in: Lithuania 1/1991: 15; siehe auch den Artikel von Bronisªaw

Geremek, Gazeta Wyborcza, 15.3.90.
45Gazeta Wyborcza 12./13.1.91, Rzeczpospolita 12./13.1.91. Zum Widerstand der ZChN gegen eine

Anerkennung der litauischen Unabhängigkeit siehe Brodowski 1993: 229.
46Jerzy Giedroyc mahnte in einer speziellen Gruÿbotschaft an, beide Seiten mögen die Endgültigkeit

der gemeinsamen Grenze festlegen. Ferner müsse insbesondere der polnischen Seite im eigenen Interesse
die Bedeutung der ukrainischen Unabhängigkeit bewusst werden (Jerzy Giedroyc: Apel do uczestników
konferencji polsko-ukrai«skiej, Kultura 6/1990: 38f). Kritisch zu den Ergebnissen der Tagung Osadczuk
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Juli 1990 von der Verchovna Rada (ukrainisches Parlament) verkündete Souveränitätser-
klärung der Ukraine wurde vom Sejm elf Tage später ausdrücklich begrüÿt (RPPZ 1991:
129). Der Senat bekannte sich am 7. September 1990 nach einer breiten ostpolitischen De-
batte in einer Deklaration ausdrücklich zur Unveränderlichkeit der gemeinsamen Grenze.47

Die Unterstützung des polnischen Parlaments für Weiÿrussland �el weitaus verhalte-
ner aus. Zum einen gab es deutlich weniger Kontakte zwischen ehemaligen Oppositionel-
len, zum anderen rückte Weiÿrussland durch die gescheiterte Deklaration von 1990 und die
schwache Unabhängigkeitsbewegung für die Parlamentarier deutlich in den Hintergrund.48
Dennoch begrüÿten beide Kammern nach der weiÿrussischen Unabhängigkeitserklärung
vom 25. August 1991 in warmen Worten diesen Schritt des polnischen Nachbarn.49

Nachdem sich im Laufe des Jahres 1991 die konservativen Kräfte in der UdSSR kon-
solidiert hatten und die polnisch-sowjetischen Gespräche über einen bilateralen Vertrag
faktisch eingefroren waren, geriet auch das Konzept der zweigleisigen Auÿenpolitik unter
Druck. Diese Situation brach der Auswärtige Ausschuss des Senats im April 1991 mit
einer Einladung an eine Delegation von Parlamentariern des Auswärtigen Ausschusses
der Duma Russlands auf. Erst mit diesem Besuch wurden de facto polnisch-russische
Kontakte aufgenommen. Durch den Besuch der Delegation wuchs das Verständnis der per-
sönlichen Umgebung des russischen Präsidenten El'cin, der 1991 zum Rivalen Gorba£evs
und zum Repräsentanten des demokratischen Russlands aufstieg, für die polnische Hal-
tung (Nowakowski 1991a: 83). Im Juli 1991 fand ferner eine gemeinsame Sitzung beider
Ausschüsse in Kaliningrad statt, und eine gemeinsame Kontaktgruppe wurde einberufen
(RPPZ 1991: 129).

Jedoch darf soviel Enthusiasmus und guter Wille nicht darüber hinwegtäuschen, dass
einzelne Parlamentarier vorwiegend aus postkommunistischen und national-katholischen
Kreisen überwiegend den Nationalismus der Ukrainer oder Litauer als Gefahr bezeichne-
ten und eine prodeutsche Haltung dieser beiden Völker als Gefahr herausstrichen50, die
zivilisatorische Rolle Polens und der katholischen Kirche in Osteuropa betonten51 oder
bevorzugte Beziehungen zu Russland wünschten (Piªka 1991, Stachura 1992: 280).
Im Diskurs waren diese Stimmen jedoch weitaus weniger zu vernehmen als diejenigen
Abgeordneten, die insbesondere die Regierung Olszewski wie auch die postkommunisti-
sche Opposition für ihre als prorussisch empfundene Auÿenpolitik kritisierten (Stachura
1992: 274, Kobrinskaja 1998: 38).

1990: 63-67.
47Die Deklaration ist abgedruckt in: Polska w Europie, Heft 4: 55f.
48Dies ist insbesondere an den auÿenpolitischen Sejm-Debatten der Jahre 1990 bis 1992 ersichtlich.
49Gazeta Wyborcza, 2.9.91.
50Rzeczpospolita, 29.8.91, Wnioski z kryzyzu, Aussagen von Leszek Miller (SdRP); Bojarski 1991:

67f.
51Sprawozdanie Stenogra�czne Sejmu, 14. Sitzung, 8.5.92, Rede von Marian Piªka (ZChN).
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5.1.1.4 Medien und Ö�entlichkeit

Medien und Ö�entlichkeit52 äuÿerten sich in diesem Diskurs ebenfalls mehrheitlich zu-
stimmend zu den Unabhängigkeitsambitionen der östlichen Nachbarn und ihren Eman-
zipationsbestrebungen von russischer und sowjetischer Dominanz, wobei in erster Linie
die Situation in Litauen und der Ukraine, kaum aber in Weiÿrussland Beachtung fand
(Zaj�aczkowski 1990: 90f, Hartmann 1993: 854, Sobczak 2000: 141). Besonders o�en
wurde die Parteinahme für die litauische Unabhängigkeit gezeigt. Die Solidarno±¢ stand
dabei an der Spitze einer Bewegung,53 die aus zahllosen polnischen gesellschaftlichen Or-
ganisationen bestand, zu denen auch die katholische Kirche gehörte. Eine ähnliche Welle
der Solidarität löste die militärische Intervention Moskaus in Litauen im Januar 1991
aus, als alle Bevölkerungsschichten einhellige Empörung zeigten, die auch vor Gorba£ev
nicht haltmachte und zu heftigen Protesten vor den sowjetischen diplomatischen Vertre-
tungen führte.54 Nur die Stimmen aus national-katholischen Presseorganen, insbesondere
um die ZChN, bezeichneten die bedingungslose Anerkennung der litauischen (wie auch
der ukrainischen und weiÿrussischen) Unabhängigkeit als nicht vereinbar mit der �polni-
schen Staatsraison�,55 da diese Staaten automatisch Bündnisgenossen Deutschlands seien
und damit die polnische Unabhängigkeit untergraben würden.56 Sie forderten im Gegen-
zug für die Anerkennung der polnisch-litauischen Grenze breite Rechte für die polnische
Minderheit.57 Die Mehrheit der Gesellschaft und auch die politische Klasse lehnten solche

52Von einer Untersuchung der �ö�entlichen Meinung� in Polen zur Ostpolitik wird hier wie auch in
allen anderen Diskursanalysen abgesehen. Zwar liegen aus den polnischen Umfrageinstituten CBOS und
OBOP entsprechende Daten aus langfristigen Studien vor, doch kann kein Zweifel daran bestehen, dass
die breite Ö�entlichkeit in Polen kaum über die Ostpolitik informiert ist und auch kein gröÿeres Interesse
daran hat (Ukraina. Pytania o przyszªo±¢, Polska w Europie, Heft 14 (April 1994), Aussagen von Jakub
Woª�asiewicz und Zdzisªaw Najder).

53Adam Michnik, Gazeta Wyborcza, 12.3.90; Lech Waª�asa, �ycie Warszawy, 13.3.90; Tygodnik
Powszechny, 15.3.90, Brodowski 1991.

54Hartmann 1992a: 343; Sabbat-Swidlicka 1991: 34; Adam Michnik, Gazeta Wyborcza, 14.1.91.
Der litauische Parlamentspräsident Landsbergis bedankte sich in einem Telegramm an Präsident Waª�esa
anlässlich des 200. Jahrestages der Verabschiedung der Mai-Verfassung von 1791 explizit für die politische
und moralische Unterstützung des polnischen Volkes während der Januar-Ereignisse 1991 in Wilna am
Fernsehturm (Widacki 2001: 78). Eine wichtige Multiplikatorfunktion nahm schlieÿlich auch die unab-
hängige Zeitschrift �Wi�e¹� ein, die 1991 vier Nummern speziell den östlichen Nachbarn Polens gewidmet
hatte.

55Das Argumentationsmuster der �polnischen Staatsraison� taucht in beinahe allen auÿenpolitischen
Diskursen Polens auf. Es ist ein typisches Mittel, um dem eigenen Argument einen unabgreifbaren,
scheinbar von überparteilicher, �höherer� Intuition geleiteten Charakter zu geben (klassisch zum Begri�
der Staatsraison in der deutschen Literatur Meinecke 1963: 1: �Staatsraison ist die Maxime staatlichen
Handelns, das Bewegungsgesetz des Staates. Sie sagt dem Staatsmanne, was er tun muss, um den Staat
in Gesundheit und Kraft zu erhalten.�). Zur in Polen verbreiteten De�nition von �Staatsraison� siehe
Stefanowicz 1995 und �astawski 2000: 12-25. Letzterer Autor nennt als Inhalt der �Staatsraison�
insbesondere die �Sicherstellung einer stabilen Entwicklung Polens�, die �Bewahrung der territorialen und
integralen Souveränität�, die �Fortdauer der nationalen Identität� sowie �die Stärkung der [internationa-
len, S.G.] Position und des Prestiges Polens�.

56Brodowski 1993: 222; Mirosªaw Gªogowski, Kªopota na Wschodzie, Prawo i �ycie, 7.9.91; Nie mo»na
przemilcza¢ zbrodni nacjonalistów ukrai«skich, Sªowo Powszechne, 17.12.92.

57Aber auch der liberal-katholische Tygodnik Powszechny verö�entlichte im Januar und Dezember
1991 zwei Artikel von Andrzej Romanowski, in denen die Unterstützung der litauischen und ukrainischen
Unabhängigkeit als unvereinbar mit den polnischen Interessen bezeichnet wurde (Najder 1993: 208;
Andrzej Romanowski, Niepodlegªo±¢ Ukrainy, Tygodnik Powszechny, 15.12.91). Ähnliche Stimmen zitiert
Zaj�aczkowski 1990: 88.
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Forderungen jedoch ab.58
Zahlreiche bekannte Journalisten und Publizisten kritisierten die Ostpolitik des Min-

sterrates und des Präsidenten vor allem in zweierlei Hinsicht: zum einen für die mangelnde
Klarheit und die nur ad hoc-Reaktionen auf Ereignisse, zum anderen für die ihrer Ansicht
nach zu starke Betonung von Fragen in Zusammenhang mit der deutschen Einheit und die
deshalb zu wenig aktive Haltung in ostpolitischen Fragen.59 Angehörige der �informellen
Elite� wie Bohdan Skaradzi«ski, Jerzy Marek Nowakowski, Zdzisªaw Najder, Grzegorz
Kostrzewa-Zorbas oder auch Kardinal Gulbinowicz sprachen sich deshalb für eine ak-
tive Ostpolitik aus, warnten vor einer Interpretation der polnischen Haltung durch die
östlichen Nachbarn als �zynisch� und �instrumentell� und hielten insbesondere Präsident
Waª�esa eine passive Haltung vor.60

Gleichzeitig begri�en die polnischen Eliten die Wichtigkeit der Ostpolitik für die Sicher-
heit Polens (Nowakowski 1991a: 87f). Dennoch war während der dramatischen Tage im
August 1991 in Moskau in den polnischen Medien die abwartende Haltung speziell der po-
litischen Klasse au�ällig.61 Die Passivität des Präsidenten und der Regierung insbesondere
während des Putschversuches wurde jedoch nachfolgend vielfach kritisiert.62 Den Tenor
vieler Medienstimmen zur polnischen Ostpolitik fasste Jerzy Marek Nowakowski wie folgt
zusammen: �Unsere Aufgabe muss die Unterstützung der Europäisierung des Ostens sein,
wobei Europäisierung verstanden wird als Aufbau von Marktwirtschaft und demokrati-
schen Strukturen, nicht jedoch zur schnellen Einbeziehung Russlands in ein europäisches
Mächtekonzert� (Nowakowski 1992b: 25). Die ukrainische Unabhängigkeit bedeutete
für Polen, zum ersten Mal nach 300 Jahren keinen mächtigen Nachbarn im Osten mehr
zu haben, der nach Dominanz oder Hegemonie in Ostmitteleuropa strebte.63
Auch Auÿenminister Skubiszewski wurde bereits während seiner Amtszeit heftig für

seine vorsichtige Ostpolitik und seine zu starke Fixierung auf die endgültige Anerkennung
der polnischen Westgrenze kritisiert (Osadczuk 1990: 66). Die Vorwürfe gipfelten dabei
in der Aussage, dem MSZ sei ein einheitlicher Wirtschaftsraum östlich von Polen lieber,
der Auÿenminister wolle keine gesellschaftlichen Akteure in die Ostpolitik einbeziehen
und sehe die Entstehung neuer souveräner Staaten an der polnischen Ostgrenze nur als
Gefahr.64 Gleichzeitig äuÿerten sich Stimmen aus der Umgebung des MSZ kritisch zum
�ukrainischen Nationalismus� und schlossen ukrainische Forderungen nach Grenzrevisio-
nen nicht aus. Ihre kaum verhüllten pro-russischen Positionen legitimierten die Autoren
mit den Antipathien Moskaus für eine ukrainische Unabhängigkeit und dem Druck, den

58Sobczak 2000: 144; zahlreiche weitere Quellen bei Hartmann 1991.
59Sabbat-Swidlicka 1990a: 22; Dawid Warszawski, Rzeczpospolita, 5.4.90.
60Najder 1993: 263; Interview des Autors mit Bohdan Skaradzi«ski, 28.3.01; Dariusz Fikus, Los

Baªtów, Rzeczpospolita, 3.8.91; Polskie wnioski z kryzyzu w ZSRR, Rzeczpospolita, 30.8.91; de Wey-
denthal 1991b: 21, Anm.11. Die Entscheidungsträger wurden dadurch zumindest für die Meinung der
polnischen Ö�entlichkeit sensibilisiert (Nowakowski 1991a: 87).

61Eine Ausnahme war ein deutlicher Artikel von Bogdan Borusewicz in �ycie Warszawy (Najder 1993:
261); vgl. auch die deutliche Position Borusewicz' während der auÿenpolitischen Generaldebatte im Sejm
1992 (Sprawozdanie Stenogra�czne Sejmu, 14. Sitzung, 8.5.92).

62Nowakowski 1992a: 18; Dawid Warszawski, Kl�eska, Gazeta Wyborcza, 30.8.91; Ernest Skalski, Ga-
zeta Wyborcza, 31.8.91; Andrzej Drawicz, �ycie Warszawy, 17.9.91; Stanisªaw Grymski, Polskie wnioski
z kryzysu, Rzeczpospolita, 30.8.91.

63Jerzy Marek Nowakowski, Ukrai«ska szansa, �ycie Warszawy, 7./8.12.91.
64Fedorowicz 2002a: 70; Nowakowski 1994; J. Damrosz, Na wschód od granic Rzeczypospolitej

Polskiej, Przegl�ad Powszechny 7-8/1991: 32f.
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man dadurch auf Kiev ausüben könne (Nowak 1990: 18-23, Cie±lik 1990: 15f). Auch
die breite polnische Ö�entlichkeit war noch nicht bereit, die traditionell negativen Stereo-
typen über Litauer oder Ukrainer in Frage zu stellen (Feodorowicz 2002: 81).

5.1.1.5 Synthese: Identität, Diskurs und Diskurshegemonie

Die Wahrnehmung des Kon�iktes um die Anerkennung der Unabhängigkeit der östli-
chen Nachbarn in den Jahren 1989 bis 1992 wurde zunächst von der o�ziellen Position des
Auÿenministeriums vorgegeben. Polen müsse sich in der Frage der eventuellen Anerken-
nung seiner neuen Nachbarn nicht an abstrakten Konstruktionen, sondern an politischen
Fakten orientieren, wozu insbesondere das Vorhandensein einer e�ektiven Staatsgewalt
gehöre (Niepodlegªo±¢ 1991: 8).
Die Strategien und Mittel zur Kon�iktlösung sowie die Handlungsempfehlungen

der Akteure waren recht unterschiedlich: Während bei Präsident Waª�esa kaum eine Strate-
gie in dieser Frage auszumachen war, befürwortete Auÿenminister Skubiszewski während
der gesamten untersuchten Periode eine vorsichtige Anerkennungspolitik: zum einen, um
Moskau nicht herauszufordern, zum anderen, um im Falle Litauens zumindest noch ein
Faustpfand zu haben, um breitere Rechte für die polnische Minderheit durchsetzen zu kön-
nen. Die Position des Auÿenministers wandelte sich jedoch zweimal: Das entscheidende
äuÿere Ereignis stellt hierbei der Moskauer Putsch dar, nach dem der Auÿenminister seinen
Widerstand gegen eine diplomatische Anerkennung nicht nur Litauens, sondern auch der
Ukraine und Weiÿrussland aufgab. Nach Unterzeichnung der letzten (polnisch-litauischen)
Deklaration mit den östlichen Nachbarn im Januar 1992 reihte sich Skubiszewski in die
Befürworter einer �aktiven Ostpolitik� ein.65 Teile insbesondere der Regierung Olszewski
sowie eine Mehrheit bekannter, teilweise auch in der Politik tätigen Publizisten hatten
eine solche o�ensivere Politik, einschlieÿlich einer frühzeitigen diplomatischen Anerken-
nung insbesondere der Ukraine wie auch Litauens (die Situation in Weiÿrussland fand weit
weniger Beachtung im Diskurs), schon wesentlich früher gefordert. Die breite polnische
Ö�entlichkeit schloss sich dieser Forderung rasch an und zeigte eine starke Solidarisierung
mit den Unabhängigkeitsbewegungen, wobei die Sympathien vor allem mit den eigenen
Erfahrungen motiviert waren. Sie alle warben für die Anerkennung mit dem Hinweis auf
den verbesserten Schutz der polnischen Unabhängigkeit, die Verbesserung des polnischen
Images in den östlichen Nachbarstaaten und das �historische Recht� der Nachbarn, was
aufgrund von Geschichte und Gegenwart im Interesse Warschaus sei. Das polnische Par-
lament gri� diese Argumente auf und verhielt sich zwar ausgesprochen wohlwollend und
wesentlich o�ensiver als Regierung und Präsident gegenüber den Unabhängigkeitsbewe-
gungen in den östlichen Nachbarländern (Nowakowski 1993: 77, Caªka 1998a: 37).
Gleichzeitig waren jedoch gerade dort diejenigen Stimmen am deutlichsten, die die Frage
der Unabhängigkeit der Nachbarn als Verhandlungsmasse in den bilateralen Gesprächen

65Sprawozdanie Stenogra�czne Sejmu, 14. Sitzung, 8.5.92, Rede von Auÿenminister Skubiszewski. Fe-
dorowicz 2002a: 76 bemerkt deshalb nicht unzutre�end: Das Verhältnis der polnischen Regierung zu
den Unabhängigkeitsbestrebungen Litauens war �proportional zur Unzufriedenheit Moskaus gegenüber
den litauischen Versuchen zur Erlangung der Unabhängigkeit�. Zwar kann man Krzysztof Skubszewski
für seine groÿe Vorsicht und den überzogenen Respekt vor Russland kritisieren, doch war Polen zumindest
in Ostmitteleuropa, wenn nicht gar weltweit der erste Staat, der zwei Jahre vor dem Zusammenbruch
der UdSSR das Konzept der Zweigleisigkeit initiierte (Kobrinskaja 1998: 44f) und zumindest aktiver
agierte als kühle Realpolitik es verlangt hätte.
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mit Litauen, Weiÿrussland und der Ukraine einsetzen wollten.
Zur Legitimation seiner Anerkennungspolitik führte Auÿenminister Skubiszewski in

erster Linie völkerrechtliche Grundsätze sowie das Gewicht der UdSSR in den interna-
tionalen Beziehungen ins Feld. Die Befürworter einer raschen Anerkennung der östlichen
Nachbarn betonten dagegen das historische Recht der Nachbarn sowie die Scha�ung eines
propolnischen Klimas in diesen Ländern durch einen solchen Schritt.
Die Einschätzungen nicht-polnischer Akteure spielten in diesem Diskurs eine be-

achtliche Rolle, allen voran die der sowjetischen und russischen höchsten Staatsorgane.
Daneben kam auch dem Westen (vor allem EU- und NATO-Mitgliedern) eine gewisse
Bedeutung als Vergleichsmoment zur polnischen Anerkennungspolitik zu.

Von den vier in Kapitel 3 genannten Identitätselementen traten in diesem Diskurs
besonders zwei hervor:
Polen als europäisches Land: Während der Regierung Olszewski verwendeten ein-

zelne Diskursträger wiederholt das Argumentationsmuster �Polen als Frontstaat�, so ex-
plizit der damalige Verteidigungsminister Jan Parys, aber auch Auÿenminister Skubiszew-
ski.66 Dagegen spielte dieses Muster im Parlament keine nennenswerte Rolle, nicht in der
christlich-nationalen ZChN und erst recht nicht in der postkommunistischen SdRP oder
den Mitte- und Mitte-Rechtsparteien des Post-�S�-Lagers. Immer mehr durchsetzen konn-
te sich deshalb das Argumentationsmuster �Polen als Brücke zwischen Ost und West�
Das wurde besonders deutlich am Wunsch des Transfers von mit �Europa� verbundenen
Normen (Demokratie, Marktwirtschaft, Menschenrechte) nach Osten, um die Stabilität
in Ostmitteleuropa und damit die eigene Sicherheit zu erhöhen.
Polen zwischen Deutschland und Russland: Im Diskurs um die Unabhängigkeit

der östlichen Nachbarn spielten die UdSSR und Russland eine zentrale Rolle in den Über-
legungen der polnischen Diskursträger. Das Argumentationsmuster einer �Zwei-Feinde-
Theorie� wurde nach deren o�ziellen Ende durch die Regierungserklärung von Tadeusz
Mazowiecki und die nachfolgende Politik von Auÿenminister Skubiszewski nur noch spo-
radisch von Diskursträgern aus ZChN und SdRP eingesetzt, wobei in der Regel jedoch
die Ukraine zum �neuen zweiten Feind� stilisiert wurde.
Das Element polsko±¢ (Polentum) spielte dagegen nur bei am Rande vernehmbaren

Diskussionsbeiträgen (die weniger von der katholischen Kirche Polens als vielmehr aus
den Reihen der ZChN stammten) von der missionarischen Aufgabe der polnischen Kultur
und der katholischen Kirche eine Rolle.

Die Diskurshegemonie bildete sich insgesamt als ein Kompromiss zwischen den Ak-
teuren heraus: Grundsätzlich befürwortete Warschau die Zusammenarbeit mit der UdSSR
(ab Janaur 1992 mit Russland), um Polens Position im Osten zu stärken, insbesondere
im Hinblick auf Fragen wirtschaftlicher Zusammenarbeit. Gleichzeitig sollte eine propol-
nische Lobby in diesen Ländern aufgebaut werden, was eine begrenzte Zusammenarbeit
auch mit der demokratischen Opposition in den benachbarten GUS-Republiken wie auch
mit dem litauischen S�aj	udis einschloss (Zaj�aczkowski 1991). Der deutlich auszuma-
chende Punkt einer äuÿeren critical juncture war der Moskauer Putschversuch im August
1991, der den zögerlichen Auÿenminister auf den Kurs der Unabhängigkeitsbefürworter
umschwenken lieÿ. Insgesamt läÿt sich somit eine deutliche Diskurshegemonie zugunsten

66Auswärtiger Ausschuss des Sejm, Bulletin Nr. 846, 18.11.92, Antwort von Auÿenminister Skubiszew-
ski; Rzeczpospolita, 29.8.91, Polska � kraj frontwoy?
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der Unabhängigkeit der östlichen Nachbarn spätestens ab Ende August 1991 feststellen.

Im Hinblick auf die zusätzliche Konvergenthese dieses Kapitels kann schlieÿlich fest-
gehalten werden, dass am Ende dieses Diskurses drei Positionen von keiner ernstzuneh-
menden politischen oder gesellschaftlichen Kraft in Polen mehr angezweifelt wurden:
- die bestehenden Grenzen mit Polens neuen östlichen Nachbarn (eine der groÿen

Leistungen der Pariser Kultura, deren Wirken sich hier deutlich zeigte),
- die Unabhängigkeit der historischen östlichen Nachbarn ist im polnischen Interesse,
- Moskau hat kein Vetorecht gegen die Unabhängigkeit der polnischen Nachbarn.
Der Diskurs war damit von einer abnehmenden Schwankungsbreite der pro-russischen

und pro-UBL-Argumente und einer Stärkung der für liberale Demokratien typischen Sicht-
weise von den �gutnachbarschaftlichen Beziehungen� gekennzeichnet; eine Tendenz, die
sich in den folgenden Debatten fortsetzen sollte.

5.1.2 �Strategische Partnerschaft� mit Litauen und der Ukraine
oder Ökonomisierung der Beziehungen mit den östlichen
Nachbarn?

Mit dem Abtritt von Auÿenminister Skubiszewski im Herbst 1993 endete ein erster Ab-
schnitt der polnischen Ostpolitik nach 1989. Diese Zeit war geprägt von der bis Dezember
1991 anhaltenden zweigleisigen Auÿenpolitik, die �Elemente eines antikommunistischen
Dissidententums, eines Neoprometheismus und eines Neorealismus� (Caªka 1998a: 37)
verschiedenster politischer Gruppierungen enthielt. Nach dem Fall der UdSSR hatte sich
diese Kompromissformel jedoch überlebt und eine � der Zwischenkriegszeit nicht unähnli-
che � Zweiteilung in eine �neoprometheische� und eine durch den damaligen Russia �rst-
Kurs der USA verstärkte �neorealistische� Orientierung trat deutlich zutage.67 Dabei galt
Moskau auch in der zweiten Hälfte der Amtszeit Skubiszewskis im Zweifelsfall stets die
gröÿere Aufmerksamkeit; eine Tendenz, die sich nach dem Regierungwechsel im Herbst
1993 zunächst sogar noch verstärkte.68
Dennoch entwickelte sich ab etwa Mitte des Jahres 1993 mit dem Schlagwort von der

�strategischen Partnerschaft� zunächst gegenüber der Ukraine, etwa ab 1995 auch ge-
genüber Litauen eine dieser Russia �rst-Politik entgegengesetzte, nur langsam Gestalt
annehmende Konzeption. Dieser Begri� wird in Polen, Litauen und der Ukraine vielfach

67Die polnischen �Neorealisten� teilten sich dabei in drei Gruppierungen auf: die Bewunderer russischer
Kultur, die sich indes eher von ihrer intellektuellen Faszination als von politischen oder wirtschaftlichen
Gesichtspunkten leiten lieÿen; wirtschaftliche, oft mit der Schwer- undWa�enindustrie verbundene Kreise,
die ihre Konzepte nicht immer im Einklang mit dem Ziel der polnischen Westintegration realisierten sowie
einige Vertreter der polnischen Rechten, die an nationaldemokratischen Ideen festhielten (Caªka 1998a:
37f).

68Kobrinskaja 1998: 45f nennt für diese bedeutende Rolle Russlands in der polnischen Ostpolitik vier
Gründe: a) Polen hatte ein substantielles Interesse an der einheitlichen Kontrolle aller Atomwa�en durch
Russland, den Rechtsnachfolger der UdSSR, b) Russland wurde mit Hinblick auf einen möglichen Atom-
machtstatus der Ukraine und eventuelle ukrainisch-deutsche Annäherungen bewusst als Gegengewicht
zur Ukraine betrachtet, c) zwar war Polen stark an einer Verringerung der Präsenz russischen Militärs in
Kaliningrad interessiert, doch befürchtete man gleichzeitig eine neue deutsche Dominanz in der Ostsee-
region und war deshalb an einer uneingeschränkten Souveränität Russlands in Kaliningrad interessiert,
d) die Beziehungen zu Litauen waren noch nicht spannungsfrei, Russland wurde in diesem Kontext in
Warschau vereinzelt als Garant für Stabilität in der Region angesehen.
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verwendet, weist aber keinen klaren Inhalt auf. Einig sind sich die meisten polnischen
Autoren darin, dass sich eine strategische Partnerschaft vor allem durch eine bewusste
Wahl und eine langfristige Perspektive von gewöhnlichen gutnachbarschaftlichen Bezie-
hungen unterscheiden. Davon ausgehend de�nierte Jerzy M. Nowakowski diesen Begri�
im Hinblick auf die Ukraine durch die folgenden Elemente:
- Polen und die Ukraine wünschen eine auch de facto unabhängige Ukraine sowie
- eine Annäherung der Ukraine an die Strukturen der NATO und der EU,
- verfügen über eine funktionierende Marktwirtschaft,
- wollen eine �De-Imperialisierung� Russlands,
- beförden das Ziel des freien Verkehrs von Personen und Gütern zwischen den beiden

Staaten und
- beachten die gegenseitigen Minderheiten.69

Die polnisch-litauische strategische Partnerschaft de�nierte der ehemalige Co-Vorsitzen-
de der polnisch-litauischen Abgeordnetenversammlung und Vizepräsident des Sejm, Jan
Król, durch folgende Elemente, die gleichzeitig deutlich machen, wie schwierig die Bestim-
mung des Inhalts dieser �strategischen Partnerschaften� ist:
- gegenseitige Untersützung bei der Bewahrung und Verfestigung der Unabhängigkeit

vom �ehemaligen sozialistischen Lager�,
- gegenseitige Achtung der Minderheiten,
- gemeinsame Anstrengungen auf dem Weg zum Beitritt zu NATO und EU,
- enge kulturelle Beziehungen.70

Das gegen Ende der letzten �S�-geführten Regierung im Sommer 1993 erstmals erwähnte
Konzept wurde auÿerdem nach dem Regierungswechsel von der neuen Koalition diskursiv
herausgefordert � vor allem durch eine Konzentration auf ökonomische Fragen, insbeson-
dere eine Schwerpunktsetzung auf polnisch-russische Wirtschaftskontakte.
Bei der Diskursanalyse zum Spannungsverhältnis dieser beiden Konzeptionen soll nicht

auf den gesamten Zeitraum seit 1989 zurückgegri�en werden, da dies den empirischen
Rahmen der Arbeit übersteigen und aufgrund der kurzfristigen Schwankungen in der
Diskussion auch kaum zu signi�kanten Ergebnissen führen würde. Ferner bleiben bilate-
rale polnisch-russische Fragen (insbesondere bilaterale Lieferverträge über Energieträger)
weitgehend ausgeklammert. Es wurden deshalb drei kürzere Perioden (1993/94, 1996/97,
2000/01) ausgewählt, in denen der polnische Diskurs über die Frage dieses Unterkapitels
besonders intensiv geführt wurde.

5.1.2.1 1993/94: Was ist die strategische Partnerschaft nicht?

5.1.2.1.1 Präsident Den Beginn der Initiative von Präsident Waª�esa gegenüber der
Ukraine kann man auf den Brief des Präsidenten vom Dezember 1992 an seinen ukrai-
nischen Amtskollegen datieren, in dem er die Einrichtung eines Konsultativkomitees des
polnischen und ukrainischen Präsidenten vorschlug (Cie±lik 1992: 141). Der erste Be-
such des polnischen Präsidenten in Kiev im Mai 1993 begann mit einem sich schon seit
1992 abzeichnenden, aber dennoch bemerkenswerten Auftakt: Präsident Krav£uk schlug

69Vortrag des ehemaligen polnischen Unterstaatssekretärs am 25.2.2000 im Rahmen des Diskussions-
forums �Forum Polska 2000� der Polnischen Informationsagentur, www.pai.pl/CP/deb4.html [20.4.01].

70Król 2001: 69f, ähnlich die De�nition von Wizimirska 1999: 168.
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der polnischen Seite einen dritten sicherheitspolitischen Block in Europa unter polnisch-
ukrainischer Führung vor, �strategische Partnerschaft� genannt (Ku¹niar 1993: 16). Der
polnische Präsident lehnte die Vorschläge zwar nicht rundweg ab, wollte aber vor allem
aus zwei Gründen nicht näher auf diese Initiative eingehen: Zum einen wäre der von Kiev
vorgeschlagene Block der ostmittel- und osteuropäischen Transformationsstatten von der
Ostsee bis zum Schwarzen Meer in Moskau als viel eher als antirussisch perzipiert worden
als ein nordatlantisches Verteidigungsbündnis ohne geographisch �xiertes Feindbild, das
Russland eine Partnerschaft anbietet (Bingen 1994a: 16). Zum anderen sah er eine solches
Bündnis als Scha�ung einer ine�ektiven Zone von Autarkie jenseits westlicher Strukturen,
vor allem der NATO, an.71 Diese Auswirkungen gaben ferner keine Antwort auf die Fra-
ge, welchen Beitrag Warschau zur Erhöhung der Sicherheit und Stabilität in Ostmittel-
und Osteuropa leisten könne (Bratkiewicz 1995b: 29). Waª�esa betonte zur polnisch-
ukrainischen Partnerschaft im Abschlusskommuniqué lediglich die Notwendigkeit �all das
aufrecht zu erhalten und zu stärken, was uns verbindet, und entschieden das abzulehnen,
was uns in der Vergangenheit getrennt hat�.72 Gleichsam als �institutionellen Ersatz�,
der jedoch zunächst noch keine Wirkung entfaltete, stimmte der polnische Präsident der
Gründung eines �Konsultativkomitees des polnischen und ukrainischen Präsidenten� zu,
das im März 1994 zumindest die Aufstellung eines gemeinsamen militärischen Bataillons
im Rahmen des PfP-Programmes beschloss (Caªka 1998a: 39f).
Die Deklaration des Staatsministers in der Präsidialkanzlei und Sekretär des Konsul-

tativkomitees, Jerzy Milewski, im Juni 1994, dass Polen die Ukraine als �strategischen
Partner� betrachte, rief in Kiev nach entgegengesetzten Äuÿerungen des polnischen Au-
ÿenministers wenige Monate zuvor Konsternierung hervor.73 Die Position des Präsidenten
beschränkte sich somit auf die von Präsident Waª�esa vielfach betonte Formel �Es gibt kein
freies Polen ohne eine freie Ukraine�.

Gegenüber Litauen unternahm der polnische Präsident im Zeitraum 1993/94 keinerlei
Initiativen, eine �strategische Partnerschaft� zu begründen, bot sein Land aber als �natür-
lichen Bündnisgenossen� (und als Alternative zum �skandinavischen Weg� Litauens) auf
dem Weg nach Europa an.74 Die Minderheitenfrage überschattete alle anderen Aspekte
in den polnisch-litauischen Beziehungen und lieÿ die litauische Seite sogar am Weg nach
Europa über Polen zweifeln.75 Erst im Mai 1994 konnte schlieÿlich der Nachbarschafts-
vertrag mit Wilna unterzeichnet werden.

71Bratkiewicz 1995b: 25f. Auch in den anderen ostmitteleuropäischen Ländern wurde dem Plan
Krav£uks keine Chance eingeräumt (Kozakiewicz 1998b: 33). Der polnische Präsident hatte ferner
während seines Aufenthalts in Kiev vom prorussischen Standpunkt des deutschen Auÿenministers Kinkel
erfahren (Osadczuk 1993b: 109).

72Kommuniqué des Besuches des polnischen Präsidenten Waª�esa in der Ukraine, Holos Ukrajiny,
28.5.1993.

73Kami«ski/Kozakiewicz 1997: 43. International fand die Ukraine Anfang des Jahres 1994 aus der
internationalen Isolierung heraus, nachdem am 14. Januar 1994 eine Vereinbarung über die Abgabe der
Atomwa�en zwischen den USA, Russland und der Ukraine unterzeichnet worden war und Kiev sich per
Parlamentsbeschluss im Juli 1994 als militärisch neutral erklärte. Für die Übergabe der Atomspreng-
köpfe an Russland wurde Kiev mit russischen Energielieferungen für die ukrainischen Atomkraftwerke
entschädigt. Damit war die Zurückhaltung des Westens grundsätzlich überwunden (Budkin 1998: 133f).

74Waª�esa 1995: 145, Ansprache des polnischen Präsidenten im litauischen Seimas, 26.4.94.
75So bekannte sich der litauische Präsident Landsbergis 1992 o�en zu einer engen Partnerschaft nicht

mit Polen, sondern mit Skandinavien auf dem Weg nach Europa (Szlachta 1992a, Butkievi£ius 1993).
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Durch die dramatischen Umsatzeinbrüche im polnischen Export in die UdSSR nach
1989 bzw. die GUS-Staaten nach 1991 wurde das Thema des polnischen Osthandels
zu einem der �Dauerbrenner� der ostpolitischen Auseinandersetzungen in Warschau. Prä-
sident Waª�esa schaltete sich nur einmal in diese Frage ein, jedoch mit einiger Nachwirkung:
Am 25. August 1993 wurde während des Besuchs von Präsident El'cin in Warschau gleich-
zeitig mit dem bilateralen Handelsvertrag auch das polnisch-russische Abkommen über
den Bau einer russischen Gasleitung über polnisches Territorium unter Umgehung der
Ukraine nach Westeuropa unterzeichnet.76
Jedoch war es nicht der Abschluss diese Vertrages an sich, sondern die in die Medien

durchgesickerte Verhandlungslinie von Präsident Waª�esa, angeblich im Gegenzug für den
polnischen NATO-Beitritt seine Unterstützung für den Bau der umstrittenen Pipeline
und einen Lieferkontrakt gegeben zu haben. Dieser Schritt brachte nicht nur nicht die
erho�ten Resultate (El'cin nahm seine Zusage sogleich wieder zurück), sondern schuf vor
allem das Misstrauen Kievs gegenüber Warschau (Caªka 1998a: 38).

5.1.2.1.2 Ministerrat Konsens im polnischen Ministerrat war von Anfang an, dass
die Ukraine ein �wichtiger Vektor� der Warschauer Auÿenpolitik sein müsse77 und eine
gestärkte Unabhängigkeit des südöstlichen Nachbarn im eigenen Interesse sei.78 Jenseits
dieser Position nahm der polnische Ministerrat 1993/94 im auÿenpolitischen Diskurs ge-
genüber der Ukraine jedoch eine vorsichtige Position ein: Nachdem Auÿenminister Sku-
biszewski im Dezember 1992 bei seinem Besuch in Kiev nur allgemein die polnische Be-
reitschaft zur Lösung von sicherheitspolitischen Fragen angekündigt und den Wunsch der
Ukraine nach Einbindung in das Visegrád-Dreieck abgelehnt hatte (Hartmann 1995:
952), betonte Verteidigungsminister Onyszkiewicz Ende Januar 1993 im Einvernehmen
mit seinem ukrainischen Kollegen, dass die beschlossene polnisch-ukrainische Militärko-
operation weder eine militärische Allianz darstelle noch gegen dritte Staaten gerichtet
sei (Kami«ski/Kozakiewicz 1997: 31). Dennoch unterstrich Premier Suchocka in ei-
ner Rede im Warschauer O±rodek Studiów Wschodnich, dem wichtigsten polnischen think
tank zur Ostpolitik, die Bedeutung der Ukraine für Polen als eine von vier �strategischen�
Schlüsselrichtungen der polnischen Auÿenpolitik. Diese Ankündigung wurde jedoch nicht
näher präzisiert. Klar war jedoch geworden, das es sich bei der Kooperation nicht um hard
security items handeln könne.79 Auÿenminister Skubiszewski nannte etwa in seinem au-
ÿenpolitischen Jahresbericht die polnisch-ukrainischen Beziehungen nur noch ein �Modell
der guten Nachbarschaft und engen Zusammenarbeit�.80

76Pawlak 1993: 37. Dabei kontrollierte Gazprom 48 Prozent der für den Bau der Jamal-Leitung
verantwortlichen Gesellschaft (Rocznik Strategiczny 1996/97: 155). Während des Besuchs von Premier
�ernomyrdin in Warschau im August 1993 wurde ein Protokoll über den technischen Ablauf des Baus
dieser Leitung unterzeichnet (Magdziak-Miszewska 1996: 123f).

77Auswärtiger Ausschuss des Sejm, Bulletin Nr. 846, 18.11.92, Rede von Auÿenminister Skubiszewski.
78Sprawozdanie Stenogra�czne Sejmu, 43. Sitzung, 29.4.93, Rede von Auÿenminister Skubiszewski.
79Polska nie mo»e dªu»ej czeka¢ na przyj�ecie do NATO, Premier Hanna Suchocka w O±rodku Studiów

Wschodnich, Rzeczpospolita, 1.9.93. Die Ablehnung des Krav£uk-Plans und die hochgespielte Spionage-
A�äre um den ukrainischen Major Lysenko erweckten 1993/94 in Kiev den Eindruck, das Warschau für
die GUS-Staaten eine pax russica akzeptiert habe (Kami«ski/Kozakiewicz 1997: 36); verstärkt durch
den polnischen Wunsch an Kiev, seine Atomwa�en abzugeben (Interview mit Vize-Verteidigungsminister
Przemysªaw Grudzi«ski, Nasi s�asiedzi i nasze bezpiecze«stwo, Rzeczpospolita, 22./23.5.93).

80Sprawozdanie Stenogra�czne Sejmu, 43. Sitzung, 29.4.1993, Rede von Auÿenminister Skubiszewski.
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Nach dem Warschauer Regierungswechsel im Herbst 1993 wurde im allgemeinen die
Bedeutung der polnisch-ukrainischen Beziehungen heruntergespielt. Auch der neue Au-
ÿenminister Olechowski beschrieb bei einem Tre�en mit seinem ukrainischen Kollegen
nicht mehr die gegenseitigen Beziehungen, sondern nur noch die Tatsache der Unabhän-
gigkeit beider Staaten als �strategische Dimension�; das gegenseitige Verhältnis wurde
nur noch als �enge Partnerschaft� bezeichnet.81 Gleichzeitig waren es jedoch gerade der
neue polnische Auÿenminister und die polnischen Diplomaten, die auf der internationalen
Bühne, vor allem im Westen, für die Akzeptanz der Ukraine und die Anerkennung der
Spezi�ka dieses Landes warben und die westlichen Staaten o�en kritisierten, ihre Hilfe
nur Russland und den baltischen Staaten zugute kommen zu lassen.82 Der Ministerrat be-
schränkte danach jedoch bis zum Ende des Jahres 1994 seine Initiativen auf soft security
issues und sprach sich etwa nachdrücklich für den Beitritt der Ukraine zum Europarat
und der Zentraleuropäischen Initiative aus (Bratkiewicz 1993: 132).

Die Initiativen des Ministerrates in der Litauen-Politik waren 1993/94 noch äuÿerst
begrenzt. Zum einen zeigte die litauische Regierung zwischen 1991 und 1993 kein Inter-
esse an einer aktiveren Polen-Politik,83 die insbesondere aufgrund der ungelösten Min-
derheitenprobleme gelähmt wurde. Die deutlichste Position in der Litauenpolitik bezog
der Ministerrat in der Frage der Verhandlungen über einen polnisch-litauischen Nach-
barschaftsvertrag. Es soll hier nicht im einzelnen auf die diesbezüglichen Verhandlungen
eingegangen werden.84 Bemerkenswert ist jedoch die Aussage des ersten polnischen Bot-
schafter nach 1989 in Litauen, Jan Widacki, dass die groÿen Bemühungen der polnischen
Verhandlungsdelegation �die ganze Zeit von der Wspólnota Polska, den Ausschüssen des
Senats, einigen politischen Gruppierungen, einzelnen Politikern, Abgeordneten und Sena-
toren ignoriert� (Widacki 1997: 153) wurden. Insbesondere dieWspólnota Polska verfüge
dabei über �nanzielle Mittel, die die Ressourcen des MSZ um ein Vielfaches überstiegen
und mit denen die nicht selten antilitauischen Initiativen unterstützt würden. Als der Ver-
trag nach fünf Verhandlungsrunden am 26. April 1994 in Wilna von beiden Präsidenten
unterzeichnet wurde,85 war die wichtigste politische Botschaft historischer Dimension die
polnische Anerkennung, dass Wilna die Hauptstadt Litauens sei; die litauische Seite ver-
zichtete im Gegenzug auf die These von der illegalen Besetzung des Gebietes um Wilna
durch Polen in der Zwischenkriegszeit. Bemerkenswert war auch die politische Botschaft
eines über die europäischen Standards hinausgehenden gegenseitigen Minderheitenschut-
zes.86 Damit schien eine gute Grundlage in den gegenseitigen Beziehungen erreicht zu sein;

81�Deklaration des polnischen und ukrainischen Auÿenministers über die Prinzipien der Gestaltung
der polnisch-ukrainischen Partnerschaft�, 21.3.94, abgedruckt in: Biuletyn Ukrai«ski OSW 3/1994: 12-
14. Identisch äuÿerte sich der Auÿenminister zwei Monate später im Sejm (Sprawozdanie Stenogra�czne
Sejmu, 20. Sitzung, 12.5.94, Rede von Auÿenminister Olechowski).

82Andrzej Olechowski, Ku jednej, bepiecznej Europie, Rzeczpospolita, 14.11.94; Kami«-
ski/Kozakiewicz 1997: 39; Caªka 1998: 38.

83Widacki 1997: 152. So reisten zwar im Juni 1991 eine estnische und lettische Delegation (unter
eigener Flagge) zu einer von Polen und Schweden gemeinsam organisierten Konferenz der Ostseeanrainer
in Schweden an, Litauen zeigte jedoch kein Interesse an einer Teilnahme (Auswärtiger Ausschuss des
Sejm, Bulletin Nr. 846, 18.11.92, Rede von Auÿenminister Skubiszewski).

84Zu dieser in der polnischen und litauischen Literatur ausführlich rezipierten Frage siehe etwaWidacki
1997: 152f, Brodowski 1995: 115f, Valionis/Ignatavi£ius/Bri£kovskien 
e 1998: 14f.

85Die Rati�zierung erfolgte im polnischen Sejm einstimmig, in Litauen stimmten von 141 Angeordneten
91 dafür, 19 dagegen, acht enthielten sich der Stimme (Brodowski 1995: 116).

86Brodowski 1995: 116. Auch die russische Seite trug ungewollt � Auÿenminister Kozyrev bezeichnete
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den Begri� der �strategischen Partnerschaft� mochte aber noch keine der beiden Seiten
verwenden.

Ein beherrschendes Thema im Ministerrat war nach den dramatischen Einbrüchen des
polnischen Exports nach 1989 der Osthandel. Während Auÿenminister Skubiszewski
allgemein die Wichtigkeit des Osthandels im Hinblick auf Rohsto�mporte wie auf poten-
tielle Absatzchancen betont und zur Unterstützung der polnischen Ostpolitik vor allem
staatliche Garantien für den polnischen Export nach Osten gefordert hatte,87 erarbeitete
die polnische Regierung ab Anfang 1993 erste systematische Programme: Während die
von Premier Suchocka im Januar 1993 vorgestellte Konzeption einer �mittel- und ost-
europäischen Zone der Sicherheit und wirtschaftlichen Zusammenarbeit� seinerzeit keine
Unterstützung in maÿgeblichen Kreisen gefunden hatte (Caªka 1995a: 50, Anm. 2) und
ihre Forderung nach einer polnisch-ukrainischen Bank zur Abwicklung des gegenseiti-
gen Zahlungsverkehrs88 keinen gröÿeren Widerhall fand, legte das MSZ nach dem Regie-
rungswechsel Anfang 1994 ein Grundsatzprogramm für die polnische Ostpolitik mit einem
Schwerpunkt auf Russland vor Dieses stellte Auÿenminister Olechowski am 17. Februar
1994 vor dem Auswärtigen Ausschuss des Senats in drei Punkten vor:89 Erstens sei der
Aufbau allseitig guter Beziehungen mit den Staaten im Osten notwendig, die für Polen von
besonderer Bedeutung seien. Aufgrund der begrenzten Mittel und aus wirtschaftlichen und
politisch-militärischen Gründen konzentriere man sich dabei auf Russland und die Ukrai-
ne; weitere wichtige Plätze nähmen Weiÿrussland, die baltischen Staaten, Kasachstan und
Moldawien ein. Zweitens wolle Polen die Funktion eines Exporteurs von politischer Sta-
bilität � Demokratie, Marktwirtschaft, Menschenrechte � in der Region übernehmen und
drittens schlieÿlich neue Möglichkeiten für polnische Firmen zur Nutzung wirtschaftlicher
Chancen im GUS-Raum scha�en. Der Auÿenminister wehrte sich dabei gegen den Vor-
wurf, Polen sei wegen seiner Passivität nach 1989 von den Ostmärkten verdrängt worden
und habe dabei Marktanteile verloren.90
Diese Vorstellungen sollten mit Hilfe der von der Regierung verabschiedeten �Richtli-

nien für eine Proexportpolitik� verwirklicht werden, die in fünf Programmen zusammen-
gefasst wurden.91 Die Initiative des Auÿenministers blieb dabei im Rahmen der polni-

im Januar 1994 die baltischen Staaten als �nahes Ausland�, die Teil der Sphäre russischer lebendiger
Interessen seien � zum Abschluss des Vertrages bei.

87Sprawozdanie Stenogra�czne Sejmu, 43. Sitzung, 29.4.93, Rede von Auÿenminister Skubiszewski. Hier
wird � wie in Kapitel 3 gezeigt � erneut sichtbar, dass das MSZ die Auÿenwirtschaftsförderung nicht als
eigene Domäne verstand.

88Gafy rz�adu czy �Gazety�?, Gazeta Wyborcza, 20.1.93; Rzeczpospolita, 12.1.93.
89Auswärtiger Ausschuss des Senats, 17.2.94; Andrzej Olechowski, Pragniemy ocieplenie stosunków z

Rosj�a, Rzeczpospolita, 18.2.94.
90Auswärtiger Ausschuss des Senats, 17.2.94, Antwort von Auÿenminister Olechowski auf Fragen.
911) �Kontakt� - ein Programm zur Förderung zwischenmenschlicher Kontakte auf allen Ebenen, dar-

unter auch ein Ausbau der Grenzübergänge und eine Vereinfachung der Grenzprozeduren; 2) �Wspólnicy�
- ein Programm zur Scha�ung gemeinsamer Kapitalverbindungen, um wirtschaftliche Zusammenarbeit
zu erleichtern; 3) �Wokulski� - ein Programm zur Förderung polnischer Exporte und Dienstleistungen; 4)
�Transit� - ein Programm zum Aufbau einer Infrastruktur, die es Polen erlaubt, aus seiner günstigen geo-
graphischen Lage Erträge zu erzielen und 5) �Markt und Demokratie� - ein Programm zur Förderung von
Regierungsprojekten, die Markt und Demokratie in den osteuropäischen Nachbarstaaten stärken sollten.
Kein Programm wurde jedoch jemals realisiert (Kami«ski/Kozakiewicz 1997: 42). Polnische Kriti-
ker bezeichneten die Programme, die im Februar 1994 vom russischen Auÿenminister Kozyrev rundweg
abgelehnt und als �unslawisch� kritisiert worden waren, als zumindest �verfrüht� (Caªka 1998a: 40).
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schen Westorientierung: Es bestehe die Notwendigkeit, Russland in die Demokratisierung
miteinzubeziehen und nicht zu isolieren, ferner sei ein sicheres Europa ohne ein star-
kes und demokratisches Russland nicht vorstellbar.92 Olechowski hob damit insbesondere
auf das Argumentationsmuster ab, dass Polen verp�ichtet dazu sei, dass Russland ein
Teil der westlichen Welt werde, um nicht selbst zum Frontstaat in Europa zu werden
(Kobrinskaja 1998: 69). In seinem Sejm-Exposé vom 12. Mai 1994 wiederholte der
Auÿenminister das Programm zur Belebung des polnischen Osthandels, warnte jedoch
zusätzlich explizit vor einer Reihe von Gefahren, wie etwa den unklaren Eigentumsver-
hältnissen, kriminellen Vermischungen zwischen Wirtschaft und Politik sowie fehlenden
rechtlichen Regelungen und Institutionen.93 Der Auÿenminister fand für seinen Kompro-
misskurs jedoch keine Unterstützung: Als im März 1994 ein informelles Tre�en mit dem
russischen Auÿenminister nur ein Protokoll abweichender Positionen94 erbrachte, bedeu-
tete dies für Olechowski eine innenpolitische Niederlage gegenüber den vor allem aus dem
Post-�S�-Lager stammenden Gegnern einer Annäherung an Russland. Als sein Standpunkt
gegenüber Russland schlieÿlich innerhalb der Koalition als nicht mehr durchsetzungsfähig
war und von Premier Pawlak ö�entlich in Zweifel gezogen wurde,95 trat Olechowski im
Januar 1995 zurück.96

Die Vorstellungen der SLD/PSL-Regierung zur Belebung des polnischen Osthandels
waren dagegen unter Federführung des PSL-kontrollierten Auÿenhandelsministeriums we-
sentlich weitgehender als die des parteilosen, das Vertrauen von Präsident Waª�esa genie-
ÿenden Auÿenministers Olechowski und betonten die Notwendigkeit eines strukturellen
Umbaus einiger polnischer Wirtschaftssektoren, um die Zusammenarbeit mit russischen
Partnern zu erleichtern (Caªka 1998a: 40). Die neue Koalition sah in verstärkten wirt-
schaftlichen Kontakten mit den östlichen Nachbarn in erster Linie eine Chance zur Ver-
besserung der stark de�zitären Auÿenhandelsbilanz, zur Stabilisierung der Sektoren, die
Probleme mit der wirtschaftlichen Transformation aufwiesen (Landwirtschaft, Schwerin-
dustrie, Rüstung, Energie), sowie zur Belebung der grenzüberschreitenden Zusammenar-
beit.97 Die Realisierung dieser Konzepte verlange eine grundsätzliche Korrektur der vom
MSZ vorgeschlagenen Strategie.98 Einige Vertreter der Regierung empfahlen das Ende

92Kobrinskaja 1998: 43; Jak opu±ci¢ szar�a stref�e bezpiecze«stwa. Polska chce do NATO, Rzeczpos-
polita, 29.12.93.

93Sprawozdanie Stenogra�czne Sejmu, 20. Sitzung, 12.5.94, Antwort von Auÿenminister Olechowski auf
Fragen.

94Caªka 1995b: 97. Da Premier Pawlak zur selben Zeit eine Reihe von bilateralen Abkommen in
Moskau unterzeichnete, war die russische Presse sehr bemüht, die �guten� Beziehungen zwischen den
Premierministern Pawlak und �ernomyrdin den �schlechten� Beziehungen zwischen den Auÿenministern
gegenüberzustellen und verbreitete die Behauptung, dass die SLD/PSL-Regierung die erste polnische
Regierung seit 1989 sei, die eine Strategie gegenüber den östlichen Nachbarn ausarbeite (PAP 22.6.94;
Caªka 1995b: 98).

95Beispielhaft deutlich wurde dieser Kon�ikt während des Besuchs des ungarischen Premiers Horn im
November 1994 in Warschau, als Premier Pawlak und Auÿenminister Olechowski zu vollkommen unter-
schiedlichen Standpunkten in der Frage der Zusammenarbeit mit Russland kamen (PAP 24.11.94; Caªka
1995b: 99). In der zweiten Jahreshälfte des Jahres 1994 bemerkte ferner das MSZ, dass es vom MWGzZ
zu spät über wichtige polnisch-russische Vertragsgespräche informiert worden war (Caªka 1995b: 99f).

96Pawlak polemizuje z Olechowskim, Rzeczpospolita, 16.1.95; Priorytety premiera, Rzeczpospolita,
21.1.95; Sprawozdanie Stenogra�czne Sejmu, 40. Sitzung, 5.1.95, Antwort von Premier Pawlak auf Fragen;
Olechowski 1995: 29.

97Polsko-rosyjska wspóªpraca regionalna, Przegl�ad Rz�adowy 10/1994: 66-68.
98Die vor allem von der PSL vorgesehenen Konzepte für Schlüsselsektoren der polnischen Volkswirt-
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der aktiven polnischen Diplomatie im Osten, das Ende für die Unterstützung der neuen
unabhängigen Staaten auf dem Gebiet der ehemaligen UdSSR, die Anerkennung einer
russische Ein�usssphäre östlich des Bug oder forderten sogar gute Beziehungen mit jeder
Art von russischer Regierung sowie die Aufgabe des Wunsches nach partnerschaftlichen
polnisch-russischen Beziehungen.99 Besonders weitgehend war die Bereitschaft, in einigen
wirtschaftlichen Sektoren zu russischen Standards zurückzukehren und die begonnenen
Umstrukturierungen abzubrechen. Vertreter des Auÿenministeriums kritisierten diesen
Standpunkt scharf und wiesen darauf hin, dass Russland seine Wirtschaftsreformen frei-
willig abgebrochen habe und für Moskau die Kooperation mit der polnischen Regierung
mit Hilfe zentralisierter monopolisierter Strukturen am bequemsten sei, was jedoch kei-
nesfalls im Interesse der polnischen, auf europäische Standards abzielende Wirtschaftsre-
formen sein könne (Caªka 1995a: 53, Anm. 9).

5.1.2.1.3 Parlament Das Parlament zeigte sich zur Frage dieses Unterkapitels im
untersuchten Zeitraum tief gespalten. Die Debatten waren vielfach geprägt von einem
�entweder eine Fortführung der eher vorsichtigen Ostpolitik der Regierungen oder eine
wirtschaftliche Ö�nung vor allem gegenüber Russland�, aber auch den anderen GUS-
Staaten�. Dabei stellten sich jedoch auch die Befürworter der letzteren Option nach dem
Regierungswechsel 1993 hinter das Ziel eines polnischen NATO-Beitrittes und traten zu-
mindest nicht o�en gegen einen möglichen EU-Beitritt auf. Gerade weil über diese beiden
Fragen bereits zumindest überwiegend Konsens herrschte, brach die Debatte um die �rich-
tige� Ostpolitik umso heftiger aus:

Die SLD forderte eine deutlich verstärkte Exportpolitik Polens in die GUS, vor allem
nach Russland, und eine deutliche Präsenz auf den dortigen Ostmärkten, abgesichert
durch staatliche Bürgschaften. Als Beispiel gab sie vor allem den Export von Lebens-
mitteln gegen den Import von Energie, vor allem Erdgas, an.100 Die Partei kritisierte
die �Bevormundung� der östlichen Nachbarn nach 1990, lehnte die Darstellung der Ost-
politik durch die Regierung als �alternativlos� ab und forderte eine exportorientiertere
Ostpolitik.101 Als gröÿte Regierungsfraktion gri� die SLD ein Jahr später fundamental
schaft sahen neben enger Kooperation auch strukturelle Bindungen an die Volkswirtschaften der GUS-
Staaten, vor allem Russland, vor (ausführlich siehe: Poci�ag przyja¹ni, Wprost 6/1995; Bitwa o Podka«s-
kiego, Wprost 10/1995). So betrieb die Partei ein starkes lobbying für die Einführung von Ausgleichszöllen
auf Agrarimporte, um diesen die Wettbewerbsvorteile auf dem heimischen Markt zu nehmen. Die Partei
initiierte daneben eine Kampagne zur Ö�nung der Märkte in Ost und West für polnische Agrarerzeugnis-
se, indem man ökonomische Kooperationsbereitschaft an den Import von polnischen Agrarerzeugnissen
knüpfte (Sabbat-Swidlicka 1994: 17). Am 30.10.94 stellte Auÿenhandelsminister Lesªaw Podka«ski in
einem Interview für INTERFAX ferner fest: �Warschau und Moskau sind speziell interessiert an einer
Zusammenarbeit im Rüstungssektor. Die Tradition muÿ fortgesetzt werden und ein Abkommen über
Zusammenarbeit kann das Handelsvolumen in diesem Bereich erhöhen� (zit. nach Caªka 1995b: 100).
Im vorbereitenden Protokoll für dieses Abkommen fand sich der bemerkenswerte Satz: �Dieser Vertrag
kann die Grundlage einer breiten Zusammenarbeit sein, auch einer gemeinsamen Produktion und eines
gemeinsamen Verkaufs von Spezialprodukten� (zit. nach Caªka 1995b: 100, Anm. 10).

99Caªka 1995a: 52. Die russische Seite gri� diesen Gedanken gerne auf, so forderte etwa Arkadij
Wol'skij auf dem Wirtschaftsforum in Krynica im Oktober 1994 bereits den Wiederaufbau des RGW im
Bereich militärisch-technischer Zusammenarbeit (Caªka 1995a: 53, Anm. 8).
100Sprawozdanie Stenogra�czne, 43. Sitzung, 30.4.93, Rede von Józef Oleksy. Schon ein Jahr zuvor hatte

die SLD Skubiszewski vorgeworfen, er habe auÿer dem Rohsto�mport nichts für den polnischen Osthandel
getan (Sprawozdanie Stenogra�czne Sejmu, 14. Sitzung, 8.5.92, Rede von Wªodzimierz Cimoszewicz).
101Sprawozdanie Stenogra�czne, 43. Sitzung, 30.4.93, Rede von Tadeusz Iwi«ski.
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die Ostpolitik der polnischen Regierungen zwischen 1989 und 1993 an: Skubiszewski habe
�bewusst und programmartig wirtschaftliche Interessen von den diplomatisch-politischen
Tätigkeiten amputiert (...), zu schnell haben wir uns von den Ostmärkten evakuiert und zu
leicht haben wir uns von dort verdrängen lassen�.102 Die SLD forderte deshalb die Schaf-
fung eines deutsch-polnisch-russischen �Warschauer Dreieckes�, um im deutsch-russischen
Dialog stärker präsent zu sein.103 Die Partei sprach sich für eine Brückenfunktion Polens
nach Osten aus, wobei man dabei allerdings weniger an den Export von Demokratie,
Menschenrechten und Marktwirtschaft dachte, sondern an eine nicht an politische Bedin-
gungen geknüpfte wirtschaftliche Kooperation mit den GUS-Staaten.104 Das wichtigste
Ziel der polnischen Ostpolitik seien nicht die Beziehungen zu Litauen oder zu Weiÿrus-
sland, sondern zu Russland und der Ukraine.105
Noch deutlicher sprach sich die PSL gegen die Politik der Regierungen der Jahre 1989

bis 1993 aus. Ihr Fraktionschef und späterer Premier Waldemar Pawlak wies auf die
Überproduktion von Lebensmitteln im Westen und die entsprechende Unterversorgung
in Osteuropa hin, was Exportaktivitäten von polnischer Seite erfordere. Er wandte sich
wie auch ein Teil der PSL-Fraktion explizit gegen die Notwendigkeit der Unterstützung
der Unabhängigkeits- und Demokratisierungsbewegungen in den östlichen Nachbarstaa-
ten und forderte die Anerkennung einer russischen Ein�usszone östlich des Bug wie auch
die Aufrechterhaltung guter Beziehungen mit Russland unabhängig von der Moskauer
Auÿenpolitik.106 Pawlak ergri� Partei für eine ungebundene polnische Auÿenpolitik nach
allen Seiten hin, die insbesondere die Interessen der polnischen Landwirtschaft und In-
dustrie verteidige. Der Abgeordnete Mojzesowicz fügte hinzu, dass die Polen ihre Angst
vor Russland ablegen müssten, denn Deutschland sei �immer� die gröÿere Gefahr für
Polen gewesen.107 In ähnlicher Art kritisierte die PSL 1994 die �verletzend-provinzielle
Politik�108 von Auÿenminister Skubiszewski gegenüber Russland, die der Grund für die
schlechten Beziehungen zwischen Warschau und Moskau sei. Den oben erwähnten Plan
Olechowskis attackierte die Partei für den fehlenden Willen, auch politisch (insbesondere
sicherheitspolitisch) eine Ö�nung gegenüber Russland einzuleiten. Symbolisch für die zum
Teil widersprüchlichen Aussagen der PSL war jedoch, dass gleichzeitig der Plan Olechow-
skis als �zu eigennützig� für Polen bezeichnet wurde.109

In starkem Kontrast dazu wiesen die Mitte- und Mitte-Rechts-Parteien im polni-
schen Parlament 1993/94 auf den Nexus zwischen der Entwicklung der Beziehung zu den

102Sprawozdanie Stenogra�czne, 43. Sitzung, 30.4.93, Rede von Longin Pastusiak. Ähnlich äuÿerte sich
Tadeusz Iwi«ski bereits im November 1992 im Auswärtigen Ausschuss des Sejm und sprach vom �un-
wiederbringlichen Verlust der Ostmärkte� (Auswärtiger Ausschuss des Sejm, Bulletin Nr. 846, 18.11.92,
Beitrag von Tadeusz Iwi«ski).
103Sprawozdanie Stenogra�czne, 20. Sitzung, 12.5.94, Rede von Longin Pastusiak. Der Vorschlag präzi-

sierte jedoch nicht, in welcher Weise ein in die NATO und die EU eingebundenes Deutschland in diesem
Dreieck selbständig auftreten sollte.
104Sprawozdanie Stenogra�czne, 20. Sitzung, 12.5.94, Reden von Longin Pastusiak, Tadeusz Iwi«ski.
105Auswärtiger Ausschuss des Sejm, Bulletin Nr. 846, 18.11.92, Beitrag von Tadeusz Iwi«ski.
106Caªka 1995a: 52f; Sprawozdanie Stenogra�czne, 43. Sitzung, 30.4.93, Rede von Waldemar Pawlak:

�Ein solcher Gedanke [die polnische Position zwischen Ost und West günstig einzusetzen, S.G.] liegt
bestimmt nicht darin, revolutionäre Ideen und Belehrungen nach Osten zu exportieren (...).�
107Sprawozdanie Stenogra�czne, 43. Sitzung, 30.4.93, Rede von Wojciech Mojzesowicz, ähnlich Stanisªaw

Bartoszek (beide PSL).
108Sprawozdanie Stenogra�czne, 20. Sitzung, 12.5.94, Rede von Tadeusz Samborski.
109Sprawozdanie Stenogra�czne, 20. Sitzung, 12.5.94, Rede von Wªodzimierz Konarski.
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östlichen Nachbarn und deren Fortführung demokratischer und marktwirtschaftlicher Re-
formen hin.110 Sie betonten die Bedeutung der Demokratisierung Russlands und der Un-
abhängigkeit Litauens, Weiÿrusslands und der Ukraine für die polnische Sicherheit. Auch
die Mitte- und Mitte-Rechts-Parteien forderten indes eine Belebung und Absicherung des
polnischen Exports nach Osten durch staatliche Bürgschaften und erhöhte �nanzielle Hil-
fen. Bogdan Borusewicz (�S�) wies dabei als einziger explizit auf die Notwendigkeit von
�intellektuellen Investitionen� als polnisches Exportgut nach Osten hin.111 Aber sie recht-
fertigten die �Amputationen� des Osthandels als notwendige Operation zur Au�ösung von
RGW und Warschauer Pakt. Ferner wurde die Möglichkeit bezweifelt, mit Russland gute
wirtschaftliche Beziehungen bei fortbestehenden fundamentalen auÿenpolitischen Unter-
schieden zu haben.112 Die Initiative des �Warschauer Dreieckes� lehnten diese Parteien
mit dem Argument ab, dass die deutsch-polnischen und die polnisch-russischen Beziehun-
gen verschiedene Achsen der polnischen Auÿenpolitik seien, die nicht durch ein Dreieck
zusammengeführt werden könnten.113
Die parlamentarische Rechte äuÿerte sich wenig und uneinheitlich zur Frage der Ost-

märkte: Während die KPN deutlich vor imperialen Tendenzen in der russischen Auÿen-
politik warnte, forderte die ZChN für Russland, dessen Rolle als �erstes Opfer des Kom-
munismus� herausgestrichen wurde, eine gegenüber den drei weiteren östlichen Nachbarn
bevorzugte Haltung.114 Diese Parteien spielten jedoch im weiteren Verlauf dieser Debatte
keine nennenswerte Rolle mehr.

Da das Thema der �Ostmärkte� die parlamentarische Debatte dominierte, trat die Frage
des Charakters der Beziehungen zu Litauen und der Ukraine im untersuchten Zeitraum
deutlich in den Hintergrund: Gegenüber der Ukraine verliefen die Kon�iktlinien ähnlich
wie in der Debatte um den Osthandel: Die gröÿte Initiative in dieser Frage zeigten zweifel-
los � schon vor 1993115 � dieMitte- undMitte-Rechts-Parteien . SLD und PSL gingen
dagegen de facto überhaupt nicht gesondert auf die Ukraine und Litauen als spezielle oder
gar strategische Partner Polens ein.116 Genauso betrachteten auch die Rechtsparteien
(bis auf die chancenlose Konzeption der KPN) die Ukraine nicht als Faktor polnischer
Auÿenpolitik � wenn dann nur mit Forderungen bezüglich der Behandlung polnischer
Minderheiten oder hinsichtlich historischer Erblasten117 � oder forderten sogar o�en eine

110Besonders deutlich bei: Sprawozdanie Stenogra�czne, 43. Sitzung, 30.4.93, Reden von Andrzej Wie-
lowieyski, Bogdan Borusewicz, Jacek Kurczewski, Paweª Zalewski; Sprawozdanie Stenogra�czne, 20. Sit-
zung, 12.5.94, Reden von Bronisªaw Geremek, Jerzy Wuttke, Mirosªaw Czech, Andrzej Wielowieyski.
111Sprawozdanie Stenogra�czne, 43. Sitzung, 30.4.93, Reden von Paweª Zalewski, Jacek Kurczew-

ski, Wªadysªaw Reichelt, Bogdan Borusewicz; Racja stanu, Rozmowa z prof. Bronisªawem Geremkiem,
Wprost, 9.1.94.
112Sprawozdanie Stenogra�czne, 20. Sitzung, 12.5.94, Reden von Bronisªaw Geremek, Andrzej Wielo-

wieyski.
113Sprawozdanie Stenogra�czne, 20. Sitzung, 12.5.94, Rede von Bronisªaw Geremek.
114Sprawozdanie Stenogra�czne, 20. Sitzung, 12.5.94, Rede von Leszek Moczulski; Sprawozdanie Steno-

gra�czne, 43. Sitzung, 30.4.93, Rede von Marek Jurek; Sprawozdanie Stenogra�czne, 14. Sitzung, 8.5.92,
Rede von Marian Piªka; Marian Piªka, Dwubiegunowa integracja, Rzeczpospolita, 21.1.94.
115Sprawodzanie Stenogra�czne Sejmu, 14. Sitzung, 8.5.92, Reden von Bogdan Borusewicz und Andrzej

Wielowieyski.
116Einen einzigen leicht abweichenden Akzent in dieser Frage setzte Janusz Dobrosz (PSL), Sprawozdanie

Stenogra�czne Sejmu, 20. Sitzung, 12.5.94.
117Im Januar 1994 forderte die ZChN, dass am Beginn einer polnisch-ukrainischen Versöhnung eine

Verurteilung der an Polen während des Zweiten Weltkrieges in Wolhynien begangenen Verbrechen stehen
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bevorzugte Behandlung Russlands.118
Gegenüber Litauen waren die Positionen unter den Parteien ähnlich � jedoch spielte

hier die polnische Minderheit in den Äuÿerungen der Parlamentarier beinahe aller Fraktio-
nen eine noch gröÿere Rolle.119 Besondere Beachtung verdient der auf Druck des Verbandes
der polnischen Minderheit in Litauen (ZPL) im Januar 1994 von 82 überwiegend der parla-
mentarischen Mehrheit (!) angehörigen Sejm-Abgeordneten unterzeichnete scharfe Appell
an die polnische Regierung, Neuverhandlungen über den Entwurf des polnisch-litauischen
Nachbarschaftsvertrages wegen der Bestimmungen über die gegenseitigen Minderheiten
einzuleiten. Das bewerteten sowohl das polnische Auÿenministerium wie auch Präsident
Kwa±niewski und der Vorsitzende des Minderheitenausschuss des Sejm, Jacek Kuro«, als
nicht hilfreich.120

5.1.2.1.4 Medien und Ö�entlichkeit Es ist nicht das Ziel dieses Abschnitts, einen
vollständigen Überblick über die polnische Medienlandschaft und breite Ö�entlichkeit zur
untersuchten Debatte zu geben. Es können jedoch einige wesentliche Tendenzen festge-
halten werden: Die Auseinandersetzungen im Parlament und der Regierung fanden in den
Printmedien in eher noch schärferer Form ihren Widerhall und konzentrierten sich auf
zwei Fragen:
a) die polnische Politik gegenüber Russland einerseits und gegenüber den drei histo-

rischen Nachbarn andererseits während der Regierung Suchocka. Die Politik des Prä-
sidenten und des Ministerrates gegenüber den drei historischen Nachbarn wurde dabei
vom überwiegenden Teil der Printmedien als zu vorsichtig bewertet. Im Hinblick auf die
Ukraine forderten zahlreiche Artikel die polnische Regierung auf, die weit ausgestreckte
Hand Kievs anzunehmen, äuÿerten sich jedoch mit Hinblick auf das oberste Ziel der West-
integration abwartend zum ukrainischen Vorschlags eines �Ostpaktes� vom Mai 1993.121
Bezüglich Litauen schufen die Äuÿerungen zahlreicher prominenter Persönlichkeiten des
ö�entlichen Lebens � Jerzy Giedroyc, Czesªaw Miªosz, Zbigniew Brzezinski, Adam Mich-
nik, Jan Nowak-Jeziora«ski, Tomas Venclova � in den Medien beider Länder ein insgesamt
günstiges Klima für die schwierigen Verhandlungen um den polnisch-litauischen Nachbar-
schaftsvertrag (Valionis/Ignatavi£ius/Bri£kovskien 
e 1998: 16f). Einige polnische
Autoren forderten die polnische Seite dabei zu weiteren Zugeständnissen gegenüber Li-
tauen auf.122 Dagegen fand die Russland-Politik des MSZ weit weniger Beachtung. Die
Medien gaben hier Forderungen nach einer Ö�nung gegenüber Moskau deutlich weniger

müsse. Ferner machte die Partei die Rückgabe von im Verlauf der Aktion Weichsel enteigneten Eigen-
tums der Ukrainer davon abhängig, ob die aus Wolhynien und Galizien vertriebenen Polen ihr Eigentum
zurückerhielten (Rzeczpospolita, 10.1.94; Gazeta Wyborcza, 11.1.94).
118Auswärtiger Ausschuss des Sejm, Bulletin Nr. 846, 18.11.92, Beitrag von Marian Piªka.
119Genauer zum Minderheitendiskurs vgl. Kapitel 5.2.
120Rzeczpospolita, 15.1.94; Brodowski 1995: 115f; Valionis/Ignatavi£ius/Bri£kovskien 
e 1998: 16.
121Osadczuk 1993a: 117; Skaradzi«ski 1994: 146; Bohdan Osadczuk, Intrygi zamiast przemocy,

Rzeczpospolita, 21.10.93; Edward Krzemie«, Przyjazny dystans, Gazeta Wyborcza, 23.3.94; O. Musta�n:
W poszukiwaniu optymalnego kursu, Eurazja (OSW) 1/1995: 15. Eine Gegenkritik formulierte insbeson-
dere Chojnowska 1994.
122So etwa Brodowski 1993: 232, der eine polnische Entschuldigung für die militärische Besetzung

des Wilna-Gebietes im Jahre 1920 im Vertragstext forderte; ähnlich Szlachta 1992b. In der litauischen
Presse verschwanden ab Anfang 1994 allmählich die Stimmen, die seit 1990 den Weg Litauens nach Euro-
pa über Skandinavien favorisiert hatten (Valionis/Ignatavi£ius/Bri£kovskien 
e 1998: 13). Dennoch
wurde insbesondere Botschafter Widacki von der polnischen als auch von der litauischen Presse scharf
angegri�en (Rzeczpospolita, 14.1.94, zur polnischen Kritik siehe etwa Borkowicz 1993).
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Raum als aus den parlamentarischen Debatten zu vermuten wäre.123

b) Zum anderen legten Medien und Ö�entlichkeit nach dem Regierungswechsel im
Herbst 1993 einen Schwerpunkt auf die Auseinandersetzung mit der Linie der neuen
Koalition, die Belebung des Osthandels in den Vordergrund zu stellen und dabei wirt-
schaftliche über politische Gesichtspunkte insbesondere im Verhältnis zu Russland zu
stellen. Die Befürworter dieser neuen Richtung wollten Auÿenpolitik als Werkzeug zur
Realisierung der ökonomischen Interessen Polens eingesetzt wissen (Iwi«ski 1993: 16f)
und bewerteten die Westpolitik der Jahre 1989 bis 1993 als ungünstig für die ihrer Ansicht
nach Schlüsselbedeutungen besitzenden Beziehungen zu Moskau.124
Die publizistischen Gegner dieser Auÿenpolitik der SLD/PSL-Koalition äuÿerten sich

weitaus zahlreicher und nachhaltiger in der polnischen Ö�entlichkeit. Die radikalen Gegner
der neuen Regierung, die einen verstärkten russischen Druck auf Polen und eine einsei-
tige Korrektur der polnischen Russlandpolitik befürchteten (Kªoczowski 1996: 46-48),
blieben dabei zwar in der Minderheit, doch waren deutlich vor allem solche Stimmen zu
vernehmen, die wie Jerzy Giedroyc der neuen Regierung nicht nur das Fehlen eines Kon-
zeptes gegenüber den historischen Nachbarn, sondern auch fehlende Klarheit gegenüber
Russland vorwarfen.125 Die Mehrheit der Beobachter der politischen Szene stellte vor al-
lem eine allzu groÿe Zurückhaltung der neuen Regierung Pawlak gegenüber der Ukraine
fest.126 Die Bevorzugung eines der neuen Nachbarn durch die Regierungen Pawlak und
Oleksy � in diesem Fall also Russland � sei entgegen den Prinzipien der polnischen Ost-
politik seit 1989 und des ostpolitischen Programmes der Kultura.127
Insbesondere der Gedanke der Kultura, die bilateralen Beziehungen direkt in die Ge-

sellschaften hineinzutragen und einen breiten Dialog über aktuelle und historische Fragen
anzustoÿen, wurde als ein wesentlicher zweiter Schritt nach Aufbau der Vertragsstruk-
turen betont (Eurazja 1/1995 (OSW): 124). Jerzy Marek Nowakowski mahnte in dieser
Hinsicht vor allem eine �vielgleisige� verstärkte kulturelle Zusammenarbeit an, die durch
verschiedene gesellschaftliche Akteure beider Seiten zu realisieren sei. Er sprach sich ferner
für den Aufbau eines polnischen Kultur- und Sprachenzentrums in Kiev, Minsk und Wil-
na und einen polnischen Beitrag beim Aufbau der nationalen Identität insbesondere der
Ukrainer aus.128 Die Kritiker der Postkommunisten gestanden aber insgesamt zumindest
zu, dass der Regierungswechsel im Herbst 1993 in Polen (ähnlich wie in Ungarn) �keine
wesentliche Revision der Programme gebracht habe, vor allem nicht in der Auÿen- und
Verteidigungspolitik� (Kobrinskaja 1998: 37, Kªoczowski 1996: 38f).
Das russische Verhalten, durch zahlreiche Vorschläge wie etwa eine osteuropäische Frei-

handelszone oder gar die teilweise Wiedererrichtung der RGW-Strukturen Ein�uss auf
die polnische Volkswirtschaft zu erhalten, wurde einer deutlichen Kritik unterzogen. So
urteilte etwa das angesehene �Jahrbuch der polnischen Auÿenpolitik�: �Das politische Ziel
123Siehe etwa den Beitrag von Karol Modzelewski, Rzeczpospolita, 5.10.93.
124Kossakowski 1993: 33-36; Longin Pastusiak, Sta¢ nas na consensus, Rzeczpospolita, 5.11.94, Adam

Bromke, Na wira»u, Rzeczpospolita, 8.7.94.
125Nie zmarnowa¢ wschodniej koniunktury � rozmowa z Jerzym Giedroyciem, Polityka, 11.12.93; kritisch

zur Idee eines �Warschauer Dreieckes� Henryk Szlajfer, My±le¢ nie tylko o Rosji, Rzeczpospolita, 3.9.94.
126Bohdan Osadczuk, Po co ten proces, Rzeczpospolita, 29./30.1.94.
127Kami«ski/Kozakiewicz 1997: 52; Wojciech Zaj�aczkowski, Spór o Moskw�e, Rzeczpospolita, 16.5.95.
128Jery M. Nowakowski, W poszukiwaniu nowej koncepcji, Rzeczpospolita, 14.1.94; ähnlich Stefan Brat-

kowski und Hanna Dyl�agowa, Polska w Europie, Heft 12: 130, 132; Jerzy Kªoczowski und Zdzisªaw Najder,
Polska w Europie, Heft 14: 60, 71 (Protokolle der Diskussion).
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der russischen Taktik war es, Polen aufzuzeigen, dass es ein Objekt in der russischen
Europastrategie ist, polnische und andere ostmitteleuropäische Politiker in Fragen ihrer
eigenen internationalen Ziele zu Konsultationen mit Moskau zu zwingen, die polnischen
Gräben in der Frage der auÿenpolitischen Prioritäten zu vertiefen� (Caªka 1995b: 99).
Jedoch sprachen sich auch gemäÿigte Kritiker für das Vorgehen der Regierung aus, ei-
ne Priorität auf den Osthandel zu legen � jedoch nicht um den Preis einer politischen
Neuausrichtung der Ostpolitik oder eine Mythologisierung angeblich verlorener Chancen
auf den Ostmärkten.129 Nicht zu unterschätzen ist hierbei das Gewicht der Beiträge des
polnischstämmigen ehemaligen Beraters des US-Präsidenten Carter, Zbigniew Brzezinski.
Er sprach sich wiederholt pointiert für die Bedeutung der Unabhängigkeit und Demokra-
tisierung der Ukraine für die polnische Sicherheit aus und unterstützte damit die Kritiker
der SLD/PSL-Regierung.130

5.1.2.2 1996/97: Was kann die strategische Partnerschaft bilateral bedeuten?

Der zweite Abschnitt dieser Diskursanalyse ist den Jahren 1996/97 gewidmet. Zu Beginn
des Jahres 1996 setzte eine Neuorientierung der Auÿenpolitik der SLD/PSL-Koalition ein,
zum einen durch den nachlassenden Ein�uss der PSL und der prorussischen Teile der SLD
innerhalb der Koalition, zum anderen durch die Wahl von Aleksander Kwa±niewski zum
neuen Staatspräsidenten und der darauf folgenden Neubesetzung des Auÿenministers mit
Dariusz Rosati.

5.1.2.2.1 Präsident Rasch nach seinem Amtsantritt im Dezember 1995 ergri� der
neue polnische Präsident Aleksander Kwa±niewski die Initiative in der polnischen Ostpo-
litik. Bereits am 15. Januar 1996 nahm er in seiner Ansprache vor dem Diplomatischen
Korps eine merkbare ostpolitische Kurskorrektur im Vergleich zur Politik der Regierung
Pawlak vor: Er bezeichnete Russland als groÿes Land groÿer Möglichkeiten, dessen Ein�uss
auf europäische und weltweite Sicherheitsfragen erheblich bleibe. Aber er betonte auch:
�Wir glauben an die demokratischen Prozesse in Politik und Wirtschaft in Russland, und
wir begünstigen sie� (Kwa±niewski 1996: 27f). Gleiches gelte für die drei historischen
Nachbarn Litauen, Weiÿrussland und die Ukraine. Damit setzte der neue Präsident einen
deutlichen Gegenpol zum Ministerat, dessen erklärtes Ziel seit 1993 die �pragmatische Zu-
sammenarbeit� mit Russland ohne Rücksicht auf politische Folgekosten insbesondere im
Hinblick auf das Ziel der raschen EU-Integration und das Gleichgewicht des Verhältnisses
in den Beziehungen zu den drei weiteren östlichen Nachbarn war.

Diese neuen Akzente und die günstige Entwicklung der polnisch-litauischen Beziehun-
gen nach der Unterzeichnung des Nachbarschaftsvertrages im Mai 1994131 nutzte Kwa±-
129Artur Hajnicz, Polska w Europie, Heft 12: 146f.
130Drogowskaz dla Warszawy i Kijowa, Zbigniew Brzezi«ski o stosunkach polsko-ukrai«skich i

ameryka«sko-ukrai«skich, Rzeczpospolita, 21.1.94; Brzezinski 1995. Auch die Äuÿerung Brzezinskis,
wenn er sich aus polnischer Sicht zwischen einer polnischen NATO-Mitgliedschaft und der Unabhängig-
keit der Ukraine entscheiden müsse, so würde er das letztere wählen, wurde zum viel zitierten Satz in der
polnischen Ö�entlichkeit (so etwa bei Mirosªaw Czech, Wojciech Zaj�aczkowski, Nie przeoczy¢ Ukrain�e,
Rzeczpospolita, 17.4.96).
131Polnisch-litauischer Vertrag über freundschaftliche Beziehungen und gutnachbarschaftliche Zusam-

menarbeit vom 26. April 1994 (Dziennik Ustaw 1995, Nr. 15, Pos. 71), in Kraft getreten am 26.11.94;
englische Übersetzung abgedruckt in: Lithuanian Foreign Policy Review 2/1998: 161-172.
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niewski aus, um bei seiner Reise nach Litauen, dem ersten o�ziellen Staatsbesuch seiner
Amtszeit, in einer Rede vor dem Seimas (litauisches Parlament) die gemeinsame Staats-
grenze als endgültig zu bezeichnen und zu betonen, dass es �ohne ein sicheres Litauen
kein sicheres Polen geben� werde.132 Er unterstützte den litauischen Wunsch nach einem
CEFTA-Beitritt und brachte zusammen mit dem litauischen Präsidenten Brazauskas zum
Ausdruck, dass die gegenseitigen nationalen Minderheiten � der polnische Präsident traf
sich nur kurz zu Abschluss seines Besuches mit der polnischen Minderheit � nicht län-
ger ein Hindernis in den bilateralen Beziehungen darstellten.133 Um den gesellschaftlichen
Dialog beider Seiten zu fördern, schlug Kwa±niewski dabei die Gründung einer polnisch-
litauischen Stiftung vor134 und initiierte mit seinem litauischen Amtskollegen im Sep-
tember 1997 eine Konferenz mit Teilnehmern aus Wissenschaft, Kultur und Politik aus
allen ostmitteleuropäischen Ländern zum Thema �Mitteleuropa� (Kwa±niewski 1997:
248f). Neben zahlreichen Übereinkommen der beiden Regierungen im Laufe des Jahres
1996 unterzeichneten beide Präsidenten im September 1996 in Gdingen eine gemeinsa-
me Deklaration, deren Inhalt es nicht unangemessen erscheinen lieÿ, von einem o�ziellen
Akt der polnisch-litauischen Aussöhnung ähnlich dem der jüngsten deutsch-polnischen
Vergangenheit zu sprechen. 1997 fand eine weitere Annäherung im Diskurs beider Seiten
statt. Die beiden Präsidenten beschlossen beim Staatsbesuch von Präsident Brazauskas
im Juni 1997 nicht nur die Einrichtung des polnisch-litauischen Konsultativkomitees der
Präsidenten, sondern unterzeichneten vor allem eine Erklärung über eine �strategische
Partnerschaft�, die die gleichlautenden auÿenpolitischen Ziele betonte. Präsident Kwa±-
niewski versicherte seinem Amtskollegen die polnische Unterstützung bei den litauischen
Bemühungen um einen NATO- und EU-Beitritt.135

Gegenüber der Ukraine nahm der neue Präsident im Juni 1996 die Gelegenheit wahr,
auf der Sitzung des Konsultativkomitees der beiden Präsidenten136 eine politische Wil-
lenserklärung für den südöstlichen Nachbar abzugeben. Dabei gri� Kwa±niewski mit dem
Satz �Es gibt keine sicheres Polen ohne eine unabhängige und sichere Ukraine� wie auch
mit seinem expliziten Wunsch einer demokratischen und rechtsstaatlichen Entwicklung in
Russland137 auf die Politik der �S�-geführten Regierungen vor 1993 und insbesondere auf

132Kwa±niewski 1996: 61. Mit der Reise nach Wilna erwiderte Kwa±nieski den historischen Besuch von
Algirdas Brazauskas als erster litauischer Präsident in Polen am 17./18.2.95, der in seiner Rede im Sejm
(abgedruckt in: Eurazja (OSW) 2/1995) unter anderem die Scha�ung eines gemeinsamen Friedensbatail-
lons und die gemeinsame Kontrolle des Luftraumes vorschlug.
133RPPZ 1996: 290, Valionis/Ignatavi£ius/Bri£kovskien 
e 1998: 19.
134Kwa±niewski 1996: 61. Diese Stiftung wurde noch 1996 als Adam Mickiewicz-Stiftung gegründet,

ihr Ein�uss auf die bilateralen Beziehungen blieb jedoch bis Ende 1997 gering (Widacki 1997: 157). Zur
Arbeit der Stiftung bis 2001 siehe Lithuania 38 (2001): 285-290.
135Niezmiennie i bez precedensu, Rzeczpospolita, 20.6.97; Wizimirska 1998: 163. Die intensiven Kon-

takte setzten sich auch 1998 fort, so nahm etwa Präsident Kwa±niewski als Ehrengast an den Feiern an-
läÿlich des 80. Jahrestages der litauischen Unabhängigkeit teil, der litauische Präsident nahm seinerseits
im November 1998 in Warschau an den Feierlichkeiten anläÿlich des 80. Jahrestages der Wiedererlangung
der Souveränität Polens teil (Wizimirska 1999: 169).
136Präsident Kwa±niewski stellte mit der Wiederbenennung von Jerzy Milewski zum polnischen Bevoll-

mächtigten des Komitees auch eine personelle Kontinuität her.
137Kwa±niewski 1996: 200f. Präsident Ku£ma stellte seinerseits bei seiner Rede am 26.6.96 im polni-

schen Sejm fest, dass Polen und die Ukraine nicht mehr nur wichtige Partner seien, sondern dass Polen
auch die ukrainischen Bemühungen um eine Integration in europäische Strukturen unterstützen solle
(Chojnowska 1997: 139; Biuletyn Ukrai«ski OSW, 4/1996).
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die Ideen der Pariser Kultura zurück. Bereits einige Wochen zuvor hatte der Präsident
mit seiner Einladung des ukrainischen Präsidenten zum Gipfeltre�en der ostmitteleuro-
päischen Präsidenten in �a«cut die Rolle der Ukraine als Schlüsselelement beim �Aufbau
der neuen europäischen Ordnung� gewürdigt.138 Ein Jahr später unterstrich Kwa±niew-
ski bei seiner Rede in der ukrainischen Verchovna Rada (ukrainisches Parlament) die
Zugehörigkeit der Ukraine und Polens zu Europa und nahm wieder die Formel von der
�strategischen Partnerschaft� beider Länder auf.139
Der Präsident betonte aber auch die Bedeutung der Aufnahme eines Dialoges über

die gemeinsame Vergangenheit und nannte dabei die deutsch-polnische Aussöhnung als
Modell (Kwa±niewski 1996: 200, Kwa±niewski 1997: 146). Diese Initiative mündete im
Mai 1997 während des Besuches Kwa±niewskis in der Ukraine nicht nur in die gemeinsame
�Erklärung über Verständigung und Versöhnung�,140 sondern auch in die ausdrückliche
Anerkennung des polnischen Präsidenten in einer Rede vor der Verchovna Rada, dass den
Ukrainern im Verlauf der �Aktion Weichsel� von 1947 Unrecht zugefügt worden sei.141
Gleichzeitig bemühte sich der Präsident um die Betonung von Gemeinsamkeiten in der
polnisch-ukrainischen Geschichte, wobei er explizit �das ähnliche Schicksal unter einer
Fremdbestimmung� nannte (Kwa±niewski 1997: 142).
Eine sicherheitspolitische Initiative startete der polnische Präsident hinsichtlich des

ukrainischen Verhältnisses zur erweiterten NATO. Die polnische Entscheidung einer NATO-
Mitgliedschaft rief in Kiev keinerlei Proteste hervor. Sie wurde aber mit groÿer Vorsicht
aufgenommen, da die ukrainische Regierung besonders den russischen Druck im Falle
einer Stationierung von Atomwa�en auf dem Territorium der neuen NATO-Mitglieder
befürchtete. Präsident Kwa±niewski sprach sich deshalb im Oktober 1996 ö�entlich als
erster Politiker für eine Charta der Ukraine mit der NATO nach dem Vorbild der NATO-
Russland-Charta aus (Olsza«ski 1998: 156). Das Bekenntnis zu einer �persönlichen Be-
ziehung zur Entwicklung der polnisch-ukrainischen Beziehungen� im November 1997 war
eine zusammenfassende Bestätigung seiner Ukraine-Politik.142
Bemerkenswert war schlieÿlich die O�enheit, mit der sich der Präsident auf die Ideen

der Pariser Kultura berief und betonte, dass sie das �Denken und Vorgehen� in Polen
�korrigierten�:143 �Die Tatsache, dass man auf die groÿe Sowjetunion, auf diesen Koloss, so
schauen kann wie es die Kultura tat � indem man die Unterschiede und Vielfältigkeiten

138Kwa±niewski 1996: 174; Chojnowska 1997: 140. Auf dem fünften Gipfel dieser Art im Januar 1998
war der ukrainische Präsident erneut eingeladen.
139Kwa±niewski 1997: 144; siehe auch die Interviews mit dem Präsidenten: Odkrywamy Ukrain�e, �ycie

Warszawy, 19.5.97; Niech Europa odkryje Ukrain�e, Gazeta Wyborcza, 22.1.97.
140Abgedruckt in: Eurazja (OSW) 1/1997. Diese Erklärung wurde und wird teilweise scharf angegrif-

fen: Sie warf zwar die polnisch-ukrainische Partnerschaft sicher nicht �um Jahre zurück� wie ihr radikale
Kritiker (so etwa Tadeusz Olsza«ski, OSW, auf der Fachtagung der Sektion Politikwissenschaft der Deut-
schen Gesellschaft für Osteuropakunde in Stettin, 9.-11.11.2000) vorwarfen, aber der Versuch, polnisch-
ukrainische Geschichte mit Deklarationen zu bewältigen, ist insbesondere im Hinblick auf den seit vielen
Jahren anhaltenden Zwist um die Art der Ausgestaltung des polnischen Soldatenfriedhofes in Lemberg
(Cmentarz Orl�at) sehr kritisch zu sehen. Ähnliches gilt für die polnisch-litauische Deklaration der Re-
gierungschefs von 1994 und die Ansprache von Präsident Waª�esa im litauischen Seimas (Waª�esa 1995:
144-147), nach der die �gemeinsame Geschichte den Historikern überlassen� werden sollte.
141Kwa±niewski 1997: 146. Zur �Aktion Weichsel� siehe Kapitel 2.
142Rede von Präsident Kwa±niewski im OSW, 6.11.97, abgedruckt in: Kwa±niewski 1996: 323-327.
143Brief von Aleksander Kwa±niewski an Jerzy Giedroyc, abgedruckt in: Kwa±niewski 1996: 239.

Giedroyc wirkte auch aktiv an der Formulierung der o.g. polnisch-ukrainischen �Erklärung über Ver-
ständigung und Versöhnung� von 1997 mit (Kwa±niewski 1997: 161).
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der Völker betont, die dort lebten (...), solcher Völker wie der Litauer, Letten, Esten,
Weiÿrussen, Ukrainer � das war für mich eine Entdeckung.�144

Auch gerade weil Kwa±niewski die Einschätzung der Kultura ganz überwiegend teil-
te, bekräftigte er bei seinem ersten Staatsbesuch in Russland im Juni 1996 den pol-
nischen Wunsch nach �gutnachbarschaftlichen Beziehungen�, aber gleichzeitig auch die
unveränderten Prioritäten polnischer Auÿenpolitik seit 1989.145 Damit war eine Aufgabe
des Schaukelkurses des Ministerrates verbunden, insbesondere in der Frage des polni-
schen Osthandels: Die Versuche einer Wiederbelebung des RGW (in der Form wirt-
schaftlicher Zusammenarbeit mit politischem Charakter), die den �Wiederaufbau� der
vergangenen Kooperationsstrukturen in Anlehnung an die Grundsätze und Institutionen
der GUS vorsahen, fanden bei Kwa±niewski ebensowenig Widerhall wie die im Herbst
1996 an alle ehemaligen RGW-Mitglieder gerichteten russischen Vorschläge einer Frei-
handelszone, die Russland auf dem polnischen Markt im Energie- und Finanzsektor ei-
ne privilegierte Behandlung eingeräumt hätten, deren Vereinbarkeit mit dem polnischen
EU-Assoziierungsabkommen aber unklar blieb.146 Der Präsident betonte jedoch deutlich,
dass das Niveau des Osthandels �weit von unseren Erwartungen und vor allem von un-
seren Möglichkeiten� (Kwa±niewski 1997: 326) entfernt sei. Die Ostpolitik Kwa±niew-
skis versuchte somit dort anzuknüpfen, wo Auÿenminister Olechowski 1993/1994 erstmals
neue Akzente gesetzt hatte, und war somit wieder komplementär zur Westpolitik Polens.
Gleichzeitig setzte sie auf den parallelen Ausbau der Beziehungen zu Russland und zu
den europäischen GUS-Republiken (Caªka 1998a: 43) und damit auf die Grundidee der
�S�-geführten Regierungen und letztlich der Pariser Kultura. 147

5.1.2.2.2 Ministerrat Die Teilnahme des Ministerrates und insbesondere des Auÿen-
ministers am Diskurs über die Frage der �strategischen Partnerschaften� war 1996/97 weit
weniger kontrovers als noch 1993/94 und ergänzte zunehmend die Position des Präsiden-
ten. Da Ende 1995 nach dem Wahlsieg von Aleksander Kwa±niewski nicht nur der von
Präsident Waª�esa berufene Auÿenminister Bartoszewski, sondern wegen einer innenpoli-
tischen A�äre auch Premier Oleksy zurücktrat, kam es zu gröÿeren personellen Umbe-
setzungen im Ministerrat, in deren Gefolge Dariusz Rosati (SLD) neuer Auÿenminister
wurde. Dieser stellte sich mit seinem Bekenntnis, dass die polnische Ostpolitik nur ein
Ausschnitt der polnischen Auÿenpolitik und keinesfalls ein besonderer Teil sei, in die
Kontinuität seiner Amtsvorgänger seit 1989 und war bereit, die vom Präsidenten vorge-

144Rede von Aleksander Kwa±niewski während der Verleihung der litauischen Ehrenstaatsbürgerschaft
an Jerzy Giedroyc, 9.10.97, abgedruckt in: Kwa±niewski 1997: 284; Zawsze mowiª, »e jest Litwinem,
Rzeczpospolita, 8.9.97; Obywatelstwo Litwy dla Giedroycia, Rzeczpospolita, 10.10.97.
145Die russische Presse betonte die O�enheit und den Pragmatismus des polnischen Präsidenten und

hob hervor, dass er im Unterschied zu seinem Vorgänger keine antirussischen Gefühle hege (Segodnja,
Kommersant Daily, Nezavisimaja Gazeta, 10.4.96). Damit nahm Kwa±niewski der Kreml-Führung gleich-
zeitig die Ho�nung auf eine Reorientierung polnischer Auÿenpolitik, die etwa der damalige Auÿenminister
Kozyrev in der Zeitschrift Nowyj Mir 37/1995 geäuÿert hatte.
146Caªka 1998a: 41f, Anm. 3 erwähnt dazu zwei entsprechende Vereinbarungen der GUS-Staaten vom

23.12.93 und vom 15.4.94 (siehe auch Gazeta Bankowa, 27.10.96).
147Nur am Rande sei angemerkt, dass damit sowohl die 1994 vom russischen Auÿenminister auf dem

Budapester OSZE-Gipfel formulierte Politik des �Kalten Friedens� am Ende war und es der russischen
Diplomatie nicht gelungen war, Polen auf der internationalen Bühne als antirussisch und damit als ein
Risiko für die NATO darzustellen.
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gebene Linie zu akzeptieren.148

Der neue Auÿenminister betonte im Mai 1996 die �entschiedene Verbesserung� der Be-
ziehungen mit Litauen und nannte als nächsten notwendigen Schritt die Ausfüllung der
Vertragsbestimmungen mit konkretem Inhalt.149 Ein Jahr später erwähnte er nur noch
allgemein die �weitere Intensivierung der Beziehungen mit Litauen�, was indes nicht als
Abkühlung, sondern Normalisierung gewertet werden konnte:150 Anläÿlich der konstitu-
ierenden Sitzung des polnisch-litauischen Rates der Regierungen im September 1997151
nannte die polnische Seite als konkrete Felder der Zusammenarbeit insbesondere ein ge-
genseitiges Rücknahmeabkommen, einen Vertrag über die gegenseitige Schreibweise der
Vor- und Zunamen, einen Vertrag über den gegenseitigen Schutz von Kulturgütern, einen
sichtbaren E�ekt der gemeinsamen Schulbuchkommission sowie militärische und energie-
politische Fragen (Widacki 1997: 157). Der polnische Botschafter in Litauen, Widacki,
mahnte dabei den Ausbau von gesellschaftlichen Kontakten vor allem durch NGOs an,
denn: �Über den Erfolg der Versöhnung kann man erst dann sprechen, wenn die Bezie-
hungen nicht nur zwischen den Regierungen, sondern auch zwischen den Völkern gefestigt
wurden� (Widacki 1997: 157). Nach dem Regierungswechsel im Herbst 1997 änderte sich
der Diskurs der polnischen Regierung nicht. Premier Buzek betonte die Bedeutung des
�freien Litauens� (wie auch der �freien Ukraine�)152 und Auÿenminister Geremek setzte
mit der Betonung der polnischen Litauen-Politik ebenfalls deutlich auf eine �strategische
Partnerschaft�.153

In der Politik gegenüber der Ukraine knüpfte Auÿenminister Rosati an die Linie Prä-
sident Kwa±niewskis an und unterstrich: �Die Unabhängigkeit der Ukraine betrachten wir
als eine der wesentlichen Garantien für die Sicherheit Polens und der europäischen Sta-
bilität.�154 Er sprach sich insbesondere für einen Dialog auf o�zieller Ebene wie auch
zwischen NGOs aus und nannte als konkrete Schritte die Aufstellung eines gemeinsamen
Friedensbataillons sowie die Möglichkeit für ukrainische Akteure, durch Fortbildungen von
den polnischen Transformationserfahrungen zu pro�tieren.155 Ferner müsse Warschau sei-
148Sprawozdanie Stenogra�czne Sejmu, 106. Sitzung, 9.5.97, Antwort von Auÿenminister Rosati auf

Fragen.
149Sprawozdanie Stenogra�czne Sejmu, 79. Sitzung, 9.5.96, Rede von Auÿenminister Rosati.
150Sprawozdanie Stenogra�czne Sejmu, 106. Sitzung, 8.5.97, Rede von Auÿenminister Rosati. Einen

wichtigen Beitrag dazu leistete die litauische Seite selbst, die Ende 1996 die Idee vom �Weg nach Euro-
pa über Skandinavien� aufgab, siehe das Interview mit Auÿenminister Saudargas, Szybciej z Polsk�a ni»
Skandynawi�a, Rzeczpospolita, 6.1.97. So fanden ab 1995 regelmäÿige Konsultationen der Auÿenministe-
rien beider Seiten statt, die die grenzüberschreitende Zusammenarbeit und die Integration in westliche
Strukturen zum Ziel hatten. Ferner wurde die Initiative für das polnisch-litauische Friedensbataillon
(LITPOLBAT) noch im Mai 1995 durch ein entsprechendes Protokoll der beiden Verteidigungsminister
zum Vertrag über militärische Zusammenarbeit von 1993 aufgegri�en, bei einem Besuch des polnischen
Verteidigungsministers Dobrza«ski im Juni 1997 ihn Litauen vertraglich festgelegt und bis Ende 1997
realisiert.
151Zum Statut des Rates in Auszügen siehe Wizimirska 1998: 164, Anm. 4.
152Sprawozdanie Stenogra�czne Sejmu, 2. Sitzung, 10.11.97, Exposé von Premier Buzek.
153Interview mit Bronisªaw Geremek, Lietuvos Rytas, 13.11.1997; Nie zapomina¢ o s�asiadach, Rzecz-

pospolita, 14.11.97.
154Sprawodzanie Stenogra�czne Sejmu, 79. Sitzung, 9.5.96, Rede von Auÿenminister Rosati.
1551997 wurde das polnisch-ukrainische Bataillon (POLUKRBAT) für Friedenseinsätze im Rahmen der

UNO gegründet, das im Januar 1998 nach einem Besuch der beiden Präsidenten im ukrainischen Quartier
seine Arbeit aufnahm (Olsza«ski 1998: 157).
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ne Initiative und Bereitschaft verstärken, die ukrainischen Anstrengungen beim Aufbau
einer unabhängigen Staatlichkeit und der Fortsetzung der demokratischen und marktwirt-
schaftlichen Reformen zu unterstützen. Ziel müsse �ein dichtes Netz an Kontakten und
Bindungen zwischen den Gesellschaften in Polen und dieser Länder� [Ukraine, Weiÿrus-
sland, S.G.] sein, das für die östlichen Nachbarn �eine attraktive zivilisatorische, politische
und wirtschaftliche Option ist und ihre Bindungen zu Ostmitteleuropa verstärkt�. Er be-
merkte, dass die Kontakte zur Ukraine keinesfalls am �grauen Ende unserer östlichen
Prioritäten� angesiedelt seien, betonte den Gleichschritt in den Beziehungen zu Kiev und
Moskau und wandte sich explizit dagegen, einen der beiden östlichen Partner gegen den
anderen ausspielen zu wollen.156 Im November 1996 erklärten Premier und Auÿenmini-
ster die Beziehungen zur �Priorität� und nannten sie wieder �strategisch�.157 1997 ergänzte
der Auÿenminister die Ukraine- (und Litauen-) Politik des Ministerrates um eine gewis-
se �Anwalt-Funktion� Warschaus, indem er zusagte, die ukrainischen Bemühungen einer
Einbindung in europäische Strukturen zu unterstützen. Er beeilte sich jedoch gleichzeitig,
dieser Funktion jeden Anschein von Bevormundung oder Dominanz zu nehmen.158
Nach dem Regierungswechsel im Herbst 1997 unterstrich der neue Auÿenminister Ge-

remek eher noch stärker die Bedeutung der Ukraine für Polen. Ebenso wie Präsident
Kwa±niewski betonte er im November 1997 als Triebfeder seiner Politik gegenüber Kiev
die Ideen der Kultura: �Solange ich als Auÿenminister amtieren werde, möchte ich die von
der polnischen Emigration, Jerzy Giedroyc und der Kultura, gescha�enen Ideen lebendig
erhalten und die polnische Regierung zu ihrer Umsetzung zu veranlassen�.159 Zusätzlich
betonte der Auÿenminister bei seinem Besuch in Kiev o�en, dass sein Ziel die Unter-
stützung einer prowestlichen Politik der Ukraine sei. Die Ukraine sei in den Plänen der
polnischen Regierung strategischer Partner und nehme einen vorrangigen Platz in der
polnischen Auÿenpolitik ein.160

Im Hinblick auf Russland stellte sich Auÿenminister Rosati bei der auÿenpolitischen
Jahresdebatte im Sejm im Mai 1996 deutlich hinter die Linie von Präsident Kwa±niewski,
Russland über die polnischen Absichten des NATO- und EU-Beitrittes zu informieren
und von diesem Schritt zu überzeugen, aber Moskau keinesfalls um Einverständnis zu
bitten.161 Gleichzeitig betonte er, dass Polen zeigen müsse, auch über andere, insbesondere
wirtschaftliche Fragen zum Dialog bereit zu sein, da Russland ein wichtiger Partner in
dieser Hinsicht sei.
Mit dem Amtsantritt Kwa±niewskis und der neuen Regierung Cimoszewicz Anfang des

Jahres 1996 fand jedoch eine Abkehr von den wirtschaftspolitischen Konzeptionen in der
Frage des Osthandels der Jahre 1993/94 statt (Caªka 1998a: 40). Auÿenminister Ro-

156Sprawozdanie Stenogra�czne Sejmu, 79. Sitzung, 9.5.96, Rede von Auÿenminister Rosati. Die Be-
fürchtungen der parlamentarischen Opposition, aus einem Tre�en des ukrainischen, weiÿrussischen und
polnischen Auÿenministers im Juli 1996 in Brest könne sich ein �Brester Dreieck� entwickeln, erwiesen sich
als unbegründet. Aufgrund der innenpolitischen Situation in Weiÿrussland kam es nicht einmal mehr zum
geplanten Folgetre�en der Auÿenminister (Chojnowska 1997: 141, Anm. 7); Trójk�at Brzeski, Trybuna,
22.7.96.
157Przegl�ad Rz�adowy 11-12/1996: 117-119.
158Sprawozdanie Stenogra�czne Sejmu, 106. Sitzung, 8./9.5.97, Rede und Antwort von Auÿenminister

Rosati.
159Lietuvos Rytas, 13.11.97.
160RPPZ 1998: 285; Nada¢ sªowom nowy sens, Rzeczpospolita, 17.11.97.
161Sprawozdanie Stenogra�czne Sejmu, 79. Sitzung, 9.5.96, Rede von Auÿenminister Rosati.
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sati unterstrich zwar, dass Russland in dieser Hinsicht ein Land von groÿem Potential
sei, betonte aber: �Unsere wirtschaftliche Zusammenarbeit mit Russland, durchgeführt
gemäÿ anerkannter Standards, ist für Polen günstig. Besondere Bedeutung haben hier die
rechtlich-vertraglichen Absicherungen der Finanzierung des Handels und der langfristigen
Lieferungen russischer Rohsto�e und Energieträger nach Polen�.162 Der Auÿenminister
machte damit deutlich, wenngleich verklausuliert, dass Polen keine �speziellen Handels-
beziehungen� mit Russland einzugehen wünsche, die WTO- oder OECD-Standards oder
Bestimmungen des �Vorrang genieÿenden�163 polnischen EU-Assoziierungsvertrages wider-
sprächen. Ähnlich strich der Auÿenminister 1997 in seiner auÿenpolitischen Rede im Sejm
den polnischen NATO- und EU-Beitritt als Priorität vor allen Erwägungen verstärkter
wirtschaftlicher Kontakte mit Russland heraus. Er betonte ähnlich wie sein Nachfolger
Geremek unmissverständlich: �Ein demokratisches Russland, das die souveränen Rechte
anderer Staaten respektiert, wird ein wichtiger und geschätzter Partner sein (...)�.164
Erst nach den Ausführungen zu den politischen Kontakten mit den östlichen Nachbarn

ging der Auÿenminister auf die Bedeutung der Ostmärkte für Polen ein. In seiner Antwort
auf Fragen der Abgeordneten betonte er, dass der Ein�uss des MSZ auf Auÿenhandels-
fragen beschränkt sei und nannte dafür den nicht vom MSZ, sondern dem Vizepremier
federführend ausgehandelten polnischen Beitritt zur OECD, den ungelösten Kon�ikt um
die weiter im MWGzZ augesiedelten Handelsräte sowie den hohen Wechselkurs des pol-
nischen Zªoty.165 In der Jahresdebatte 1997 kritisierte Rosati explizit die Stimmen einiger
Abgeordneter für ihre �Idealisierung� Russlands als �Eldorado, das man in Handel und
wirtschaftlicher Zusammenarbeit ausnutzen müsse, wofür die Regierung jedoch nicht die
entsprechenden Möglichkeiten scha�e�.166 Er wies seinerseits auf die fehlende institutio-
nelle Infrastruktur auf russischer Seite hin, die polnische Firmen von Investitionen in
Russland abhalte, und bemerkte gleichzeitig, dass die �nanziellen Möglichkeiten der Re-
gierung für staatliche Exportgarantien beschränkt seien.167

5.1.2.2.3 Parlament Im Unterschied zur Regierung traten im Parlament die Kon-
�ikte über die �strategischen Partnerschaften� und den Osthandel wesentlicher deutlicher
zu Tage. Nicht nur aus der Opposition, sondern auch aus den Regierungsfraktionen war
bis Herbst 1997 teilweise massive Kritik an der Politik der Regierung zu vernehmen.

162Sprawozdanie Stenogra�czne Sejmu, 79. Sitzung, 9.5.96, Rede von Auÿenminister Rosati. Am 25.9.96
unterzeichneten Gazprom und der polnische Energie-Riese PGNiG (Polskie Górnictwo Nafty i Gazu) den
für Gazprom gröÿten europäischen Vertrag über Gasexporte � 250 Mrd Kubikmeter in 25 Jahren im Wert
von 21 Mrd $). Kritiker des nach dem Prinzip �take or pay� geschlossenen Vertrages warfen der Regierung
vor, dass die Lieferungen den polnischen Bedarf übertre�en � 1944 bis 1996 etwa machten russische
Gaslieferungen insgesamt nur 140 Mrd Kubikmeter aus � und wiesen auf die Gefahr einer Abhängigkeit
von Russland hin. Die Regierung war dagegen der Ansicht, die jährlichen Lieferungen deckten nur 80%
des polnischen Bedarfes, weshalb weitere Gaslieferungen � vor allem aus Norwegen � anzustreben seien
(Magdziak-Miszewska 1997b: 136, Anm. 4). Im Januar 2003 wurde dieser für Polen ungünstige Vertrag
revidiert (Radio Free Europe/Radio Liberty Newsline 23.1.03, 13.2.03).
163Dariusz Rosati, Polska w NATO to lepsze stosunki z Rosj�a, Rzeczpospolita, 1.8.96.
164Sprawozdanie Stenogra�czne Sejmu, 106. Sitzung, 8.5.97, Rede von Auÿenminister Rosati; Exposé

von Premier Buzek, abgedruckt in: Przegl�ad Rz�adowy 11/1997: 3-16 (10.11.97).
165Sprawozdanie Stenogra�czne Sejmu, 79. Sitzung, 9.5.96, Antwort von Auÿenminister Rosati auf Fra-

gen.
166Sprawozdanie Stenogra�czne Sejmu, 106. Sitzung, 8.5.97, Rede von Auÿenminister Rosati.
167Sprawozdanie Stenogra�czne Sejmu, 106. Sitzung, 8.5.97, Rede von Auÿenminister Rosati.
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Dominierendes Thema war schon wie 1993/94 das Verhältnis zu Russland und die Fra-
ge der polnischen Ostmärkte. Vertreter beider Regierungsfraktionen stützten weiterhin
den Kurs der Regierungen Pawlak und Oleksy, �auÿerhalb der westlichen Welt in der näch-
sten Nachbarschaft� sich �vor allem auf wirtschaftliche Ziele� zu konzentrieren.168 Noch
immer gab es in der SLD Stimmen, die der Ansicht waren, politische Fragen müssten
nur von allen anderen Sektoren der Zusammenarbeit getrennt werden, um dann in eine
�pragmatische Zusammenarbeit� zu münden.169 1997 dominierten in der SLD dagegen die
Stimmen, die � ganz im Sinne der Kultura und der Auÿenpolitik der Regierungen zwischen
1989 und 1993 � Russland und der Ukraine eine gleichrangige Stellung bei der Erreichung
einer �gutnachbarschaftlichen Zusammenarbeit� einräumen wollten.170 Gleichzeitig waren
aus der Partei auch erstmals deutliche Stimmen zu hören, die o�en zur Stärkung der russi-
schen Reformer aufriefen und davor warnten, die wirtschaftlichen Kontakte mit Russland
als unabhängig von der Entwicklung der politischen Beziehungen zu betrachten.171
Die PSL sprach sich mit Blick auf das hohe Auÿenhandelsde�zit weiterhin �in unse-

rem nationalen Interesse� für eine Ökonomisierung der bilateralen Beziehungen mit den
westlichen und östlichen Nachbarn Polens und für eine Abwertung des Zªoty aus.172 Sie
motivierte ihre Argumente für einen forcierten Osthandel mit einer angeblich drohenden
Abhängigkeit von den EU-Ländern.173 Auch 1997 änderte die Partei ihren Standpunkt
nicht: �Seit 1990 halten PSL-Vertreter die passive polnische Politik gegenüber Russland
für falsch. (...) Unabhängig von den [politischen, S.G.] Systemen haben wir Interessen
und wohlwollende Partner sowie einen nächsten, zukunftsträchtigen Markt. (...) Wenn
wir diese Chance nicht nutzen, werden andere an unserer Stelle und vollständig über un-
sere Köpfe hinweg diese realisieren.� Das Ziel des polnischen NATO-Beitrittes bezeichnete
die Regierungspartei weiterhin als eine �unnötige Antagonisierung� gegenüber Russland
und forderte eine Diskussion über eine eventuelle polnische Neutralität.174
Die Opposition der Mitte- und Mitte-Rechts-Parteien sowie die kleine linke UP

betonten dagegen weiterhin die Notwendigkeit eines Gleichgewichtes der polnischen Ost-
politik gegenüber Russland einerseits und den drei historischen östlichen Nachbarn Polen
andererseits, insbesondere der Ukraine.175 Dabei kamen vor allem deutlich kritische Stim-
men gegenüber der russischen Auÿenpolitik und der Neigung der Regierung zum Tragen,
diese Strömungen zu akzeptieren.176

168Sprawozdanie Stenogra�czne Sejmu, 79. Sitzung, 9.5.96, Rede von Longin Pastusiak.
169So bemerkte etwa der Abgeordnete Iwi«ski: �Die Unterschiede in der Frage der NATO-Erweiterung

sollten also kein Hindernis für den Prozess der Entwicklung der Zusammenarbeit mit Russland in vielen
Bereichen wie Kultur, Wissenschaft, Technik darstellen (...)� (Sprawozdanie Stenogra�czne Sejmu, 79.
Sitzung, 9.5.96, Rede von Tadeusz Iwi«ski). Ähnlich äuÿerte sich während derselben Debatte der SLD-
Abgeordnete Jerzy Wenderlich.
170Sprawozdanie Stenogra�czne Sejmu, 106. Sitzung, 9.5.97, Reden von Józef Oleksy, Tadeusz Iwi«ski.
171Sprawozdanie Stenogra�czne Sejmu, 106. Sitzung, 9.5.97, Rede von Miezcyªaw Czerniawski (SLD),

Vorsitzender der polnisch-russischen Parlamentariergruppe.
172Sprawozdanie Stenogra�czne Sejmu, 79. Sitzung, 9.5.96, Rede von Waldemar Pawlak; Sejm o kªopo-

tach eksporterów, Rzeczpospolita, 14.6.96.
173Sprawozdanie Stenogra�czne Sejmu, 79. Sitzung, 9.5.96, Rede von Tadeusz Samborski.
174Sprawozdanie Stenogra�czne Sejmu, 106. Sitzung, 9.5.97, Rede von Janusz Dobrosz, ähnlich die

Ausführungen von Tadeusz Samborski.
175Sprawozdanie Stenogra�czne Sejmu, 79. Sitzung, 9.5.96, Reden von Piotr Marciniak (UP), Andrzej

G�asenica-Makowski (BBWR).
176Sprawozdanie Stenogra�czne Sejmu, 79. Sitzung, 9.5.96, Rede von Mirosªaw Czech (UW); Sprawo-

zdanie Stenogra�czne Sejmu, 106. Sitzung, 9.5.97, Rede von Adam Sªomka (AWS).
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Die Ukraine- und vor allem die Litauen-Politik trat dagegen 1996/97 im Parlament
ein wenig in den Hintergrund. Bemerkenswert war in dieser Frage insbesondere, dass
alle Fraktionen die Initiativen von Präsident Kwa±niewski gegenüber Kiev und Wilna
zustimmten.177 Eigene Anstöÿe kamen in dieser Frage vor allem von den Mitte- und
Mitte-Rechts-Parteien sowie dem Vorsitzenden der polnisch-ukrainischen Parlamenta-
riergruppe, Jan Byra (SLD), die insbesondere vor einer Geringschätzung der staatlichen
Souveränität der Ukraine für Polen warnten und die Passivität des MSZ gegenüber den
Initiativen von Präsident Kwa±niewski beklagten.178 Litauen spielte in den auÿenpoliti-
schen Parlamentsdebatten bis auf vereinzelte Stimmen zu den Minderheiten 1996/97 keine
Rolle mehr.179 Bemerkenswert war allemfalls eine Rede des Sejm-Präsidenten Józef Zych
(PSL) im Januar 1996 vor dem litauischen Seimas anläÿlich des fünften Jahrestages der
sowjetischen Agression auf das Fernsehzentrum in Wilna.180
Dagegen wiesen die Abgeordeten der SLD nur allgemein auf die Beziehungen Polens

mit der Ukraine hin. Die PSL schwieg in dieser Hinsicht, forderte aber in der Frage
der Aufarbeitung der polnisch-ukrainischen Vergangenheit ein Schuldbekenntnis von der
ukrainischen Seite ein.181

5.1.2.2.4 Medien und Ö�entlichkeit Auch für die Periode 1996/97 soll das Ziel
nicht ein erschöpfender Überblick über die polnische Medienlandschaft sein, sondern die
Darlegung einiger wichtiger Strömungen. Inhaltlich rückte die Debatte über die �strate-
gischen Partnerschaften� mit der Ukraine und Litauen in den Hintergrund zugunsten des
Verhältnisses zu Russland und der davon abhängigen Sicht auf die polnischen Ostmärkte.

Anhänger der SLD/PSL-Regierung warfen der Opposition vor, es sei eine Fehlein-
schätzung zu glauben, dass eine �herbeigeredete Bedrohung� durch Russland den Westen
dazu veranlassen werde, Polen rasch in NATO und EU aufzunehmen.182 Die polnische
ö�entliche Meinung wolle vielmehr Russland in den Aufbau eines stabilen und friedli-
177Für die UW etwa Piotr Nowina-Konopka, Sprawozdanie Stenogra�czne Sejmu, 106. Sitzung, 9.5.97.

Merkwürdig mutete jedoch der Versuch von Longin Pastusiak (SLD) an, die Ostpolitik der Regierungen
Pawlak und Oleksy als �ausgeglichen� gegenüber Russland und den drei historischen östlichen Nach-
barn Polens darzustellen (wohingegen die Politik der �S�-Regierungen zwischen 1989 und 1993 angeblich
unausgeglichen gewesen sei) und somit die Politik Kwa±niewskis als Fortsetzung der Politik der Regie-
rungen Pawlak und Oleksy darzustellen (Sprawozdanie Stenogra�czne Sejmu, 79. Sitzung, 9.5.96, Rede
von Longin Pasusiak (SLD)).
178Sprawozdanie Stenogra�czne Sejmu, 79. Sitzung, 9.5.96, Rede von Mirosªaw Czech (UW); Sprawo-

zdanie Stenogra�czne Sejmu, 106. Sitzung, 9.5.97, Rede von Jan Byra (SLD).
179Das Protokoll des Auswärtigen Ausschusses des Sejm, Bulletin Nr. 112, 4.3.97 belegt, dass bezüglich

der generellen auÿenpolitischen Ziele gegenüber Litauen ein spannungsfreies Verhältnis unter den Frak-
tionen herrschte. Eine besondere Funktion in der Litauen-Politik des Sejm nimmt die im Juli 1997 auf
einen Vorschlag von Vytautas Landsbergis ins Leben gerufene, halbjährlich tagende polnisch-litauische
Abgeordnetenversammlung (je 20 Abgeordnete beider Seiten) ein (Polsko-litewskie Zgromadzenie Posels-
kie, Rzeczpospolita, 3.7.97). Sie funktioniert jedoch in der Praxis weniger als Diskussionsforum denn als
Instrument zur Überwachung der gegenseitig eingegangenen vertraglichen Verp�ichtungen in den Berei-
chen Handel, Bildung und Minderheiten (zum Statut (in Auszügen) siehe Wizimirska 1998: 162, Anm.
3).
180Im September 1996 hielt im Gegenzug der Seimas-Präsident Jur²enas eine Rede vom polnischen Sejm

(Widacki 1997: 157; RPPZ 1996: 290; Valionis/Ignatavi£ius/Bri£kovskien 
e 1998: 19).
181Sprawozdanie Stenogra�czne Sejmu, 106. Sitzung, 9.5.97, Rede von Janusz Dobrosz.
182O czym i jak rozmawia¢ z Rosj�a, Rzeczpospolita, 4.4.96, Aussagen von Longin Pastusiak.
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chen Europas miteinbeziehen, wofür als Beispiel wie schon 1993/94 die Scha�ung eines
�Warschauer Dreieckes� genannt und �privilegierte� wirtschaftliche Beziehungen sowie eine
Freihandelszone mit Russland gefordert wurden.183 Insbesondere die SLD-nahe Trybuna
schlug vielfach auch ein �neutrales Polen� vor, das gleichen Abstand von Ost wie West
bewahren solle. Eine �Umbewertung� der polnisch-russischen Beziehungen forderte schlieÿ-
lich Andrzej Drawicz, einer der besten Kenner der russischen Kultur in Polen (Drawicz
1997), der für die vorherrschende Russland-Politik Polens Journalisten und Publizisten
verantwortlich machte.
In der Tat gehörte die ganz überwiegende Zahl der polnischen Medien zu den Kriti-

kern einer Annäherung an Russland, die Polen vielleicht eine verbesserte Position auf
den Ostmärkten, aber Probleme mit der NATO- und EU-Integration und der binnen-
wirtschaftlichen Umstrukturierung bringe.184 Die gemäÿigten Kritiker der postkom-
munistischen Koalition unterstrichen, man müsse Abstand von der �naiven Vorstellung�
nehmen, dass man Russland durch einen intensiven diplomatischen Dialog von Polens
strategischen Zielen überzeugen könne.185 Ferner habe Moskau seit 1992 immer wieder
deutlich gemacht, dass es Polen in wirtschaftlichen Fragen nicht als Partner, sondern als
Konkurrent betrachte.186 Das Schlagwort von den �verlorenen Ostmärkten� sei deshalb in
erster Linie ein Mythos (Nowakowski 1996: 5). Polen habe zwar selbst seit dem Zu-
sammenbruch der UdSSR keine klare Russland-Politik mehr entwickelt, aber eine solche
dürfe nicht das oberste Ziel, den �Marsch nach Westen�, beeinträchtigen.187 Die scharfen
Kritiker warfen ein, mit Russland �können wir einfach in der nächsten Zeit keine kon-
�iktfreien Beziehungen haben�188 oder �erst dann, wenn Polen Mitglied der EU und der
NATO ist�.189 Unabhängig von der politischen Situation in Moskau wolle Russland die
Selbständigkeit Polens oder dessen Anschluss an westliche Bündnisse verhindern190 und
gehe davon aus, dass es als Supermacht Interessen habe, die andere Staaten auch gegen
den eigenen Willen respektieren müssten.191

Der eher im Hintergrund ablaufende Mediendiskurs über die �strategischen Partner-
schaften� mit der Ukraine und Litauen thematisierte in erster Linie die Vernachlässigung
der Ukraine als Partner Polens durch die SLD/PSL-Koalition,192 die fehlende Umset-
zung der politischen Deklarationen und Verträge193 und rief zur Anerkennung der euro-
183�wieboda 1997b: 116; Kostrzewski 1997: 130; Adam Bromke, Andrzej Micewski: Obiekcje Rosji,

ostro»no±¢ USA, �ycie Warszawy, 3.9.96.
184Agnieszka Magdziak-Miszewska, Sªawomir Popowski, Rzeczpospolita, 7.3.96, Umi�etno±¢ bycia sob�a.

Jerzy M. Nowakowski nannte die fehlende Ent�echtung wirtschaftlicher Strukturen sowie die Beibehaltung
unklarer Eigentumsverhältnisse einmal �Russi�zierung der Wirtschaft� (Jedna czy wiele racji stanu, Wi�e¹
3/1995: 19). Der ehemalige polnische Botschafter in den USA bezeichnete die Transaktionen des PSL-
geführten Auÿenhandelsministeriums der Jahre 1993 bis 1996 als �zweifelhaft und teilweise verdächtig�
(Kazimierz Dziewanowski, Tygodnik Powszechny 35/1996, Kto rz�adzi polsk�a polityk�a zagraniczn�a?).
185O czym i jak rozmawia¢ z Rosj�a, Rzeczpospolita, 4.4.96, Aussagen von Andrzej Olechowski.
186Agnieszka Magdziak-Miszewska, Sªawomir Popowski, Rzeczpospolita, 7.3.96, Umi�etno±¢ bycia sob�a.
187Jedna czy wiele racji stanu, Wi�e¹ 3/1995: 10, Aussage von Jerzy M. Nowakowski; Nowakowski 1996:

5f, 13.
188Agnieszka Magdziak-Miszewska, Rzeczpospolita, 16.11.95, Magdziak-Miszewska 1997b: 137.
189Agnieszka Magdziak-Miszewska: Polska � Rosja, Eurazja (OSW) 2/1996: 98.
190Agnieszka Magdziak-Miszewska, Sªawomir Popowski: Umi�etno±¢ bycia sob�a, Rzeczpospolita, 7.3.96.
191Mirosªaw Czech, Wojciech Zaj�aczkowski: Nie przeoczy¢ Ukrainy, Rzeczpospolita, 17.4.96.
192Mirosªaw Czech, Wojciech Zaj�aczkowski: Nie przeoczy¢ Ukrainy, Rzeczpospolita, 17.4.96; Warto by¢

optymist�a, Rzeczpospolita, 28.6.97; ähnlich Skaradzi«ski 1997: 202; Nowakowski 1996: 11.
193Osadczuk 1996: 93; Bohdan Osadczuk, Jak daleko od Kijowa, Tygodnik Powszechny, 19.5.96; Boh-
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paweiten Bedeutung des auÿenpolitischen Weges der Ukraine (und Weiÿrusslands) auf
(Nowakowski 1998: 8).

5.1.2.3 2000/01: Was kann die strategische Partnerschaft im europäischen
Rahmen bedeuten?

Der dritte Abschnitt dieser Diskursanalyse untersucht die Jahre 2000/01, markiert von
einer erneuten cohabitation, dieses Mal jedoch unter umgekehrten Vorzeichen im Vergleich
zu den Jahren 1993 bis 1995. Bis Sommer 2000 stützte sich die AWS/UW-Koalition dabei
auf eine parlamentarische Mehrheit, danach verfügte die Regierung durch den Auszug der
UW über keine parlamentarische Mehrheit mehr. Im Herbst 2001 kam es nach Neuwahlen
zu einer Neuau�age der SLD/PSL-Koalition, was zwar das Ende der cohabitation, jedoch
keinesfalls ein spannungsfreies Verhältnis von Premier und Präsident bedeutete.

5.1.2.3.1 Präsident Auch unter der 1999 in Kraft getretenen neuen Verfassung war
dem Präsidenten eine aktive Beteiligung an der Auÿenpolitik möglich. In der Ukraine-
Politik betonte der Präsident weiterhin die �strategische Partnerschaft� mit Kiev, die in
Polen unabhängig von Personen und Institutionen sei und vor allem in der Stärkung der
ukrainischen Unabhängigkeit, der Option einer Beteiligung am europäischen Integrations-
prozess sowie weiterer Wirtschaftsreformen bestehe und die Unterstützung der Stabilität
in der Region und ganz Europa im eigenen Interesse zum Ziel habe.194 Er fügte hinzu, dass
nicht nur Polen, sondern auch Russland in elementarer Weise Interesse an einer unabhän-
gigen und demokratischen Ukraine haben müssten.195 Der Präsident lobte die �warme und
enge Zusammenarbeit�, die jedoch perspektivisch vor allem im wirtschaftlichen Bereich
noch auszubauen sei196 und bezeichnete sich selbst �aus tiefster Überzeugung� als einen
�Anwalt� der Ukraine.197
Bei den Stellungnahmen des Präsidenten zu Litauen war insbesondere au�ällig, dass

sich Kwa±niewski auf Fragen des gemeinsamen Zieles der NATO- und EU-Mitgliedschaft
sowie des bilateralen Handels konzentrierte und die gegenseitigen Minderheiten nur noch
am Rande erwähnte. Er betrachtete somit die �strategische Partnerschaft�198 vor allem

dan Osadczuk, Nowy etap: Po wizycie prezydenta Kuczmy, Tygodnik Powszechny, 7.7.96; Memorandum
des polnischen Ruch Stu und der ukrainischen Ruch vom Juni 1996 (Poland O�ers Ukraine a View to
the West, Financial Times, 26.6.96).
194Sukcesy i pora»ki s�a wspólne, Rzeczpospolita, 20./21.10.01; Ansprache des polnischen Präsiden-

ten vor dem diplomatischen Korps im Januar 2000 (Kwa±niewski 2000: 7) und im Januar 2001
(Kwa±niewski 2001: 22); Rede des Präsidenten an der Universität Brünn, Februar 2000 (Kwa±niewski
2000: 46); Ansprache des Präsidenten zum 10. Jahrestag der ukrainischen Unabhängigkeit im August 2001
(Kwa±niewski 2001: 325); Ansprache des Präsidenten anläÿlich der Erö�nung des polnisch-ukrainischen
Kollegiums in Lublin im Oktober 2001 (Kwa±niewski 2001: 399); Interview mit dem polnischen Präsi-
denten, Gazeta Wyborcza, 31.12.01.
195Interview für die russische Zeitung Moskovskie Novosti, 14.11.00 (Kwa±niewski 2000: 438); Anspra-

che des Präsidenten zum 10. Jahrestag der ukrainischen Unabhängigkeit (Kwa±niewski 2001: 326).
196Interview der ukrainischen Zeitschrift �Fakty� mit Präsident Kwa±niewski, abgedruckt in: Kwa±-
niewski 2000: 13.
197Chcemy by¢ w Centrum, Rzeczpospolita, 2.1.02. Dieser Funktion eines �Anwalts� stimmte auch eine

Mehrheit der polnischen Bevölkerung zu (Konieczna 2001: 39). Auch der SLD fernstehende Publizisten
würdigten �ausdrücklich� die �wichtige Rolle� des polnischen Präsidenten in den Beziehungen zu Wilna
und Kiev (Pomianowski 2000: 110).
198Der Präsident nannte die Beziehungen zu Litauen auch 2000/01 ausdrücklich �strategische Partner-

schaft� (Sprawy litewskie to sprawy najwa»niejsze, Rzeczpospolita, 2.12.00; Kwa±niewski 2000: 110;



5.1. KONVERGENZ DER PRO-RUSSISCHEN UND PRO-UBL-HALTUNG? 141

in einem europäischen, nicht mehr im bilateralen Rahmen. Der Präsident nannte Litau-
en (wie auch die Slowakei) 2000/01 stets als Wunschkandidaten einer zweiten NATO-
Osterweiterung.
Wie schon 1996/97 rief Kwa±niewski ausdrücklich die Verdienste der Kultura und Jerzy

Giedroyc bei der Konzeption einer polnischen Ostpolitik in Erinnerung � sowohl gegen-
über den drei historischen östlichen Nachbarn als auch gegenüber Russland.199 Gleichzeitig
bekräftigte der Präsident weiterhin den Wunsch nach �gutnachbarschaftlichen Beziehun-
gen� mit Russland. Er betonte, dass das Wohlergehen Russlands mit dem polnischen
Schicksal verbunden sei und wünschte Moskau die Wahl eines Weges, der eine stabi-
le Entwicklung, Demokratie, Zivilgesellschaft und Wohlstand für die russischen Bürger
sowie Frieden und Sicherheit für die Welt bringe.200 Kwa±niewski lud den russischen Prä-
sidenten Putin mehrfach zu einem Besuch in Warschau ein, betonte seinen Willen zur
Verbesserung der gegenseitigen Beziehungen und kritisierte die Regierung Buzek (wobei
er Auÿenminister Geremek und das MSZ ausgenommen wissen wollte) für ihre �Ideenlosig-
keit� in den polnisch-russischen Beziehungen.201 Den Ausbau desOsthandels bezeichnete
Kwa±niewski nicht als Ziel an sich, mahnte aber angesichts des bedrohlichen polnischen
Auÿenhandelsde�zites wiederholt eine verstärkte Exportorientierung an.202 Gleichzeitig
nannte er die Belebung der wirtschaftlichen Kontakte zu Russland ein herausragendes
Ziel seiner zweiten Amtszeit.203

5.1.2.3.2 Ministerrat Trotz der erneuten cohabitation der Jahre 1997 bis 2001 stand
der Ministerrat � speziell der Auÿenminister � in den Jahren 2000/01 im Diskurs über die
�strategischen Partnerschaften�, die Beziehungen zu Russland und den Osthandel nicht
in Konkurrenz, sondern eher komplementär zur Haltung des Präsidenten, den der Mini-
sterrat ausdrücklich unterstützte:204 Die Auÿenminister Geremek und Bartoszewski be-
zeichneten die Ukraine im untersuchten Zeitraum als �strategischen Partner� Polens,205
wobei der Ministerrat den polnischen Willen unterstrich, Kiev bei der Durchführung der
Reformen zu unterstützen und das Interesse des Westens für eine proeuropäische und de-

Kwa±niewski 2001: 22).
199Siehe etwa die Reden des Präsidenten bei der Erö�nung des polnisch-ukrainischen Kollegiums in

Lublin (Kwa±niewski 2001: 398f) und bei der Verleihung des Jerzy Giedroyc-Preises im November 2001
(Wypeªniamy testament Jerzego Gierdroycia, Rzeczpospolita, 10./11.11.01). Ähnlich äuÿerte sich der
Direktor der Abteilung �Osteuropa� im MSZ, Marek Zióªkowski (Zióªkowski 2001: 36).
200Ansprache des Präsidenten vor dem diplomatischen Korps im Januar 2000 (Kwa±niewski 2000: 8);

Interview mit dem Präsidenten, Gazeta Wyborcza, 31.12.01.
201Chc�e by¢ prezydentem, Interview mit Präsident Kwa±niewski, Polityka, 25.3.00; Po prostu jestem

lepszy, Interview mit Präsident Kwa±niewski, Gazeta Wyborcza, 7.7.00.
202Rede des Präsidenten auf der Konferenz �Przyszªo±¢ polskiego eksportu�, 26.10.00, abgedruckt in:
Kwa±niewski 2000: 415; Interview des ersten Programmes des Polnischen Radios mit dem Präsidenten,
31.12.01, abgedruckt in: Kwa±niewski 2001: 518.
203Siehe etwa die Rede des Präsidenten auf dem XI. Wirtschaftsforum in Krynica, 6.9.01, abgedruckt

in: Kwa±niewski 2001: 345, und das Interview mit dem Präsidenten, Trybuna, 23.10.01.
204Sprawozdanie Stenogra�czne Sejmu, 78.Sitzung, 9.5.00, Antwort von Auÿenminister Geremek auf

Fragen; Sprawozdanie Stenogra�czne Sejmu, 110. Sitzung, 6.6.01, Rede von Auÿenminister Bartoszewski.
205Sprawozdanie Stenogra�czne Sejmu, 78.Sitzung, 9.5.00, Rede von Auÿenminister Geremek; Sprawo-

zdanie Stenogra�czne Sejmu, 110. Sitzung, 6.6.01, Rede von Auÿenminister Bartoszewski. In der im
Januar 2001 verö�entlichten auÿenpolitischen Doktrin der Ukraine wurden indes nur noch die USA und
Russland als �strategische Partner� Kievs bezeichnet (Najder 2001b: 111).
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mokratische Ukraine zu stärken.206 Geremek und Bartoszewski sahen Polen ausdrücklich
in der Rolle eines Förderers der Einbindung der Ukraine in europäische und euroatlan-
tische Strukturen und bezeichneten den Dialog mit Kiev über die Konsequenzen eines
polnischen EU-Beitrittes als eine wichtige Aufgabe für Warschau.207 In noch sehr vorsich-
tigen Worten mahnte der Ministerrat auch die Formulierung einer Perspektive für eine
ukrainische EU-Vollmitgliedschaft an und nahm damit bewusst eine vom EU-Standpunkt
abweichende Position ein.208 Auch Premier Miller betonte den Willen seiner Regierung
zur �strategischen Partnerschaft� mit Kiev, um die europäische Identität der Ukraine zu
stärken. Er unterstrich, dass neben den Dialog von NATO und EU mit Russland auch
eine besondere Plattform des Dialoges des Westens mit der Ukraine treten müsse.209
Gegenüber Litauen betonten die polnischen Auÿenminister wie auch die Verteidigungs-

minister � im Einklang mit der Position von Präsident Kwa±niewski � die �o�enen Türen�
der NATO für einen litauischen Beitritt. Die weiterhin als �strategische Partnerschaft�
bezeichneten Beziehungen zu Litauen äuÿerten sich weiterhin in erster Linie durch ab-
gestimmte Positionen in der Sicherheits- und Europapolitik; eine untergeordnete Rolle
spielten Fragen des gegenseitigen Handels und der Minderheiten.210
In den Beziehungen zu Russland hob der Ministerrat die besondere Bedeutung her-

vor, die Polen einem demokratischen, politisch, wirtschaftlich und gesellschaftlich stabilen
Russland beimesse, das seine internationalen Verp�ichtungen erfülle.211 Die Auÿenmini-
ster Geremek und Bartoszewski prägten für diese Beziehungen 2000/01 die Begri�e �gu-
te Nachbarschaft� und �Normalisierung�. Geremek erläuterte, dass �gute Nachbarschaft�
gemäÿ dem polnisch-russischen Vertrag von 1992 die Entwicklung von wirtschaftlichen
und kulturellen Kontakten zulasse. �In vielen anderen Bereichen� gebe es jedoch �keine
Möglichkeit eines Kompromisses, denn zu unterschiedlich sind die Interessen oder zu un-

206Strategia bezpiecze«stwa Rzeczypospolitej Polskiej, 4.1.00, Przegl�ad Rz�adowy 1/2000: 83; ähnlich
Auÿenminister Bartoszewski im Interview für Wi�e¹ 2/2001: 82. Damit hatte der Ministerrat weitgehend
die allgemeinen Prioritäten der polnischen Ostpolitik angesprochen, die der damalige Direktor der Ab-
teilung �Osteuropa� im MSZ, Marek Zióªkowski, im März 2001 so zusammenfasste: Unterstützung der
Unabhängigkeit der östlichen Nachbarn; Aufbau einer sicheren Nachbarschaft; Unterstützung der Demo-
kratisierung, der Selbstverwaltung und der marktwirtschaftlichen Entwicklung; die Scha�ung eines guten
Images bei den östlichen Nachbarn durch Kooperation in den Bereichen Kultur, Wissenschaft und Medi-
en; wirtschaftliche Zusammenarbeit; Schutz der Auslandspolen und polnischer Kulturgüter (Zióªkowski
2001: 37).
207Sprawozdanie Stenogra�czne Sejmu, 78.Sitzung, 9.5.00, Antwort von Auÿenminister Geremek auf

Fragen; Sprawozdanie Stenogra�czne Sejmu, 110. Sitzung, 6.6.01, Rede von Auÿenminister Barto-
szewski; Auÿenminister Geremek auf der Sitzung der NATO-Ukraine-Kommission im Dezember 1999,
www.msz.gov.pl/english/nato/nuc.html [15.10.01].
208Polnischer Standpunkt zur EU-Ostpolitik, 13.6.01, www.msz.gov.pl/uniaeu/polityka_wsch.html

[16.7.01].
209Sprawozdanie Stenogra�czne Sejmu, 2. Sitzung, 25.10.01, Exposé von Premier Miller; Polska ostro»nie

popiera, Rzeczpospolita, 6.12.01; B�edziemy pragmatyczni, Gazeta Wyborcza, 20.12.01; PAP 16.5.01.
210Stachura 2001: 209; Sprawozdanie Stenogra�czne Sejmu, 78.Sitzung, 9.5.00, Rede von Auÿenmini-

ster Geremek; Sprawozdanie Stenogra�czne Sejmu, 110. Sitzung, 6.6.01, Rede von Auÿenminister Bar-
toszewski; Sprawozdanie Stenogra�czne Sejmu, 66. Sitzung, 15.12.99, Rede von Verteidigungsminister
Onyszkiewicz; Strategia bezpiecze«stwa Rzeczypospolitej Polskiej, 4.1.00, Przegl�ad Rz�adowy 1/2000: 89.
Für eine Bewertung aus Sicht der litauischen Regierung siehe das Interview mit Auÿenminister Valionis,
Wilno-Warszawa, coraz bli»ej, Rzeczpospolita, 5.9.01.
211Kritisch ging der Ministerrat dabei insbesondere auf das konventionelle Streitkräftepotential Rus-

slands im Gebiet Kaliningrad ein (Strategia bezpiecze«stwa Rzeczypospolitej Polskiej, 4.1.00, Przegl�ad
Rz�adowy 1/2000: 82).
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terschiedlich ist der Wertekanon, aus dem diese Politik entsteht�.212 Bartoszewski zeigte
sich ab Herbst 2000 in einer Akzentverschiedbung bemüht, den polnischen Wunsch nach
einem Dialog mit Moskau wieder deutlicher zu machen, betonte aber gleichzeitig die �na-
tionalen und staatlichen Interessen� (d.h. die polnische NATO- und EU-Mitgliedschaft)
Polens als Rahmen für einen solchen Dialog. �Normalisierung� der Beziehungen bedeute
weder �privilegierte� noch �schlechte� Beziehungen.213 Beide Auÿenminister zeigten sich
ausdrücklich unzufrieden mit dem Stand der Beziehungen mit Moskau, wobei Geremek
betonte, dass Tschechien und Ungarn entgegen aller Annahmen keinesfalls geringere Pro-
bleme in ihren Beziehungen mit Moskau hätten und dass die polnische Regierung auf einen
ersten Schritt aus Moskau warte.214 Die neue Regierung Miller gab im Herbst 2001 noch
stärker als Auÿenminister Bartoszewski ihrer Ho�nung auf eine pragmatische Entwicklung
der polnisch-russischen Beziehungen Ausdruck.215
Der Osthandel wurde von der Regierung Buzek in erster Linie im Kontext der auf-

grund der hohen polnischen Importüberschüsse generell kritischen Situation des polni-
schen Auÿenhandels zur Sprache gebracht. Die Entwicklung einer stärker auf den Export
ausgerichteten polnischen Volkswirtschaft bezeichneten die Auÿenminister Geremek und
Bartoszewski 2000/01 als eine Aufgabe von �strategischer Bedeutung�.216 Dabei unter-
strich Geremek die Notwendigkeit eines neuen Instrumentariums für die Belebung des
Exports auf die Ostmärkte, für die der Sejm die gesetzlichen Grundlagen scha�en müsse
und nannte dabei die deutschen Hermes-Bürgschaften als Vorbild.217
Im Zeitraum 2000/01 begannen die polnischen Auÿenminister auch erstmals ö�entlich

die Bedeutung der polnischen Ostpolitik für die EU-Ostpolitik nach der Osterweite-
rung 2004 herauszustreichen. Während Warschau zuvor vielfach seine Zugehörigkeit zum
Westen betont hatte, sah der Ministerrat ab 2000 die polnische Ostpolitik als besonde-
ren Beitrag zur EU-Ostpolitik an, in dem eine Chance zur Pro�lierung innerhalb der
europäischen Auÿenpolitik liege.218

5.1.2.3.3 Parlament Im Parlament traten 2000/01 weiterhin Kon�ikte über die Fra-
ge der �strategischen Partnerschaften� und den Osthandel auf. Diese hatten jedoch bei
weitem nicht mehr die Schärfe der zwei vorangegangenen Untersuchungszeiträume.
Zwar kritisierte die SLD , die Russland-Politik der Regierung beschränke sich auf

Deklarationen und �die Demonstration von Unwillen, Vorurteilen und megalomanischer
212Sprawozdanie Stenogra�czne Sejmu, 78.Sitzung, 9.5.00, Antwort von Auÿenminister Geremek auf

Fragen. Mitte des Jahres 2000 waren die polnisch-russischen Beziehungen nach der gegenseitigen Aus-
weisung von neun Diplomaten aufgrund von Spionagevorwürfen, den russischen Anschuldigungen einer
polnischen Unterstützung für die Unabhängigkeitsbestrebungen in Tschetschenien sowie Demonstratio-
nen vor dem russischen Konsulat in Posen und der Botschaft in Warschau auf einem Tiefpunkt angelangt.
Zum Begri� der �guten Nachbarschaft� siehe auch Zióªkowski 2001: 49f.
213Sprawozdanie Stenogra�czne Sejmu, 110. Sitzung, 6.6.01, Rede und Antwort von Auÿenminister Bar-

toszewski.
214Sprawozdanie Stenogra�czne Sejmu, 78.Sitzung, 9.5.00, Antwort von Auÿenminister Geremek auf

Fragen.
215Sprawozdanie Stenogra�czne Sejmu, 2. Sitzung, 25.10.01, Exposé von Premier Miller.
216Sprawozdanie Stenogra�czne Sejmu, 78.Sitzung, 9.5.00, Rede von Auÿenminister Geremek; Sprawo-

zdanie Stenogra�czne Sejmu, 110. Sitzung, 6.6.01, Rede von Auÿenminister Bartoszewski.
217Sprawozdanie Stenogra�czne Sejmu, 78.Sitzung, 9.5.00, Antwort von Auÿenminister Geremek auf

Fragen.
218Polnischer Standpunkt zur EU-Ostpolitik, 13.6.01, www.msz.gov.pl/uniaeu/polityka_wsch.html

[16.7.01].
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Herablassung�.219 Aber die Partei unterstützte ausdrücklich Auÿenminister Geremek, kei-
ne Pu�erzonen gegenüber Russland zuzulassen und erkannte speziell die Bemühungen von
Auÿenminister Bartoszewski zur Belebung des politischen Dialoges mit Moskau an.220 Ein
Jahr später zitierten Fraktionschef Miller und Tadeusz Iwi«ski sogar Jerzy Giedroyc, um
auf die Bedeutung einer polnischen Ostpolitik gegenüber allen Nachbarn und insbesonde-
re einer unabhängigen Ukraine hinzuweisen.221 Die PSL beharrte dagegen auch 2000/01
darauf, dass gute polnisch-russische Beziehungen die �Grundlage des polnischen Wohler-
gehens und Wirkens auf internationaler Bühne�222 seien. Die UW und Teile der AWS
äuÿerten sich besonders klar zum Kern der meisten Streitpunkte in den polnisch-russischen
Beziehungen: Während Polen an der selbständigen Entwicklung von Weiÿrussland und der
Ukraine gelegen sei, wolle Russland diese beiden Länder wieder in seinen Ein�ussbereich
reintegrieren.223 Czesªaw Bielecki sprach sogar vom Ziel eines cordon démocratique von
Staaten zwischen Polen und Russland, die Russland freundlich gesonnen seien, aber keine
Rückkehr des russischen Imperialismus erlaubten.224 Insbesondere die AWS hob hervor,
dass man in Warschau einen ersten Schritt zur Verbesserung der gegenseitigen Beziehun-
gen und eine Diskussion �im Rahmen europäischer Standards� aus Moskau erwarte.225
In der Frage der Förderung des Osthandels bestand die SLD 2000/01 nicht mehr

primär auf einer speziellen auÿenpolitischen Initiative, sondern schrieb dieser Frage ei-
ne wichtige Bedeutung im Rahmen der generellen Förderung des polnischen Exportes
zu.226 Die These von den durch eigene Nachlässigkeit �verlorenen Ostmärkten� wiederhol-
te 2000/01 nur noch ein SLD-Abgeordneter in abgeschwächter Form.227 Die PSL wollte
dagegen auch weiterhin politische Fragen der polnisch-russischen Beziehungen wirtschaft-
lichen Aspekten untergeordnet wissen und sah polnische Firmen durch die schlechten
politischen Beziehungen vom russischen Markt verdrängt.228 Die UW betrachtete den
Osthandel als eine Chance, sich erneut die Forderung der Pariser Kultura nach Unab-
hängigkeit der östlichen Nachbarn Polens ins Gedächtnis zu rufen und durch eine aktive
Wirtschaftspolitik in diesen Ländern ausgleichend auf den dominierenden russischen Ein-
�uss zu wirken.229 Die AWS brachte den Osthandel vor allem als Ergänzung zur Russ-
landpolitik der Regierung ins Gespräch. Sie betonte die Chancen des russischen Marktes,
219Sprawozdanie Stenogra�czne Sejmu, 78. Sitzung, 9.5.00, Rede von Leszek Miller.
220Sprawozdanie Stenogra�czne Sejmu, 110. Sitzung, 6.6.01, Rede von Wªodzimierz Konarski.
221Sprawozdanie Stenogra�czne Sejmu, 110. Sitzung, 6.6.01, Reden von Leszek Miller und Tadeusz

Iwi«ski.
222Sprawozdanie Stenogra�czne Sejmu, 78. Sitzung, 9.5.00, Rede von Janusz Dobrosz.
223Sprawozdanie Stenogra�czne Sejmu, 78. Sitzung, 9.5.00, Reden von Andrzej Wielowieyski, Czesªaw

Bielecki, Andrzej Potocki.
224Spotkanie dyskusyjne z cyklu Forum Polska 2000, 2.12.99, www.pai.pl/CP/deb1.html [15.1.01]; Polska

w Europie, Heft 31, März 2000: 67, Aussage von Czesªaw Bielecki.
225Sprawozdanie Stenogra�czne Sejmu, 78. Sitzung, 9.5.00, Reden von Stefan Niesioªowski, Czesªaw

Bielecki; Polska w Europie, Heft 31 (März 2000): 65, Rede von Czesªaw Bielecki.
226Sprawozdanie Stenogra�czne Sejmu, 78. Sitzung, 9.5.00, Reden von Leszek Miller, Barbara Blida;

Sprawozdanie Stenogra�czne Sejmu, 110. Sitzung, 6.6.01, Rede von Wªodzimierz Cimoszewicz.
227Sprawozdanie Stenogra�czne Sejmu, 78. Sitzung, 9.5.00, Rede von Tadeusz Iwi«ski; Sprawozdanie

Stenogra�czne Sejmu, 110. Sitzung, 6.6.01, Rede von Tadeusz Iwi«ski.
228Sprawozdanie Stenogra�czne Sejmu, 78. Sitzung, 9.5.00, Rede von Janusz Dobrosz. Präsident Putin

charakterisierte die polnisch-russischen Beziehungen Mitte 2000 jedoch �als sehr gut, wenn nicht sogar
modellhaft für die Beziehungen Russlands mit anderen Ländern der Region� (zit. nach Jacek Cichocki,
Przeªom byª wcze±niej, Rzeczpospolita, 17.1.02).
229Sprawozdanie Stenogra�czne Sejmu, 78. Sitzung, 9.5.00, Reden von Jerzy Wierchowicz, Andrzej Wie-

lowieyski; Sprawozdanie Stenogra�czne Sejmu, 110. Sitzung, 6.6.01, Rede von Bronisªaw Geremek.
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aber auch das hohe Investitionsrisiko.230
In der Ukraine-Politik akzeptierte die SLD spätestens 2001 die Linie von Präsident

Kwa±niewski und den Regierungen des Post-�S�-Lagers, als ihr wichtiges Fraktionsmitglied
Iwi«ski in seinem Beitrag zur auÿenpolitischen Generaldebatte den Kern des politischen
Credo von Jerzy Giedroyc paraphrasierte: �Wir müssen gute Beziehungen mit dem Osten
haben, auch mit Russland, jedoch unter einer Bedingung: dass die Beziehungen nicht die
Unabhängigkeit und lebendigen Interessen der zwischen uns liegenden Länder gefährden,
vor allem nicht die der Ukraine�.231 Die PSL erwähnte lediglich die polnische Minderheit
in der Ukraine und forderte die polnische Regierung auf, deren Interessen zu schützen.232
Den Begri� �strategische Partnerschaft� wollte die Partei für die Beziehungen zur Ukraine
nicht verwenden. UW und AWS betonten dagegen 2000/01 stark die Bedeutung der
politischen und wirtschaftlichen Unabhängigkeit der Ukraine für Polen233 mahnten zu
einem deutlicheren Bekenntnis für eine �strategische Partnerschaft� mit Kiev und zu mehr
gesellschaftlichen Kontakten234 oder sogar zur �strategischen Aufgabe� einer mission.235
Die Diskussion über die Litauen-Politik genoss unter den Parlamentariern 2000/01 nur

noch nachrangige Bedeutung. Die PSL erwähnte dabei nur die polnische Minderheit in
Litauen, sprach vage von deren �bedrohten Interessen� in Litauen und verwandte nicht
den Begri� der �strategischen Partnerschaft�.236 Die SLD äuÿerte sich in den auÿenpoli-
tischen Debatten überhaupt nicht zu Litauen. UW und AWS betonten in erster Linie
die polnische Unterstützung für einen litauischen NATO-Beitritt.237
Im untersuchten Zeitraum thematisierten die Abgeordneten erstmals auch die Frage

dieses Unterkapitels im Kontext einer EU-Ostpolitik nach dem polnischen EU-Beitritt.
Als eine Chance zur Pro�lierung innerhalb der EU sahen dieses Thema vor allem die Ab-
geordneten der UW , wenngleich sie vor einer zu starken Abweichung von den diesbezüg-
lichen Grundsätzen der Altmitglieder sowie einer gegen Russland gerichteten Ostpolitik
warnten.238

5.1.2.3.4 Medien und Ö�entlichkeit Der Diskurs über die �strategischen Partner-
schaften�, das Verhältnis zu Russland und den Osthandel wurde in den polnischen Medien
2000/01 deutlich o�ener und schärfer geführt als im Parlament. Dafür war indes nicht
primär die der PSL, der SLD oder nationalkatholischen Kreisen nahestehende Presse ver-
230Sprawozdanie Stenogra�czne Sejmu, 110. Sitzung, 6.6.01, Rede von Marian Krzaklewski.
231Sprawozdanie Stenogra�czne Sejmu, 110. Sitzung, 6.6.01, Rede von Tadeusz Iwi«ski; ähnlich der

Beitrag von Wªodzimierz Cimoszewicz.
232�Wir werden eine Reaktion der polnischen Regierung überall dort verlangen, wo das Interesse der

polnischen Minderheit (...), der gute Name der polnischen Helden des Untergrundstaates und die Würde
unseres Volkes gefährdet ist, denn wir wissen, dass verschiedene Ereignisse dieser Art stattgefunden
haben� (Sprawozdanie Stenogra�czne Sejmu, 78. Sitzung, 9.5.00, Rede von Janusz Dobrosz).
233Sprawozdanie Stenogra�czne Sejmu, 78. Sitzung, 9.5.00, Rede von Jerzy Wierchowicz; Sprawozdanie

Stenogra�czne Sejmu, 110. Sitzung, 6.6.01, Rede von Marian Krzaklewski.
234Sprawozdanie Stenogra�czne Sejmu, 78. Sitzung, 9.5.00, Reden von Janusz Onyszkiewicz, Jan Ols-

zewski (ROP).
235Polska w Europie, Heft 31 (März 2000): 66, 77, Reden von Czesªaw Bielecki, Agnieszka Magdziak-

Miszewska.
236Sprawozdanie Stenogra�czne Sejmu, 78. Sitzung, 9.5.00, Rede von Janusz Dobrosz.
237Sprawozdanie Stenogra�czne Sejmu, 110. Sitzung, 6.6.01, Reden von Bronisªaw Geremek, Czesªaw

Bielecki.
238Sprawozdanie Stenogra�czne Sejmu, 78. Sitzung, 9.5.00, Rede von Andrzej Wielowieyski; Sprawozda-

nie Stenogra�czne Sejmu, 110. Sitzung, 6.6.01, Rede von Bronisªaw Geremek.
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antwortlich, sondern eine eher überparteiliche Auseinandersetzung zwischen � vereinfacht
gesprochen � �Idealisten� (Befürwortern einer Fortführung des an den von der Kultura
erarbeiteten Grundsätzen polnischer Ostpolitik) und �Minimalisten� (Befürworter einer
�realistischen�, auf die EU, Russland und die Visegrád-Staaten, aber kaum auf die Ukrai-
ne und Weiÿrussland gerichteten polnischen Ostpolitik), die im folgenden in strukturierter
Form dargestellt werden soll.239

Die �strategische Partnerschaft� gegenüber Litauen fand in den polnischen Medien
2000/01 kaum Resonanz, was indes aufgrund ihrer nicht immer konstruktiven Rolle An-
fang der neunziger Jahre nicht unbedingt als schlechtes Zeichen zu deuten war. Dagegen
wurde insbesondere das Verhältnis zur Ukraine ausführlich diskutiert, wobei die Span-
ne der seriös begründeten Ansichten ausgesprochen breit war: Nach der pessimistischen
Ansicht des Ukraine-Analysten des OSW, Tadeusz Olsza«ski, vollzog die Ukraine Anfang
2001 einen Schwenk in ihrer Auÿenpolitik zugunsten einer stärker prorussischen Orien-
tierung, um ein Gegengewicht gegen den amerikanischen Ein�uss zu scha�en. Sie habe
die �strategische Partnerschaft� mit Warschau (die Polen ohnehin nichts einbringe) durch
eine gewöhnliche �gutnachbarschaftliche Zusammenarbeit� ersetzt.240 Olsza«ski forderte,
Polen müsse sich �mit aller Kraft davon fernhalten, 'die Interessen der Ukraine gegen
die Ukraine verteidigen' zu wollen�.241 Derselbe Autor vertrat auch die These, dass eine
unabhängige Ukraine für die Unabhängigkeit und Sicherheit Polens nicht unbedingt erfor-
derlich sei und dass ein polnischer Einsatz für die Ukraine in einen unnötigen Kon�ikt mit
Russland münde.242 Weltpolitisch, so Olsza«ski, sei die Ukraine vor allem ein Schwarz-
meeranrainer, weshalb die Zusammenarbeit mit der Türkei gröÿere Bedeutung habe als
die mit Polen.243 Die Autoren des ein�ussreichen �Strategischen Jahrbuches� betonten,
dass sich die Unterschiede zwischen der Ukraine und Ostmitteleuropa 2000 vergröÿert
hätten. Die Ukraine habe ihre Aspirationen aufgegeben, ein ostmitteleuropäischens Land
zu sein, was wiederum westliche Hilfesprogramme oder Unterstützung für eine souverä-
ne Ukraine schwinden lasse: �Der Westen akzeptiert die fortschreitende Abhängigkeit der
Ukraine von Russland. Polen ist im Duell [mit Russland] nicht in der Lage, mehr für die
Ukraine zu tun, als dies die Ukrainer für ihr eigenes Land wollen, denen das dritte aber
deutlich näher ist als das erste Rom� (Rocznik Strategiczny 2000/01: 79).
Weniger radikal, aber in ähnlicher Weise auf die politische Konzeption der Kultura ge-

münzt war die Haltung einiger �Minimalisten� der polnischen Ukraine-Politik. Der Vize-
direktor des OSW, Bartªomiej Sienkiewicz, stieÿ Ende des Jahres 2000 eine entsprechende
Debatte an, bei der er vor der Aufnahme eines �Kampfes� mit Russland um Ein�uss auf
die Staaten zwischen Polen und Russland, insbesondere die Ukraine und Weiÿrussland,
warnte. Er betonte, dass Polen in den Gesellschaften dieser beiden Staaten nicht als al-

239Ausführlicher zu dieser Debatte siehe Gerhardt 2001.
240Jahresbericht de OSW, Warszawa (Mai) 2001: 17; ähnlich Olsza«ski 1999 und Marek Ci-

chocki/Krzysztof Rak: Uparta niedojrzaªo±¢, �ycie, 17.4.01.
241Arbeitspapier des OSW für die Sitzung des Auswärtigen Ausschusses des Senats, 28.2.01.
242Tadeusz A. Olsza«ski, Po pierwsze: interes pa«stwa, Tygodnik Powszechny, 18.3.01. Er wurde dabei

sekundiert von Autoren, die eine selbständigere Rolle Polens auf dem europäischen �Schachbrett� for-
derten, dabei aber die inneren und äuÿeren Beschränkungen einer in euroatlantische und europäische
multilaterale Strukturen eingebundenen Republik Polen verkannten (Marek Cichocki/Krzysztof Rak,
Uparta niedojrzaªo±¢, �ycie, 17.4.01: 15; Replik von Grzegorz Kostrzewa-Zorbas, Dawniej byªo lepiej,
�ycie, 25.4.01.
243Jahresbericht 2001 des OSW zur Ukraine, www.osw.waw.pl [15.3.02].
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ternatives Zentrum gelte. Es sei auÿerhalb Polens �realer Möglichkeiten�, eine Lockerung
der Beziehungen zwischen Moskau und Kiev/Minsk oder Ein�uss auf die Demokratisie-
rungsprozesse und den Grad des nationalen Bewusstseins erreichen zu wollen. Die polni-
schen Instrumente zur Beein�ussung der Situation in Kiev und Minsk seien auÿerordent-
lich beschränkt.244 Aufgrund Polens geographischer Lage sei vielmehr die zweite Runde
der NATO-Osterweiterung vor allem um Litauen von Schlüsselbedeutung.245 Sienkiewicz
wandte sich schlieÿlich auch scharf gegen die Idee, durch verstärkte grenzüberschreitende
Kontakte ein Bewusstsein bei den Polen zu scha�en, dass die historischen Nachbarn dem-
selben Kulturkreis wie Polen zugehörig seien.246 Stanisªaw Stomma, die �graue Eminenz�
der liberalen polnischen Katholiken, forderte noch deutlicher die polnische Neutralität
gegenüber Kiev (und Minsk), um nicht die Beziehungen mit Moskau zu gefährden.247 Un-
terstützt wurde diese Argumentation von der SLD-nahen Presse, die der AWS-geführten
Regierung eine antirussische Haltung vorwarf248 und eine Abkehr von der Ukraine forder-
te: �Die Ukraine war nie und ist auch nicht unser strategischer Partner�. Da dies auch in
Zukunft so sein werde, gelte es, polnisch-russische Beziehungen zu scha�en, die weit über
den Rahmen eines partnerschaftlichen Verhältnisses hinausgingen.249
Gegen diese beiden Positionen wandte sich eine erkennbare �prometheische� Mehr-

heit der führenden polnischen Publizisten und Autoren, die betonten, dass die grund-
sätzlichen Positionen der Kultura weiterhin aktuell seien.250 Die von den Minimalisten
vorgebrachten Argumente, für die Konzeptionen der Kultura gebe es keine Chancen auf
Verwirklichung, seien eher auf die �behagliche Überzeugung unabänderlicher Fakten�251
gegründet denn auf die Verp�ichtung zur Sorge um gute Beziehungen zu allen Nachbarn.
Eine polnische Politik, die auf eine unabhängige Ukraine setze, sei eine �Investition für
die Sicherheit und Stabilität Polens�.252 Polen müsse eine �Politik der freundschaftlich
geö�neten Türen� gegenüber den östlichen Nachbarn betreiben und dazu innerhalb des
eigenen Landes mehr Informationen über die östlichen Nachbarn verbreiten wie auch in
Weiÿrussland und der Ukraine o�ener die Vorzüge eines anWesteuropa orientierten Gesell-
schaftsmodells präsentieren.253 Die Demokratisierung und �Europäisierung� der Ukraine
seien nicht nur eine vision, sondern auch eine mission im polnischen Interesse.254 Wich-
tig sei jedoch, keine zu groÿen Ho�nungen mehr (wie in den neunziger Jahren) durch zu

244Bartªomiej Sienkiewicz, Tygodnik Powszechny, 31.12.00, Pochwaªa minimalizmu; Bartªomiej Sienkie-
wicz, Tygodnik Powszechny, 12.11.00, Ukraina, Gazprom, Mieroszewski.
245Bartªomiej Sienkiewicz, Tygodnik Powszechny, 4.2.01, Podejmijmy powa»ny spór.
246Bartªomiej Sienkiewicz, Tygodnik Powszechny, 21.1.01, Szkodliwe marzycielstwo.
247Do przeszªo±ci nie ma powrotu, Interview mit Stanisªaw Stomma, Tygodnik Powszechny 43/2001.
248Bronisªaw �agowski, Strategiczne gªupstwo, Przegl�ad, 24.7.00; Bronisªaw �agowski, Rasizm gazowy,

Przegl�ad, 29.1.01.
249So die SLD-nahe Zeitung �Trybuna� Ende 2001, zit. nach Bogumiªa Berdychowska/Henryk Wujec,

Nie opuszczamy r�ak, Rzeczpospolita, 6.7.02.
250Bogumiªa Berdychowska, Giedroyc nadal aktualny, Tygodnik Powszechny, 4.2.01; Czesªaw Miªosz,

Przeciw minimalizmowi, Tygodnik Powszechny, 4.3.01.
251Jerzy Pomianowski, Wszystkie bª�edy zostaªy ju» popeªnione, Tygodnik Powszechny, 25.3.01.
252Bogumiªa Berdychowska, Giedroyc nadal aktualny, Tygodnik Powszechny, 4.3.01; ähnlich Jan Nowak-

Jeziora«ski, Sposób na Niemcy, sposób na Rosj�e, Tygodnik Powszechny, 2.12.01 und Bohdan Cywi«ski,
W imieniu regionu, Rzeczpospolita, 24.8.01.
253Wojciech Maziarski, Gazeta Wyborcza, 6./7.1.01, Gdzie jest mój s�asiad?; Wojciech Maziarski, Ty-

godnik Powszechny, 4.2.01, Szkodliwe poglady.
254Polska w Europie, Heft 31, März 2000, Aussagen von Czesªaw Bielecki, Agnieszka Magdziak-

Miszewska, Protokoll der Diskussion: 66, 77.
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viele Versprechungen von polnischer Seite bei den östlichen Nachbarn zu wecken.255 Im
eigenen Interesse müsse Polen jedoch trotz der undeutlichen Signale aus Kiev weiterhin
eine proukrainische Auÿenpolitik führen. Faktisch liege niemand so sehr an der Unab-
hängigkeit Kievs wie Polen selbst, wenngleich die Ukrainer durch die sich verändernden
Umstände im eigenen internationalen Umfeld sehr unbequem aus ihrem passiven Zustand
aufgeweckt werden könnten.256 Namhafte Experten mahnten schlieÿlich, auch eine EU-
Vollmitgliedschaft für die Ukraine nicht auszuschlieÿen und dazu �einen Assoziierungs-
vertrag mit einer zeitlich nicht festgelegten, aber deutlich anerkannten, an die Erfüllung
der Kopenhagener Kriterien geknüpften Mitgliedschaftsperspektive zwischen der Ukraine
und der EU�257 zu unterzeichnen. Aber auch das �prometheische Lager� setzte nicht mehr
dogmatisch auf die Vorgaben der Pariser Kultura. Zwar seien deren Ziele weiterhin ak-
tuell, aber die Werkzeuge zu deren Erreichung müssten neu überdacht werden: Giedroyc
habe ungerechtfertigt die polnischen Eliten beschuldigt, gegenüber den östlichen Nach-
barn ein Überlegenheitsgefühl nach auÿen zu kehren, und habe die Rolle der katholischen
Kirche unterschätzt, die bei den Bewohnern Weiÿrusslands und der Ukraine ein stärke-
res Gefühl von Subjektivität aufbauen könne (Najder 2001a: 296f). Da Polen �einfach
zu schwach [sei], um in bedeutender Weise die Unabhängigkeit der Ukraine zu stärken�
(Najder 2000: 229), erö�ne der polnische EU-Beitritt � ein ebenfalls von Giedroyc ver-
nachlässigter Faktor � der polnischen Ostpolitik ganz neue Möglichkeiten, ein wirklicher
�Anwalt� der Ukraine zu werden.258 Einhellig forderten zahlreiche Autoren schlieÿlich ei-
ne Ausfüllung der zahlreichen polnisch-ukrainischen Deklarationen und Übereinkommen
mit Inhalten, etwa in den Bereichen Jugendaustausch, Arbeitsmigration sowie Zoll- und
Grenzabfertigung (Najder 2000: 229). Jerzy Marek Nowakowski wies darauf hin, dass
die polnische Auÿenpolitik dabei sei, durch die ständige Wiederholung der Formel von
der strategischen Partnerschaft mit Litauen und der Ukraine und die häu�gen o�ziellen
bilateralen Tre�en eine �mentale Mauer� zu errichten, die zumindest seit Mitte der neun-
ziger Jahre lediglich eine Diskussion über hochpolitische oder strikt unpolitische Fragen
erlaube, aber den �Raum dazwischen� stark vernachlässige.259
Deutlich vernehmbar war in dieser Diskussion insgesamt ein Stimmungswandel vor al-

lem gegenüber der Ukraine, der auf polnischer Seite mit den Begri�en von Ernüchterung
und Enttäuschung bezeichnet werden konnte. Gleichzeitig führte sie zu einer Versachli-
chung der Debatte über Chancen und Möglichkeiten der polnischen Ostpolitik.260 Au�äl-

255Kazimierz Wóycicki, Nasz los nie decyduje sie za Bugiem, Rzeczpospolita, 27.1.01.
256Najder 2001b: 113, 117; Zdzisªaw Najder, Polsko-ukrai«skie asymetrie, Rzeczpospolita, 8.11.01.
257Berdychowska/�urawski vel Grajewski/Gromadzki 2002: 12. Die Experten wandten sich

damit gegen ein vom deutschen und französischen Auÿenministerium gemeinsam erarbeitetes Papier, in
dem festgestellt wurde, dass die Ukraine niemals Mitglied der EU werden solle, da dies angeblich eine
Isolierung Russlands nach sich ziehen würde (Auwärtiges Amt, Planungsstab und Ministère des A�aires
étrangères, Centre d'Analyse et de Prévision, 14.10.99: Ein Europa mit dreiÿig und mehr Mitgliedern).
258Zdzisªaw Najder, Polska polityka wschodnia, Protokoll einer von der Batory Stiftung und dem Ty-

godnik Powszechny veranstalteten Diskussion, 1.3.01, www.batory.org.pl [15.4.01]; Janusz Reiter, Pytanie
o atuty, Rzeczpospolita, 26.3.01.
259Aussage von Jerzy Marek Nowakowski, Polska polityka wschodnia, Protokoll einer von der Batory

Stiftung und dem Tygodnik Powszechny veranstalteten Diskussion, 1.3.01, www.batory.org.pl [15.4.01];
Nowakowski 2000: 15.
260Aleksander Smolar bemerkte, dass die polnische Ostpolitik zuvor zu stark �zwischen einem Zwergen-

komplex und nationaler Megalomanie� oszilliert habe (Polska polityka wschodnia, Protokoll einer von
der Batory Stiftung und dem Tygodnik Powszechny veranstalteten Diskussion, 1.3.01, www.batory.org.pl
[15.4.01]).
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lig war schlieÿlich, dass die Lager der Postkommunisten, der Post-�S�-Gruppierungen oder
der Giedroyc-Anhänger zunehmend in Au�ösung begri�en waren und man insgesamt von
der Herausbildung eines �modi�zierten Prometheismus� (Grygajtis 2001: 47) sprechen
konnte, der die Konzeption der Kultura an die neue Epoche anpasste.261

Bei der Analyse der ö�entlichen Debatte fällt auf, dass die Frage der Ostmärkte kaum
noch eine Rolle spielte. Es wurde jedoch darauf hingewiesen, dass sich erst mit dem EU-
Beitritt für Polen die Situation ändere und dass zwar der russische Markt für Polen von
groÿer Bedeutung sei, aber umgekehrt der polnische Markt für Russland kaum ins Ge-
wicht falle (Najder 2000: 228). Eine im Zeitraum 2000/01 insbesondere in den Medien
und der Ö�entlichkeit diskutierte Frage betraf die polnische Haltung zu den russischen
Plänen einer die Ukraine umgehenden Erdgasleitung nach Westeuropa sowie zu den ukrai-
nischen Wünschen nach einer polnischen Beteiligung an der geplanten Erdölleitung von
Odessa nach Danzig.262 Bei beiden Projekten nahm die polnische Ö�entlichkeit (wie auch
die AWS/UW-Regierung) mit deutlicher Mehrheit eine Position ein, die eine stärkere
Unabhängigkeit der Ukraine vom russischen Energiesektor befürwortete.
Dagegen spielte die Frage der polnischen Beteiligung an einer EU-Ostpolitik eine

wachsende Rolle in der ö�entlichen Debatte. Zahlreiche Kommentatoren wiesen darauf
hin, dass Polen seine Ostpolitik mit der polnischen Europapolitik und der EU-Ostpolitik
verzahnen müsse.263 Zwar könne die Distanz zwischen den Staaten der erweiterten EU
und Osteuropa noch über einen mittelfristigen Zeitraum anhalten, doch hänge von der
polnischen Ostpolitik durch die eigene EU-Integration �nicht mehr das Schicksal unseres
Landes ab�.264 Vor einer �Finnlandisierung der EU-Ostpolitik� (d.h. ihrer Reduzierung auf
wirtschaftliche Fragen) sei jedoch zu warnen, da diese die GUS-Republiken dem russischen
Ein�uss überlasse.265
Die Frage nach dem Verhältnis zu Russland ergab sich im wesentlichen aus der oben

dargestellten Debatte um das Verhältnis zur Ukraine: Während einige Autoren wie Sta-
nisªaw Stomma, Jerzy �ukaszewski,266 Bartªomiej Sienkiewicz und Tadeusz Olsza«ski
sowie die SLD-nahe Trybuna eine Abkehr von einer aktiven Ostpolitik gegenüber der
Ukraine und Weiÿrussland mit dem Verweis auf �polnische Interessen� und ökonomische
Vorteile forderten, kritisierten zahlreiche mit der Ostpolitik vertraute Persönlichkeiten
(u.a. Zdzisªaw Najder, Henryk Wujec, Bohdan Cywi«ski, Grzegorz Gromadzki, Bogumiªa
Berdychowska) insbesondere die Ansicht, dass ein polnischer Einsatz für die Unabhängig-
keit der Ukraine in einen angeblich unnötigen Kon�ikt mit Russland münde. Diese �rück-
wärtsgewandte� Politik der Minimalisten knüpfe an Schlagworte aus dem Kommunismus,
261Beispielhaft hier der Artikel des Direktors der Polnischen Nationalbibliothek und langjährigen Staats-

sekretärs im MKiS, Michaª Jagieªªo (�cie»ka na Wschód, Rzeczpospolita, 5.7.01), der drei Grundsätze
für die polnische Ostpolitik forderte: 1) Die Ostpolitik dürfe nicht in Konkurrenz zur euroatlantischen
und europäischen Integration Polens stehen; 2) die Ostpolitik müsse sich durch eine �echte Partnerschaft�
mit den östlichen Nachbarn auszeichnen; 3) die Ostpolitik dürfe nicht bewusst konfrontativ gegenüber
Russland angelegt sein. Vgl. auch Bohdan Cywi«ski, W imieniu regionu, Rzeczpospolita, 24.8.01.
262Wie in der Einleitung angekündigt, wird sich diese Arbeit nicht ausführlicher mit Fragen der Ener-

giepolitik beschäftigen, zu einer Auwahlbibliographie zu diesem Thema siehe u.a. Lang 2002: 22f.
263Beispielhaft das im Juni 2001 verö�entlichte gemeinsame Papier von neun wichtigen NGOs: Instytut

Spraw Publicznych (Hrsg.): Wspólna Europa; Warszawa (Juni) 2001 sowie Berdychowska/�urawski
vel Grajewski/ Gromadzki 2002.
264Kazimierz Wóycicki, Nasz los nie decyduje sie za Bugiem, Rzeczpospolita, 27.1.01.
265Zdzisªaw Najder, Polska w roli partnera, Rzeczpospolia, 26.10.01.
266W Unii nie ma miejsca dla Rosji, Rzeczpospolita, 30.10.01.
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�also des nationalen Egoismus�, an.267 Die Autoren des in Polen oft zitierten �Strategischen
Jahrbuches� schlieÿlich wiesen kühl darauf hin, dass sich die polnisch-russischen Bezie-
hungen erst dann gebessert hatten, als Polen durch den NATO-Beitritt nicht mehr von
Russland abhängig gewesen sei. Polen habe gegenüber Russland keinerlei spezielle Mission
(Brücke, Verbindung, �Europäisierung�) zu erfüllen. Bessere als korrekte Beziehungen, die
durch den Aufbau von �normalen� wirtschaftlichen, zwischenmenschlichen und kulturellen
Kontakten erreicht werden könnten,

�hängen jedoch von Russland ab, wir selbst werden es dazu nicht zwingen, und
es gibt keine Begründung für eine polnische Überaktivität gegenüber Russland. Es
wäre auch nicht vernünftig, die Entwicklung dieser Beziehungen von irgendwelchen
Wiedergutmachungen Russlands für die Vergangenheit abhängig zu machen. Dazu
muÿ Russland selbst innerlich gelangen. Es ist richtig, dass die Nachbarn Russlands
einen Grund zur Vorsicht und zum Misstrauen haben werden, solange dies nicht
geschieht. Das Verständnis für diese Wahrheit liegt auch im Interesse der Russen�
(Rocznik Strategiczny 2000/01: 79f).

5.1.2.4 Synthese: Identität, Diskurs und Diskurshegemonie

Die Wahrnehmung des Kon�iktes, der sich zwischen den Polen �strategische Part-
nerschaften mit Litauen und der Ukraine� sowie �Ökonomisierung der Beziehungen mit
allen Nachbarn� bewegte, wurde in den untersuchten Zeiträumen nicht eindeutig von
einem Akteur vorgegeben. Insbesondere in der ersten Phase 1993/94 fällt die unterschied-
liche Sichtweise auf: Während die postkommunistischen Kräfte und ein kleiner Teil der
polnischen Rechten den Osthandel als die beste Methode bezeichneten, um Polen rasch
einen Ausweg aus der Wirtschaftskrise zu weisen, nahm das Lager um die aus der Soli-
darno±¢ hervorgegangenen Parteien diesen Kon�ikt in den Dimensionen einer Befreiung
oder einer neuen Unabhängigkeit von Russland wahr. Für den Zeitraum 1996/97 fällt
dagegen die engagierte und starke Diskursposition von Präsident Kwa±niewski auf, der
durch seine Haltung insbesondere die SLD ihre Position überdenken und anpassen lieÿ.268
Dem Präsidenten gelang es, den Kon�ikt als politische Frage darzustellen (und somit die
Wahrnehmung zu verschieben), die nicht alleine nach pragmatisch-ökonomischen Zweck-
mäÿigkeitsüberlegungen entschieden werde. Die Periode 2000/01 brachte keine Änderung
der Kon�iktwahrnehmung, aber eine tendenzielle Au�ösung der Lager der Kon�iktgeg-
ner. Dabei waren die Stimmen, die für eine Annäherung vor allem an Russland und eine
Ökonomisierung und rein volkswirtschaftliche Kostenrechnungen in den Beziehungen zu
den östlichen Nachbarn warben, keinsfalls verstummt, wie man aus der Analyse für die
Jahre 1996/97 annehmen könnte.
Die empfohlenen Strategien und Mittel zur Lösung dieses Kon�iktes zwischen den

beiden beschriebenen Lagern unterschieden sich zu Beginn der Debatte 1993/94 ausge-
sprochen stark, am Ende (2000/01) kaum noch voneinander: Während das postkommu-
nistische Lager vor allem 1993/94 und teilweise auch noch 1996/97 engere vertragliche
Beziehungen in Wirtschaftsfragen vor allem zu Russland ins Spiel brachte, warnten die
am stärksten von der Kultura beein�ussten Post-�S�-Parteien (UD/UW, PC, UP, SKL,
267Czesªaw Miªosz, Przeciw minimalizmowi, Tygodnik Powszechny, 4.3.01.
268Checkel 1998: 332 nennt solche committed individuals auch �moral entrepreneurs�; Personen, die

zur richtigen Zeit am richtigen Ort sind.
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PO) vor einer Abkehr vom EU-Assoziierungsvertrag und von der euroatlantischen Inte-
gration. Polen müsse die �strategische Partnerschaft� mit der Ukraine eingehen, um das
Ausspielen von Gegensätzen zwischen Warschau und Kiev durch Moskau sowie die russi-
schen Ideen vom �besonderen Interesse� an der Ukraine zu verhindern. 2000/01 sprachen
sich dagegen sowohl Präsident Kwa±niewski wie auch alle im Parlament vertretenen Par-
teien mit Ausnahme der PSL (ab Herbst 2001 auch der Samoobrona und der LPR) für die
Bevorzugung der beiden �strategischen Partnerschaften� im Rahmen der polnischen West-
bindung vor rein ökonomischen Überlegungen im Zusammenhang mit den �Ostmärkten�
aus.
Das Ausmaÿ der Unterschiedlichkeit der Handlungsanweisungen nahm kontinuier-

lich ab, wie etwa am Beispiel der sich angleichenden Regierungsprogramme und der von
den jeweiligen Oppositionsparteien im Parlament angeführten Alternativen gezeigt wer-
den konnte. Insbesondere die postkommunistichen Parteien forderten immer wieder die
Erarbeitung von alternativen ostpolitischen Konzepten ein, konkretisierten jedoch nicht
ihre Vorstellungen. Auÿenminister Geremek konnte schlieÿlich in der auÿenpolitischen Ge-
neraldebatte 2000 polemisch anmerken, dass eine solche Alternative allenfalls im (de facto
natürlich völlig ausgeschlossenen) polnischen Beitritt zur GUS bestehe.269
Als wichtigste Legitimation ihrer Vorschläge zur Ökonomisierung der Beziehungen

nannten die postkommunistischen Parteien die �Rückeroberung der von der Solidarno±¢
mutwillig aufgegebenen Ostmärkte�, um der polnischen Bevölkerung einen hohen Lebens-
standard zu sichern, sowie die Formel �Je bessere Beziehungen wie mit unseren östlichen
Nachbarn haben, desto besser ist unsere Position im Westen�.270 Dagegen verwandten
die aus der �S� hervorgegangenen Parteien, Auÿenminister Skubiszewski und Präsident
Kwa±niewski vor allem die Argumentationsmuster �Europa� (Stärkung von Demokratie,
Marktwirtschaft und Menschenrechten in allen östlichen Nachbarstaaten zur Erhöhung
der Sicherheit Polens)271 sowie �Erfüllung des Programmes der Kultura�. Die liberalen
und liberalkonservativen Parteien (UW, PO, SKL) unterstrichen zusätzlich den �Marsch
nach Europa� als ein Motiv für die Ablehnung der russischen Angebote nach ökonomischen
Bindungen.
Die Einschätzungen nicht-polnischer Akteure spielten im analysierten Diskurs eine

erhebliche Rolle. Zu nennen sind insbesondere die russische Exekutive und die russischen
Mediens sowie die Russia �rst-Position der USA und der wichtigsten westeuropäischen
Staaten bis etwa 1995; ferner auch die Stellungnahmen nicht in Polen lebender Persön-
lichkeiten wie Bohdan Osadczuk und Zbigniew Brzezinski.

Von den vier in Kapitel 3 genannten Identitätselementen traten in diesem Diskurs
besonders die Elemente �Polen als europäisches Land� und �Polen als Handelsstaat�, da-
neben auch das Element �Polen zwischen Deutschland und Russland� hervor:
Polen als europäisches Land: Dieses Identitätselement wurde von beinahe allen

Diskursträgern aktiviert und fast ausschlieÿlich mit dem Argumentationsmuster �Polen

269Sprawozdanie Stenogra�czne Sejmu, 78. Sitzung, 9.5.00, Antwort von Auÿenminister Geremek auf
Fragen.
270Sprawozdanie Stenogra�czne Sejmu, 20. Sitzung, 12.5.94, Rede von Longin Pastusiak.
271Auÿenminister Skubiszewski benutzte dafür das Bild vom Westen als dem �festen Fundament� und

von Osteuropa als den �treibenden Pontons� (Sprawozdanie Stenogra�czne Sejmu, 43. Sitzung, 30.4.93,
Antwort von Auÿenminister Skubiszewski auf Fragen).
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als Brücke zwischen Ost und West� verbunden.272 Es ist jedoch bemerkenswert, dass
diese Funktion einer �Brücke� von den polnischen Diskursträgern auf zumindest dreierlei
Weise verstanden wurde:
1) Den Nachbarländern soll bei der Transformation geholfen werden, um dort die pro-

polnische Lobby zu stärken, nicht zuletzt die polnischen Minderheiten in Litauen, Weiÿ-
russland und der Ukraine.273
2) Polen ist eine Brücke nach Osten, um Moskau die Hand zu reichen; Russland soll

ohne nähere Vorgaben nach �Europa� eingebunden werden und Polen darf nicht Front-
staat werden: Dieses Argumentationsmuster verfolgten insbesondere dem postkommuni-
stischen Lager nahestehende Persönlichkeiten, aber auch Auÿenminister Olechowski in
seinem ostpolitischen Programm von 1994. Die SLD/PSL-Koalition war der Au�assung,
dass Russland Polen wie einen gleichberechtigten Partner behandle und deshalb in die
Geographie Europas und der Welt einzubinden sei. Die polnisch-russischen Beziehungen
müssten verbessert werden, indem beide Seiten ihre �historischen Kostüme� ablegten.274
Józef Oleksy (SLD) betonte sogar, Polen habe nicht die Rolle einer �Brücke� oder eines
�Vermittlers�, sondern eines �redlichen Nachbarn� und �berechenbaren Partners� zwischen
Ost und West einzunehmen. Das beinhalte, dass Polen einen Ausgleich �nden müsse zwi-
schen institutioneller Verankerung im Westen und �einer gleichzeitigen Unterstützung der
Mission der Ö�nung und der Erweiterung des demokratischen Europas nach Osten�.275
3) Während die Postkommunisten somit vor allem bis Mitte der neunziger Jahre eher

die �Ö�nung� Europas nach Osten hervorhoben, galten die Argumente der Mitte- und
Mitte-Rechts-Parteien, der Mehrheit der wichtigen polnischen Medien sowie von Staats-
präsident Kwa±niewski vor allem dem Transfer von mit �Europa� verbundenen Normen
(Demokratie, Marktwirtschaft, Menschenrechte) nach Osten. Dieser Transfer kann mit
Hilfe einer �Magnettheorie� veranschaulicht werden: Die �strategischen Partnerschaften�
mit Litauen und der Ukraine wurden im Sinne dieser Theorie ausdrücklich nicht als Auf-
bau einer antirussischen Front oder einer polnischen Vermittlerrolle zwischen West und
Ost begri�en, da Polen hierzu die notwendigen Mittel fehlten:276 �Im Gegenteil, die Zu-
sammenarbeit wird umso wahrscheinlicher und e�ektiver, wenn Russland wissen wird,
dass in diesem Teil Europas [Ostmitteleuropa, S.G.] ein starker Block von kooperierenden
Staaten entstanden ist (...)�.277 Die polnischen Auÿenminister betonten seit 1989 immer
wieder, dass Polen die Einführung westlicher Standards in den östlichen Nachbarstaaten
begünstigen und gleichzeitig Exporteur von Stabilität in diese Region sein wolle. In die-
272Aussagen von �Polen als Frontstaat� oder �Polen als Bollwerk der christlichen Zivilisation� �ndet man

dagegen nur ganz zu Anfang des Untersuchungszeitraumes (Auswärtiger Ausschuss des Sejm, Bulletin
Nr. 846, 18.11.92, Antwort von Auÿenminister Skubiszewski auf Fragen; Sprawozdanie Stenogra�czne
Senatu, 31. Sitzung, 7.9.90, Rede von Auÿenminister Skubiszewski; Sabbat-Swidlicka 1990a: 26).
273Sprawozdanie Stenogra�czne Sejmu, 14. Sitzung, 8.5.92, Rede von Marian Piªka (ZChN). Zur Rolle

der Minderheiten siehe Kapitel 5.2.
274O czym i jak rozmawia¢ z Rosj�a, Rzeczpospolita, 4.4.96, Aussage von Longin Pastusiak (SLD);
Biele« 1997: 27.
275Sprawozdanie Stenogra�czne Sejmu, 106. Sitzung, 9.5.97, Rede von Józef Oleksy.
276Wóycicki 1993. Der bekannte polnische Historiker Wojciech Materski sprach etwa für die Zwischen-

kriegszeit von Polen als einem �Schild� Europas gegen den Osten (Materski 1995).
277Sprawozdanie Stenogra�czne Sejmu, 106. Sitzung, 9.5.97, Rede von Leszek Zieli«ski (BBWR); ähnlich

Sprawodzanie Stenogra�czne Sejmu, 14. Sitzung, 8.5.92, Reden von Bogdan Borusewicz und Andrzej
Wielowieyski; siehe auch die Aussage des ehemaligen Auÿenministers Rosati, Polska polityka wschodnia,
Protokoll einer von der Batory Stiftung und dem Tygodnik Powszechny veranstalteten Diskussion, 1.3.01,
www.batory.org.pl [15.4.01].
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sem Sinne sei Warschau nicht Brücke zwischen der EU und Russland, sondern eher ein
Beispiel für Russland und die weiteren GUS-Staaten.278 Vielleicht am deutlichsten auf
den Punkt brachte Jakub Woª�asiewicz, Leiter der Abteilung �Europa II� im MSZ im Juni
1993 die Idee dieser Magnettheorie: �Ziel der Ostpolitik ist eine Ermunterung aller un-
serer Nachbarn dazu, dass gewisse Standards oder europäische Vorbilder, die wir schon
vor einigen Jahren als leitend anerkannt haben, auch in diesen neu entstandenen Staaten
eingeführt werden.� Dabei betonte er, dass Polen sich keine Belehrungen erlauben dürfe,
sondern es um einen Informationsaustausch gehe, bei dem die östlichen Nachbarn auch
von polnischen Fehlern lernen könnten.279
Auch die Idee von Polen als einem �Sprungbrett nach Osten� unterstrich in ähnlicher

Weise: �Es geht um den Bau eines Brückenkopfes in das gröÿere Europa, das in Zukunft
in Sicherheitsfragen auf eigenen Beinen stehen muss; ein Europa, das im Verlauf der Zeit
auch Russland an sich heranziehen wird.�280

Polen als Handelsstaat: Im Untersuchungszeitraum stieg das polnische Auÿenhan-
delsde�zit beinahe unaufhörlich an und erreichte insbesondere Ende der neunziger Jahre
Werte von deutlich über fünf Prozent des jährlichen BIP, ein volkswirtschaftlich bedenk-
licher Wert.281 Dazu trug der stark gestiegene Import aus der EU und der vor allem
Anfang der neunziger Jahre und erneut 1998/99 im Zuge der russischen Finanzkrise stark
gefallene polnische Export in die GUS-Staaten bei.282 Deshalb waren die Bemühungen
Warschaus, dem übermächtigen russischen Ein�uss auf das Land am Dnipro (Dnjepr) die
eigene Präsenz in der Ukraine entgegenzusetzen, nicht nur von politischen Überlegun-
gen diktiert, sondern entsprachen auch einer kühlen volkswirtschaftlichen Kalkulation.
Das Argumentationsmuster �Handel um jeden Preis mit Russland und den weiteren GUS-
Staaten, um den Lebensstandard in Polen zu erhöhen und an den Westen verlorene Markt-
anteile zurückzuerobern�, wurde dabei (bis etwa 1996) von der SLD, teilweise der ZChN
und vor allem (und bis heute) der PSL vertreten. Die Mitte- und Mitte-Rechts-Parteien
des Post-�S�-Lagers sowie Präsident Kwa±niewski vertraten dagegen die Argumentations-
muster �Osthandel ja � aber nicht um den politischen Preis der Verzögerung des polnischen
NATO- und EU-Beitritts� und �Osthandel als langfristige Perspektive für den polnischen
Export�, wobei einzelne Akteure (vor allem aus der Publizistik) dem noch das Argumen-
tationsmuster �Ausweitung des Osthandels, um den russischen Ein�uss auf die Ukraine
zu begrenzen� hinzufügten. Insbesondere die Linie von Präsident Kwa±niewski veranlas-
ste die SLD nach 1996 allmählich, die genannten Argumentationsmuster der Mitte- und
Mitte-Rechts-Parteien teilweise zu übernehmen und diesen ein deutliches Übergewicht im
Diskurs zu geben, was insbesondere 2000/01 deutlich wurde.

Polen zwischen Deutschland und Russland: Dieses Identitätselement wurde vor
allem in der Frage eines möglichen litauischen NATO-Beitritts nach dem Madrider NATO-
Gipfel von 1997 (auf dem der polnische Beitritt beschlossen wurde) aktiviert. Alle wesent-
278Sprawozdanie Stenogra�czne Sejmu, 43. Sitzung, 29.4.93, Rede von Auÿenminister Skubiszewski;

Andrezj Olechwoski, Pragniemy ocieplenie stosunków z Rosj�a, Rzeczpospolita, 18.2.94; Kobrinskaja
1998: 69.
279Jakub Woª�asiewicz, Polska w Europie, Heft 12: 111-113, Protokoll der Diskussion.
280Sprawozdanie Stenogra�czne Sejmu, 78. Sitzung, 9.5.00, Rede von Jerzy Wierchowicz (UW).
281In Litauen betrug das Auÿenhandelsde�zit zwischen 1996 und 2000 sogar zwischen sechs und zwölf

Prozent des BIP.
282Zu genauen Zahlen siehe Kapitel 6.2.
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lichen Akteure unterstrichen dabei das Argumentationsmuster der open-door policy im
Hinblick auf eine mögliche zweite Erweiterungsrunde. Um nicht selbst als antirussischer
�Fronststaat� zu erscheinen283 und um an seinen Ostgrenzen freundschaftlich gesinnte
Nachbarn zu haben, sprachen sich in Warschau alle wichtigen Akteure für einen litaui-
schen NATO-Beitritt sowie für eine NATO-Russland- und eine NATO-Ukraine-Charta
aus.284

Eine Diskurshegemonie bildete sich bis heute nur zögerlich, wenngleich kontinuier-
lich heraus: Die Frage �Strategische Partnerschaft mit Litauen und der Ukraine oder
Ökonomisierung der Beziehungen mit allen Nachbarn� wurde dabei zunehmend nicht als
ein unau�ösliches Spannungsverhältnis angesehen, sondern als eine aus den Grundideen
der Kultura resultierende politische Linie, die beide Pole beinhalte. 1993/94 lässt sich
insbesondere aufgrund der groÿen SLD/PSL-Mehrheit im Parlament noch keine Diskurs-
hegemonie beobachten, wohl aber in den zwei untersuchten folgenden Zeitfenstern. Dafür
war in erster Linie die Position von Präsident Kwa±niewski ab Jahresbeginn 1996 ver-
antwortlich, der die unklare Haltung seines Vorgängers Waª�esa nicht weiterführte. Der
Staatspräsident setzte deutlich auf eine Annäherung an Litauen und die Ukraine und
bewegte sich mit diesem �gemäÿigten Prometheismus� (Grygajtis 2001: 47) auf Posi-
tionen des Post-�S�-Lagers zu. In den postkommunistischen Parteien, vor allem der SLD,
übernahmen die Parteiführungen mehr und mehr Positionen des Staatspräsidenten, was
insbesondere mit dem Antritt der Regierung Cimoszewicz deutlich wurde. Die folgende
AWS/UW-Regierung und die sich tragende parlamentarische Mehrheit bezog während
der Amtszeit von Auÿenminister Geremek deutlich Position für die �strategischen Part-
nerschaften� mit Litauen und der Ukraine. Da sich jedoch gleichzeitig das Post-�S�-Lager
immer mehr aufgliederte � sichtbar insbesondere an der ö�entlichen ostpolitischen De-
batte Anfang 2001, die von einer ungewöhnlichen O�enheit und Breite zeugte � und sich
sogar Teile abspalteten, die die eher auf Ökonomisierung setzenden Positionen der PSL,
der parlamentarischen Rechten oder der Samoobrona übernahmen, kristallisierte sich eine
Diskurshegemonie heraus, die die Frage �Ökonomisierung der Beziehungen oder strategi-
sche Partnerschaften� zwar als gegensätzliche, aber nicht als sich ausschlieÿende Positionen
sah. Das lässt sich auch durch die Positionen nach dem Regierungswechsel im Herbst 2001
belegen: Zwar kam es dabei zu einer Neuau�age der hier untersuchten Debatte, aber die
Positionsdi�erenzen waren weit entfernt von denen der Jahre 1993/94.

DieKonvergenzthese dieses Unterkapitels lässt sich für diese Fallstudie in mehrfacher
Hinsicht belegen: Zum einen übernahm die SLD, zunächst durch Präsident Kwa±niewski,
dann auch durch die gesamte Parteispitze ab 1996 die Ideen von Jerzy Giedroyc zur pol-
nischen Ostpolitik und schwenkte damit auf die Linie der Post-�S�-Parteien ein, wodurch

283Zahlreiche Quellenverweise zu entsprechenden russischen Äuÿerungen siehe Bratkiewicz 1993: 128f,
Anm. 2-8; Caªka 1995b: 94.
284Kwa±niewski 1997: 326 (�Polen will die NATO-und EU-Mitgliedschaft nicht deshalb, um sich in

einem vom Osten abgeschotteten Bunker zu verstecken�.); Premier Buzek am 17.2.99 in einer Ansprache
vor dem Sejm, Przegl�ad Rz�adowy 3/1999: 52; Ansprache von Auÿenminister Geremek anlässlich des
Austausches der rati�zierten Beitrittsdokumente, Przegl�ad Rz�adowy 4/1999: 72-74; Siwiec 2001: 32,
Wizimirska 1998: 163. Zuletzt bestätigte Präsident Kwa±niewski diese polnische Strategie auf der Sitzung
des Nordatlantischen Rates am 13.6.01 in Brüssel. Auf diesem Gipfel gab auch NATO-Generalsekretär
Robertson die Aufnahme weiterer Mitglieder für 2002 bekannt.
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sich allmählich eine deutliche Diskurshegemonie ergab.285 Ein weiterer Beleg für diese
These ist die Positionsveränderung der PSL: Während sich die Partei 1993/94 vehement
für eine Ausweitung des Osthandels aussprach, schwächten sich solche Aussagen ab 1997
(als die Partei in der Opposition war) als auch in den Jahren 2001 bis 2003 (als die
Partei erneut Teil der Regierungskoalition war) deutlich ab. Auch die leiser gewordenen
kritischen Stimmen der SLD-nahen Presse zu den Grundideen der �strategischen Partner-
schaften� mit Litauen und vor allem der Ukraine sowie zum Osthandel zeigten zumindest
keine Tendenzen, die auf eine Abspaltung von der herrschenden Meinung innerhalb der
SLD hindeuteten. Insbesondere im Zeitraum 2000/01 wurde schlieÿlich deutlich, dass das
postkommunistische und das Post-�S�-Lager gegenseitig eine Annäherung der Standpunk-
te feststellten: So betonte etwa Jerzy Marek Nowakowski, dass er während der Amtszeiten
der Auÿenminister Rosati und Bartoszewski bereits auf die fehlende gedankliche Synthese
in der polnischen Ostpolitik hingewiesen habe.286 Ebenso unterstrich Daniel Fried, dass
es de facto keine Unterschiede zwischen der Ostpolitik der Regierungen Cimoszewicz und
Buzek gebe (Fried 1999). Im Gegenzug lobte der ehemalige Auÿenminister Rosati aus-
drücklich die Auÿenpolitik seines Vorgängers Skubiszewski.287

5.1.3 Die Debatte über den Charakter der polnischen Grenzen
Nach dem Zweiten Weltkrieg erhielt Polen von der UdSSR seine neue Ost- und Westgren-
ze diktiert; das Land verlor dabei im Osten groÿe Gebiete mit den wichtigen polnischen
Zentren Lemberg und Wilna. Nur einmal nach 1989 wurde dieser Verlust im Parlament
im Rahmen einer breiteren Diskussion angesprochen. Kein Abgeordneter sprach sich da-
bei o�en für Grenzrevisionen aus.288 Auÿenminister Skubiszewski betonte, dass zwar der
Hitler-Stalin-Pakt von Anfang an illegal gewesen sei und das Jalta-Abkommen ohne Po-
lens Einverständnis geschlossen worden sei. Die Regierung optiere dennoch für die An-
erkennung des territorialen status quo und gegen die Haltung der ehemaligen Londoner
Emigrationsregierung, da andere Lösungen nicht den eigenen Interessen dienten und nur
mit Krieg zu erreichen seien (Sabbat-Swidlicka 1990a: 24).
Nach 1989 stiegen die Zahlen der Besucher aus den östlichen Nachbarstaaten in Po-

len sprunghaft an, da die polnische Ostgrenze nach 1945 trotz des polnisch-sowjetischen

285Eine groÿe Umfrage unter führenden polnischen Politikern zur Rolle der Kultura in der polnischen
Ostpolitik enthält auch die Studie von Kurczewska 2002: 125-152. Kwa±niewski betonte im November
1997, dass er zu den grundsätzlichen Zielen der polnischen Auÿenpolitik gegenüber Russland, der Ukraine
Weiÿrussland und Litauen einen �überparteilichen Konsens� feststelle (Rede von Präsident Kwa±niewski
im OSW, 6.11.97, abgedruckt in: Kwa±niewski 1997: 323).
286Aussage von Jerzy Marek Nowakowski, Polska polityka wschodnia, Protokoll einer von der Batory

Stiftung und dem Tygodnik Powszechny veranstalteten Diskussion, 1.3.01, www.batory.org.pl [15.4.01].
287Aussage von Dariusz Rosati, Polska polityka wschodnia, Protokoll einer von der Batory Stiftung und

dem Tygodnik Powszechny veranstalteten Diskussion, 1.3.01, www.batory.org.pl [15.4.01].
288Sprawozdanie Stenogra�czne Senatu, 31. Sitzung, 7.9.90. Die Aussagen von Dorota Symonides, Vor-

sitzende des Ausschusses für Auslandspolen und Polonia im Senat, belegen jedoch, dass es zumindest
ino�ziell noch weitere ähnliche Stimmen gab. Die Senatorin erwähnte Briefe von Polen aus Litauen, Weiÿ-
russland und der Ukraine, in denen sie gebeten wurde, keine �verantwortungslosen polnischen Parlaments-
Emissäre� mehr zu senden, die den lokalen Polen die Rückkehr von Lemberg und Wilna an Polen ver-
kündeten und vor dem polnischen Heiligtum der Matka Boska Ostrobramska in Wilna ein Kärtchen mit
einem diesbezüglichen Gebet hinterlieÿen (Auswärtiger Ausschuss, Bulletin Nr. 846, 18.11.92, Beitrag von
Dorota Symonides).



156 KAPITEL 5. FALLSTUDIEN ZUM OSTPOLITISCHEN DISKURSPROFIL

Abkommens von 1979289 über visumfreien Reisverkehr nur schwer zu passieren290 und
zudem auf sowjetischer Seite streng bewacht war. Die liberale Handhabung des Grenzver-
kehrs durch die polnischen Behörden lieÿ einen �orierenden, teilweise illegalen Kleinhandel
aufkommen. Viele Stimmen in Polen riefen deshalb nach einer Einschränkung des Grenz-
verkehrs, verstärkt ab 1997 durch die Einbeziehung des Schengener Übereinkommens in
den acquis communautaire.
Die Debatte über den Charakter der polnischen Ostgrenze soll erneut innerhalb von

drei kürzeren Perioden (November 1992 bis April 1993, 1997/98 und 2000/01) beleuchtet
werden, in denen ein besonders intensiver Diskurs zu dieser Frage stattfand. Bewusst wird
dabei die Anzahl der berücksichtigten Diskursträger schrittweise ausgeweitet � entspre-
chend der Beteiligung an dieser Debatte.

5.1.3.1 Der Auftakt: Die Sejm-Debatte über die Euroregionen 1993

Am 14. Februar 1993 unterzeichneten Vertreter lokaler Gebietskörperschaften aus Po-
len, der Ukraine, der Slowakei und Ungarn ein Übereinkommen über die Errichtung der
Euroregion �Karpaten�, nachdem bereits im Dezember 1991 die Euroregion �Neiÿe� mit
polnischer Beteiligung gegründet worden war. Ziel des Abkommens war vor allem die Er-
richtung von Telefonverbindungen, Informationszentren für Möglichkeiten wirtschaftlicher
Zusammenarbeit sowie die Planung neuer Straÿen und Erö�nung neuer Grenzübergänge.
Zuvor hatte Polen im Januar 1993 die Konvention des Europarates über grenzüberschrei-
tende Zusammenarbeit unterzeichnet.291 Die eine Woche später folgende Sejm-Debatte
zur Gründung der Euroregion Karpaten zeigte exemplarisch die polnischen Emp�nd-
lichkeiten hinsichtlich der traumatischen Vergangenheit der Teilung und des Verlustes
des eigenen Staates und gleichzeitig auch hinsichtlich der gerade erst wiedergewonnenen
vollständigen innen- und auÿenpolitischen Souveränität.292
Besonders starke Vorbehalte und Ablehnung kam von der parlamentarischen Rechten:

Die christlich-nationale Regierungspartei(!) ZChN warf der Regierung vor, eine neue �Tei-
lung Polens� zu betreiben, sah �dunkle Kräfte� am Werk, �die den Plan einer Demontage
der polnischen Grenzen� verfolgten und erwähnte angebliche ukrainische Territorialforde-
rungen.293 Die KPN wie auch die PC lehnten ebenfalls das Konzept der Euroregionen
deutlich ab und behaupteten, dass nur die Abgeordneten der liberalen UD in den Ge-
staltungsprozess einbezogen waren.294 Die PC konnte sich zwar eine Zusammenarbeit
souveräner Staaten vorstellen, forderte aber einen baldigen polnischen EU-Beitritt �als
ganzes Land, nicht in Scheiben�.295 ZChN und (moderater) auch die PC sprachen sich
auch nach der Folgedebatte am 3. März 1993 gegen die Einrichtung von Euroregionen aus
und bezeichneten sie als Unterminierung der territorialen Integrität Polens.296 Wesentlich
289Dziennik Ustaw 1979, Nr. 87, Pos. 982, am 20.10.00 auÿer Kraft getreten.
290Zu Statistiken in dieser Hinsicht siehe Kapitel 6.3.
291de Weydenthal 1993: 6-8. Diese Konvention legt insbesondere fest, dass Euroregionen nicht die

nationale Souveränität von Staaten beeinträchtigen dürfen und keinen Status als Rechtspersönlichkeit im
völkerrechtlichen Sinne beanspruchen können.
292Es soll nicht verschwiegen werden, dass die Debatte auch nicht zuletzt wegen der mangelhaften

Informationspolitik der Regierung so heftig aus�el � so informierte etwa die Regierung das Parlament
nicht über die Unterzeichnung der o.g. Rahmenkonvention des Europarates.
293Sprawozdanie Stenogra�czne Sejmu, 38. Sitzung, 20.2.93, Rede von Jan �opusza«ski.
294Sprawozdanie Stenogra�czne Sejmu, 20.2.93, Reden von Artur Then (KPN), Sªawomir Siwek (PC).
295Sprawozdanie Stenogra�czne Sejmu, 38. Sitzung, 20.2.93, Rede von Sªawomir Siwek (PC).
296Sprawozdanie Stenogra�czne Sejmu, 38. Sitzung, 3.3.93, Reden von Marek Jurek, Marian Piªka,
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gemäÿigter äuÿerten sich die postkommunistischen SLD und PSL. Beide Parteien be-
klagten vor allem die mangelnde Informationspolitik der Regierung. Dabei war es die SLD,
die (neben der UD) die Einrichtung der Euroregion noch am deutlichsten verteidigte.297
Jedoch hatte sich noch kurz vor der Debatte die der SLD nahestehende Trybuna gegen die
Einrichtung einer Euroregion �Pomerania� ausgesprochen, da man �die polnische Identität
dieser Gebiete� bedroht sah.298 Als einzige Partei, die das Vorhaben o�en unterstützte,
trat die UD auf. Sie betonte, dass durch die Einrichtung von Euroregionen niemand auch
nur angedacht habe, Grenzveränderungen vorzunehmen und das polnische Justizministe-
rium das Statut der Euroregion dementsprechend sehr genau geprüft habe.299
Der Auÿenminister gestand daraufhin zwar Fehler in der Informationspolitik, aber nicht

in der Sache ein. Ziel sei die Erhöhung der Durchlässigkeit der Grenzen und die Abkehr
von jeglichem Isolationismus. Er berief schlieÿlich eine geschlossene Sitzung aller Frakti-
onsvorsitzenden ein, um einen Konsens über die Frage der Euroregionen herzustellen.300

Zur Frage einer möglichen Einführung von Visa hatte Ende 1992 eine Diskussion im
Auswärtigen Ausschuss des Sejm und im April 1993 im Rahmen der auÿenpolitischen Ge-
neraldebatte stattgefunden. Dabei forderte der spätere ZChN-Vorsitzende Marian Piªka
Maÿnahmen gegen den enormen Zustrom von Kleinhändlern über die polnische Ostgren-
ze und brachte die Einführung von Visa ins Spiel, um eine �strikte Kontrolle über den
Tourismus aus dem Osten [zu haben], der verschiedene Arten von Verbrechen mit sich
bringt. Die Einführung solcher Beschränkungen bedeutet also keine Abkehr von diesen
Ländern, sondern ist die Garantie von Sicherheit für die eigenen Staatsbürger.�301 Ähn-
lich äuÿerte sich der ZChN-Abgeordnete Marek Jurek; und speziell zum Wa�en- und
Alkoholschmuggel über die polnische Ostgrenze auch Jan Kulas (�S�).302 Die Senatorin
Dotora Symonides merkte dazu kritisch an: �Wir haben ein kurzes Gedächtnis: Wir haben
uns lange darum bemüht, dass der Westen sich uns gegenüber ö�net, und jetzt wollen
wir auf sehr unchristliche Weise gegen Menschen aus dem Osten vorgehen?�303 Auÿenmi-
nister Skubiszewski wies ferner auf das Gegenseitigkeitsprinzip bei der Visumeinführung
hin, was wirtschaftliche Kontakte auch für Polen sehr erschweren könne.�304

Antoni Bielewicz; ebenso der ZChN-Senator Ryszard Bender während der Debatte im Senat am 5.3.93
(PAP 5.3.93). Vgl. auch Wojciech Pi�eciak, Tygodnik Powszechny, 7.3.93, Interview mit Ryszard Czarnecki
(ZChN).
297Sprawozdanie Stenogra�czne Sejmu, 38. Sitzung, 20.2.93, Reden von Zbigniew Mierzwa (PSL), Longin

Pastusiak (SLD).
298Henryk Prawda, Trybuna, 6./7.2.93.
299Sprawozdanie Stenogra�czne Sejmu, 38. Sitzung, 20.2.93, Rede von Piotr Nowina-Konopka.
300RPPZ 1992: 298; Sprawozdanie Stenogra�czne Sejmu, 38. Sitzung, 3.3.93, Rede von Auÿenminister

Skubiszewski.
301Auswärtiger Ausschuss, Bulletin Nr. 846, 18.11.92, Beitrag von Marian Piªka.
302Sprawozdanie Stenogra�czne Sejmu, 43. Sitzung, 30.4.93, Reden von Marek Jurek und Jan Kulas.
303Auswärtiger Ausschuss, Bulletin Nr. 846, 18.11.92, Beitrag von Dorota Symonides. Am 19.12.92 tagte

der Auswärtigen Ausschuss des Sejm speziell zum Thema der Verlängerung der Einreisemöglichkeit für
Bürger der ehemaligen UdSSR auf der Basis von Einladungen. Der Sejm billigte diese Variante bis zum
30.6.93. Am 5.2.93 beriet sich der Ausschuss zu einem Gesetzentwurf zur Verschärfung der Einreisebe-
stimmungen für Bürger der ehemaligen Sowjetrepubliken (RPPZ 1992: 299).
304Auswärtiger Ausschuss des Sejm, Bulletin Nr. 846, 18.11.92, Antwort von Auÿenminister Skubiszew-

ski auf Fragen. Ebenso lehnte sein Nachfolger Olechowski Maÿnahmen gegen die Kleinhändler ab, da
nur durch die Bewegungsfreiheit in der Region eine gute Nachbarschaft entstehen könne (Auswärtiger
Ausschuss des Senats, 17.2.94, Rede von Auÿenminister Olechowski).
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5.1.3.2 Die Debatte über die polnische Schengen-Grenze 1997/98

Der Zeitraum 1997/98 eignet sich besonders gut zur Analyse dieser Debatte, da er die
Einladung und den Beginn der Beitrittsverhandlungen mit der EU, die Verabschiedung
des Amsterdamer Vertrages (Oktober 1997) und gleichzeitig die Positionen nach dem In-
krafttreten des neuen polnischen Ausländergesetzes und der dazugehörigen Ausführungs-
bestimmungen305 (Januar 1998) umfasst. Zunächst wurde in Polen eine breite Diskussion
über die Folgen des polnischen EU-Beitritts für Ostpolen und die polnische Ostgrenze ver-
mieden.306 Nach Verhandlungsbeginn mit der EU (April 1998) und dem ersten formellen
Standpunkt der Regierung zur Übernahme der Bestimmungen des (nicht verhandelbaren)
Schengener Abkommens �täuschten polnische Politiker höchsten Ranges die ukrainische
[wie auch die weiÿrussische und russische, S.G.] Seite mit der Fata Morgana einer Verhin-
derung oder zeitlichen Verschiebung der Notwendigkeit eines Visums�.307

5.1.3.2.1 Präsident Präsident Kwa±niewski bezog zur Frage des Charakters der pol-
nischen Ostgrenze nach dem polnischen EU-Beitritt erst 1998 Stellung: Auf der Sitzung
des polnisch-ukrainischen Präsidentenkomitees im März 1998 versprach die polnische Sei-
te die Aufrechterhaltung des Abkommens über visumfreien Reiseverkehr zwischen den
beiden Staaten auch nach dem polnischen EU-Beitritt (RPPZ 1998: 317). Ansonsten wies
Kwa±niewski nur allgemein auf das Ziel hin, dass die Grenzen mit den östlichen Nach-
barn kein Ort der Teilung, sondern der Begegnung seien und gleichzeitig Kriminalität und
Schmuggel abhalten sollten.308 Polen sei �gegen eine neue Teilung Europas�.309 Noch im
Juni 1998 unterstrich der Präsident in Kiev, dass die polnische Grenze auch nach dem
EU-Beitritt o�en bleibe.310 Dagegen betonte der Präsident auf dem Bertelsmann-Forum
im Juli 1998, dass Polen trotz der Bedenken hinsichtlich der Nachteile für die östlichen
Nachbarn das Übereinkommen übernehmen wolle (Kwa±niewski 1998: 216). Erst im Ja-
nuar 1999 modi�zierte der Präsident seinen Standpunkt und bekannte gegenüber seinem
Amtkollegen Ku£ma, dass Polen �so spät wie möglich� die Einführung von Visa anstre-
be.311

5.1.3.2.2 Ministerrat In der auÿenpolitischen Generaldebatte 1997 kündigte Au-
ÿenminister Rosati zwar einen Dialog mit den Vertragsstaaten des Schengener Abkom-
mens an, erwähnte jedoch nicht die möglichen Konsequenzen für die östlichen Nach-

305Dziennik Ustaw 1997, Nr. 114, Pos. 739; Dziennik Ustaw 1998, Nr. 1, Pos. 1f.
306Nicht zufällig stammte der de facto erste deutliche Artikel in der polnischen Presse zu den Kon-

sequenzen des Schengener Übereinkommens für die polnische Ostgrenze aus der Feder eines deutschen
Journalisten (Klaus Bachmann, Unijny szlaban na Bugu, Rzeczpospolita, 10.2.98).
307Najder 2001b: 114. Ein Beispiel dafür ist der Artikel von Andrzej Olechowski, Nie uciekajmy od

naszych s�asiadów, Rzeczpospolita, 18.2.98.
308Rede des Präsidenten auf dem Wirtschaftsforum in Rzeszów in Anwesenheit des ukrainischen und

litauischen Präsidenten, 24.5.98, abgedruckt in: Kwa±niewski 1998: 155.
309Rede von Präsident Kwa±niewski in der Rechtsakademie Charkiv, 26.6.98, abgedruckt in: Kwa±-
niewski 1998: 203.
310Langsam geht den östlichen Nachbarn ein Licht auf, Stuttgarter Zeitung, 12.8.98. Die EU machte

dagegen zum selben Zeitpunkt in Kiev deutlich, dass keine Lockerungen bei der Einreisepolitik für die
Ukraine möglich seien (ebd).
311Rzeczpospolita, 15.1.99.
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barn.312 Trotz des Drucks aus Brüssel erklärte Auÿenminister Geremek im Februar 1998
(einen Monat vor Beginn der o�ziellen EU-Beitrittsverhandlungen), dass die Europäische
Kommission den polnisch-ukrainischen Vertrag über visumfreien Reiseverkehr akzeptie-
ren müsse.313 Gleichzeitig verteidigte er die Einführung der Ausführungsbestimmungen
zum novellierten Ausländergesetz, die Spielraum zumindest in der Frage der Art und der
Gebühr für ein Visum nach Polen lieÿen.314 Während der auÿenpolitischen Generalde-
batte 1998 betonte Auÿenminister Geremek, dass Polen sich an die Erfordernisse des
Schengener Übereinkommens halten müsse, das durch den Amsterdamer Vertrag Teil des
EU-Rechtsbestandes geworden sei.315 Nachdem der Auÿenminister zunächst nur allgemein
von der P�icht zur Einführung von �Kontrollen� an der Ostgrenze gesprochen hatte, wies
er auf Nachfrage als erster polnischer Politiker ö�entlich auf das Problem hin, dass �dort,
wo bisher 500 Visa ausgestellt wurden, nun 500 000 Visa ausgegeben werden sollen�.316
Der polnische Ministerrat akzeptierte jedoch im Juni 1998 mit der Annahme des �Natio-
nalen Programms zur Vorbereitung auf den EU-Beitritt� auch die Anpassung Polens an
das Visaregime der EU. Europaminister Czarnecki hatte dazu im selben Monat erklärt,
Polen werde bis 2002 den Visumzwang für Ukrainer einführen.317 Im September 1998
unterstrich der Auÿenminister jedoch in Kiev, dass Polen die Einführung von Visa für
ukrainische Staatsbürger so spät wie möglich vornehmen werde.318

5.1.3.2.3 Parlament Die parlamentarische Diskussion während der auÿenpolitischen
Generaldebatte 1997 nahm von Seiten der Abgeordneten keinerlei Bezug auf die Bestim-
mungen des Schengener Übereinkommens. Nur der Hinterbänkler Wªodzimierz Puzyna
(UW) wies am Ende der Debatte darauf hin, dass die von der ö�entlichen Meinung ge-
stellte Frage beantwortet werden müsse, welche Schritte Polen an seiner Ostgrenze un-
ternehme, wenn eine der Bedingungen des EU-Beitrittes die Einführung von Visa für die
östlichen Nachbarn sei.319
Bemerkenswert ist, dass auÿer vereinzelten parlamentarischen Anfragen auch 1998 kei-

ner der Fraktionschefs in der auÿenpolitischen Generaldebatte die Folgen der Übernah-
me des Schengener Abkommens für die östlichen Nachbarn Polens ansprach. Erst gegen
Ende der Debatte kritisierte der Abgeordnete Oleksy (SLD) die �Abdichtung� der polni-

312Sprawozdanie Stenogra�czne Sejmu, 106. Sitzung, 8.5.97, Rede von Auÿenminister Rosati. Der Am-
sterdamer Vertrag, der das Schengener Übereinkommen zum P�ichtbestandteil des EU-Rechtsbestandes
machte, wurde jedoch erst im Oktober 1997 beschlossen und trat im Mai 1999 in Kraft.
313De Weydenthal 1998; Bez wizy dla Ukrai«ców?, Rzeczpospolita, 26.2.98.
314Sprawozdanie Stenogra�czne Sejmu, 13. Sitzung, 5.3.98, Antwort von Auÿenminister Geremek auf

Fragen. Auÿenminister Rosati (SLD) hatte schon 1996 darauf hingewiesen, dass Russland und Weiÿ-
russland im Unterschied zur Ukraine und Litauen nicht zum Abschluss eines Rücknahmeabkommens
mit Polen bereit seien (Polska w NATO to lepsze stosunki z Rosj�a, Rzeczpospolita, 1.8.96). Ein polnisch-
litauisches Rücknahmeabkommen wurde dagegen am 13.7.98 unterzeichnet (Niechciany imigrant powróci,
Rzeczpospolita, 14.7.98).
315Sprawozdanie Stenogra�czne Sejmu, 13. Sitzung, 5.3.98, Rede von Auÿenminister Geremek.
316Sprawozdanie Stenogra�czne Sejmu, 13. Sitzung, 5.3.98, Antwort von Auÿenminister Geremek auf

Fragen.
317Langsam geht den östlichen Nachbarn ein Licht auf, Stuttgarter Zeitung, 12.8.98.
318Wizy jak najpó¹niej, Rzeczpospolita, 16.9.98.
319Sprawozdanie Stenogra�czne Sejmu, 106. Sitzung, 9.5.97, Rede von Wªodzimierz Puzyna. Schon 1995

hatte jedoch der Wissenschaftliche Dienst des Sejm in einem Bericht auf die Bedeutung und die Folgen
des Schengener Abkommens für Polen hingewiesen (�odzi«ski 1995).
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schen Ostgrenze,320 und der Abgeordnete Jagieli«ski (PSL) erwähnte die �Schlieÿung� der
Ostgrenze durch das (noch von Innenminister Leszek Miller (SLD) erarbeitete) Auslän-
dergesetz vom Juni 1997,321 was für viele polnische Familien groÿe Einkommenseinbuÿen
bedeutet habe.322 Keiner der beiden nahm jedoch Bezug auf die Erfordernisse des Schen-
gener Übereinkommens.323

5.1.3.3 Die Debatte über die polnische Schengen-Grenze 2000/01

5.1.3.3.1 Präsident Im Untersuchungszeitraum 2000/01 unterstrich der Präsident
weiterhin nur allgemein die Notwendigkeit, nach dem polnischen EU-Beitritt nicht die Tür
nach Osten zu schlieÿen. Polen müsse mit der EU eine Regelung �nden, die den polnisch-
ukrainischen visafreien Verkehr aufrechterhalte,324 und habe die �moralische P�icht�, die
Grenz o�en zu halten, �weil wir aus eigener Erfahrung gut wissen, was solche Einschrän-
kungen bedeuten�.325 Die Ö�nung nach Osten liege im eigenen politischen und wirtschaft-
lichen Interesse. �Wir wollen kein Land sein, an dessen östlicher Grenze irgendein Vorhang
zugezogen wird (...).�326 Die Grenzen müssten geschlossen sein �für Kriminalität und il-
legale Migration, aber o�en sein �für Menschen, Güter, Dienstleistungen und Kapital,
Gedanken�.327

5.1.3.3.2 Ministerrat In ähnlichen Worten wie Kwa±niewski betonten Premier Bu-
zek und der polnische Bevollmächtigte für die Verhandlungen mit der EU, Jan Kuªakowski,
dass die Regierung neue Barrieren und Trennungslinien an der polnischen Ostgrenze ab-
lehne.328 Je länger die Verhandlungen mit der EU um den polnischen Beitritt jedoch dau-
erten, desto zurückhaltender wurden die Aussagen der Diskursträger aus dem polnischen
Ministerrat zur Frage einer o�enen polnischen Ostgrenze: Polen werde die Visumfreiheit
für Ukrainer erst am Tag des EU-Beitrittes aufheben, so die Position im Mai 2000 (PAP
24.5.00). �Ohne einen Hauch von Enthusiasmus� sprachen sich polnische Regierungsver-
treter seit Mai 1999 für die Akzeptanz des Schengener Übereinkommens aus.329

320Sprawozdanie Stenogra�czne Sejmu, 13. Sitzung, 5.3.98, Rede von Józef Oleksy.
321Dziennik Ustaw 1997, Nr. 114, Pos. 739.
322Sprawozdanie Stenogra�czne Sejmu, 13. Sitzung, 5.3.98, Rede von Roman Jagieli«ski.
323Es fand weder in der zweiten (1993-1997), dritten (1997-2001) noch vierten Wahlperiode des Sejm

(mit Ausnahmen von kleinen und groÿen Anfragen von Abgeordneten) eine gesonderte Debatte über die
Frage der Einführung von Visa an der polnischen Ostgrenze statt. Eine ausführliche Dokumentation von
Presseartikeln über die Folgen des neuen Ausländergesetzes vom Juni 1997 liefert dagegen �odzi«ski
1998b.
324RFE/RL Newsline 18.1.00.
325Interview mit der tschechischen Zeitung Právo, 26.2.00, abgedruckt in: Kwa±niewski 2000: 59.
326Je±li nie Unia to co?, Interview mit Präsident Kwa±niewski, Gªos Wielkopolski, 12.6.00.
327Ansprache des polnischen Präsidenten zum 10. Jahrestag der Wiederaufnahme der polnisch-

litauischen diplomatischen Beziehungen, 5.9.01, abgedruckt in: Kwa±niewski 2001: 341.
328Sprawozdanie Stenogra�czne Sejmu, 71. Sitzung, 16.2.00, Reden von Premier Buzek und Jan Kuªa-

kowski.
329Gromadzki 2001: 42; EU Commission, Report from the Screening (May 1999). Ein im Juli 2000

vom Ministerrat angenommener Kurzbericht erwähnte lediglich die �günstigen wirtschaftlichen Auswir-
kungen� (d.h. die Scha�ung von Arbeitsplätzen), die die Investitionen zur Sicherung an der polnischen
Ostgrenze erbracht hätten (www.ukie.gov.pl/dokumenty/RaportKorzysciKoszty.pdf [8.5.03]), nicht aber
das drohende Ende des Grenzhandels, der für viele Familien in Ostpolen in den neunziger Jahren die
Existenzgrundlage darstellte.
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Erst Auÿenminister Bartoszewski konkretisierte im Februar 2001 die Vorstellungen des
Ministerrates, wie die Reisefreiheit für die östlichen Nachbarn mit den Erfordernissen
des Schengen Abkommen in Übereinstimmung gebracht werden könne. Er nannte dabei
insbesondere die Ausgabe von Mehrfachvisa, Jahresvisa und billigen Visa, was speziell
für die Auslandspolen wichtig sei.330 In der auÿenpolitischen Jahresdebatte 2001 machte
er deutlich, dass die Adaptierung an EU-Standards die Einführung von Visa für Bür-
ger der GUS-Staaten notwendig mache und nannte die diesbezüglich notwendigen tech-
nischen Erfordernisse.331 Der Auÿenminister gestand zu, dass die Einführung von Visa
eher Kleinhändler tre�e und auf diese Weise das organisierte Verbrechen kaum gestoppt
werden könne. Er erinnerte daran, dass die Polen selbst Anfang der neunziger Jahre oft
von diesem Kleinhandel gelebt hatten. Anfang des Jahres 2002 bekannte der Ministerrat
dennoch, zum 1. Juli 2003 Visa für die Einreise von Staatsbürgern der Russischen Föde-
ration, der Ukraine und Weiÿrusslands einführen zu wollen (Lang 2002: 26). Gleichzeitig
wurde ein Plan vorgestellt, der die �maximale Zugänglichkeit [der Visa] sowie maximale
Erleichterungen beim Grenzübertritt� postulierte.332

5.1.3.3.3 Parlament Auch 2000/01 nahm die parlamentarische Diskussion über die
Folgen der Einführung des Schengener Abkommens an der polnischen Ostgrenze keinen
gröÿeren Raum ein. Bis auf einzelne Anfragen der Abgeordneten blieb eine Auseinan-
dersetzung auf die auÿenpolitischen Generaldebatten beschränkt. Die SLD kritisierte in
erster Linie die Ausführungsbestimmungen zum Ausländergesetz und behauptete Verlu-
ste von �einigen Milliarden� Zªoty für Polen durch diese Regelungen.333 Sie beanstandete
jedoch nicht die grundsätzliche Einführung der Visa,334 sondern forderte allenfalls Aus-
nahmen, etwa für den kleinen Grenzverkehr.335 Während PSL und AWS zu diesem Thema
weitgehend schwiegen, schlug dieUW die Beibehaltung der visumfreien Einreise für Polen
in die Ukraine bei gleichzeitiger Visa-Erfordernis für nach Polen reisende Ukrainer vor.336
Die wenigen Stimmen belegen, dass die Debatte im Parlament allenfalls verhalten geführt
wurde, aber es war erstaunlich, dass die Abgeordneten auch während der dritten groÿen
polnischen Parlamentsdebatte über den EU-Beitritt die Frage der polnischen Ostgrenze
als EU-Auÿengrenze übergingen. Nur einer von etwa 20 Rednern stellte eine einzige Frage
über die Folgen der Übernahme des Schengener Abkommens für Ostpolen.337

330Wspóªdecydowa¢ 2001: 81; Sprawozdanie Stenogra�czne Sejmu, 110. Sitzung, 6.6.01, Antwort von
Auÿenminister Bartoszewski auf Fragen.
331Sprawozanie Stenogra�czne Sejmu, 110. Sitzung, 6.6.01, Rede von Auÿenminister Bartoszewski. Unter

anderem wurde das Ausländergesetz novelliert (Dziennik Ustaw 2001, Nr. 42, Pos. 475).
332Polska wprowadzi wizy dla wschodnich s�asiadów w poªowie 2003 roku, Rzeczpospolita, 13.2.02.
333Sprawozdanie Stenogra�czne Sejmu, 78. Sitzung, 9.5.00, Rede von Tadeusz Iwi«ski.
334Sprawozdanie Stenogra�czne Sejmu, 110. Sitzung, 6.6.01, Rede von Wªodzimierz Cimoszewicz; vgl.

auch das Interview mit Józef Oleksy, Prager Zeitung, 20.9.01.
335Interview ausländischer Journalisten im Beisein des Autors mit den Abgeordneten Cimoszewicz (SLD)

und Wujec (UW), 20.11.00, organisiert von der Batory Stiftung. Ähnlich Piotr Ko±ci«ski, Wizy jako
symbol, Rzeczpospolita, 4.12.00.
336Interview ausländischer Journalisten im Beisein des Autors mit den Abgeordneten Cimoszewicz (SLD)

und Wujec (UW), 20.11.00, organisiert von der Batory Stiftung.
337Sprawozdanie Stenogra�czne Sejmu, 71. Sitzung, 16.2.00, Anfrage von Gabriel Janowski.
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5.1.3.3.4 Medien und Ö�entlichkeit Erstaunlicherweise erfasste die Debatte über
die polnische Ostgrenze als Schengen-Grenze erst 1999/2000 eine breitere Ö�entlichkeit.338
Dabei dominierten die Stimmen, die die polnische Regierung au�orderten, den östlichen
Nachbarn endlich reinen Wein einzuschenken. Die Einführung von Visa wurde als �notwen-
diges Übel� und als �Niederlage� (Gromadzki 2001: 42, 50) für Polen angesehen, da War-
schau an einer freundschaftlich geö�neten Ostgrenze gelegen sei (Cichocki/Konieczna
2000: 41).
Eine deutliche Mehrheit der Stimmen in den polnischen Printmedien brachte jedoch ins-

besondere zwei Argumente hervor, um (über die neu gewonnene Freizügigkeit für Polen
innerhalb der EU hinaus) die Einführung von Visa für die Bürger der Ukraine, Weiÿrus-
slands und Russlands zu rechtfertigen:339
a) Der Kleinhandel der �Ameisen� genannten Handelstouristen sei ohnehin bereits seit

Mitte der neunziger Jahre aufgrund des gestiegenen Lebensniveaus in Polen rückläu�g.340
Ferner habe nicht die schärfere Anwendung der Ausführungsbestimmungen des Auslän-
dergesetzes von 1997 den Grenzhandel zurückgehen lassen, sondern in erster Linie die
russische Wirtschaftskrise des Jahres 1998, was an den Zahlen des ersten Halbjahres 1998
ersichtlich sei.341 Eine Einschränkung des Kleinhandels bedeute gleichzeitig ein Au�eben
des o�ziellen Handelsaustausches und damit der wirtschaftlichen Entwicklung der grenz-
nahen Regionen.342
b) Die Einführung von Visa diene der �Zivilisierung� der Grenze und der Beendigung

des �kranken Zustandes�,343 mittels �Voucher� und Einladung einzureisen. Keinesfalls sei
das System der Schengen-Visa mit einer unberechenbaren sowjetischen sistema zu ver-
gleichen.344 Durch die Einführung von Visa könnten vielmehr gezielt Erleichterungen für
Personengruppen (Schüler, Verwandte, Funktionäre aus Selbstverwaltung und Kultur)
gescha�en werden; dazu seien zehn bis 15 neue polnische Konsulate in der Ukraine, Weiÿ-
russland und Russland notwendig.345 Trete Polen jedoch nicht dem Schengener Abkommen

338Ein erster ausführlicher und beachteter Beitrag war dabei Bachmann 1999: 111-123. Siehe auch
Nowakowski 1998: 8 und die Expertendiskussion bei Beczaªa 1998.
339In polnischen Meinungsumfragen (1994, 1998, 2002) bestätigte sich diese Au�assung. Die deutlich

Mehrheit der Befragten antwortete, dass die Einführung von Visa für Polen günstig sei, wobei diese
Haltung entlang der polnischen Ostgrenze noch stärker ausgeprägt war (www.cbos.com.pl, �Wschodnia
granica Polski granic�a Unii Europejskiej � przewidywane skutki zmian� (1998) und �Wizy dla naszych
s�asiadów wschodnich i problem Kaliningradu� (2002) [7.5.02, 20.2.03]).
340Eine Diskussion über die Auswirkungen des polnischen EU-Beitrittes auf den o�ziell registrierten

Handel fand kaum statt (Wizy jako symbol, Rzeczpospolita, 4.12.00), nachdem deutlich geworden war,
dass die polnischen Zollsätze nach dem EU-Beitritt ganz überwiegend sinken würden (Paszewski 2000b:
28).
341Wojciech Maziarski, Szkodliwe pogl�ady, Tygodnik Powszechny, 4.2.01; Wojciech Maziarski, Gdzie jest

mój s�asiad?, Gazeta Wyborcza, 6./7.1.01; Bartªomiej Sienkiewicz, Szkodliwe marzycielstwo, Tygodnik
Powszechny, 21.1.01; Klaus Bachmann, Nie wierci¢ dziur w systemie Schengen, Rzeczpospolita, 9.8.01;
Najder 2001c: 83f.
342Aussage von Zdzisªaw Najder, Polska polityka wschodnia, Protokoll einer von der Batory Stiftung

und dem Tygodnik Powszechny veranstalteten Diskussion, 1.3.01, www.batory.org.pl [15.4.01].
343Zdzisªaw Najder, Polsko-ukrai«skie asymetrie, Rzeczpospolita, 8.11.01; Najder 2001b: 116.
344Aussage von Zdzisªaw Najder, Polska polityka wschodnia, Protokoll einer von der Batory Stiftung

und dem Tygodnik Powszechny veranstalteten Diskussion, 1.3.01, www.batory.org.pl [15.4.01].
345Najder 2001a: 299. Enttäuschend aus polnischer Sicht war ein Brief des ukrainischen Präsidenten

Ku£ma an die EU-Kommission vom November 2001, in dem er die Frage der künftigen Visaeinführung
für Ukrainer ansprach, dabei aber überhaupt nicht auf die polnischen Vorschläge einging oder sich auf sie
berief. Das zeigte, dass Polen �ein von Kiev ignorierter Anwalt der Ukraine� (Najder 2001b: 115) war �
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bei, sei man zwar nach Osten hin o�en, bleibe aber auÿerhalb des gemeinsamen politi-
schen und wirtschaftlichen Raumes der EU und sei damit genau die Pu�erzone, die man
auf keinen Fall sein wolle.346
Jerzy Marek Nowakowski merkte zu dieser Diskussion kritisch an, dass die polnische

Haltung zur Einführung von Visa für die östlichen Nachbarn den Befürchtungen des We-
stens gleiche, als Polen sich Anfang der neunziger Jahre um die Abscha�ung der Visa für
seine Staatsbürger in Westeuropa bemühte. Vor allem die polnischen politischen Eliten
fühlten sich bereits als Angehörige eines exklusiven Klubs.347 Ein ähnliches Ergebnis zeig-
te jedoch auch eine polnische Meinungsumfrage des Jahres 2001, in der 50 Prozent der
Befragten eine Einführung von Visa auch für Ukrainer als günstig erachteten.348

Die Schlussfolgerung, Polen müsse im eigenen Interesse auf alle Sonderregelungen in der
Frage der Erteilung von Visa insbesondere gegenüber den Ukrainern verzichten, wurde nur
von wenigen Diskussionsteilnehmern vertreten.349 Eine deutliche Mehrheit der Diskurs-
träger präsentierte zahlreiche Vorschläge, innerhalb der Bestimmungen des Schengener
Übereinkommens �exiblere Lösungen zu entwickeln,350 die jedoch keinesfalls das Schenge-
ner System aufweichen, sondern den Spielraum seiner Ausführungsbestimmungen nutzen
sollten.351

5.1.3.4 Synthese: Identität, Diskurs und Diskurshegemonie

Die Wahrnehmung des Kon�iktes bewegte sich zu Anfang der neunziger Jahre zwi-
schen den Positionen �volle Souveränität über die polnischen Grenzen und die Art des
Grenzregimes� sowie �Durchlässigkeit und Zivilisierung auch der polnischen Ostgrenze�.352
Sie verschob sich in den zwei folgenden Untersuchungszeiträumen und bewegte sich zwi-
schen die Pole �volle Übernahme des Schengen-Regimes� und �weitgehende Modi�zierung
der EU-Bestimmungen�. Dabei sprach sich der Präsident allgemein �gegen eine neue Tei-
lung Europas� aus, überlieÿ die notwendigen konkreteren Vorschläge jedoch dem Mini-

trotz der Tatsache, dass das Verhältnis von Polen und Ukrainern bei der Anzahl der Grenzübertritte an
der gemeinsamen Grenze in etwa 1:19 betrug (Najder 2001b: 115).
346Aussage von Jerzy Marek Nowakowski, Polska polityka wschodnia, Protokoll einer von der Batory

Stiftung und Tygodnik Powszechny veranstalteten Diskussion, 1.3.01, www.batory.org.pl [15.4.01].
347Aussage von Jerzy Marek Nowakowski, Polska polityka wschodnia, Protokoll einer von der Batory

Stiftung und Tygodnik Powszechny veranstalteten Diskussion, 1.3.01, www.batory.org.pl [15.4.01].
348Konieczna 2001: 41; Wizy na wschodniej granicy, CBOS; Warszawa (Juni) 2001. Insbesondere

Personen mit höherer Bildung sprachen sich in dieser Umfrage gegen die Einführung von Visa aus; die
jüngste Altersgruppe (18-24 Jahre) befürwortete in überdurchschnittlicher Weise einen solchen Schritt.
349Klaus Bachmann, Nie wierci¢ dziur w systemie Schengen, Rzeczpospolita, 9.8.01; Jerzy �ukaszewski,

W Unii nie ma miejsca dla Rosji, Rzeczpospolita, 30.10.01; Monika Mazur-Rafaª, Gªos za wprowadzeniem
wiz, Rzeczpospolita, 18.1.02.
350Jakub Boraty«ski/Grzegorz Gromadzki: Uchylone drzwi � wschodnia granica rozszerzonej Unii Eu-

ropejskiej (www.batory.org.pl [23.4.01]); Fundacja Batorego: Polska polityka wizowa (www.batory.org.pl
[9.8.02]); Najder 2001c: 86.
351Gromadzki 2001: 52, 62f. Najder 2001c: 87 nannte etwa die Erstellung einer Liste von Prioritäten,

die insbesondere auch die polnischen Minderheiten umfassen sollte.
352Es war erstaunlich, dass die Gegner der Euroregionen sich bei der Erö�nung der Euroregion �Neiÿe�

noch kaum zu Wort gemeldet hatten (de Weydenthal 1993: 8), sondern erst bei der Diskussion über
die Euroregion �Karpaten�, zumal die Euroregion �Neiÿe� zusammen mit Deutschland gegründet worden
war, dem in Polen Anfang der neunziger Jahre eher revanchistische Ansprüche nachgesagt wurden als der
Ukraine oder der Slowakei.
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sterrat und dem Parlament. An der Beteiligung von Medien und Ö�entlichkeit wurde
exemplarisch deutlich, wie sich dieser Diskurs nur allmählich erweiterte und erst ab 1999
eine echte Debatte auch in den polnischen Medien auslöste. Während viele Diskursträger
zu Anfang der neunziger Jahre den Kon�iktgegner noch in den liberalen Parteien (vor
allem der UD) verorteten, lösten sich durch die zunehmende Bedeutung des Schengen-
Raumes die Kon�iktlinien über die Art des Grenzregimes deutlich auf: Die Diskursträger
glichen ihre Haltung zur Art der neuen EU-Auÿengrenze zunehmend an ihre allgemeinen
europapolitischen Positionen an.353 Fundamental alternative Handlungsanweisungen
in Abgrenzung zur Akzeptanz des Schengener Übereinkommens waren in dieser Debatte
ö�entlich nicht zu verzeichnen, da sich die Diskursträger der Bedeutung der Frage für
den polnischen EU-Beitritt bewusst waren. Jedoch war (besonders deutlich 1997/98, aber
auch noch 2000/01) der Wunsch nach einer Aufweichung oder zumindest Modi�zierung
des Schengener Übereinkommens vernehmbar. Die Legitimation der Haltung zum polni-
schen Grenzregime nach dem EU-Beitritt erfolgte ganz überwiegend mit der Begründung,
ein �notwendiges Übel�354 für eine polnische EU-Mitgliedschaft akzeptieren zu müssen.
Teilweise wurde indes auch auf die Vorteile einer �Zivilisierung� der Ostgrenze durch die
Brüsseler Vorgaben hingewiesen. Alle Akteure schrieben der EU als nicht-polnischem
Akteur in dieser Debatte eine übermächtige Bedeutung zu, sei es, um ihre eigene Position
zu untermauern oder sich hinter den Brüsseler Argumenten zu verstecken.

In diesem Diskurs zeigte sich das Identitätselement �Polen als europäisches Land�
besonders deutlich. Es wurde überwiegend mit den Argumentationsmustern �keine Isola-
tionspolitik im eigenen Interesse�, �Polen als o�enes Land�, sowie �Zivilisierung der Ost-
grenze� verwandt. Im Unterschied zum Diskurs des vorigen Unterkapitels wurde Polen
dabei kaum als �Brücke zwischen Ost und West� gesehen, sondern zunehmend als ein Teil
des Westens.355

Während die Option �Durchlässigkeit und Zivilisierung auch der polnischen Ostgren-
ze� noch 1993 nur von einer Partei (der UD) aktiv unterstützt zu werden schien und
in den Medien noch kein gröÿeres Echo hervorrief, wurden die Debatten 1997/98 und
2000/01 durch die Forderungen der EU nach einem restriktiven Grenzregime deutlich ein-
gegrenzt, was sich erheblich auf die Herausbildung der Diskurshegemonie niederschlug:
Dabei verwandten die wenigen Stimmen, die etwa 1993 eine Isolation und strenge Bewa-
chung der polnischen Ostgrenze forderten, das Argumentationsmuster �Abdichtung der
Ostgrenze zum Schutz der eigenen Staatsbürger und zur territorialen Integrität Polens�.
Dagegen benutzte die ab 1997/98 sehr deutliche Mehrheit von Stimmen, die sich für die
Einführung des Schengen-Regimes an der polnischen Ostgrenze aussprach, ein ganz an-
deres Argumentationsmuster: Sie forderten die Übernahme des �notwendigen Übels� oder
auch die �Zivilisierung� der Ostgrenze, um das übergeordnete Ziel des EU-Beitritts zu
erreichen.

353Wie stark der Druck aus den EU-Mitgliedsstaaten auf Polen war, das Schengener Übereinkommen
unverändert zu akzeptieren, ist (aus ukrainischer Sicht) etwa dem Artikel in Den, 20.5.00 zu entnehmen
(�Paris � Warschau: Schlieÿt die Ostgrenze.�).
354So etwa der Untertitel des Aufsatzes von Gromadzki 2001.
355Eine Brücke sei Polen schon deshalb nicht, da das Land nur von Ost nach West, aber kaum in

die umgekehrte Richtung, eine Verbindung darstelle (Klaus Bachmann, Czy polski pomost prowadzi do
nik�ad?, Rzeczpospolita, 5.8.00).
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5.1.3.5 Die Konvergenzthese

Dieses Kapitel hatte neben dem methodischen Vorhaben der Diskursanalyse auch das Ziel,
die Konvergenz von pro-russischen und pro-ukrainisch-weiÿrussisch-litauischen (d.h. im
wesentlichen pro-ukrainischen) Ambitionen der polnischen Ostpolitik nach 1989 zu zei-
gen. Den pro-russischen Pol dieser Ostpolitik versinnbildlicht dabei das Schlagwort von
der �Ökonomisierung der Beziehungen zu allen Nachbarn�: Diese Finnlandisierung356 der
polnischen Ostpolitik hatte insbesondere eine �Entpolitisierung� der bilateralen Bezie-
hungen Polens zu seinen östlichen Nachbarn, vor allem Russlands, zum Ziel, um so die
wirtschaftlichen Aspekte der Zusammenarbeit ihre eigene �pragmatische�, von politischen
Zusammenhängen losgelöste Logik entwickeln zu lassen.
Insbesondere aus den Zwischenergebnissen am Ende der drei Unterkapitel (�Synthese�)

ist deutlich geworden, dass noch zu Beginn der neunziger Jahre o�en von der polnischen
Auÿenpolitik gefordert wurde, eine politische Entscheidung entweder zugunsten Russlands
oder zugunsten der drei historischen Nachbarn vorzunehmen. Nachdem diese Entschei-
dung mit dem NATO-Beitritt Polens zumindest nicht für Russland (wenn auch nicht für
die drei historischen Nachbarn) ausgefallen zu sein schien, waren insbesondere Mitte der
neunziger Jahre viele Diskursträger bemüht, diese grundsätzliche Wahl durch den Wunsch
nach einer privilegierten polnisch-russischen Zusammenarbeit in wirtschaftlichen Fragen
auszugleichen. Ende der neunziger Jahre waren jedoch auch diese Stimmen weitgehend
verstummt: Eine erhöhte Aktivität auf den �Ostmärkten� wurde zwar allgemein gefor-
dert, betraf jedoch Russland genau so wie die drei historischen Nachbarn. Kaum noch ein
Diskursträger verlangte eine �grundsätzliche Wahl� der polnischen Ostpolitik zwischen
Russland und den drei historischen Nachbarn.357
Man kann also festhalten, dass seit 1989 nicht nur eine solche Konvergenz stattgefunden

hat. Vielmehr hat auch die Schwankungsbreite der Unterschiedlichkeit der Konzeptionen
überwiegend kontinuierlich abgenommen. Dies hat nicht nur instrumentelle Gründe (wie
die Wünsche nach einem verstärkten polnischen Export nach Osten und einem raschen
EU-Beitritt suggerieren), sondern vor allem noch eine doppelte politische Dimension: Zum
einen betonten polnische Diskursträger ganz überwiegend, dass man aus der Geschichte
lernen müsse und nicht mehr versuchen dürfe, antirussische Bündnisse mit der Ukraine
oder antiukrainische Bündnisse mit Russland zu schmieden. Unterstützt wurden sie in
dieser Haltung zum anderen von der heute in Westeuropa dominierenden Sicht interna-
tionaler Beziehungen, die auf Integration setzt und die noch in der Zwischenkriegszeit
gängigen Muster von Ausgrenzungen und Blockbildungen vermeiden möchte.

5.2 Der polnische Diskurs über polnische Minderhei-

ten in Litauen, Weiÿrussland und der Ukraine und

deren Minderheiten in Polen

Als im Februar 1989 Zbigniew Brzezinski in einem Zeitungsinterview für die Washing-
ton Post erklärte, die UdSSR werde für die folgenden 20 bis 30 Jahre das Zentrum eth-
nischer und nationaler Kon�ikte sein, �elen in sowjetischen Zeitungen harsche Worte
356Zum Begri� der �Finnlandisierung� siehe Kapitel 3.2.
357Eine Ausnahme war etwa der Artikel von Andrzej Zióªkowski, Chory zdrowy rozs�adek, Rzeczpospo-

lita, 20.7.00.
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der Kritik.358 Indes hatte sich das �sowjetische Volk� tatsächlich als Wunschtraum und
Kunstprodukt stalinistischer Nationalitätenpolitik erwiesen und war spätestens 1989 vom
Wiedererwachen gerade auch der polnischen Minderheiten in den Sowjetrepubliken wi-
derlegt worden. In diesem Unterkapitel soll deshalb der Diskurs über die Warschauer
Auslandspolen-Politik nach 1989 gegenüber den historischen polnischen Minderheiten in
Litauen, Weiÿrussland und der Ukraine beleuchtet werden.359 Diese Diskursanalyse wird
daneben auch zeigen, dass die für Kapitel 5 belegte Konvergenzthese nicht für die Min-
derheitenfrage zutri�t. Deshalb werden bewusst ähnliche Zeitfenster wie in Kapitel 5.1
(1991/92, 1997/98, 2001/02) gewählt.
Heute ist in Polen wie in seinen östlichen Nachbarstaaten im wesentlichen rechtlich dafür

Sorge getragen, dass alle Staatsbürger eines Landes über die selben Individualrechte (oft
umstritten: gleichberechtiger Zugang zu ö�entlichen Ämtern, (religiöse) Vereinigungsfrei-
heit360) verfügen und im allgemeinen rechtlich für einen Diskriminierungsschutz gesorgt
ist. Mit diesen Abwehrrechten als �Freiheit vom Staat� ist grundsätzlicher Schutz vor staat-
licher Willkür, nicht aber unbedingt vor Assimilierung gegeben. Strittiger sind deshalb zu-
meist die Rechte, die auch �Beteiligung am Staat� fordern und die nationale Minderheiten
bewusst als eine dissenting group innerhalb eines demokratisch-neopluralistischen Staa-
tes verstehen. Dazu gehören etwa Verwendung der Muttersprache im ö�entlichen Raum
(insbesondere im Schulwesen) und Fragen der politischen Vertretung.361

5.2.1 Minderheitenrelevante Grundbegri�e
Da in minderheitenrelevanten Diskursen sehr häu�g Fachtermini auftauchen, erscheint vor
der eigentlichen Diskursanalyse ein kurzer Überblick zu wichtigen minderheitenrechtlichen
Begri�en und zum Stand des Minderheitenschutzes unabdingbar. Dadurch können die
Aussagen polnischer Diskursträger zum Thema dieses Unterkapitels besser verstanden
und eingeordnet werden.
Völkerrecht und Soziologie kennen bislang noch keine allgemein akzeptierte De�nition

des Begri�es der Minderheit.362 Umstritten sind insbesondere die jeweilige Gruppen-
gröÿe, das subjektive Zugehörigkeitsgefühl und teilweise auch die erforderliche Dauer der
Anwesenheit im betre�enden Land. Der Begri� der nationalen Minderheit wurde in
Europa zuletzt mehrfach präzisiert: So scheint sich � im Einklang mit den Regelungen des
Europarates und der OSZE � die Au�assung durchzusetzen, dass damit nur Personen ge-

358Dva standarda Zbignieva Bºesinskogo, Izwestja, 16.2.89; Brzezinski 1989.
359Der naheliegende Vergleich zum polnischen Diskurs über die Minderheiten in Polen wird teilweise

von der Dissertation von Gawrich 2003 abgedeckt.
360Der Diskurs über die konfessionellen Minderheiten bleibt im folgenden auÿen vor. Dabei ist insbe-

sondere das Verhältnis Polens zur katholischen Minderheit in Weiÿrussland bemerkenswert (vgl. etwa
Biuletyn Biaªoruski OSW 1/1996: 52-60, Stankiewicz 1999: 188, Stankiewicz 2000: 196).
361Zur �politischen Vertretung� gehören das Recht auf Selbstverwaltung, parlamentarische Repräsen-

tation (die durchaus einmal die Funktion des Züngleins an der Waage spielen kann), die vorzugsweise
Behandlung durch das Wahlrecht, die minderheitenfreundliche Einteilung der Wahlkreise und eine even-
tuelle Regierungsbeteiligung (Blumenwitz 1995: 43).
362Thornberry 1991: 158�, Hofmann 1995: 14, 200, Es ist jedoch zu fragen, inwieweit eine solche

De�nition notwendig ist oder nicht durch Au�ächerung des Minderheitenbegri�s oder situationsbedingten
Regelwerken ersetzt werden sollte (Blumenwitz 1995: 191). Eine zumindest in der rechtswissenschaft-
lichen Literatur weit verbreitete De�nition (abgedruckt bei Thornberry 1991: 4) entwickelte sich aus
der Diskussion um Art. 27 CCPR.
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meint sind, welche die Staatsangehörigkeit des jeweiligen Staates besitzen.363 Unstrittig ist
dagegen, dass der Begri� der Selbstbestimmung in aller Regel das Selbstbestimmungs-
recht der Staaten, nicht der Minderheiten bezeichnet.364 Seit dem Zweiten Weltkrieg hat
sich in Westeuropa die Einsicht durchgesetzt, dass die Integration365 verschiedener Volks-
gruppen in einem Staat nicht mit nation building gleichgesetzt werden darf. Weder die
Zwischenkriegszeit mit ihrer überwiegend auf Separation angelegten Minderheitenpolitik
noch das Einschmelzen von Nationalitäten in einem Einheitsstaat wie Jugoslawien oder
der Sowjetunion haben die Utopie des ethnisch homogenen Nationalstaates verwirklicht;
vielmehr ist heute der ethnisch inhomogene Staat mehr denn je eine Realität. Assimi-
lierung oder Vertreibung gelten heute als völkerrechtswidrige Maÿnahmen, deshalb muÿ
die � auch politische � Integration der Minderheiten unter Wahrung ihrer kulturellen
Identität das Anliegen eines modernen Staates sein (Blumenwitz 1995: 41, 150). Ein
wichtiger Lösungsansatz zur Integration ist das Subsidiaritätsprinzip, das insbesondere
für die politische Vertretung auf kommunaler Ebene im Rahmen einer kommunalen oder
lokalen Selbstverwaltung 366 interessant ist, spielt sich doch die Sprach- und Kulturp�ege
vor allem im gemeindlichen Lebensbereich ab. So kann gerade in der Verbindung von kom-
munaler Selbstverwaltung und dem Minderheitenschutz �ein Schlüssel zur Wahrung der
kulturellen Identität� (Blumenwitz 1995: 91) liegen, der auch dem Souveränitätsprinzip
Rechnung trägt.

Im europäischen Minderheitenschutz367 garantiert seit 1950 die Europäische Men-
schenrechtskonvention (EMRK) mit ihren zwölf Zusatzprotokollen � �a comprehensive
bill of rights on the Western model�368 � einen individualrechtlichen Minderheitenschutz,
der vor allem ein Diskriminierungsverbot (Art. 14 EMRK) umfasst (Hofmann 1995: 33,
Thornberry 1991: 306). Kein völkerrechtlich verbindliches Dokument im Sinne von Art.
102 UNO-Charta war die KSZE-Schlussakte von Helsinki. Ihre Bedeutung liegt jedoch

363Artt. 37 und 45 der litauischen Verfassung, Art. 35 der polnischen Verfassung, Art. 11 der ukrainischen
Verfassung, Artt. 14 und 15 der weiÿrussischen Verfassung. Damit sind also nicht � wie etwa die Inter-
pretationstendenz der UNO � ausländische Arbeitnehmer oder ausländische Staatsangehörige gemeint,
auch wenn diese sich schon sehr lange im jeweiligen Staat aufhalten (Hofmann 1995: 21, Anm. 34). Den
Versuch einer gemeinsamen De�nition liefert Art.13(2) des polnisch-litauischen Nachbarschaftsvertrages
von 1994. Zur De�nition von KSZE/OSZE und Europarat siehe Hofmann 1995: 14.
364So etwa die UN Charta, der CCPR (Dziennik Ustaw 1977, Nr. 38. Pos. 167), die Helsinski-Schlussakte

sowie die Declaration on Principles of International Law concerning Friendly Relations among Nations
der UNO. Kaum zu bestreiten ist jedoch das Recht einer Minderheit zumindest auf innerstaatliche Selbst-
bestimmung.
365Der polnische Minderheitenexperte Sªawomir �odzi«ski de�niert etwa �Integration in die Gesell-

schaft� nicht als Assimilierung, �sondern als Akzeptierung unterschiedlicher kultureller Werte in einer
'Gesellschaft für alle'. Gesellschaftliche Integration verlangt nämlich notwendig kulturelle Kohäsion in
allen Aspekten des gesellschaftlichen Lebens� (�odzi«ski 2000: 355). Als zugrundeliegendes Modell für
solche Gruppenrechte (insbesondere lokale Verwaltungsautonomie und Zweisprachigkeit) wird in der wis-
senschaftlichen Literatur überwiegend die o�ene �Bürgergesellschaft�, nicht aber das von einer 'Leitkultur'
dominierte �ethno-kulturelle Volk� gesehen (zu den Begri�en siehe �odzi«ski 2000: 355).
366Zur De�nition der �kommunalen Selbstverwaltung� vgl. Art. 2(1) der Europäischen Charta der kom-

munalen Selbstverwaltung vom 15.10.85, BGBl. II, 1987: 65.
367Auf den weltweiten Minderheitenschutz wird hier nicht eingegangen, da insbesondere KSZE/OSZE

und Europarat weitergehende Standards entwickelt haben.
368Brownlie 1998: 578. Polen hat die EMRK am 19.1.93 und bis 2003 elf ihrer zwölf Zusatzprotokolle

rati�ziert. Auch Litauen und die Ukraine haben die EMRK sowie jeweils neun Zusatzprotokolle ratifziert.
Weiÿrussland ist kein Mitglied im Europarat.



168 KAPITEL 5. FALLSTUDIEN ZUM OSTPOLITISCHEN DISKURSPROFIL

bis heute in der Akzeptanz gewohnheitsrechtlicher Prinzipien, in der Verp�ichtung der
Mitgliedstaaten, die im Konsensverfahren anzunehmenden Dokumente �zur Richtschnur
ihres politischen wie rechtlichen Handelns zu machen� (Hofmann 1995: 34), und in der
Kenntnisnahme, dass einige KSZE-Staaten auf demokratischen Wege positive Ergebnisse
im Bereich des Minderheitenschutzes erzielt haben (Brownlie 1998: 582, Thornberry
1991: 249).369 Nach 1989 wurde dieser europäische Ansatz zum Minderheitenschutz wei-
terentwickelt: Als ein Meilenstein kann dabei das Kopenhagener Abschlussdokument über
die menschliche Dimension der KSZE vom 29. Juni 1990 gelten.370 Die darin herausgestri-
chene Kernbedeutung des individuellen Willens entspricht der vorherrschenden Tendenz,
Minderheitenschutz als eine Kombination aus überwiegend individualrechtlichen Normen
zu verstehen, die durch einzelne Gruppenrechte � zu unterscheiden von der kollektiven
Ausübung individueller Rechte � ergänzt werden können.371

Verbindliche Regelungen zum europäischen Minderheitenschutz wurden nach 1989 ins-
besondere vom Europarat erarbeitet. Ohne an dieser Stelle erschöpfend auf dessen Arbeit
im Bereich Minderheitenschutz einzugehen, seien zwei besonders wichtige diesbezügliche
Dokumente herausgegri�en: Zum einen verabschiedete die Parlamentarische Versammlung
des Europarates 1993 die Empfehlung 1201 (1993), die insbesondere aufgrund ihrer
Selbstverwaltungsgarantien für Minderheiten nicht als allgemein verbindlich angenommen
wurde.372 Der Europarat empfahl daraufhin den Abschluss entsprechender bilateraler Ver-
träge (Blumenwitz 1995: 47f) und erarbeitete ferner die Rahmenkonvention zum
Schutz nationaler Minderheiten (FC). Sie enthält keine unmittelbar anwendbaren
Normen (wie etwa die EMRK), sondern programmartige, non self-executing Verp�ichtun-
gen, die Ziele formulieren, zu deren Erreichen sich die Vertragsparteien bei gleichzeitiger
Respektierung der territorialen Integrität und nationalen Souveränität der Mitgliedstaa-

369Korb 1, Prinzip 7 sowie Korb 3, Teil IV, Punkt 8: �The Participating States on whose territory
national minorities exist will respect the right of persons belonging to such minorities to equality before
the law, will a�ord then the full opportunity for their actual enjoyment of human rights and fundamental
freedoms and will, in this manner, protect the legitimate interests in this sphere� (zit. nach Thornberry
1991: 251).
370Abgedruckt in: Europäische Grundrechte-Zeitschrift 17 (1990), Heft 9/10: 239-246. Die Zi�ern 30

bis 40 des Dokuments zählen zum Minderheitenschutz insbesondere die Gleichheit vor dem Gesetz, was
die Verp�ichtung der Teilnehmerstaaten miteinbezieht, für alle Angehörigen nationaler Minderheiten
�besondere Maÿnahmen zur Sicherung der Gleichstellung mit anderen Staatsangehörigen zu ergreifen�
(Hofmann 1995: 35). Ferner entscheiden nach herrschender völkerrechtlicher Meinung nicht die Staaten,
sondern die Angehörigen nationaler Minderheiten selbst über ihre Zugehörigkeit zu einer Minderheit, ohne
dass ihnen daraus Nachteile entstehen dürfen. Auch das Recht auf ö�entlichen Gebrauch ihrer Sprache,
auf Vereinigungsfreiheit und kulturelle Aktivitäten, auf Religionsausübung und auf grenzüberschreitende
Kontakte wird garantiert. Als weitere Möglichkeit werden lokale und autonome Verwaltungseinheiten und
ein Minderheitenschulwesen erwähnt.
371Thornberry 1991: 27f, Hofmann 1995: 15. Dadurch wird der Tatsache Rechnung getragen, dass

Angehörige von Minderheiten in der Vergangenheit oft unter starkem Assimilierungsdruck vor allem in
sprachlicher Hinsicht standen und einzelne Personen einer Minderheit eventuell gar nicht als Angehörige
derselben betrachtet werden wollen, um nicht �ausgegrenzt� zu sein. Der Beachtung dieses Grundsatzes
folgen die Rahmenkonvention des Europarates zum Schutze nationaler Minderheiten (Art. 3(1)), der
polnisch-weiÿrussische (Art. 14(2)), der polnisch-litauische (Art. 13(3)) wie auch der polnisch-ukrainische
(Art. 11(2)) Nachbarschaftsvertrag.
372Sie empfahl insbesondere, �in the regions where they are in a majority, the persons belonging to a

national majority shall have the right to have at their disposal appropriate local or autonomous authorities
or to have a special status, matching the speci�c historical and territorial situation and in accordance
with the domestic legislation of the state� (zit. nach Gál 1999: 11).
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ten verp�ichten.373 Neu an der FC ist insbesondere ihr Abrücken von der lange Zeit
vorherrschenden Sicht eines nur individuellen Minderheitenschutzes: Sie sieht zwar nicht
explizit Kollektivrechte für Angehörige nationaler Minderheiten vor (Art.3(2)), doch kön-
nen diese ihre Rechte durchaus �individuell und in Gemeinschaft� mit anderen ausüben.374
Eine e�ektive inhaltliche Kontrolle der Umsetzungspraxis der Mitgliedstaaten ist jedoch
selbst bei gutem Funktionieren des staatlichen und nicht-staatlichen fünfjährlichen dop-
pelten Berichtssystems kaum möglich.

Die völkerrechtlichen Verp�ichtungen zum Minderheitenschutz aus multilateralen Ver-
trägen gehen insgesamt �nicht über politische Bürgerrechte verbunden mit einem Dis-
kriminierungsverbot hinaus� (Blumenwitz 1995: 190). Ein Gruppenrecht auf politische
Vertretung der Minderheiten oder auf Kulturautonomie ist weder im weltweiten noch im
europäischen Rahmen durchsetzbar, auch wenn Soziologen und UNO-Menschenrechtsex-
perten dies immer wieder fordern.375 Der Weg zu einem Minderheitenschutz, der von
einer Staatengemeinschaft überwacht und durchgesetzt wird, ist �so fern wie eh und je�
(Loeber 1997: 200). In den meisten europäischen Staaten hat sich jedoch heute o�en-
sichtlich zumindest die Einsicht durchgesetzt, dass die Anerkennung einer eigenständigen
Identität nationaler Minderheiten nicht notwendig zur Gefährdung der territorialen Inte-
grität führt, �sondern im Gegenteil diese eher stärkt, da Angehörige nationaler Minder-
heiten, die das berechtigte Gefühl haben, in ihrer Identität nicht gefährdet zu sein, den
Staat, in dem sie leben, auch als 'ihren' Staat akzeptieren� (Hofmann 1995: 195).

5.2.2 Der polnische Minderheitendiskurs 1991/92
Als erster Untersuchungszeitraum wurde die Periode 1991/92 gewählt, da erst zu diesem
Zeitpunkt eine Ö�nung des Diskurses über Minderheiten stattfand.376

5.2.2.1 Präsident

Präsident Waª�esa schloss sich der aufgeschlossenen Regierungslinie Mazowieckis in der
Minderheitenpolitik grundsätzlich an. Auf dem ersten Kongress der Polonia und der Aus-
landspolen im August 1992 betonte er insbesondere das �historisch schwere Schicksal� der
Auslandspolen und der Polonia und ihre �starke geistige Bindung� an Polen: �Wo auch
immer ihr seid und arbeitet � es verbindet Euch das gemeinsame Gefühl des Polentums
(polsko±¢). (...) Ich weiÿ, dass wir auf Euren heiÿen Patriotismus zählen können. Obwohl
373Estébanez/Gál 1998: 9f, Hofmann 1995: 200, Anm. 730 und 203, Anm. 739. Folgerichtig wurde

die FC nicht als weiteres Zusatzprotokoll zur EMRK aufgenommen, um nicht die als erfolgreiche angese-
hene Arbeit der Konventionsorgane der EMRK mit der oft hochpolitischen Minderheitenproblematik zu
belasten (Hofmann 1995: 39-54).
374Estébanez/Gál 1999: 17; Gál 2000: 9. Polen, Litauen und die Ukraine haben diese Rahmenkon-

vention rati�ziert.
375So etwa Kymlicka 1995, weitere bibliographische Angaben bei �odzi«ski 2000: 354, Anm. 14 und
Brunner 2002. Zur Kontroverse um die Gewährung von Gruppenrechte und den Grundsatz der positiven
Diskriminierung siehe zuletzt insbesondere Riedel 2001 und Brunner 2002.
376Zuvor war die Minderheitendebatte weitgehend den etwa 1990 noch gar nicht im Parlament vertrete-

nen Mitte-Rechts-Parteien sowie den Altkommunisten überlassen gewesen, die insbesondere die Probleme
der Polen in Litauen vorwiegend aus populistischen Gründen aufgri�en. Vor allem eine Senatsdebatte vom
7.9.90 trug dazu bei, den Minderheitendiskurs zu verbreitern und zu ö�nen (Sabbat-Swidlicka 1990a:
26).
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wir in unterschiedlichen Ländern leben, müssen wir zusammen agieren und vereint über
Polen als unser gemeinsames Ziel nachdenken� (Waª�esa 1995: 90). Waª�esa setzte speziell
Akzente in der Frage der polnischen Minderheit in Litauen.377 Während er noch im Febru-
ar 1991 diesbezüglich zurückhaltende Schritte anmahnte, die gleichzeitig �von polnischen
Patriotismus und guter Nachbarschaftlichkeit� geprägt (zit. nach Sabbat-Swidlicka
1991: 34) seien sollten, verschärfte der polnische Präsident seine Position nach der Auf-
lösung der zwei polnisch dominierten Kreistage in Litauen im September 1991 erheblich:
So emp�ng er den litauischen Präsidenten Landsbergis trotz dessen mehrmaliger Bitte
nicht mehr in Warschau378 und verwies ihn auf den Sejm-Marschall als Ansprechpartner
(Widacki 2001: 80). Darauf folgte im Dezember 1991 ein ö�entlich gewordener Brief-
wechsel zwischen den beiden Präsidenten, in dem Waª�esa zur Einhaltung internationaler
Minderheitenstandards in Litauen aufrief und scharf Neuwahlen zu den aufgelösten Selbst-
verwaltungsorganen forderte.379 Aufgrund dieser 1992 fortbestehenden Di�erenzen in der
Minderheitenpolitik wurde die Haltung des Präsidenten innerpolnisch oft als starr und
inkonsequent kritisiert.380 Dagegen thematisierte der Präsident 1991/92 kaum die Situa-
tion der polnischen Minderheiten in Weiÿrussland und der Ukraine. Seine Reden im
Sommer 1993 machten jedoch deutlich, dass Waª�esa im wesentlichen keine Behinderungen
von ukrainischer oder weiÿrussischer Seite für die polnischen Minderheiten ausmachte.381

377Die polnische Minderheit in Litauen bewohnt die ärmsten Gebiete Litauens im Grenzgebiet zu Weiÿ-
russland und verfügt im Durchschnitt über den geringsten Bildungsstand der Nationalitäten Litauens
(Sobczak 2000: 146, Anm. 26). Trotz der Sowjetisierung blieben ihre Bindung an die katholische Kirche
und ihre polnischen Wurzeln bestehen. Ein wesentlicher Grund dafür war das funktionierende polnische
Schulwesen in der LSSR sowie die Existenz eines polnischen Lehrerseminars (Widacki 1997: 149). Un-
ter dem Russi�zierungsdruck und den Phrasen der o�ziellen Politik trat der polnisch-litauische Kon�ikt
nicht zu Tage, was jedoch nicht bedeutete (so etwa Sienkiewicz 1999: 43), dass in jener Zeit unter
der polnischen Minderheit keine antilitauischen Ansichten formuliert worden wären. In den beiden nahe
Wilna gelegenen Kreisen Wilna-Land und �al£ininkai, in denen die Vertreter der polnischen Minderheit
die Selbstverwaltungsorgane dominierten, sprachen sich die Kreisräte im Mai 1991 für die Scha�ung einer
politischen Autonomie für die Polen in Litauen oder gar für eine �Polnische Volksrepublik� innerhalb der
UdSSR aus. Die Haltung dieser Selbstverwaltungsorgane zum Augustputsch 1991 in Moskau verschärfte
den Kon�ikt mit der litauischen Regierung (Polacy na Litwie � kalendarium kon�iktu, Rzeczpospolita,
11./12.4.92). Auch bei der Abstimmung über die Unabhängigkeit Litauens am 11. März 1990 enthielten
sich sechs von neun polnischen Abgeordneten des Obersten Rates der LSSR als einzige Deputierte der
Stimme (Brodowski 1993: 230, Brodowski 1995: 115). Dafür stimmten lediglich die drei polnischen
Abgeordneten Czesªaw Oki«czyc, Zbigniew Balcewicz und Medard Czobot. In der ersten Hälfte des Jah-
res 1992 gab die Führung der polnischen Minderheit die Forderung nach einer politischen Autonomie
jedoch auf.
Die polnische Minderheit folgte ihrer Führung jedoch explizit nur bei der Ablehnung der litauischen

Unabhängigkeit (Umfrage zur litauischen Unabhängigkeit im Frühjahr 1991, Ergebisse bei Brodowski
1993: 229f) und dem (von den Litauern boykottierten) Referendum Gorba£evs über den Verbleib in der
UdSSR. Dagegen stand die überwiegende Mehrheit der polnischen Minderheit in Litauen während des
sowjetischen Angri�es auf das litauische Fernsehzentrum in Wilna auf der Seite der Litauer (Widacki
1997: 150f).
378Gazeta Wyborcza, 21./22.9.91.
379Rzeczpospolita, 17.9.91; RPPZ 1991: 141. Präsident Landsbergis bewertete die Formulierungen

Waª�esas in den beiden Briefen vom 15. und 16.12.91 als �nicht präsidentenhaft� (Rzeczpospolita, 17.9.91,
Fala emocji; Skubiszewski nie jedzie na Litw�e, Rzeczpospolita, 20.12.91).
380Wizimirska 1996: 184. So sah er 1992/93 die Hauptaufgabe polnischer Ostpolitik � der höchsten

Priorität der Integration in westliche Strukturen untergeordnet! � in der Hilfe für die polnischen Minder-
heiten in den ehemaligen polnischen Ostgebieten (Informator Kancelarii Prezydenta 24.2.-2.3.93: 15f).
381Bei seinem Besuch im Mai 1993 im ukrainischen Vinnycja rief der Präsident die Angehörigen der

polnischen Minderheit auf, �Botschafter des Polentums� zu sein, sich aber daran zu erinnern, dass die
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5.2.2.2 Ministerrat

Auch bei der Analyse des Diskurses im Ministerrat fällt die beinahe ausschlieÿliche Kon-
zentration auf Fragen der polnischen Minderheit in Litauen auf: Die Regierung Mazo-
wiecki war 1989/90 sehr zurückhaltend in ihrer Unterstützung für die Forderungen die-
ser polnischen Minderheit und wollte sich nicht dem Vorwurf der Einmischung in innere
Angelegenheiten der UdSSR ausgesetzt sehen (Sabbat-Swidlicka 1991: 34, Sabbat-
Swidlicka 1990a: 25). �Bis zu einem gewissen Grade� mache man die bilateralen Be-
ziehungen von der Regelung der Minderheitenprobleme abhängig, lehne aber die Forde-
rungen nach einer Territorialautonomie für die polnische Minderheit ab, um nicht mit
ähnlichen Forderungen der nationalen Minderheiten in Polen konfrontiert zu werden.382
Zu Anfang des Jahres 1991 äuÿerte sich Skubiszewski deutlicher und gab zu verstehen,
dass ein fortbestehender litauischer Nationalismus die Aufnahme von guten Beziehungen
unmöglich mache.383 Die Au�ösung der polnisch dominierten Selbstverwaltungsorgane
in den Kreisen Wilna-Land und �al£ininkai Anfang September 1991 nannte der Auÿen-
minister einen �Stich ins Herz� der polnischen Minderheit in Litauen.384 Er überreichte
wenige Wochen später während des Moskauer KSZE-Gipfels seinem litauischen Kollegen
eine �in scharfem Ton gehaltene� (Hartmann 1993: 348) diplomatische Note, in der die
Revidierung der Au�ösungsentscheidung gefordert wurde. Der Auÿenminister sagte, die
polnische Minderheit habe nur �angeblich� den Augustputsch in Moskau unterstützt und
die litauische Regierung habe dies als �Vorwand� missbraucht.385 In einem Kommuniqué
wurde Wilna Verletzung des Völkerrechts und der Vereinbarungen der KSZE vorgeworfen
(Hartmann 1993: 348f). Ferner sagte Skubiszewski seine Reise nach Wilna ab. Statt des
angestrebten polnisch-litauischen Vertrages unterzeichneten die Auÿenminister Saudar-
gas und Skubiszewski am 13. Januar 1992 nur eine Deklaration, die sofort von litauischen
und polnischen Nationalisten angegri�en wurde.386 Dabei hatte Skubiszewski zunächst
über die europäischen Minderheitenstandards hinaus eine generelle doppelte Staatsbür-
gerschaft für die Angehörigen der polnischen Minderheit in Litauen sowie eine genaue
Au�istung der Minderheitenrechte verlangt, konnte sich aber damit nicht durchsetzen.387

Zeiten des Nationalismus vorbei seien (Waª�esa 1995: 99, auch abgedruckt in: RPPZ 1993: 145, 149).
Ähnlich äuÿerte er sich im Juni 1993 im weiÿrussischen Baranavi£y gegenüber der polnischen Minderheit in
Weiÿrussland und im weiÿrussischen Obersten Rat in Minsk (Waª�esa 1995: 107, 110-113, auch abgedruckt
in: Biuletyn Stowarzyszenia Wspólnota Polska Nr. 21, 8-9/93: 5).
382�eby nasze przeznaczenie o nas nie zapomniaªo, Polityka, 27.10.90; Antwort des Auÿenministers

auf die Anfrage des Abgeordneten Ryszard Grajewski, Sprawozdanie Stenogra�czne Sejmu, 47. Sit-
zung, 22.12.90, Anhang Nr. 2; Antwort des Auÿenministers auf die Anfrage des Abgeordneten Stefan
Myszkiewicz-Niesioªowski, Sprawozdanie Stenogra�czne Sejmu, 44. Sitzung, 23.11.90; Auswärtiger Aus-
schuss des Sejm, Bulletin Nr. 4, 4.1.92, Rede von Auÿenminister Skubiszewski.
383Interview mit Krzysztof Skubiszewski, Gazeta Wyborcza, 24.1.91.
384Upominamy si�e o prawa Polaków na Litwie, Rzeczpospolita, 11.9.91; Nie powinno si�e zdarzy¢, Rzecz-

pospolita, 12.9.91.
385Auswärtiger Ausschuss des Sejm, Bulletin Nr. 846, 18.11.92, Rede von Auÿenminister Skubiszewski.
386Litauen verzögerte die Abhaltung der Neuwahlen zu den beiden Kreistagen bis November 1992. Bei

diesen von den Führern der polnischen Minderheit vielfach heftig eingeforderten Wahlen war jedoch die
Wahlbeteiligung so niedrig, dass nicht die notwendige Anzahl von Abgeordneten gewählt werden konnte
und die Wahlen deshalb wiederholt werden mussten (Widacki 2001: 80).
387Hartmann 1993: 350. In der Frage der Staatsbürgerschaft leisteten etwa 90% der Angehörigen

der polnischen Minderheit bis zum Stichtag die notwendige Loyalitätserklärung; in erster Linie des-
halb, da Wilna bei der Privatisierung von Grund und Boden nur litauische Staatsbürger berücksichtigte
(Hartmann 1993: 350, Kobeckaite 1993: 216).
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Auch der neue Premier Olszewski betonte in seinem Regierungsexposé vom Dezember
1991 speziell die Situation der polnischen Minderheit in Litauen: �Besonders wollen wir
die Schwierigkeiten entfernen, die nicht oder zumindest nicht vorrangig unseretwegen in
den Beziehungen mit Litauen als Folge des Vorgehens [Litauens] gegenüber den dort le-
benden Polen auftreten. Wir müssen feststellen, dass dieses Vorgehen nicht im Einklang
mit den internationalen Standards steht.�388
Auch in seinem auÿenpolitischen Exposé vom 8. Mai 1992 hob Auÿenminister Skubi-

szewski unter den polnischen Minderheiten in den östlichen Nachbarstaaten die �schwierige
Situation� der polnischen Minderheit in Litauen hervor.389 Dagegen betonte er, dass das
Verhältnis der Behörden Weiÿrusslands und der Ukraine gegenüber den polnischen
Minderheiten �keine gröÿeren Probleme� aufwerfe.390 Nur von den litauischen Behörden
forderte Skubiszewski Maÿnahmen wie zweisprachige Ortstafeln. Ferner erklärte der pol-
nische Ministerrat, er habe kein Interesse an einem Nachbarschaftsvertrag, solange Wilna
nicht die minderheitenrelevanten Fragen der gemeinsamen Deklaration vom Januar 1992
einhalte.391 Jedoch wollte der Auÿenminister den polnischen Minderheiten in den östlichen
Nachbarstaaten zumindest eine �Brückenfunktion� zuschreiben, die bessere Kontakte zwi-
schen Polen und den östlichen Nachbarn ermöglichen könne392 und gestand zu, dass sich
1992 (wie auch 1993) die Situation der polnischen Minderheit auch in Litauen verbessert
habe.393

5.2.2.3 Parlament

Die Position des Parlaments im Minderheitendiskurs ist insbesondere durch die o�zielle
Schirmherrschaft des Senats über die Polonia und die Auslandspolen eine besondere.394
Bemerkenswert war 1991/92 die Betonung der Situation der polnischen Minderheit in
Litauen und der überwiegende Konsens aller Parteien oder zumindest das weitgehende
Fehlen von expliziten Gegenstimmen in der Polonia- und Auslandspolen-Politik, gerade
gegenüber den östlichen Nachbarstaaten: Insbesondere die ZChN forderte, den Cha-
rakter der Beziehungen zu den historischen östlichen Nachbarn von der Politik dieser
Staaten gegenüber den polnischen Minderheiten abhängig zu machen.395 Die Klärung des
388Sprawodzanie Stenogra�czne Sejmu, 3.Sitzung, 21.12.91, Exposé von Premier Olszewski.
389�Litauen hat seine Verp�ichtungen gegenüber den in Polen lebenden Litauen nicht erfüllt. (...) Die

Aufschiebung der Lokalwahlen, das diskriminierende Vorgehen in der Frage der Privatisierung und Re-
privatisierung (...) lasten auf unseren Beziehungen. (...) Die Regierung der Republik Polen erwartet, dass
die Schwierigkeiten durch Litauen beseitigt werden und dass Litauen seine internationalen Verp�ichtun-
gen einhalten wird� (Sprawozdanie Stenogra�czne Sejmu, 14. Sitzung, 8.5.92, Rede von Auÿenminister
Skubiszewski).
390Auswärtiger Ausschuss des Sejm, Bulletin Nr. 846, 18.11.92, Rede von Auÿenminister Skubiszewski.

Nur am Rande waren Stimmen zu vernehmen, die etwa während des Besuchs von Premier Suchocka im
November 1992 in Minsk den Stand des polnischen Schulwesens und der Garantien zur Ausübung der
Muttersprache in Weiÿrussland beklagten (Palmowski 1992: 149).
391Rowi�azanie polskich rad na Litwie � raczej decyzja polityczna ni» prawna, �ycie Warszawy, 12.5.92.
392Auswärtiger Ausschuss des Sejm, Bulletin Nr. 846, 18.11.92, Rede von Auÿenminister Skubiszewski.
393Auswärtiger Ausschuss des Sejm, Bulletin Nr. 846, 18.11.92, Rede von Auÿenminister Skubiszewski;

Sprawozdanie Stenogra�czne Sejmu, 43. Sitzung, 29.4.93, Rede von Auÿenminister Skubiszewski.
394Zu Einzelheiten der Position des Senats siehe Kapitel 4.1.3.
395Piªka 1991; Marek Jurek, Osuszanie bagna, Sprawa Polska 7-8/1992; Stachura 1992: 280. Ein

�Memorandum über die Situation der Polen in Litauen� der ZChN hatte bereits am 1.7.90 gefordert, die
Unterstützung der Polen in Polen und Litauen für die litauische Unabhängigkeit von der Gründung einer
politisch-territorialen Autonomie des Wilnagebietes abhängig zu machen. Um Moskau für dieses Memo-
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polnischen Verhältnisses zu seinen historischen Nachbarn müsse mit der Regelung der
Minderheitenproblematik beginnen und eine Territorialautonomie für die polnische Min-
derheit beinhalten.396 Ihre Parteivertreter beschuldigten Auÿenminister Skubiszewski, das
Problem der polnischen Minderheiten in der Ukraine und in Litauen zu vernachlässigen,
erwähnten jedoch nicht die noch schwierigere Situation (etwa im Schulwesen) in Weiÿ-
russland.397 Die Argumentation der ZChN zeigte insgesamt, dass man viel eher zu einem
Kompromiss mit der bevölkerungsreichen Ukraine als mit dem kleinen Litauen bereit war
(Brodowski 1993: 222), Wilna der �Apartheid� gegenüber der polnischen Minderheit be-
schuldigte und die Frage der gemeinsamen Grenze aufwarf.398 Aber auch Abgeordnete der
�S� forderten eine Territorialautonomie für die polnische Minderheit in Litauen.399 Die
SLD hielt sich in Fragen der Minderheitenpolitik stark zurück. Sie beklagte 1992 lediglich
die �diskriminierenden Entscheidungen gegenüber der polnischen Minderheit in Litauen�
und forderte die Einrichtung eines Informationssystems für das Polnische Radio in Wilna
sowie Hilfen für polnische Zeitungen in Litauen.400 Die Parteien der Mitte äuÿerten sich
moderater: Piotr Nowina-Konopka (UD) warf der ZChN vor, bei ihrer Haltung nicht zu
berücksichtigen, welche Folgen analoge Forderungen von deutscher Seite bezüglich der
deutschen Minderheit in Oberschlesien hätten.401 Zygmunt Berdychowski (PSL �S�) gab
zu bedenken, dass die Situation der polnischen Minderheiten in Litauen, Weiÿrussland
und der Ukraine nicht losgelöst von der Situation der Litauer, Weiÿrussen und Ukrainer
in Polen betrachtet werden könne.402

5.2.2.4 Medien und Ö�entlichkeit

Bereits vor 1991 hatten sich die polnischen Medien insbesondere mit der Situation der
polnischen Minderheit in Litauen beschäftigt.403 Diese Tendenz verstärkte sich ab August
1991 erheblich: Nach dem von den Führern dieser Minderheit unterstützten gescheiterten
Moskauer Putsch und der Anerkennung der litauischen Souveränität auch durch die polni-
randum zu gewinnen, verlangte man die Hinzuziehung der litauischen Polen zu den litauisch-sowjetischen
Verhandlungen (Brodowski 1993: 229).
396Auswärtiger Ausschuss des Sejm, Bulletin Nr. 4, 4.1.92; Bulletin Nr. 7, 21.1.92.
397Sprawozdanie Stenogra�czne Sejmu, 14. Sitzung, 8.5.92, Rede von Marian Piªka. Weitere Abgeordnete

der ZChN forderten eine Privilegierung der polnischen Minderheiten im Osten, etwa durch die Bereit-
stellung verbilligter Kredite (Auswärtiger Ausschuss des Sejm, Bulletin Nr. 846, 18.11.92, Beitrag von
Zygmunt Mogiªa-Lisowski (ZChN)).
398So etwa der ZChN-Abgeordnete Marek Jurek (Auswärtiger Ausschuss des Sejm, Bulletin Nr. 7,

21.1.92) und der ZChN-Senator Ryszard Bender (ZChN i X o prawie do Wile«szczyzny, Gazeta Wy-
borcza, 22.1.92; Edward Krzemie«, Dwa nacjonalizmy, Gazeta Wyborcza, 28.1.92). Aus völkerrechtlicher
Sicht gab es jedoch keinen Zweifel am Fortbestand der polnischen Ostgrenze nach 1989 (Antonowicz
1992: 23).
399Sprawozdanie Stenogra�czne Sejmu, 43. Sitzung, 10.11.90, Anfrage von Stefan Myszkiewicz-

Niesioªowski.
400Auswärtiger Ausschuss des Sejm, Bulletin Nr. 846, 18.11.92, Beitrag von Wªodzimierz Cimoszewicz.
401Sprawozdanie Stenogra�czne Sejmu, 14. Sitzung, 8.5.92, Rede von Piotr Nowina-Konopka.
402Sprawozdanie Stenogra�czne Sejmu, 14. Sitzung, 8.5.92, Rede von Zygmunt Berdychowski.
403Ein erstes Zeichen des gewachsenen Interesses der Ö�entlichkeit an den polnischen Minderheiten

jenseits der Ostgrenze war ein langer Artikel vom Februar 1989 in einer polnischen Literaturfachzeitschrift.
Darin wurde bemerkt, dass die polnische Minderheit im allgemeinen kein litauisch spreche und unter sich
bleibe. �Gemischte Ehen� mit Nicht-Polen würden abgelehnt, da sie nach sowjetischen Vorschriften den
Verlust der polnischen Nationalität bedeuteten. Die Autorin unterstrich die Anhänglichkeit der litauischen
Polen an ihre Heimat; kein Angehöriger der polnischen Minderheit wolle jedoch eine Revision der Grenzen
(Zo�a Kurzowa, Sytuacja spoªeczna i j�ezykowa Polonii litewskiej, �ycie Literackie, 12.2.89).
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sche Regierung erklärte etwa die bis heute sehr aktive �Föderation der [polnischen] Orga-
nisationen der ehemaligen Ostgebiete� (Federacja Organizacji Kresowych) die staatliche
Zugehörigkeit des Wilnagebietes zu einer völkerrechtlich o�enen Angelegenheit.404 Nach
der Au�ösung der von Polen dominierten Kreisräte rund um Wilna405 durch die litauische
Regierung begann in der polnischen Presse jedoch eine regelrechte Kampagne, in die
auch zahlreiche gemäÿigte Vertreter einstimmten: Sogar im liberal-katholischen Tygodnik
Powszechny waren Stimmen zu vernehmen, die forderten, Wilna müsse wieder polnisch
werden.406 Der angesehene polnische Historiker und Litauen-Spezialist Piotr �ossowski
äuÿerte sich 1991/92 mehrfach zustimmend zur Forderung der Selbstverwaltungsorgane
in den von den sowjetisierten Vertretern der polnischen Minderheit dominierten beiden
Kreisen nach einer teritorialen Autonomie innerhalb Litauens für die Polen (�ossowski
1991: 26, �ossowski 1992). �ossowski gri� gleichzeitig scharf die polnische Regierung
und den Sejm an, denen er vorwarf, die Herstellung guter Beziehungen zu Litauen als
eine vorrangige Frage zu betrachten, �auf deren Altar man die polnische Minderheit op-
fere�. Er wies darauf hin, dass die polnische Zwischenkriegsrepublik �in konsequenter und
unnachgiebiger Weise die Rechte der polnischen nationalen Minderheiten in den angren-
zenden Staaten� geschützt habe und erklärte, die Frage der staatlichen Zugehörigkeit des
Wilnagebiets sei �aus juristischer Sicht� o�en, da Polen niemals auf Wilna verzichtet ha-
be.407 Die FOK kritisierte auch die polnisch-litauische Deklaration vom Januar 1992 als
polnische �Kapitulation� und zog als Beleg dafür das polnische Aide-mémoire vom No-
vember 1990 heran.408 Jedoch verurteilten selbst Persönlichkeiten, die sich o�en für eine

404Brodowski 1993: 231. Die mit der ZChN verbundene Presse hatte bereits nach der litauischen
Unabhängigkeitserklärung vom März 1990 gefordert, über die polnisch-litauische Grenze zu verhandeln
und sie zumindest als Faustpfand für breite Rechte der Minderheiten einzusetzen (Sobczak 2000: 144).
Diese Stimmen wurden im nachhinein vom ersten polnischen Botschafter in Litauen nach 1989, Jan
Widacki, als �vollkommen unrealistisch� bewertet (Widacki 1997: 148).
405Eine Folge dieser Au�ösung war zweifellos die Behinderung des polnischen Schulwesens. Ferner wur-

den beim Prozess der Landrückgabe Grundstücke vielfach auch dann an Litauer vergeben, wenn Polen
Alteigentümeransprüche geltend gemacht hatten. Die von der litauischen Regierung eingesetzten Kom-
missare konnten sich bei dieser Politik der �vollen Unterstützung� (Widacki 2001: 78) der Zentralre-
gierung sicher sein. Hinzu kamen Parolen prominenter litauischer Politiker von der Notwendigkeit einer
�Re-Litauisierung� der von Polen bewohnten Gebiete.
406Tygodnik Powszechny, 29.9.91. Die litauische Regierung erklärte gleichzeitig die pol-

nischen Abgeordneten der Lokalvertretungen nicht zu Polen, sondern zu �Bolschewisten�
(Valionis/Ignatavi£ius/Bri£kovskien 
e 1998: 14).
407Kompleks Polski, Przegl�ad Tygodniowy, 20.10.91. Selbst der interne Bericht des OSW über die

polnisch-litauische Deklaration läÿt die Gereiztheit der polnischen Seite spüren (Jacek Borkowicz, Bi-
uletyn Tygodniowy OSW, Nr. 2, 17.1.92, Deklaracja polsko-litewska).
408Hartmann 1993: 351. Auf Bitte der litauischen Regierung hatte die polnische Regierung Wilna

am 26.11.90 ein ausführliches Aide-mémoire unterbreitet, das die Belange der polnischen Minderheit im
Rahmen europäischer Standards und einer breiten kulturellen, nicht aber politischen Autonomie regeln
sollte (abgedruckt in: Lithuania 1/1991: 17-21). Insbesondere enthielt das Dokument folgende Punkte:
die Zulassung des Polnischen als lokale Amtssprache in Gebieten mit erheblichem polnischen Bevölke-
rungsanteil; ein ungehindertes polnisches Schulwesen; die freie Betätigung polnischer, im Rahmen der
litauischen Verfassung agierenden Organisationen; Pressefreiheit für polnische Zeitungen; die Ausweitung
polnischsprachiger Sendungen in Rundfunk und Fernsehen sowie die Scha�ung polnischer Kulturzentren.
Dieser Katalog rief als �nicht ausreichend� sowohl scharfen Protest der polnischen Minderheitenverbände
als auch der nationalen Rechten in Polen hervor, deren Postulate das Dokumente ansonsten weitgehend
enthielt (Widacki 2001: 76, Sobczak 2000: 145f).
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polnisch-litauische Aussöhnung aussprachen, die Au�ösung der Kreisräte.409

Gleichzeitig gab es aber auch zahlreiche Stimmen, die zur Mäÿigung und zum Kom-
promiss aufriefen. Dabei tat sich die römisch-katholische Kirche Polens mit o�enen Wor-
ten sehr schwer: Erst Anfang 1992 ergri� Primas Glemp eine Initiative zur Versöhnung
beider Seiten und gestand ein, dass die Stimme der Kirche zuvor nicht zu hören gewesen
war.410 Adam Michnik warnte davor, die Frage der polnischen Minderheit in Litauen zu
verabsolutieren und wies auf die theoretische Möglichkeit hin, dass die deutsche Minder-
heit in Oberschlesien ähnliche Forderungen stelle und die deutsche Presse ähnlich darüber
berichte: �Für die Regierung unseres Staates kann das Schicksal der Polen jenseits unse-
rer Ostgrenze nicht gleichgültig sein. Ebenso kann das Schicksal ihrer in unserem Staat
wohnenden Landsleute für die litauische, weiÿrussische oder ukrainische Regierung nicht
gleichgültig sein. Aber diese Sorge darf nicht zur Verhetzung führen. Sie muss zur Ver-
söhnung führen.�411 Auch von Seiten der polnischen Minderheit in Litauen waren auf
Ausgleich bedachte Stimmen zu vernehmen: Zbigniew Balcewicz, Chefredakteur des in
Wilna erscheinenden Kurier Wile«ski, schrieb in der Gazeta Wyborcza, dass sowohl polni-
sche als auch litauische Nationalisten verantwortlich für die Probleme zwischen Warschau
und Wilna in der Frage der polnischen Minderheit seien.412 Insbesondere Leon Brodow-
ski, Vorsitzender des �Allpolnischen Klubs der Litauen-Liebhaber� betonte explizit den
polnischen Anteil an den schlechten polnisch-litauischen Beziehungen und hob den nega-
tiven Ein�uss der polnischen Medien, einzelner Parteien und extremistischer polnischer
Verbände in Litauen hervor, die zumeist nur das Bild vom patriotischen Polen gegenüber
dem nationalistischen Litauer kolportierten.413 Weil Polen um ein Vielfaches gröÿer sei
und zudem auf eine längere Geschichte als eigenständiger Staat zurückblicken könne, sei
von der polnischen Seite spezielle Geduld gefordert (Brodowski 1993: 220f, 229; To-
maszewski 1992). Jerzy Marek Nowakowski warb um Verständnis für die Litauer, die
sich nur auf die (zumeist antipolnischen) litauischen Traditionen der Zwischenkriegszeit
berufen könnten. Zur Lösung des Kon�iktes fehle es �auf beiden Seiten� an gutem Wil-
len.414 Auch er behauptete jedoch, die Situation der polnischen Minderheit in der Ukraine
409Malicki 1993: 218, Brodowski 1993. Die litauische Seite verteidigte die Au�ösung der Lokalräte

in den Kreisen �al£ininkai und Wilna mit dem Hinweis auf die Annahme mehrerer Beschlüsse entgegen
der litauischen Verfassung und dem litauischen Recht (Kobeckaite 1993: 215).
410Powinni±my sobie przebaczy¢..., Gazeta Wyborcza, 24.2.92.
411AdamMichnik, ... i ªagodzi¢ kon�ikty, Gazeta Wyborcza, 24.2.92. Ähnlich argumentierten der Senator

Krzysztof Kozªowski (Porozumienie jest mo»liwe, �ycie Warszawy, 6.4.92) und Jerzy Marek Nowakowski
(W�ezeª do rozwi�azania, Rzeczpospolita, 11./12.4.92).
412Zbigniew Balcewicz, Rok zmarnowanych szans, Gazeta Wyborcza, 7.1.92. Schon seit Dezember 1989

versuchte die polnischsprachige Zweiwochenschrift Znad Wilii aus Wilna eine Gegenströmung unter den
litauischen Polen aufzubauen, die die polnischen Nationalisten in Vilnius und Warschau scharf angri�
(Brodowski 1993: 226). Auch der Ein�uss des KGB auf radikal-nationalistische litauische und polnische
Funktionäre ist nicht zu unterschätzen (Widacki 1997: 142, Sobczak 2000: 137).
413Die litauische Seite bestätigte diese Sicht ausdrücklich (Kobeckaite 1993: 215). Als Beleg dieser

zute�enden Beschreibung kann etwa die Diskussion um die Schulbücher für die polnische Minderheit in
Litauen gelten: Nachdem die Presse am 9.3.92 gemeldet hatte, die litauische Regierung habe polnisch-
sprachige Schulbücher �verboten� (Polskie podr�eczniki zabronione, Trybuna, 9.3.92) und der zuständige
Sejm-Ausschuss diese Meldung kommentiert hatte (Posªowie o prawach polskiej mniejszo±ci na Litwie,
Rzeczpospolita, 11.3.92), mussten die Medien bereits zwei Tage später klarstellen, dass das litauische
Bildungsministerium lediglich gebeten hatte, die Schulbücher Experten zur Prüfung vorzulegen und diese
in der Regel sofort einer Verwendung zustimmten (Podr�eczniki wymagaj�a akceptacji, Trybuna, 13.3.92).
414W�ezeª do rozwi�azania, Rzeczpospolita, 11./12.4.92; Nowakowski 1991d: 55.
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und in Weiÿrussland habe sich im Gegensatz zu Litauen verbessert (Nowakowski 1991a:
88).

Dagegen zeigte die politische Elite Polens wenig Verständnis für die Sorgen und Nö-
te der polnischen Minderheit in Litauen, die vielmehr beschuldigt wurde, litauische und
polnische Interessen �zu verraten� (zit. nach Sabbat-Swidlicka 1990a: 26). Stanisªaw
Stomma, der als moralische Autorität in Polen vor und nach 1989 höchste Achtung genoÿ,
mahnte deshalb zwei �kategorische Imperative� an, die es zu beherzigen gelte: �I. Man muss
um jeden Preis mit dem schlimmen Erbe der Vergangenheit brechen, man muss das über-
kommene Gefühl der Feindschaft überwinden und die Versöhnung mit der litauischen
Nation anstreben. II. Die polnische Bevölkerung im Wilnagebiet darf kein Sündenbock
sein. Wir müssen uns um diese Menschen kümmern, sie mit unserer Fürsorge umgeben
und ihre kulturellen Bande mit Polen bewahren.�415

Eine besondere Position im Diskurs über die polnischen Minderheiten in den östlichen
Nachbarstaaten fällt der voll vom Senat �nanzierten, formell den Status einer NGO besit-
zenden �Polnischen Gemeinschaft� (Stowarzyszenie �Wspólnota Polska�) zu. Ihr seit
1992 amtierender Präsident Andrzej Stelmachowski (zuvor Senatspräsident und Erzie-
hungsminister) betonte, dass Polen sich um alle Auslandspolen �ohne Rücksicht auf ihre
politische Orientierung� kümmern müsse. Die Bezeichnung der in Litauen lebenden Polen,
die die Moskauer Putschisten unterstützt hatten, als �Kommunisten� und �Putschisten�
lehnte Stelmachowski ab und wollte �allen Polen die Hand geben�. Der Präsident der
Wspólnota Polska forderte unter anderem ethnische Kriterien für die Vergabe von Stipen-
dien: �Unter den Studenten aus östlichen Ländern überwiegen bei uns immer noch Araber,
Kurden, Palästinenser, mit einemWort alle, aber nicht Polen. Unter den Stipendiaten sind
wenige Personen aus den Gebieten der ehemaligen UdSSR, und diese Verhältnisse sollten
sich ändern.� Den Vorschlägen des MSZ, die Einrichtung von rein polnischen Schulen für
die polnischen Minderheiten in Litauen, Weiÿrussland und der Ukraine einzuschränken,
um eine �polnische Ghettobildung� zu verhindern, entgegenete er: �Es gibt keine Alter-
native zwischen einer Schule in der lokalen Amtssprache und einer polnischen Schule, die
Alternative lautet 'polnische Schule oder russische Schule'.� Indem man polnische Schulen
einrichte, stärke man vielmehr die Unabhängigkeit der Länder von Russland.416

Insgesamt wurde an dieser ö�entliche Debatte vor allem ersichtlich, dass sich die Dis-
kussion de facto ausschlieÿlich auf die Lage der polnischen Minderheit in Litauen konzen-
trierte, dabei aber die in vielen Bereichen (etwa Schulwesen, Sprachenrechte, politische
Vertretung) ebenfalls schwierige Situation der polnischen Minderheiten in Weiÿrussland
und der Ukraine beinahe vollständig auÿer acht lieÿ.417

415Stanisªaw Stomma, O Litwie spokojnie i obiektywnie, �ycie Warszawy, 23.9.91.
416Auswärtiger Ausschuss des Sejm, Bulletin Nr. 846, 18.11.92, Beitrag von Andrzej Stelmachwoski.
417Diese Haltung kann zum Teil erklärt werden durch die liberale Position der weiÿrussischen Regierung

wie auch der weiÿrussischen Nationalbewegung (BNF), der polnischen Minderheit ohne Au�agen die
Staatsbürgerschaft zuzugestehen und sogar zur Erö�nung polnischer Schulen zu ermuntern (Burant
1993: 408). Ebenso verfolgte die ukrainische Regierung eine inklusive Nationalitätenpolitik und hatte ein
liberales Staatsbürgerschaftsgesetz auf den Weg gebracht (Burant 1993: 412f).
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5.2.3 Der polnische Minderheitendiskurs 1997/98
Als zweite Periode zum Minderheitendiskurs wurden die Jahre 1997/98 ausgewählt, da
sie einen Mehrheitswechsel in beiden Kammern des Parlaments wie auch der Regierung
umfassen und da die erste groÿe Polonia-Debatte im Senat in diesen Zeitraum fällt.

5.2.3.1 Präsident

Präsident Kwa±niewski hatte gegenüber Litauen bereits 1996 deutlich gemacht, dass er
die gegenseitigen Minderheiten nicht mehr als Hindernis in den gegenseitigen Beziehun-
gen au�asse (RPPZ 1996: 290). Er betonte, dass man sensibel mit Minderheitenfragen
umgehen müsse. Anstelle die Probleme der polnischen Minderheit zu betonen, wies er
stets auch auf die Bedürfnisse der litauischen Minderheit in Polen hin und stellte damit
verbundene Fragen in einem europäischen Kontext.418 Gegenüber dem litauischen Präsi-
denten Brazauskas wies er auf die �schöpferische Rolle� der gegenseitigen Minderheiten
im bilateralen Verhältnis hin (Kwa±niewski 1997: 189).
Ebenso betonte der polnische Präsident gegenüber der Ukraine die Rolle der gegen-

seitigen Minderheiten als �Anwälte� im bilateralen Verhältnis. Er forderte von den Min-
derheiten, ein loyaler und aktiver Teil der Gesellschaft zu sein und sich gegenseitig an der
�kulturellen Gemeinschaft� ihres Volkes zu beteiligen.419 Er ho�e auf die Scha�ung günsti-
ger Bedingungen für die polnische Minderheit durch die ukrainischen Behörden. Während
der Präsident 1997/98 bewusst das Gespräch mit den Führern der polnischen Minderheit
in Litauen vermied, um keine Emotionen zu wecken, erwähnte er in einer Rede gegenüber
der polnischen Minderheit in der Ukraine zwar den Gedanken der �Gemeinschaft der Po-
len�, betonte aber vor allem mit Nachdruck, dass die polnische Minderheit in ihrer Heimat
eine Brücke zwischen Polen und Ukrainer sein und beim Aufbau der unabhängigen Ukrai-
ne �als Chance für Europa� aktiv helfen solle sowie die kulturellen Unterschiede beider
Völker nicht als Problem, sondern als Bereicherung begri�en werden sollten.420
Da der Präsident nach seinem (in Polen vielfach scharf kritisierten) Besuch in Minsk

im März 1996 keine weiteren o�ziellen Kontakte mehr zu Präsident Luka²enka p�egte,
nahm er ö�entlich nicht mehr Stellung zur Situation der polnischen Minderheit in Weiÿ-
russland.

5.2.3.2 Ministerrat

Auÿenminister Rosati unterstrich 1997, dass in der Polonia- und Auslandspolen-Politik
vor allem den polnischen Minderheiten in den ehemaligen Sowjetrepubliken die Aufmerk-
samkeit gelten müsse. Besonderer Wert sei auf die Entwicklung von Kontakten in den
Bereichen Kultur, Bildung und Jugendaustausch zu legen. Er mahnte dabei eine verbes-
serte Koordinierung von Präsident, Regierung, Senat und der relevanten NGOs an und
forderte eine Abkehr vom Prinzip, 90 Prozent der zur Zusammenarbeit mit den Auslands-
polen vorgesehenen �nanziellen Mittel ohne Einverständnis oder zumindest Konsultation
418Interview des Präsidenten für Lietuvos Rytas, 19.6.97, abgedruckt in: Kwa±niewski 1997: 185.
419Ansprache von Präsident Kwa±niewski in der Verchovna Rada, 21.5.97, angedruckt in: Kwa±niewski

1997: 147.
420Ansprache von Präsident Kwa±niewski von �ytomyr, 22.5.97, abgedruckt in: Kwa±niewski 1997:

153-157. Ähnlich die Rede des Präsidenten während der Polonia-Debatte des Senats, Sprawozdanie Ste-
nogra�czne Senatu, 93. Sitzung, 4.3.97.
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des MSZ zu vergeben, da das Auÿenministerium die Praxis der Mittelvergabe nach auÿen
vertreten müsse.421 Das von den Parlamentariern wiederholt geforderte Gegenseitigkeits-
prinzip in der Minderheitenpolitik lehnte Rosati ab.422 Erziehungsminister Jerzy Wiatr
unterstrich ergänzend, dass die Polonia- und Auslandspolen-Politik seines Ressorts vor
allem die Stärkung der Bindungen an das �Polentum�423 sowie Hilfe für junge Menschen
polnischer Herkunft beim gesellschaftlichen und beru�ichen Aufstieg zum Inhalt habe. Au-
ÿenminister Geremek nannte 1998 die Politik gegenüber der Polonia und den Auslandspo-
len insbesondere in den ehemaligen Sowjetrepubliken als eine von neun auÿenpolitischen
Prioritäten der Regierung und eine �Hauptaufgabe des polnischen Konsulardienstes�.424
Das MSZ wolle helfen, die Traditionen und das nationale Bewusstsein der Auslandspolen
aufrecht zu erhalten.

Der Ministerrat betonte im Unterschied zu Präsident Kwa±niewski insbesondere die Si-
tuation der polnischen Minderheit in Litauen und (nachgeordnet) auch in der Ukraine.
So informierte der polnische Auÿenminister im Januar 1997 den Sejm �über die Nicht-
Einhaltung des polnisch-litauischen Vertrages durch die litauische Seite� und erwähnte
die litauische Infragestellung der Verwendung zweisprachiger Bezeichnungen in Schulen,
Geschäften und Restaurants sowie der Frage der Reprivatisierung.425 Ungewöhnlich deut-
lich kritisierte der erste polnische Botschafter in Litauen, Jan Widacki, dass die Bemü-
hungen des MSZ zur �Versachlichung der Diskussion� um die polnische Minderheit �die
ganze Zeit von der Wspólnota Polska, den Ausschüssen des Senats, einigen politischen
Gruppierungen, einzelnen Politikern, Abgeordneten und Senatoren ignoriert�426 würden.
Insbesondere der Senat verfüge über �nanzielle Mittel, die die Resourcen des MSZ um
ein Vielfaches überstiegen und mit denen �die nicht selten antilitauischen Initiativen� un-
terstützt würden (Widacki 1997: 153). Insgesamt wurde aus den Äuÿerungen des MSZ
eine gewisse Zurückhaltung gegenüber den polnischen Minderheiten sowie die Betonung
der Bedeutung der o�ziellen bilateralen Beziehungen deutlich. Das Ministerium erwähnte
ferner die ungelösten Probleme der Minderheiten in Polen.427
Premier Buzek fasste im Dezember 1998 anlässlich seines Besuches in Wilna die aus

polnischer Sicht wichtigsten Probleme in den bilateralen Beziehungen zusammen, die alle
die polnische Minderheit betrafen: die Landrückgabe in Litauen, das polnische Schulwe-
sen,428 die Möglichkeit der Verwendung der Muttersprache im ö�entlichen Leben sowie

421Sprawozdanie Stenogra�czne Senatu, 93. Sitzung, 4.3.97, Rede von Auÿenminister Rosati; Sprawo-
zdanie Stenogra�czne Sejmu, 106. Sitzung, 8.5.97, Rede von Auÿenminister Rosati.
422Sprawozdanie Stenogra�czne Sejmu, 108. Sitzung, 6.6.97, Antwort von Auÿenminister Rosati auf die

Anfrage des Abgeordneten Samborski.
423Der Minister präzisierte, dass der Begri� �Polentum� (polsko±¢) vor allem eine Bindung an die pol-

nische Sprache, Kultur sowie gute Kenntnis der polnischen Landeskunde bedeute (Sprawozdanie Steno-
gra�czne Senatu, 93. Sitzung, 4.3.97, Rede von Erziehungsminister Wiatr).
424Sprawozdanie Stenogra�czne Sejmu, 13. Sitzung, 5.3.98, Rede von Auÿenminister Geremek.
425RPPZ 1998: 216. Das polnische Auÿenministerium habe dagegen mit diplomatischen Noten erfolgreich

protestiert (Sprawozdanie Stenogra�czne Sejmu, 97. Sitzung, 10.1.97; Auslandspolen-Ausschuss des Sejm,
56. Sitzung, 7.2.97, Rede von Staatssekreär Wyzner).
426Widacki 1997: 153. Schon 1995 war es zu einem (nur internen) Briefwechsel und der Darlegung der

stark unterschiedlichen Standpunkte des MSZ und des Senats über die Polonia-Politik gekommen (siehe
Kapitel 4, Anm. 49).
427Auslandspolen-Ausschuss des Sejm, Bulletin Nr. 56, 7.2.97, Rede von Staatssekretär Wyzner.
428Am 11.12.98 regelte eine Anordnung des litauischen Bildungsministers die Abscha�ung des P�ichta-

biturs in polnischer Sprache an den polnischen Schulen Litauens; diese Entscheidung wurde wenig später
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die wirtschaftliche Entwicklung im Wilnagebiet.429
Wesentlich seltener ging der polnische Ministerrat 1997/98 auf die polnische Minder-

heit in der Ukraine ein: Neben anderen zu lösenden Fragen der bilateralen Beziehungen
wurden vor allem das polnischsprachige Schulwesen in der Ukraine sowie �nanzielle und
technische Hilfe für die polnische Minderheit in der Ukraine als wichtige Themen genannt
(Szmyd 2000: 191).

5.2.3.3 Parlament

Das Parlament beteiligte sich 1997/98 in vielfältiger Weise an der Debatte über die polni-
schen Minderheiten. Dabei fand kaum eine Auseinandersetzung entlang der Parteigrenzen
statt, sondern es kristallisierten sich aktivere (PSL, SLD, rechte Parteien) und weniger
aktive (UW, SKL) parlamentarische Fraktionen heraus. Die zentrale Debatte konzentrier-
te sich weniger auf die Ziele als vielmehr auf die Art der Umsetzung der Polonia- und
Auslandspolen-Politik: Damit in Verbindung stehende Fragen wurden indes weniger in
den auÿenpolitischen Generaldebatten thematisiert.430 Jedoch stellten die Abgeordneten
1997/98 zahlreiche parlamentarische Anfragen insbesondere zur Situation der polnischen
Minderheit in Litauen; eine Tendenz, die sich ebenfalls in den Arbeiten der Ausschüsse
zeigte.431
Eine zunehmend wichtige Rolle schrieb das Parlament der polnisch-litauischen Ab-

geordnetenversammlung432 zu, die 1997/98 (neben der Erörterung von Fragen zur
EU- und NATO-Integration beider Länder) mehr und mehr die Funktion eines monito-
ring-Organs in den bilateralen Minderheitenfragen übernahm. Aus Sicht der polnischen
Abgeordneten waren dabei insbesondere Fragen der lokalen amtlichen Zweisprachigkeit,
der für die polnische Minderheit teilweise nachteiligen litauischen Pläne einer Verwaltungs-
neugliederung in Litauen sowie der angestrebte Vertrag über die amtliche Schreibweise von
Vor- und Zumnamen von Bedeutung.433

wieder zurückgenommen (Bez obowi�azkowego polskiego na maturze, Rzeczpospolita, 5.3.99; Matura z
polskiego j�ezyka pozostanie obowi�azkowa, Rzeczpospolita, 22.3.99). Schon im April 1997 hatte der pol-
nische Generalkonsul in Wilna, Lipka-Chudzik, eine �Bedrohung� des polnischen Schulwesens in Litauen
ausgemacht (Auslandspolen-Ausschuss des Sejm, Bulletin Nr. 60, 22.4.97).
429RPPZ 1999: 310. Die litauische Seite war dagegen unzufrieden mit dem Stand der Schulbücher in

den litauischen Schulen Polens und den Empfangsmöglichkeiten litauischsprachiger Radioprogramme in
Polen (Wizimirska 1998: 168f).
430Zumeist beklagten einzelne Abgeordnete aus der zweiten Reihe insbesondere die Situation der pol-

nischen Minderheiten in Litauen, Weiÿrussland und der Ukraine sowie allgemein die aus ihrer Sicht zu
geringe Hilfe für diese Personengruppe (Sprawozdanie Stenogra�czne Sejmu, 106. Sitzung, 9.5.97, Rede
von Leszek Zieli«ski (BBWR)), sprachen sich gegen eine Neuinterpretierung der gemeinsamen Geschich-
te mit den östlichen Nachbarn aus (Sprawozdanie Stenogra�czne Sejmu, 106. Sitzung, 9.5.97, Rede von
Tadeusz Samborski (PSL); Sprawozdanie Stenogra�czne Sejmu, 13. Sitzung, 5.3.98, Rede von Janusz
Dobrosz (PSL)) und betonten insbesondere die Situation der polnischen Minderheit in Litauen (Sprawo-
zdanie Stenogra�czne Sejmu, 106. Sitzung, 9.5.97, Rede von Jerzy Wuttke; Sprawozdanie Stenogra�czne
Sejmu, 13. Sitzung, 5.3.98, Reden von Janusz Dobrosz und Michaª Kami«ski (AWS)).
431Information von Auÿenminister Rosati an den Sejm über die Nicht-Einhaltung des polnisch-

litauischen Vertrages durch Litauen vom 10.1.97 (Sprawozdanie Stenogra�czne Sejmu, 97. Sitzung,
10.1.97). Entsprechende Statistiken lassen sich aus dem Skorowidz do Sprawozda« Stenogra�cznych der
zweiten Wahlperiode (1993-1997) des Sejm rekonstruieren.
432Siehe Kapitel 5, Anm. 179.
433Gor�ace obrady, Rzeczpospolita, 28.1.98; zu den Berichten der 2. und 3. Sitzung der polnisch-

litauischen Abgeordnetenversammlung siehe Kronika Sejmowa 14/1998: 7-10 und Kronika Sejmowa
50/1998: 60-63. Diese Fragen fanden auch in den Beratungen des Auslandspolen-Ausschusses des Sejm
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Bei den Diskussionen in den zuständigen parlamentarischen Ausschüssen von Sejm
und Senat für die Auslandspolen spielte zusätzlich das polnische Schulwesen in Weiÿrus-
sland und der Ukraine und vor allem in Litauen eine herausgehobene Rolle.434 Auch
hier gab es jedoch keine Kon�ikte zwischen den Parteien, sondern eher Kritik am MSZ
und dessen o�ziellen Vertretern435 sowie vor allem Erwägungen zur Verbesserung der
konkreten Situationen vor Ort. Dadurch wurde jedoch insbesondere die Kritik mehrerer
Abgeordneter unterschiedlicher Parteien an der Arbeit der Wspólnota Polska und der
mangelnden Koordinierung der Minderheitenpolitik deutlich.436 Insbesondere die Mitglie-
der des Auslandspolen-Ausschusses betonten auch die Chance, die die Minderheiten im
gegenseitigen Verhältnis seien, die es aber auch in ihrer Mehrsprachigkeit und Integration
in mehrere Kulturen besonders zu unterstützen gelte.437 Jacek Kuro«, der Vorsitzende
des Minderheitenausschusses des Sejm, unterstrich schlieÿlich im Hinblick auf Litauen,
dass man in Polen nie vergessen dürfe, dass Polen knapp 40 Millionen und Litauen etwa 4
Millionen Einwohner habe und in Polen 3 Prozent, in Litauen aber (wie in Polen zwischen
1919 und 1939) 30 Prozent der Bevölkerung einer Minderheit angehörten.438

Eine besondere Rolle im Diskursbeitrag des Parlamentes nahm schlieÿlich die erste
Polonia-Debatte des Senats im März 1997 ein. Auch hier waren unter den Senatoren
kaum Zwiste entlang der Parteigrenzen zu beobachten, was keinesfalls nur ein Ergebnis
der übermächtigen Dominanz der SLD und PSL im polnischen Oberhaus war.
Dennoch traten Kon�iktlinien unter den Senatoren zu den Zielen und Instrumenten der

Polonia- und Auslandspolen-Politik auf: Von keinem Senator bestritten wurde das Ziel,
vorrangig die Auslandspolen in den ehemaligen Sowjetrepubliken bei der Durchsetzung
ihrer Rechte zu unterstützen. Auch das Ziel, die im Ausland lebenden Polen als polnische
Interessenvertretung einzusetzen, wurde nur von zwei (unabhängigen) Senatoren bestrit-
ten.439 Jedoch präsentierten die Senatoren Alicja Grze±kowiak und Józef Kuczy«ski in den
einführenden umfassenden Referaten zwei vollständig unterschiedliche Sichtweisen, welche
Ziele sich die Auslandspolen-Politik setzen müsse: Während die Senatorin vor allem auf
die Verteidigung der Rechte der polnischen Minderheiten in den ehemaligen Sowjet-
republiken, vor allem in Litauen und der Ukraine, abhob, diesen Staaten eine Verletzung

ihren Niederschlag, siehe etwa Bulletin Nr. 58 (14.3.97) und Nr. 60 (22.4.97).
434Auswärtiger Ausschuss des Sejm, Bulletin Nr. 109, 18.2.97; Auslandspolen-Ausschuss des Sejm, Bulle-

tin Nr. 58 (14.3.97) und Nr. 60 (22.4.97).
435Auslandspolen-Ausschuss des Sejm, 56. Sitzung, 7.2.97, Beiträge von Longin Pastusiak (SLD), Wit

Majewski (SLD), Zygmunt Suszczewicz (PSL); gegenteilige Stimme von Tadeusz Iwi«ski (SLD); siehe
auch: Przyja¹« domaga si�e zmian, Rzeczpospolita, 2.4.97.
436Auswärtiger Ausschuss des Sejm, Bulletin Nr. 109, 18.2.97, Beiträge von Tadeusz Iwi«ski und Bro-

nisªaw Geremek; Auslandspolen-Ausschuss des Sejm, Bulletin Nr. 68, Beitrag von Leszek Moczulski; siehe
auch die Rede von Sejm-Marschall Józef Zych, Sprawozdanie Stenogra�czne Senatu, 93. Sitzung, 4.3.97.
437Auslandspolen-Ausschuss des Sejm, Bulletin Nr. 58, 14.3.97, Reden von Ryszard Ulicki (SLD), Leszek

Moczulski (KPN).
438Auslandspolen-Ausschuss des Sejm, Bulletin Nr. 60. 22.4.97, Beitrag von Jacek Kuro«.
439So betonte der Senator der deutschen Minderheit, Gerhard Bartodziej: �Man muss Abschied vom

Gedanken der Diaspora nehmen, vom Denken über die Minderheiten in den Kategorien 'unsere auf der
anderen Seite', die das nationale Interesse verwirklichen.� Senator Aleksander Gawronik wies darauf hin,
dass nicht nur die Politik, sondern auch die Rhetorik des Senats unbedingt die Auslandspolen in Osteuropa
von der vor allem Erwerbsmigration und politische Flüchtlinge darstellenden Polonia im Westen unter-
scheiden müsse (Sprawozdanie Stenogra�czne Senatu, 93. Sitzung, 5.3.97, Reden der Senatoren Gerhard
Bartodziej und Aleksander Gawronik).
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internationaler Verp�ichtungen und dem MSZ eine zu weiche Linie vorwarf, kritisierte
ihr Amtskollege insbesondere die Politik der Wspólnota Polska und die unversöhnliche,
eine Integration ablehnende Haltung des polnischen Minderheitenverbandes in Litauen
(ZPL), die von hochrangigen polnischen Vertretern oft noch verstärkt werde. Er empfahl
eine Koordinierung der Auslandspolen-Politik durch die Kanzlei des Staatspräsidenten.440
Es bestand jedoch kein Zweifel, dass die überwältigende Mehrheit der Senatoren die er-
stere Option als vorrangiges Ziel ansah.
Besonders au�ällig war schlieÿlich die häu�ge Kritik der groÿen Mehrzahl der Senatoren

an der litauischen und auch der ukrainischen Haltung gegenüber der polnischen Minderheit
in diesen Ländern. Kaum ein Vertreter erwähnte indes die schwierige Situation der gröÿten
historischen polnischen Minderheit auÿerhalb der Landesgrenzen in Weiÿrussland.441

5.2.3.4 Medien und Ö�entlichkeit

In der ö�entlichen Debatte 1997/98 zeigte sich insbesondere der Kon�ikt zwischen der
Haltung des MSZ und der Position des Senats und seiner Durchführungsorganisationen.
Dabei geriet der Ministerrat sowohl von Seiten der polnischen Minderheitenverbände als
auch der polnischen Durchführungsorganisationen mit derWspólnota Polska an der Spitze
unter Druck. Erneut spielte die Frage nach der Situation der polnischen Minderheit in
Litauen eine Schlüsselrolle.
Die polnischen Medien waren klar dominiert von kritischen Stimmen zur Minderhei-

tenpolitik und namentlich einer Kritik am zu �weichen� Vorgehen des MSZ. Einer der
besten Kenner der Situation der polnischen Minderheiten in den östlichen Nachbarstaa-
ten, Andrzej Stelmachowski, unterstrich, dass das polnische Schulwesen in Litauen unter
vergleichsweise guten Bedingungen arbeite. Dagegen sei die Situation in Lettland und
vor allem in der Ukraine und in Weiÿrussland weitaus kritischer.442 Ähnlich beklagte die
Vertriebenenorganisation FOK ein �einseitiges Nachgeben� der polnischen Regierung un-
ter anderem in Bildungsfragen und beklagte weniger die Situation in Litauen als vielmehr
den �tragischen Zustand� des polnischen Schulwesens in der Ukraine und in Weiÿrussland.
Sie forderten für die polnische Ostpolitik �die Beachtung des Wohlergehens des ganzen
Volkes � also auch dessen Teil, der von Polen durch Grenzen getrennt wurde, der aber
Polen weiterhin treu ist (...)�. Der Verband forderte die polnische Regierung auf, �eine
positive Einstellung zum Polentum�, die Respektierung der Minderheitenrechte und die
�beleidigende antipolnische Propaganda� der östlichen Nachbarn zur Richtschnur der Be-
ziehungen Polens zu diesen Ländern zu machen.443 Ähnlich betonte der Präsident der
Wspólnota Polska, Andrzej Stelmachowski: �In der Politik des MSZ sollte kein Akzent
gesetzt werden, die Interessen der polnischen Minderheit [in Litauen] auf dem Altar guter
Beziehungen zwischen den Regierungen zu opfern. (...) Das muss deutlich gesagt wer-
den.�444 Er verlangte ferner das Gegenseitigkeitsprinzip in der Minderheitenpolitik � die
440Sprawozdanie Stenogra�czne Senatu, 93. Sitzung, 4.3.97, Reden der Senatoren Alicja Grze±kowiak

und Józef Kuczy«ski. Die Parteizugehörigkeiten (Zjednoczenie Polskie/AWS bzw. SLD) waren dabei
belanglos, da sich insbesondere auf der Seite der SLD auf zahlreiche Befürworter der anderen Option
befanden.
441Zu den wichtigsten Problemen der polnischen Minderheiten in diesen Ländern siehe Kapitel 6.1.
442Sprawozdanie Stenogra�czne Senatu, 93. Sitzung, 4.3.97, Rede von Andrzej Stelmachowski;

Auslandspolen-Ausschuss des Sejm, Bulletin Nr. 60, 22.4.97, Rede von Andrzej Stelmachowski.
443Grzech zaniechania. Memorial Federacja Organizacji Kresowych, Rzeczpospolita, 6.4.98.
444Auslandspolen-Ausschuss des Sejm, Bulletin Nr. 60, 22.4.97, Rede von Andrzej Stelmachowski.
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polnischen Behörden sollten gegenüber den in Polen lebenden Minderheiten nicht mehr
Maÿnahmen ergreifen als in den östlichen Nachbarstaaten für die polnischen Minderheiten
unternommen werde.445
Entgegen dieser Stimmen äuÿerte sich jedoch die breite polnische Ö�entlichkeit in er-

ster Linie zur Situation der polnischen Minderheit in Litauen; insbesondere zur Frage des
polnischen Minderheitenschulwesens und zur Verwendung der polnischen Sprache im öf-
fentlichen Leben. Dabei kamen erneut Stimmen mit Forderungen nach einer territorialen
Autonomie für die polnische Minderheit in Litauen (aber nur nach einer Kulturautono-
mie für die polnische Minderheit in Weiÿrussland) auf.446 Die Vertreter der polnischen
Minderheit äuÿerten sich in den polnischen Medien sehr unterschiedlich: Während der
Abgeordnete Jan Sienkiewicz die polnische Regierung beschuldigte, sich zu wenig für die
Rechte der polnischen Minderheit einzusetzten447 mahnte der Leiter des polnischen Radi-
os in Wilna (Znad Wilii), Czesªaw Oki«czyc, die Warschauer Minderheitenpolitik müsse
in erster Linie die Chancen für jeden einzelnen Angehörigen der polnischen Minderheit im
Auge haben und erwähnte besonders das Bildungswesen (Rozmowa 1997: 128). Er be-
tonte, dass die Arbeit in der polnischen diplomatischen Vertretung in Wilna �aufgrund der
verwickelten historischen Beziehungen beider Länder (...) der schwerste derartige Posten
auf der Welt ist�.448 Insgesamt überwogen in den polnischen Medien 1997/98 die teilweise
sehr kritischen Artikel zu Litauen, so dass sich die litauische Botschaft in Warschau sogar
mit einer Protestnote an das MSZ wandte, da das erste und zweite polnische (staatliche)
Fernsehen Berichte von angeblich hungernden Kindern in Litauen gebracht hatten.449

5.2.4 Der polnische Minderheitendiskurs 2001/02
Die Jahre 2001/02 eignen sich besonders gut als dritter Untersuchungszeitraum, da sie
insbesondere das zweite Welt-Polonia-Forum des Jahres 2001 wie auch die zweite Polonia-
Debatte des Senats enthalten.

5.2.4.1 Präsident

Präsident Kwa±niewski war 2001/02 darum bemüht, Fragen nach dem Status von Min-
derheiten nicht als �Problem�, sondern als �Chance� in den bilateralen Beziehungen zu
begreifen. Er betonte den Konsens aller politischen Kräfte Polens in der Polonia- und
Auslandspolen-Politik. Den Angehörigen der polnischen Minderheiten schrieb er insbe-

445Sprawozdanie Stenogra�czne Senatu, 93. Sitzung, 4.3.97, Rede von Andrzej Stelmachowski. Vertreter
polnischer Minderheitenverbände und des MSZ wiesen jedoch wiederholt darauf hin, dass auch die pol-
nischen Behörden in einigen Bereichen hinter den Standards der östlichen Nachbarländer zurückblieben.
446�ossowski 1997: 20f; Rozmowy o j�ezyku, Rzeczpospolita, 27.1.98; Mniej dla mniejszo±ci, Rzeczpos-

polita, 16.1.98; Przyja¹« domaga si�e zmian, Rzeczpospolita, 2.4.97; Kontrowersje wokoª j�ezyka litewskiego,
Rzeczpospolita, 2.1.98.
447Jan Sienkiewicz (Vorsitzender der AWPL), Rzeczpospolita, 27.4.99.
448Rozmowa 1997: 127. Diese zwei sehr unterschiedlichen Stimmen spiegeln nur zum Teil die tiefen

Gräben zwischen verschiedenen Strömungen innerhalb der polnischen Minderheit in Litauen wider; in-
nerhalb der polnischen Minderheiten in Weiÿrussland und der Ukraine war es zu ähnlichen Spaltungen
gekommen.
449Auslandspolen-Ausschuss des Sejm, Bulletin Nr. 60, 22.4.97, Beitrag des litauischen Generalkonsuls

in Warschau, �arunas Adomavi£ius.
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sondere die Rolle von �informellen Repräsentanten und Botschaftern� zu450 und forderte
speziell die Minderheiten im polnisch-litauischen Verhältnis dazu auf, �Brücke zwischen
unseren Völkern zu sein�.451 Sein eigenes Land rief Kwa±niewski dazu auf, den polnisch-
stämmigen Einwanderern oder Rückkehrern speziell aus Osteuropa sowie in Polen leben-
den Minderheiten ihre Rechte zu garantieren, um dasselbe von ausländischen Staaten
verlangen zu können.452 Der Präsident sprach jedoch auch das traditionelle Konzept der
polnischen Kultur- und Abstammungsnation an, indem er gegenüber der Polonia und den
Auslandspolen unterstrich: �Polen ist überall dort, wo ihr wohnt.�453

5.2.4.2 Ministerrat

Auÿenminister Bartoszewski erwähnte in seinem auÿenpolitischen Sejm-Exposé im Ju-
ni 2001 zur Frage der Auslandspolen insbesondere die polnische Minderheit in Litauen
und forderte den �Erhalt� des dortigen polnischsprachigen Schulwesens.454 Ferner wies
der Minister als erster Vertreter des MSZ ö�entlich auf die geringen Möglichkeiten des
MSZ in der Polonia- und Auslandspolen-Politik hin, da �der Senat und die Wspólnota
Polska 98,5 Prozent aller �nanziellen Mittel, das Auÿenministerium aber 1,5 Prozent�
erhielten.455 Sein Nachfolger Cimoszewicz hatte Ende 2001 vergeblich eine Änderung die-
ses Zustandes eingefordert.456 Bartoszewski wies (wie auch Cimoszewicz) schlieÿlich auf
die fehlende rechtliche Handhabe hin, Auslandspolen aus den ehemaligen Sowjetrepubli-
ken bei der Vergabe der einzuführenden Visa an der polnischen Ostgrenze bevorzugt zu
behandeln, betonte aber informelle Mechanismen, die den Auslandspolen bei der Visaer-
teilung durch die Konsuln zugebilligt werden könnten. Eine formalrechtliche Privilegie-
rung der polnischen Minderheiten bei der Vergabe von Visa (wie sie etwa das vom Senat
eingebrachten Auslandspolen-Gesetz (�Ustawa o Karcie Polaka�) vorsah) und die Initia-
tive des Senats zur Einführung einer doppelten Staatsbürgerschaft für die Auslandspolen
lehnte das MSZ mit Verweis auf EU-Regelungen, den starken internationalen Widerstand
gegen ein ähnlich konzipiertes Auslandsungarn-Gesetz und fehlende objektive Kritierien
zur Feststellung der Nationalität ab.457 Der Staatssekretär im MSZ der Regierung Mil-
ler, D�abrowa, führte jedoch aus, dass das neue Programm des Ministerrates zur Polonia-
450Ansprache des polnischen Präsidenten auf dem 2. Welt-Polonia- und Auslandspolen-Kongress,

30.4.01, abgedruckt in: Kwa±niewski 2001: 163.
451Ansprache des polnischen Präsidenten anläÿlich des zehnten Jahrestages der Wiederaufnahme der

polnisch-litauischen diplomatischen Beziehungen (5.9.01), abgedruckt in: Kwa±niewski 2001: 342.
452Interview des Präsidenten in TV Polonia, 21.4.02, abgedruckt in: Kwa±niewski 2002a: 238; Spra-

wozdanie Stenogra�czne Senatu, 15. Sitzung, 30.4.02, Rede von Präsident Kwa±niewski.
453Ansprache des polnischen Präsidenten auf dem 2. Welt-Polonia- und Auslandspolen-Kongress,

30.4.01, abgedruckt in: Kwa±niewski 2001: 163.
454Sprawozdanie Stenogra�czne Sejmu, 110. Sitzung, 6.6.01, Rede von Auÿenminister Bartoszewski.

Dagegen erwähnte Bartoszewski weder den Zustand des polnischen Schulwesens in der Ukraine noch in
Weiÿrussland.
455Sprawozdanie Stenogra�czne Sejmu, 110. Sitzung, 6.6.01, Antwort von Auÿenminister Bartoszewski

auf Fragen.
456Rz�ad chce zaj�ac si�e Poloni�a, Rzeczpospolita, 6.1.03.
457Sprawozdanie Stenogra�czne Sejmu, 111. Sitzung, 19.6.01, Stellungnahme von Staatssekretär Sikorski

zum Gesetzentwurf des Senats einer Karta Polaka; Sprawozdanie Stenogra�czne Sejmu, 110. Sitzung,
6.6.01, Rede von Auÿenminister Bartoszewski; Sprawozdanie Stenogra�czne Sejmu, 16. Sitzung, 14.3.02,
Rede von Auÿenminister Cimoszewicz; Krystyniak 2001: 198. Die diesbezüglichen Gesetzentwürfe des
Sejm und des MSZ sind zu �nden in den Parlamentsdrucksachen (Druki Sejmowe) Nr. 1206 (28.4.99)
und Nr. 2461 (20.2.01).
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und Auslandspolen-Politik458 einen Schwerpunkt auf die Durchsetzung der Rechte für
die polnischen Minderheiten im Ausland sowie insbesondere Wert auf verbesserte Ausbil-
dungsmöglichkeiten für Angehörige der polnischen Minderheiten in Litauen, Weiÿrussland
und der Ukraine lege.459 Auÿenminister Cimoszewicz lehnte schlieÿlich in deutlichen Wor-
ten das von den Abgeordneten immer wieder geforderte Gegenseitigkeitsprinzip bei der
Gewährung von Minderheitenrechten ab.460

5.2.4.3 Parlament

In den auÿenpolitischen Generaldebatten des Sejm 2001/02 brachten die Abgeordneten
weniger die Probleme der polnischen Minderheiten in einzelnen östlichen Nachbarstaaten
zur Sprache: In dieser Hinsicht forderten sie vielfach die Einführung des Gegenseitig-
keitsprinzips in Minderheitenfragen gerade mit Hinblick auf Litauen und die Ukraine.461
Deutlicher konzentrierten sie sich auf Fragen der Koordinierung der Auslandspolen-Politik
zwischen MSZ, Senat und den Durchführungsorganisationen: Ganz überwiegend waren es
Abgeordnete der SLD, die auf die schwache Rolle des MSZ und den doppelten Cha-
rakter der Wspólnota Polska hinwiesen, die formell den Status einer NGO besitze, tat-
sächlich aber durch die massive staatliche Finanzierung die federführende Rolle in der
Auslandspolen-Politik spiele.462 Die Abgeordneten des Sejm kritisierten (bis auf die PSL)
in diesem Zusammenhang unter anderem die hohen Folgekosten der vom Senat geplan-
ten �Auslandspolen-Charta� (Karta Polaka) für das MSZ, das nicht über entsprechende
Mittel verfüge.463
Die polnisch-litauische Abgeordnetenversammlung setzte auch 2001/02 ihre Ar-

beit fort, die Einhaltung der Bestimmungen des polnisch-litauischen Nachbarschaftsver-
trages von 1994 insbesondere in Fragen der gegenseitigen Minderheiten zu überwachen.
Die zweitePolonia-Debatte des Senats im April 2002 zeigte noch deutlicher als schon

1997 die schwach ausgeprägten Kon�iktlinien in der Polonia- und Auslandspolen-Politik
unter den Senatoren. Sowohl Senatspräsident Pastusiak und die Vorsitzende (1997-2001)
bzw. stellvertretende Vorsitzende (seit 2001) des Auslandspolen-Ausschusses des Senats,
458Rz�adowy program wspóªpracy z Poloni�a i z Polakami za granic�a, vom Ministerrat am 10.12.02 per

Beschluss bestätigt (siehe Kapitel 6.1).
459Sprawozdanie Stenogra�czne Senatu, 15. Sitzung, 30.4.02, Rede von Staatssekretär D�abrowa.
460Sprawozdanie Stenogra�czne Sejmu, 16. Sitzung, 14.3.02, Antwort von Auÿenminister Cimoszweicz

auf Fragen.
461Sprawozdanie Stenogra�czne Sejmu, 16. Sitzung, 14.3.02, Reden Tadeusz Samborski (PSL), Kazimierz

Ujazdowski (AWS), Marek Kuchci«ski.
462Der Präsident der Wspólnota Polska, Andrzej Stelmachowski, charakterisierte die Rolle dieser NGO

im Juni als �vor allem im Dienste einer Sache stehend und in zwei Richtungen gehend: in Richtung der
Polonia und Polens. Wir bemühen uns, diejenigen Lücken der Segmente auszufüllen, die unserer Ansicht
nach Intervention oder Initiative verlangen� (Diskussionsforum der PAI �Forum Polska 2000�, 15.6.00,
www.pai.pl/CP/deb7.html [10.5.03]).
463In den Nachbarschaftsverträgen mit den östlichen Nachbarn ist die beiderseitige Verp�ichtung enthal-

ten, den gegenseitigen Minderheiten den ungestörten Kontakt über die Grenze hinweg zu ermöglichen. Der
polnische Senat bemühte sich seit 1997/98 um Einreiseerleichterungen für die Angehörigen der polnischen
Minderheiten in Weiÿrussland und der Ukraine. Die Einwände des Sejm wie auch des MSZ gegen diese
Initiative richteten sich insbesondere gegen die positive Diskriminierung einer Gruppe von ausländischen
Staatsbürgern, was nicht konform mit internationalen Rechtsnormen sei (Sprawozdanie Stenogra�czne
Sejmu, 111. Sitzung, 19.6.01, Reden der Abgeordneten Kami«ski (AWS), Borusewicz (UW), Kami«ski
(SKL) und Majewski (SLD)). Die zuständigen Ausschüsse des Senats und des Sejm wollten nach dem
Regierungswechsel 2001 ein neues Gesetz ausarbeiten.
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Janina Sagatowska (Blok Senat 2001), als auch der Beschluss des Senats zu dieser De-
batte forderten die Polonia und die Auslandspolen auf, die Interessen Polens im Ausland
zu vertreten oder zumindest �dem Vaterland zu helfen� und betonten das Bild von der
�Gemeinschaft aller Polen in der ganzen Welt wie auch in Polen selbst�.464 Insbesonde-
re die Senatorin (in abgeschwächter Form auch der Senatspräsident) wies ferner auf den
Wunsch des Senats hin, neben dem Gesetz über Repatriierung noch die erwähnte Kar-
ta Polaka sowie ein Gesetz über die Rückerlangung der polnischen Staatsbürgerschaft
für die Auslandspolen zu beschlieÿen.465 Senatspräsident Pastusiak und der Vorsitzende
des Auslandspolen-Ausschusses des Senats, Rzemykowski (SLD) wandten sich gegen eine
Koordinierung der Polonia- und Auslandspolen-Politik durch das MSZ, betonten die in
dieser Hinsicht wichtige Rolle des Senats und brachten eine solche Funktion allenfalls für
die Kanzlei des Staatspräsidenten ins Gespräch.466

5.2.4.4 Medien und Ö�entlichkeit

Die Mediendebatte zur Polonia und den Auslandspolen hatte 2001/02 zwei Schwerpunk-
te: a) Zahlreiche mit diesem Thema befasste NGOs lehnten die Wünsche des MSZ nach
Übernahme der Koordinierung der gesamten Polonia- und Auslandspolen-Politik ab:
Der umstrittene und zugleich ein�ussreiche und vom Senat als Sprachrohr der weltweiten
Polonia akzeptierte Vorsitzende der US-amerikanischen Polonia, Edward Moskal, forderte
im September 2002 ein Misstrauensvotum gegen Auÿenminister Cimoszewicz. Im Oktober
2002 betonte die Vorsitzende der Polonia der EU-Länder, Helena Miziniak und der Vorsit-
zende des ZPB, Kruczkowski, man werde �niemals� die Aufsicht des MSZ akzeptieren, da
die Polonia- und Auslandspolen-Politik kein Teil der Auÿenpolitik sei. Selbst eine unter
der Schirmherrschaft des Auÿenministers abgehaltene Polonia-Konferenz in Stettin kam
zum Ergebnis, dass eine Übernahme der Polonia- und Auslandspolen-Angelegenheiten
unter die Obhut des MSZ �höchst ungünstig� wäre.467 Die Interessen insbesondere der
Auslandspolen dürften nicht �auf dem Altar der zwischenstaatlichen Beziehungen� geop-
fert werden.468 Entsprechende Gegenstimmen aus der NGO-Szene waren dagegen kaum
vernehmbar.469
b) Die inhaltliche Diskussion über die Polonia und die Auslandspolen trat demge-

genüber 2001/02 etwas in den Hintergrund. Sowohl der Appell des zweiten Weltforums
der Polonia und der Auslandspolen im April 2001470 als auch bemerkenswerte publizisti-

464Sprawozdanie Stenogra�czne Senatu, 15. Sitzung, 30.4.02, Rede von Longin Pastusiak und Janina
Sagatowska, Uchwaªa Senatu RP w sprawie polityki pa«stwa polskiego wobec Polonii i Polaków za granic�a,
Monitor Polski 2002, Nr. 18, Pos. 305. An der Aussprache über den Beschluss beteiligten sich (neben
zahlreichen NGO- und Regierungs-Vertretern) nur vier Senatoren.
465Mit der Westverschiebung Polens nach dem Zweiten Weltkrieg musste die damalige kommunistische

Führung auch akzeptieren, dass den in der UdSSR verbliebenen polnischen Staatsbürgern ihre Staats-
bürgerschaft entzogen wurde (siehe Kapitel 2).
466Sprawozdanie Stenogra�czne Senatu, 15. Sitzung, 30.4.02, Reden von Longin Pastusiak und Tadeusz

Rzemykowski.
467Rz�ad chce zaj�a¢ si�e Poloni�a, Rzeczpospolita, 6.1.03; Sprawozdanie Stenogra�czne Senatu, 15. Sitzung,

30.4.02, Reden von Helena Miziniak und Tadeusz Kruczkowski.
468Sprawozdanie Stenogra�czne Senatu, 15. Sitzung, 30.4.02, Rede von Emilia Chmielowa, Vorsitzende

der �Föderation polnischer Organisationen in der Ukraine�; ähnlich Stelmachowski 2000: 296.
469Eher eine Ausnahme waren die Artikel von Friszke 2001 und Korzeniewska-Woªek 2001: 119.
470Co jeste±my winni Polakom na Wschodzie, Rzeczposplita, 28./29.4.01.
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sche Beiträge471 verhallten ohne gröÿeres Echo. Zahlreiche NGOs forderten insbesondere
die Einführung der umstrittenen Karta Polaka wie auch einer doppelten Staatsbürger-
schaft für die Auslandspolen in den östlichen Nachbarstaaten.472 Im Konsens mit dem
MSZ schlugen sie ferner vor, Studenten der polnischen Minderheiten aus den östlichen
Nachbarländern nicht mehr zum gesamten Studium, sondern nur noch für ein Jahr oder
für Praktika in Polen zuzulassen, um nicht ihrer Ausreise aus Litauen, Weiÿrussland und
der Ukraine nach dem Ende des Studiums Vorschub zu leisten.473

Ein breites ö�entliches Echo fand erneut die Situation der polnischen Minderheit in
Litauen: Nachdem die litauische Botschaft bereits im Oktober 2000 gegen die Aufrufe der
polnischen NGO Polska Akcja Humanitarna, die angeblich hungernden Kinder der pol-
nischen Minderheit in Litauen zu unterstützen, protestiert hatte,474 traten im Dezember
2001 erneut angeblich notleidende Kinder von Angehörigen der polnischen Minderheit in
Litauen im ersten Programm des (staatlichen) Polnischen Radios auf und deklamierten
den Beginn des polnischen Nationalepos Pan Tadeusz von Mickiewicz (O Litwo � Ojc-
zyzno moja (Oh Litauen � Du mein Vaterland!)). Ferner druckten die gröÿten polnischen
Tageszeitungen vielfach Anzeigen, in denen Kinder mit der erwähnten Zeile aus dem Pan
Tadeusz unter dem Schlagwort �Helfen wir den [polnischen] Kindern in Litauen� zu Spen-
den aufriefen. Proteste der litauischen Medien und Hinweise auf ähnliche Verhältnisse in
polnischen Schulen blieben dabei unbeachtet: Nach einiger Zeit verschwanden die Anzei-
gen wieder.475 Ähnlich kritisierte der Vorsitzende des ZPB, Kruczkowski, die �nur negative
Darstellung� der polnischen Minderheit in Weiÿrussland durch die polnischen Medien und
beklagte gleichzeitig, die weiÿrussischen Behörden hätten (etwa im Schulwesen) �noch nie�
europäische Standards im Minderheitenschutz erfüllt.476

5.2.5 Synthese: Identität, Diskurs und Diskurshegemonie
Die Wahrnehmung des Kon�iktes um die Polonia- und Auslandspolen-Politik kreiste
um Untersuchungszeitraum insbesondere um die Frage, ob Polen eher als Staatsnation
oder eher als Kultur- und Sprachnation konzipiert sei. Sie wurde zu Beginn der neunziger
Jahre insbesondere vom Neuanfang in der innerpolnischen Minderheitenpolitik bestimmt.
Dieser markierte insbesondere einen Abschied vom russischen Modell der Privilegierung
eines Staatsvolkes und vom Irrweg des 20. Jahrhunderts, dem Versuch der Scha�ung eines
Einheitsvolkes (UdSSR, Jugoslawien), und eine gleichzeitige Hinwendung zum österreichi-
471Der langjährige Staatssekretär des MKiS und spätere Direktor der Polnischen Nationalbibliothek,

Michaª Jagieªªo, verö�entlichte Ende 2000 eine Monographie (Jagieªªo 2000), die zu Beschäftigung mit
Minderheiten in Polen und den östlichen Nachbarstaaten aufrief und eine Art Fortsetzung des vielbeachte-
ten Buches von Bohdan Skaradzi«ski (Skaradzi«ski 71990) darstellte. Vgl. auch Michaª Jagieªªo, �cie»ka
na Wschód, Rzeczposplita, 7.5.01. Die Polonia-Funktionärin Helena Miziniak behauptete, Staatsekretär
Sikorski habe den Auslandspolen die polnische Staatsbürgerschaft zugesagt (Zª�aczeni, nie podzieleni,
Tygodnik Powszechny, 13.5.01).
472Sprawozdanie Stenogra�czne Senatu, 15. Sitzung, 30.4.02, Reden von Tadeusz Kruczkowski (ZPB)

und Andrzej Stelmachowski; Kruczkowski 2002: 120.
473Kruczkowski 2002: 120; Sprawozdanie Stenogra�czne Senatu, 15. Sitzung, 30.4.02, Reden von

Staatsekretär D�abrowa und Tadeusz Kruczkowski.
474Gazeta Wyborcza, 14./15.10.00.
475Pressenotizen des MSZ, 10. Jahrgang, Nummer 237 (2518), 10.12.01 (www.msz.gov.pl).
476Sprawozdanie Stenogra�czne Senatu, 15. Sitzung, 30.4.02, Rede von Tadeusz Kruczkowski; Krucz-
kowski 2002: 115; ähnlich Stelmachowski 2000: 295f.
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schen Modell (Staatsgrundgesetz von 1867) einer Gleichberechtigung und unantastbarer
Rechte für alle Bürger des Landes hinsichtlich der Bewahrung von Identität und Sprache
(Lewandowski 1993: 29). Während der Senat unabhängig von Parteizugehörigkeiten und
die von ihm abhängigen NGOs, Präsident Waª�esa sowie die postkommunistischen Kräfte
und die meisten rechten Parteien im Sejm den östlichen Nachbarn Litauen, Weiÿrussland
und Ukraine vorwarfen, in ihrer Minderheitenpolitik das Modell einer die polnische Min-
derheit ausschlieÿenden Kulturnation zu vertreten, jedoch gleichzeitig selbst ein solches
Modell unterstützten, setzten das MSZ, Präsident Kwa±niewski, die liberalen Parteien
und zumeist auch der Ministerrat auf eine Integration der polnischen Minderheit in die
Gesellschaften Litauens, Weiÿrusslands und der Ukraine, wobei sie sich jedoch stets gegen
jegliche Formen von Assimilation aussprachen.
Zumindest bemerkenswert war das Ausmaÿ, in dem die polnischen Diskursträger (mit

Ausnahme von Präsident Kwa±niewski) weitgehend einhellig die Situation der polnischen
Minderheit in Litauen als besonders problematisch und schwierig wahrnahmen, obwohl in
der Ukraine und in Weiÿrussland (im letzteren Fall ebenfalls kompakt siedelnd) gleicher-
maÿen historische polnische Minderheiten leben: Nur gegenüber Litauen forderte etwa
Auÿenminister Skubiszewski bereits 1990 und damit vor der groÿen Krise in den polnisch-
litauischen Beziehungen nach der Au�ösung der polnisch dominierten beiden Kreistage
besondere Rechte für die dort lebenden Polen,477 die ge�issentlich die Haltung der Minder-
heit zwischen 1988 und 1991 übersah (Brodowski 1993: 232). Polnische (wie allerdings
auch litauische) Politiker bis hin zu Auÿenminister Skubiszewski waren bis 1992 zu einem
Kompromiss in der Minderheitenfrage nicht bereit, um nicht dem Druck der (meist kaum
informierten) Wähler ausgesetzt zu sein.478 Selbst als wichtige Funktionäre der polnischen
Minderheitenverbände wie Andrzej Stelmachowski 1997 betonten, dass etwa das polnische
Schulwesen in Litauen so gut wie kein anderes Auslandspolen-Schulwesen funktioniere und
dagegen das polnische Schulwesen in Weiÿrussland in einem besonders kritischen Zustand
sei, galt das Interesse der Medien und der Abgeordneten noch immer überwiegend dieser
Frage.479
Die seit Jahren anhaltende Auseinandersetzung um die de facto-Zuständigkeit für die

polnische Minderheitenpolitik zwischen MSZ und Senat ist nur auf den ersten Blick eine
Auseinandersetzung zwischen Bürokratien um Ein�uss. Dahinter stehen vielmehr die oben
erwähnten, bis heute in der polnischen Minderheitendebatte fortbestehenden fundamen-
talen Unterschiede der Nationskonzepte zwischen Staats- und Kultur-/Sprachnation. Die
empfohlenen Strategien und Mittel der beiden Lager unterschieden sich in dieser Frage
fundamental: Die Anhänger der Konzeption einer polnischen Kultur- und Sprachnation
beharrten mit Verweis auf alle noch nicht eingelösten Prinzipien des Minderheitenschut-
zes der Nachbarschaftsverträge auf einer harten Linie gegenüber den östlichen Nachbarn.
Dagegen empfahlen die Vertreter des Modells einer Staatsnation die verstärkte Integrati-
on der polnischen Minderheiten in die Gesellschaften der jeweiligen Länder. Insbesondere
477Sprawozdanie Stenogra�czne Senatu, 31. Sitzung, 7.9.90, Rede von Auÿenminister Skubiszewski. Ein

wichtiger, aber selten explizit genannter Grund (Auswärtiger Ausschuss des Sejm, Bulletin Nr. 846,
18.11.92, Rede von Auÿenminister Skubiszewski) für das deutliche Engagement der polnischen Diskurs-
träger für die polnische Minderheit war insbesondere die in Litauen durchgeführte Reprivatisierung, bei
der die polnische Minderheit teilweise benachteiligt wurde.
478Brodowski 1993: 220; ähnlich die Bewertung von Jerzy Marek Nowakowski, W�ezeª do rozwi�azania,

Rzeczpospolita, 11./12.4.92.
479Sprawozdanie Stenogra�czne Senatu, 93. Sitzung, 4.3.97, Rede von Andrzej Stelmachowski;

Auslandspolen-Ausschuss des Sejm, Bulletin Nr. 60, 22.4.97, Beitrag von Andrzej Stelmachowski.
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Ende der neunziger Jahre fand indes eine teilweise Annäherung dieser Positionen statt,
indem beide Seiten insbesondere die Sicherstellung des gesellschaftlichen Aufstieges für
die Angehörigen der polnischen Minderheiten in Litauen, Weiÿrussland und der Ukraine
zur vorrangigen Aufgabe erklärten.
Die Legitimation der �harten Linie� in der Minderheitenpolitik wurde insbesondere

mit dem Hinweis auf die �Gemeinschaft aller Polen�480 und die einzuhaltenden Nachbar-
schaftsverträge begründet. Das MSZ wurde dabei als zu nachgiebig kritisiert, da es zu sehr
auf die zwischenstaatlichen Beziehungen bedacht sei. Die kompromissbereite Haltung hob
dagegen die Notwendigkeit der Integration der polnischen Minderheiten in die Gesell-
schaften der östlichen Nachbarländer hervor, lehnte jedoch als Grenze jegliche Formen
von �Assimilierung� ab.
Nicht-polnischen Akteuren wurde in dieser Debatte kaum eine gröÿere Bedeutung

zugeschrieben. Allenfalls einzelne Spitzenfunktionäre der Minderheitenverbände in Litau-
en, Weiÿrussland und der Ukraine kamen in den Ausschusssitzungen des Parlaments oder
den polnischen Medien gelegentlich zu Wort, ohne jedoch einen entscheidenden Beitrag
zu leisten. Sie trugen indes durch ihre zunehmend unterschiedliche Ansichten auch zur
Pluralisierung des Meinungsbildes in Polen bei.481

Von den Identitätselementen aus Kapitel 3 spielte in dieser Debatte insbesondere das
Element Polentum (polsko±¢)482 eine herausgehobene Rolle. Alle Diskursträger aktivier-
ten dieses Element; paradox daran mag auf den ersten Blick erscheinen, dass insbesondere
polnische Kommunisten in Litauen und die national-katholische Rechte in Polen dabei
dieselben Argumentationsmuster verwandten, wobei letztere die Argumente der ersteren
aufgri�en (Sobczak 2000: 152). Die Unterstützung dieser polnischen, streng antikommu-
nistischen Kreise für die antilitauische Tätigkeit polnischer, mit der ehemaligen KPdSU
verbundener Funktionäre, um das �Polentum in Litauen� zu verteidigen, zeigt die Stärke
des Argumentationsmusters �Verteidigung der Rechte der polnischen Minderheiten�. Es
erwies sich in diesem Fall im Vergleich zu Parteibindungen oder Argumentationsmustern
wie �Europa� als stärker (Widacki 1997: 150). Ein ebenfalls dominante Rolle kam ferner
den Argumentationsmustern zu, die �Interessen der polnischen Minderheiten nicht auf dem
Altar der zwischen staatlichen Beziehungen zu opfern� oder auch die �Befürwortung einer
Freundschaft Polens mit den östlichen Nachbarn, aber nicht auf Kosten der polnischen
Minderheiten�. Nur eine Nebenrolle spielten dagegen Argumentationsmuster, die (wie von
Auÿenminister Rosati versucht) die polnischen Minderheiten als �Brücke� zwischen Polen
und den einzelnen Nachbarstaaten begri�en und ihnen nur in diesem Falle eine zählbare
Rolle im ö�entlichen Leben der einzelnen Staaten zuschrieben.483

480Beispielhaft hierzu die Aussage des Abgeordneten Michaª Kami«ski (AWS): �Die in Litauen, Weiÿ-
russland und der Ukraine lebenden Polen sind ein integraler Teil des polnischen Volkes� (Sprawozdanie
Stenogra�czne Sejmu, 111. Sitzung, 19.6.01, Rede von Michaª Kami«ski (AWS).
481Dabei trat bei den polnischen Minderheiten in der Ukraine, Weiÿrussland und Litauen ein ähnlicher

E�ekt auf, wie er auch bei der deutschen Minderheit in Schlesien nach 1989 zu beobachten war: Die
Angehörigen der Minderheiten hatten wesentliche Änderungen im kollektiven Bewusstsein der in Polen
lebenden Polen nicht mitgemacht. Das führte seitens der polnischen Minderheiten zu vielen Missverständ-
nissen und sogar Anklagen über angeblichen Verrat an den �nationalen Interessen Polens� (Widacki 1997:
148).
482Eine ausgesprochen vielfältige Beleuchtung des Begri�es polsko±¢ liefern die Nummern 11-12/1987

und 3/1988 der polnischen Monatszeitschrift ZNAK.
483Sprawozdanie Stenogra�czne Senatu, 93. Sitzung, 4.3.97, Rede von Auÿenminister Rosati.
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Das Jahr 1989 war (im Vergleich zu den minderheitenrelevanten Debatten für die Zeit
1918-1939 und 1944-1989) eine deutliche Zäsur in der polnischen Debatte über in Litauen,
Weiÿrussland und der Ukraine lebenden polnischen Minderheiten. Jedoch dürfte es nicht
nur für 1997, sondern auch für 2003 zumindest noch zeitlich verfrüht sein, von einem
�breiten Konsens�, wie 1997 Andrzej Stelmachowski feststellte, unter den maÿgeblichen
politischen Kräften Polens in der polnischen Minderheitenpolitik zu sprechen.484 Dieses
Ergebnis belegt, dass der Diskurs über Fragen der Beziehungen zu den östlichen Nachbarn
nicht notwendig (wie im Falle des Diskurses über die �strategischen Nachbarschaften�)
konvergiert. Eine echte Diskurshegemonie mit einem erkennbaren privileged storyteller
(Milliken 1999: 236) hat sich deshalb im polnischen Minderheitendiskurs noch nicht
herauszubilden vermocht. Zwar ist insbesondere unter den polnischen Abgeordneten und
in den polnischen Medien das Verständnis von Polen als einer Kultur- und Sprachnation
noch recht stark ausgeprägt, indes kommt eine Studie der bekannten polnischen Soziologin
Joanna Kurczewska anhand von repräsentativen Feldforschungen unter der polnischen
Bevölkerung bereits im Jahr 1997 zum Ergebnis (Kurczewska 1997: 445), dass die Polen
sich heute eher als eine Staatsnation denn als eine Kultur- oder Sprachnation sehen.

484Sprawozdanie Stenogra�czne Senatu, 93. Sitzung, 4.3.97, Rede von Andrzej Stelmachwoski.
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Kapitel 6

Fallstudien zum speziellen

ostpolitischen Verhaltenspro�l Polens

Aufgabe dieses abschlieÿenden Kapitels ist die Untersuchung des Verhältnisses zwischen
Identität und Verhalten in der polnischen Ostpolitik, um dem methodischen Konzept der
Arbeit � die Analyse des Forschungsgegenstandes unter Zuhilfenahme der Begri�strias
�Identität, Diskurs, Verhalten� � Rechnung zu tragen. Die Fallstudien sind methodisch
auf die Auswahl der Diskurse aus Kapitel 5 abgestimmt und untersuchen drei Bereiche
des polnischen Verhaltens gegenüber den östlichen Nachbarn:

• die Auslandspolen-Politik unter besonderer Berücksichtigung von Fragen aus den
Bereichen Bildung und Wissenschaft, die auch nach 1989 noch zumeist zu den um-
strittensten Themen der Minderheitenpolitik gehören,

• die Exportförderungspolitik auf die �Ostmärkte�, wobei insbesondere klassische dies-
bezügliche Instrumente (Exportversicherungen, Beihilfen, technische Hilfe) staatli-
cher Auÿenwirtschaftspolitik analysiert werden sollen,

• die Sicherheitspolitik am Beispiel des Schengener Übereinkommens zur Sicherung
der EU-Auÿengrenzen.

Dabei wird insbesondere die Frage aufgeworfen, ob sich die in den Fallstudien aus
Kapitel 5 als dominant herausgestrichenen Identitätselemente und Argumentationsmuster
auch im Verhalten in diesem drei Politikfeldern wieder�nden.

6.1 Auslandspolen-Politik

Unter �Auslandspolen-Politik� wird im folgenden derjenige Teil der polnischen Ostpolitik
verstanden, der sich auf die historischen polnischen Minderheiten in Litauen, Weiÿrus-
sland und der Ukraine bezieht.1 Die Arbeit konzentriert sich auf die Untersuchung von
Akteuren, die diese historischen Minderheiten unterstützen. Sie untersucht deshalb die
Aktivitäten des MSZ, des MEN und der diesem Ministerium nachgeordneten Behörden
(CODN, PCN, BUWiWM) sowie des Senats und der von diesem abhängigen Institutionen

1Der naheliegende Vergleich mit der polnischen Politik seit 1989 gegenüber den Minderheiten in Polen
entfällt hier, siehe zu diesem Thema die Dissertation von Gawrich 2003.

190



6.1. AUSLANDSPOLEN-POLITIK 191

(insbesondere Wspólnota Polska und Fundacja Pomoc Polakom na Wschodzie). Auf eine
Analyse der Aktivitäten des MKiS/MKiDN wurde dagegen verzichtet, da diese Aspekte
politisch weniger relevant sind und nur eine sehr bescheidende Gröÿenordnung haben.2
Diese Fallstudie soll insbesondere die zwei Fragen untersuchen, ob das im Diskurs als

dominant erfasste Identitätselement �polsko±¢� auch im Verhalten bestimmend war und
ob im Verhalten eher Konzepte im Vordergrund standen, die auf Polen auf Abstammungs-
oder als Staatsnation abzielten.

6.1.1 Polnische Minderheiten in der LSSR, BSSR und USSR 1945
bis 1991

Die Polonia- und Auslandspolen-Politik der Volksrepublik Polen konzentrierte sich auf die
im Westen lebenden Emigranten, wohingegen die polnischen Minderheiten in Ostmittel-
und Osteuropa zwischen 1945 und 1989 �nicht einmal moralische Hilfestellung� (RPPZ
1991: 153) erhielten. Zusätzlich ignorierte die o�zielle Politik der UdSSR die Existenz von
Minderheiten. Die Verfolgung von Befreiungsbewegungen sowie das assimilatorische Kon-
zept des �proletarischen Internationalismus� schlossen spezielle Rechte für Minderheiten
aus und überlieÿen diese weitgehend dem guten oder bösen Willen der Lokalbehörden.
In der LSSR, BSSR und USSR war das Verhältnis zwischen Titularnationen und den

polnischen Minderheiten keinesfalls spannungsfrei. Dabei war die LSSR � entgegen der
landläu�gen Meinung � die einzige Sowjetrepublik, in der die polnische Minderheit zu-
mindest nicht verfolgt oder diskriminiert wurde,3 sondern (mit Ausnahme der Jahre 1945
bis 1950) über das für eine polnische Minderheit in der UdSSR einzigartige Privileg eines
polnischsprachigen Schulwesens verfügte, das Moskau unter anderem zur Schwächung des
litauischen Nationalbewusstseins gewährt hatte.4 Die Minderheit hielt sich in der Regel
abseits der Litauer und ö�nete sich nur in den von Polen dominierten Gebieten dem litaui-
schen Ein�uss.5 Sie siedelt weitgehend in einem �Ring� rund um die Hauptstadt Wilna und
stellte dabei in den Kreisen (apskrities) �al£ininkai und Wilna-Land deutliche Mehrheiten
(78 und 64 Prozent), in den Kreisen Trakai, �ven£ionys und �irvintos sowie in der Stadt

2Die insbesondere vom MKiS/MKiDN konzipierte auswärtige Kulturpolitik Polens soll damit jedoch
nicht als ein �unpolitisches Politikfeld� betrachtet werden. Sie ist aber ohne Zweifel weitaus weniger
umstritten als die Auslandspolen-Politik und deshalb kein Untersuchungsgegenstand dieser Arbeit.

3Dies gestand auch der gegenüber Litauen sehr kritische ehemalige Vorsitzende des ZPL und Chef-
redakteur der polnischsprachigen Zeitung in Wilna, Czerwony Sztandar (heute Kurier Wile«ski), Jan
Sienkiewicz, 1989 zu (�ycie Warszawy, 4./5.3.89, Interview mit Jan Sienkiewicz). Die polnische Minder-
heit hatte vor 1989 ihre Vertreter in den Zentralorganen der KP, dem Obersten Sowjet der UdSSR und
der LSSR sowie hohe Repräsentanten in der Lokaladministration wie in den Sicherheitsorganen (Innenmi-
nisterium, KGB,Widacki 1997: 150). Die litauische Seite hatte sich jedoch bemüht, in Wilna die Spuren
polnischer Kultur zu überdecken, zu vertuschen oder an ihrer Stelle russische oder sowjetisch-litauische
zu errichten (Miknys 1999: 101, 103).

41954/55 war der Höchststand im polnischen Schulwesen in der LSSR erreicht: 32 260 Schüler besuch-
ten 312 rein polnische und 78 gemischte Schulen. Bis 1988 sank diese Zahl auf 9 995 Schüler sowie 46
rein polnische und 47 gemischte Schulen (Sienkiewicz 1999: 59, ausführlich zum polnischem Schulwesen
in der LSSR siehe Kwiatkowski 1997; Józef Kwiatkowski, Szkolnictwo polskie w latach powojennych w
±wietle statystyki, Kurier Wile«ski 157/1997). In den siebziger Jahren wurden polnische Schulen teilweise
auf Wunsch der Bevölkerung in russischsprachige Schulen umgewandelt, da auch in der LSSR die russische
Sprache den Weg des beru�ichen Aufstiegs ö�nete. (Juodpusis 1996: 65, siehe auch M�edelska 1998).

5Juodpusis 1996: 67. Wenn es zu einer Änderung der Sprache oder gar der nationalen Zugehörigkeit
kommt, geschieht das in den ländlichen Gebieten Litauens meist innerhalb von drei Generationen.
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Wilna (19 Prozent) starke Minderheiten.6 Das nationale Bewuÿtsein der Polen in Litauen
ist sehr unterschiedlich ausgeprägt: Vielen russi�zierten Polen aus einfachen Verhältnissen
stehen nicht nur in der litauischen Verwaltung arbeitende Polen gegenüber, sondern vor
allem auch eine ländliche polnische Bevölkerung, deren nationales Bewuÿtsein gewachsen
ist.7
In nüchternen Zahlen stellte sich die gesellschaftliche Situation für die polnische Min-

derheit in Litauen zu Beginn der neunziger Jahre nicht unbefriedigend dar: Die Zahl der
Kindergärten war in den achtziger Jahren von null auf 66, die Zahl der polnischen Schulen
und Klassen im Wilna-Gebiet zwischen 1987/88 und 1991/92 von 92 auf 126 gestiegen.8
In 68 Kirchen fanden polnischsprachige Messen statt, der litauische Rundfunk sendete
bereits 1990 täglich eine Stunde auf polnisch, und das polnischsprachige Privatradio Znad
Wilii hatte seinen Betrieb aufgenommen. Jeden Sonntag gab es ferner eine polnischspra-
chige Nachrichtensendung im litauischen Fernsehen. Das staatliche polnische Fernsehen
und Radio waren überall zu emfangen (Juodpusis 1996: 66). 1990 erschienen in Wilna
vier und in der Umgebung weitere vier polnischsprachige Zeitungen (Odnajdywanie:
24f).
Bereits 1989 begann jedoch die bis heute anhaltende Spaltung des polnischen Minder-

heitenverbandes (ZPL), dessen Mitglieder teilweise der Au�assung waren, es gebe keine
�litauische Polen�, sondern nur �Polen in Litauen unter litauischer Besetzung�, die seit dem
Hitler-Stalin-Pakt anhalte. Ferner konnte man sich lange Zeit nicht über eine mögliche
Unterstützung für S�aj	udis einigen.9

In der BSSR waren dagegen 1948 das polnischsprachige Schulwesen und die katholische
Kirche mit Gewalt und Kompromittierung aufgelöst10 und alle polnischen Vereine, Gesell-

6Diese fünf Kreise machen zusammen mit der Hauptstadt Wilna in etwa das historische Wilna-Gebiet
aus. Zu genaueren Angaben über die Stärke der polnischen Minderheiten in Litauen siehe Eberhardt
1996a: 56f; Hofmann 1995: 111, Anm. 338;Malicki 1993: 218. Zu den abweichenden litauischen Zahlen
siehe Juodpusis 1996: 64. In Litauen stieg der russische Bevölkerungsanteil (anders als in Estland und
Lettland) zwischen 1959 und 1989 nur von 8,5% auf 9,4% an (Srebrakowski 2000: 74). Die Polonisierung
hatte bereits Mitte des 19. Jahrhunderts die bäuerliche Schicht im litauisch-weiÿrussischen Grenzgebiet
erfasst. Gerade weil das Polentum nicht nur im Adel und im Bürgertum, sondern auch in der bäuerlichen
Schicht Wurzeln schlug, blieb es nach dem Zweiten Weltkrieg in Litauen erhalten, als fast die gesamte
polnische Intelligenz, die polnischen Grundbesitzer und der polnische Kleinadel Litauen verlieÿen (Zo�a
Kurzewa, Sytuacja spoªeczna i j�ezykowa Polonii litewskiej, �ycie Literackie, 12.2.89). So gibt es heute
in der Umgebung von Wilna kein litauischsprachiges Dorf. Jedoch sind die dortigen Bewohner häu�g
polonisierte Weiÿrussen: In einigen Dörfern der Region wird bis heute nur weiÿrussisch gesprochen, das
die Bewohner zumeist po tutejszemu (�auf hiesige Weise�) nennen (�ekmonas 1991: 44-51; Interview des
Autors mit Mieczyªaw Jackiewicz, Polnischer Generalkonsul in Wilna, 25.10.01).

7Juodpusis 1996: 62, 66. So gaben etwa 1994 89,9% der Polen in Litauen Polnisch als ihre Mutter-
sprache an (Sobczak 2000: 146, Anm. 26); eine Quote, die kaum von den Ergebnissen der sowjetischen
Volkszählungen der Jahre 1970 und 1979 (92,5% bzw. 88,3%) abweicht.

8Lenki²ku mokrylu Lietuvoje daugaja (Es gibt mehr polnische Schulen in Litauen), Lietuvos Aidas,
16.5.92, deutsch bei Rautenberg 1993: 26.

9Brodowski 1993: 225. Insbesondere Mitte der neunziger Jahre kam es zu erheblichen Spaltungen
im ZPL; der Bruch wurde insbesondere während der ersten Polonia-Debatte des Senats 1997 deutlich
(Sprawozdanie Stenogra�czne Senatu, 93. Sitzung, 5.3.97, Reden von Gabriel Jan Mincewicz und Artur
Pªokszto). Ähnlich zentrifugale Tendenzen sind in der Ukraine (ZPU vs. FOPnU) und teilweise auch in
Weiÿrussland festzustellen.

10Winnicki 1993: 197. Selbst die weiÿrussischen Schulen verminderten sich bis 1957 in Grodno von
13 auf zwei, in Brest' gar von 15 auf eine; in Minsk gab es 1970 überhaupt keine weiÿrussischen Schulen
mehr (Dobrynin 1999: 10).
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schaften und Bibliotheken geschlossen worden. Die polnische Minderheit wurde als einzige
gröÿere Minderheit der BSSR von den Behörden nicht anerkannt, da man sie als �katho-
lisierte Weiÿrussen� einstufte. In keiner Republik der UdSSR war die Situation bis 1989
so schwierig, was im Lichte der oft nur wenige Kilometer entfernten polnischsprachigen
Dörfer der LSSR umso augenfälliger war (Eberhardt 1996b: 25). So führte etwa der un-
erwartet hohe polnische Minderheitenanteil nach der Volkszählung 1959 zu Repressionen
und statistischen �Korrekturen� zur Verminderung dieses Prozentsatzes; Urbanisierung
und Assimilierung taten ein übriges.11

Von den 417 700 Polen des Jahres 1989 gaben 266 800 Weiÿrussisch und 94 200 Rus-
sisch, aber nur 55 700 (13 Prozent) Polnisch als Muttersprache an.12 1989 lebten 300 800
Angehörige (70 Prozent) der polnischen Minderheit in der voblasc' Grodno (25,9 Pro-
zent der Bevölkerung der voblasc' ), die bis heute das am dichtesten von einer polnischen
Grenzminderheit besiedelte Gebiet überhaupt ist.13

Wie bereits in Kapitel 2 erwähnt, verminderte sich die polnische Minderheit in der
USSR nach 1945 trotz der Westverschiebung Polens bis 1989 (im Vergleich zu den Volks-
zählungen von 1931 und 1937) um über zwei Millionen Personen (Eberhardt 1996a:
191f). Sie lebt heute in Streusiedlung vor allem in der West- und Zentralukraine in den
drei oblasti �ytomyr, Chmel'nyc'kyj und Lemberg.14 Von den 219 200 Polen in der Ukraine
gaben 1989 nur 12,5 Prozent (27 500 Personen) Polnisch, jedoch 66,6 Prozent Ukrainisch
und 20,2 Prozent Russisch als Muttersprache an.15 Dieser Zustand war nicht zuletzt das
Resultat des Niedergangs des polnischen Schulwesens in der USSR, das zwischen 1945 und
1989 nur noch aus zwei Schulen mit polnischer Unterrichtssprache in Lemberg bestand
(Surman 2001: 51). So de�niert sich in der Ukraine das Polentum viel stärker über sozio-
kulturelle Kriterien und insbesondere die Zugehörigkeit zur römisch-katholischen Kirche,
die jedoch auch in der Ukraine keine ausschlieÿliche Bastion des Polentums mehr ist.

11Eberhardt 1996b: 22. Eberhardt führt den Rückgang auf die Klassi�zierung der katholischen, im
weiÿrussisch-litauischen Grenzgebiet lebenden Bevölkerung durch die Statistiken nach 1959 als Weiÿrussen
(die in einigen Kreisen über drei Viertel der Bevölkerung stellten) zurück, obwohl diese sich als �polnisch�
bezeichneten (Eberhardt 1996a: 186f).

12Dobrynin 1999: 11, Eberhardt 1996a: 189. Bei den Volkszählungen 1970 und 1979 hatten 13,1%
bzw. 7,4% Polnisch als Muttersprache angegeben. Dagegen schätzenWinnicki 1993: 202 und �ossowski
1997: 18 die Zahl der Polen in Weiÿrussland �mit Sicherheit� auf etwa eine Million, geben aber keine
Quellen dafür an. Eine bibliographische Auswahl der neueren polnischen soziologischen Feldforschung zu
diesem Thema �ndet sich bei Kaczmarek 1996: 36.

13Neben Russi�zierung und Assimilierung ist die Begründung für diese Zahlen darin zu suchen, dass
die integrierende Kraft der katholischen Kirche in Weiÿrussland durch die Au�ösung der Mehrheit der
bestehenden Pfarreien und Kirchen sowie die �Repatriierung� und Deportierung zahlreicher katholischer
Pfarrer erheblich geschwächt wurde (Eberhardt 1996b: 25, Eberhardt 1996a: 189). 1987 zählte man
in der BSSR o�ziell 2,25 Mio römisch-katholische Personen, wovon etwa 1,5 Mio Personen als römisch-
katholische Weiÿrussen gelten konnten. Dagegen gehörten nur 500 000 Personen (in 370 Pfarreien mit
383 Geistlichen) in der BSSR der orthodoxen Kirche an (Gajewski 1987: 29)

14Die �Föderation polnischer Organisationen in der Ukraine� (FOPnU) wie auch der bekannte polnische
Historiker Piotr �ossowski (�ossowski 1997: 21) schätzten dagegen nach 1989 die Zahl der Polen in der
Ukraine auf bis zu zwei Millionen (Biuro Spraw Mi�edzynarodowych i Polonijnych Kancelarii Senatu,
Februar 2001: Polacy na Ukrainie, podstawowe informacje.).

15Surman 2001: 51. Noch 1959 nannten dagegen in der Ukraine 18,8% der Polen Ukrainisch als Mut-
tersprache, 1970 nur noch 14,9% und 1979 noch 14,1% (Gill/Gill 1997: 80).
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Polnische Minderheiten in der LSSR, BSSR und USSR
gemäÿ der Ergebnisse der sowjetischen Volkszählungen nach 1945

Sowjetrepublik 1959 1970 1979 1989
LSSR 230 100 (8,5%)) 240 200 (7,7%) 247 000 (7,3%) 257 900 (7,0%)
BSSR 538 900 (6,7%) 382 600 (4,3%) 403 200 (4,2%) 417 700 (4,1%)
USSR 363 300 (0,9%) 295 100 (0,6%) 258 000 (0,5%) 219 200 (0,4%)

Quelle: Naselenie SSSR 1987. Statesti£eskij sbornik; Moskva 1988: 104; Nacjonalnyj sostav naselenia
SSSR. Perepis naselenia 1989; Moskva 1989: 120f; Itogi vsesojuznoi perepisi naselenia 1970g.; Moskva
1972. Die litauische Volkszählung von 1999 ergab 256 000 Polen (6,9%), die weiÿrussische Volkszählung
von 1999 396 000 Polen (3,9%), davon 294 000 in der voblasc' Grodno (Kruczkowski 2002: 116, Mi-
koªajczyk 2002), die ukrainische Volkszählung von 2001 nur noch 144 100 Polen (0,3%, Eberhardt
2003). Die o�ziellen polnischen Zahlen gaben auch in den neunziger Jahren noch höhere Zahlen an, so
nennt das �Statistische Jahrbuch� für 1993 700 000 Polen in Weiÿrussland, 500 000 in der Ukraine und
300 000 in Litauen.

6.1.2 Die polnischen Minderheiten in den Nachbarschaftsverträ-
gen

Dieser Abschnitt soll nicht die rechtstechnischen Probleme bei der Umsetzung von inter-
nationalem in innerstaatliches Recht oder das Problem der unterschiedlichen Implemen-
tierung und Anwendung internationalen Rechts durch die innerstaatlichen Verwaltungen
und Gerichte diskutieren, sondern einen Überblick über die minderheitenrechtlichen Be-
stimmungen der Nachbarschaftsverträge geben. Das Augenmerk wird insbesondere auf
die Kon�iktbereiche Sprachenrechte, Rückübertragung von Eigentum sowie Schulwesen
gerichtet.16

Die Bestimmungen der Nachbarschaftsverträge17 tragen deutliche Züge der in Kapitel
fünf bereits erwähnten Rahmenkonvention des Europarates, der Europarat-Empfehlung
1201 (1993), der UNO-Resolution über Minderheiten von 1992, des Kopenhagener Do-
kumentes der KSZE von 1990 und des modellhaften deutsch-polnischen Vertrages von
1991, aus dem viele Bestimmungen �beinahe Wort für Wort�18 übernommen wurden. Alle
Verträge garantieren die Rechte der Minderheiten per se, verp�ichten sich gegenseitig auf

16Die beste aktuelle Übersicht aller minderheitenrelevanten Aspekte der innerstaatlichen Gesetze und
Verordnungen in Litauen, Weiÿrussland und der Ukraine bieten die drei von der Wspólnota Polska her-
ausgegebenen Bände �Wybór dokumentów prawnych dotycz�acych mniejszo±ci narodowych; Warszawa
2000/01�.

17Polnisch-ukrainischer Vertrag über gute Nachbarschaft, freundschaftliche Beziehungen und Zusam-
menarbeit vom 18.5.92 (Dziennik Ustaw 1993, Nr. 125, Pos. 573, in Kraft getreten am 30.12.92), Polnisch-
weiÿrussischer Vertrag über gute Nachbarschaft und freundschaftliche Zusammenarbeit vom 23.6.92
(Dziennik Ustaw 1993, Nr. 118, Pos. 527, in Kraft getreten am 30.3.93), Polnisch-litauischer Vertrag
über freundschaftliche Beziehungen und gutnachbarschaftliche Zusammenarbeit vom 26.4.94 (Dziennik
Ustaw 1995, Nr. 15, Pos. 71, in Kraft getreten am 26.11.94, nochmals durch die politische Deklaration
des EU-Stabilitätspaktes von 1995 im Rahmen der EU-Heranführungsstrategie für Polen und Litauen
bestätigt (Gál 1999: 4f)).

18Gál 2000: 4. Europarat, NATO und EU hatten zuvor mehrfach deutlich gemacht, dass die Regelung
der Minderheitenfragen eine Voraussetzung des Beitritts zu diesen Organisationen sei (Gál 2000: 4).
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den internationalen Rechtsbestand und regeln die Verp�ichtungen der Regierungen. Die
einzelnen Rechte der Minderheiten werden in ein bis drei Artikeln zusammengefaÿt,19 die
jedoch keine De�nition des Terminus �Minderheit� enthalten, aber �they refer in general to
national minorities of the same ethnic origin as the majority in the neighbouring country�
(Gál 1999: 8). Keiner der nach 1991 in Ostmitteleuropa abgeschlossenen bilateralen Ver-
träge enthält Gruppenrechte für Minderheiten oder eine territoriale Autonomie. Subjekt
der Verträge sind stets die Angehörigen der Minderheiten, nicht die Minderheiten als sol-
che (Gál 1999: 12). Alle Verträge beinhalten soft law -Bestimmungen,20 die insbesondere
umfassen:
- das Recht auf Gleichheit und Nicht-Diskriminierung (d.h. die Deklarierung der Zu-

gehörigkeit zu einer Volksgruppe darf keinen Nachteil für Angehörige der Minder-
heiten mit sich bringen),

- das Recht auf freie Äuÿerung, P�ege und Weiterentwicklung ihrer ethnischen, kul-
turellen, sprachlichen und religiösen Identität und auf Gebrauch der eigenen Sprache
im ö�entlichen und privaten Bereich,

- das Recht auf die Führung des Vor- und Zunamens in der Muttersprache,
- das Recht auf individuelle Wahl der Zugehörigkeit zur Minderheit, was die Existenz

einer Minderheit nicht an ihre Anerkennung gebunden sein lässt,
- das Recht auf Verbreitung und Empfang von Informationen, auf Zugang zu den

ö�entlichen Medien und auf eigene Medien,
- das Recht auf Gründung eigener Organisationen und Institutionen,
- das Recht auf freie Religionsausübung und muttersprachlichen Religionsunterricht,
- das Recht auf grenzüberschreitende Kontakte sowie
- die P�icht zur Loyalität der Minderheiten gegenüber ihrem Staat.21

Beachtenswert ist, welche Rechte nicht in allen Verträgen angesprochen werden:
- Das Recht auf e�ektive Partizipation am politischen Willensbildungsprozeÿ und auf

gleichberechtigte Zulassung zum ö�entlichen Dienst ist nur im polnisch-litauischen Ver-
trag (Art. 14), jedoch nur implizit im polnisch-weiÿrussischen Vertrag (Art. 16(4)) und
überhaupt nicht im polnisch-ukrainischen Vertrag aufgeführt, wohl aber im ukrainischen
Minderheitengesetz vom 25. Juni 1992.
- Das Recht auf muttersprachlichen Unterricht ist im polnisch-litauischen Vertrag (Art.

14) und im polnisch-ukrainischen Vertrag (Art. 11), jedoch nur abgeschwächt im polnisch-
weiÿrussischen Vertrag (Art.16(3)) enthalten.22
- Nur der polnisch-litauische Vertrag erwähnt den Schutz der Kulturgüter des jeweiligen

Nachbarn (Art. 18(3)) und regelt die rechtliche Stellung Staatsangehöriger, die ständig
im jeweils anderen Staat leben (Art. 17).

19Gál 1999: 7. Dies betri�t Art. 11 des polnisch-ukrainischen Vertrages von 1992, Artt. 13-16 des
polnisch-weiÿrussischen Vertrages von 1992 sowie Artt.13-15 des polnisch-litauischen Vertrages von 1994.

20Diese müssen erst durch nationale Gesetzgebung konkretisiert worden sein, um in der Praxis für
Angehörige der Minderheiten anwendbar zu sein (Gál 1999: 14).

21Gál 1999: 9 und Anhang sowie �odzi«ski 1998a: 42f.
22Bereits vor Erlangung der ukrainischen Unabhängigkeit hatte Art. 8 der �Deklaration über die

Prinzipien und grundlegenden Richtlinien der Entwicklung der polnisch-ukrainischen Beziehungen� vom
13.10.90 �die Achtung und Gewährleistung der der Rechte und die Verbesserung der Lage der jeweiligen
Minderheiten und die vollständige Befriedigung ihres Bedarfs an Unterricht in der jeweiligen� Mutter-
sprache erwähnt (Hofmann 1995: 172).
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- Der polnisch-litauische Vertrag erwähnt zumindest für Gebiete mit hohem Minderhei-
tenanteil die Möglichkeit der Benutzung der jeweils anderen Sprache gegenüber Lokalbe-
hörden (Art. 15).23 Der polnisch-weiÿrussische Vertrag enthält dazu (Art. 16(3)) eine nur
allgemein formulierte, der polnisch-ukrainische Vertrag keinerlei Bestimmung.
- Der polnisch-litauische (polnisch-ukrainische) Vertrag verbietet ausdrücklich in Art.

13(3) (implizit in Art. 11(2)) eine P�icht zur Deklaration der Nationalität für Angehörige
der Minderheiten, der polnisch-weiÿrussische Vertrag schweigt dazu.

Betrachtet man Realisierung und Implementierung der erwähnten bilateralen Verträge
bis heute, so fällt die Bilanz nicht allzu günstig aus: �For the time being, these treaties
have not signi�cantly changed the existing system and practice of minority protection:
domestic legislation on education and use of language has not been amended as a reaction
to these treaties� (Gál 1999: 20). Jedoch ermöglicht das System bilateraler Verträge einen
Austausch zwischen nationalem und internationalem Recht und erlaubt Polen ein gewis-
ses langfristiges monitoring, im Falle Litauens abgesichert durch das Konsultativkomitee
der Präsidenten und die gemeinsame Abgeordnetenversammlung, im Falle der Ukraine
durch das Konsultativkomitee der Präsidenten. Voraussetzung dafür ist, dass beide Ver-
tragsseiten den politischen Willen zur Realisierung und Implementierung der Verträge
haben, die Minderheiten stärker in den Prozeÿ zukünftiger Vertragsverhandlungen einbe-
zogen werden und die oft unklare Terminologie der Verträge durch intergouvernementale
Ausschüsse oder internationale Organisationen geklärt wird (Gál 1999: 20).

6.1.3 Die Gesamtkoordinierung der Auslandspolen-Politik
Die Bedeutung, die die erste nicht-kommunistische Regierung Polens nach 1945 unter Ta-
deusz Mazowiecki den zuvor fast 45 Jahre verschwiegenen polnischen Minderheiten in den
Sowjetrepubliken beimaÿ, zeigte sich symbolisch durch die Gründung einer intermini-
steriellen Kommission (Mi�edzyresortowa Komisja ds. Polonii, Emigracji i Polaków za
Granic�a) am 23. Februar 1990, deren Arbeiten Aleksander Hall, Minister ohne Portefolio,
koordinierte.24 Ein von dieser Kommission ausgearbeitetes und im November 1991 vom
Ministerrat verabschiedetes Dokument25 sah sowohl Eigeninitiative der verschiedenen Ver-
waltungsebenen als auch Koordinierung durch die Kommission vor. Es betonte insbeson-
dere die Notwendigkeit, die während der Volksrepublik Polen verschwiegenen historischen
polnischen Minderheiten in den angrenzenden ehemaligen Sowjetrepubliken zu unterstüt-
zen.26 Die Kommission � am 10. Oktober 1992 in einen Kabinettsausschuss des Minister-
rates umgewandelt, am 7. Februar 1994 unter dem geänderten Namen (Mi�edzyresortowa
Komisja ds. Polonii i Polaków za Granic�a) wieder die alte Funktion annehmend (RPPZ
1991: 153f, RPPZ 1995: 207) � kämpfte im Laufe der Zeit insbesondere mit der wachsen-
den Anzahl an Gremien, die in der Polonia- und Auslandspolen-Politik tätig waren und

23Keiner der Verträge geht jedoch so weit wie der ungarisch-slowakische Nachbarschaftsvertrag, der die
gegenseitige Anerkennung von Schulzeugnissen und akademischen Abschlüssen regelt (Gál 1999: 10).

24Rzeczpospolita, 24.2.90.
25Cele i priorytety polityki rz�adu wobec Polonii, Emigracji i Polaków za Granic�a, vom Ministerrat am

5.11.91 per Beschluss 145/91 verabschiedet (Kopie im Besitz des Autors).
26Als besonders wichtige Aufgaben in dieser Hinsicht nannte das Dokument die Verteidigung der Rech-

te der Minderheiten, materielle Hilfe für die Verbände der Auslandspolen, den Aufbau einer Mittelklasse
und einer Intelligenz unter den polnischen Minderheiten, die Entwicklung eines polnischsprachigen Schul-
wesens sowie die Unterstützung beim Aufbau der römisch-katholischen Kirche.
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konnte keine erfolgreiche Koordinierung vornehmen.27
Nachdem diese Problematik auch im Auslandspolen-Ausschuss erörtert worden war und

die Parlamentarier eine Änderung des herrschenden Zustandes beschlossen hatten,28 ging
die Koordinierungsfunktion in der Polonia- und Auslandspolen-Politik mit dem Gesetz
über die Regierungsadministration vom September 1997 auf das MSZ über und ist seit-
dem dort o�ziell angesiedelt.29 Folglich übernahm das MSZ ab diesem Zeitpunkt in der
fortbestehenden interministeriellen Arbeitsgruppe die Federführung.30

Erst im Dezember 2002 verabschiedete der Ministerrat ein reformiertes zweites �Pro-
gramm zur Zusammenarbeit mit der Polonia und den Auslandspolen�.31 Als wichtigste
�Priorität� bezeichnet das Dokument die Hilfe für und die Zusammenarbeit mit den Aus-
landspolen in den angrenzenden östlichen Nachbarstaaten, wobei besonderer Wert auf
den Ausbau des polnischen Schulwesens, ein breites Stipendienprogramm für ein Studium
am Wohnort und Praktika in Polen, die Unterstützung wirtschaftlicher Aktivitäten der
Auslandspolen sowie die Zusammenarbeit mit den Massenmedien gelegt wurde.32

6.1.4 Das MSZ in der Auslandspolen-Politik
Für die Auslandspolen ist im Auÿenministerium (MSZ) seit 1998 die �Abteilung für die
Polonia� (zuvor: Abteilung für Migration, Flüchtlinge und Auslandspolen�) zuständig.33
Sie erarbeitet vor allem minderheitenrechtliche Konzepte, überwacht die Einhaltung der

27G�asowski 2000: 99. 1998 bemühte sich der Premier, mit der Verwaltungsvorschrift (zarz�adzenie)
Nr. 23 vom 8.4.98 der Kommission eine erhöhte E�ektivität zu verleihen. An ihrer Spitze stand ein
Vizepremier. Reichte dieses Forum nicht zur Klärung der anstehenden Fragen aus, so wurden die Fragen im
Kabinettsausschuss für gesellschaftliche Fragen des Ministerrates erörtert. Den laufenden Kontakt mit den
Polonia- und Auslandspolen-Organisationen hält eine Arbeitsgruppe der KPRM aufrecht, die ihrerseits
vom Sekretär des erwähnten Kabinettsausschusses beaufsichtigt wird (Auslandspolen-Ausschuss des Sejm,
68. Bulletin, 22.8.97, Aussagen von Vizepremier Mirosªaw Pietrewicz und des Unterstaatssekretärs in der
KPRM, Lech Nikolski).

28Longin Pastusiak (SLD) hatte zuvor im Auslandspolen-Ausschuss betont, dass �niemand� die Polo-
nia- und Auslandspolen-Politik koordiniere. Der Ausschussvorsitzende Leszek Moczulski (KPN) forderte
daraufhin eine solche Funktion für das MSZ (Auslandspolen-Ausschuss des Sejm, Bulletin Nr. 68, 22.8.97,
Beiträge von Longin Pastusiak und Leszek Moczulski).

29Gesetz vom 4.9.97 über die Ressorts der Regierungsverwaltung, Dziennik Ustaw 1999, Nr. 82, Pos.
928f, Art. 32(3).

30In der Regierung Miller wurde zuletzt am 27.2.02 vom Premier per Verwaltungsvorschrift
(zarz�adzenie) eine Arbeitsgruppe (Mi�edzyresortowy Zespóª do Spraw Polonii i Polaków za Granic�a) ge-
gründet: Ihren Vorsitz führt der Auÿenminister, Mitglieder sind Staatssekretäre und Unterstaatssekretäre
aus sieben Ministerien, die regelmäÿig mit Fragen der Polonia- und Auslandspolen-Politik beschäftigt sind
(Sprawozdanie Stenogra�czne Senatu, 15. Sitzung, 30.4.02, Rede von Staatssekretär D�abrowa).

31Rz�adowy program wspóªpracy z Poloni�a i z Polakami za granic�a, vom Ministerrat am 10.12.02 per
Beschluss bestätigt (Kopie im Besitz des Autors).

32Das Programm schlieÿt ausdrücklich die vom Senat forcierten und in Kapitel 5.2 erwähnten Initiati-
ven einer Karta Polaka, doppelten Staatsbürgerschaften sowie die Teilnahme der Auslandspolen an den
Parlaments- und Präsidentschaftswahlen aus � 2001 hatten etwa an den Parlamentswahlen nur ein kleiner
Bruchteil (etwa 26 000) der Auslandspolen teilgenommen.

33Junosza-Kisielewski 1999: 36. Die Entstehung der neuen Abteilung ergibt sich aus Art. 32 des Ge-
setzes über die Regierungsadministration vom 4.9.97, das am 1.4.99 in Kraft trat. Die Polonia-Abteilung
des MSZ wurde damit zur Verwaltungseinheit, die die Polonia-Politik der Regierung koordiniert und
dem Auÿenminister Berichte, Einschätzungen und Entscheidungshilfen vorlegt (detailliert siehe Junosza-
Kisielewski 1999: 37-39).
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Rechte der Polonia und insbesondere der Auslandspolen,34 initiiert Gesetzesänderungen
zur Anpassung des polnischen Rechtes an europäische Vorgaben und implementiert inter-
nationale Verp�ichtungen, die Polen im Minderheitenschutz eingegangen ist. Kernziele der
Arbeit waren unter anderem die Verhinderung einer Assimilierung der Minderheiten und
die Verbesserung des gesellschaftlichen und materiellen Status der Auslandspolen sowie
ihre Integration in die jeweiligen Gesellschaften.35
Kennzeichnend an der Arbeit des MSZ ist, dass die formelle Zuständigkeit für die Aus-

landspolen sowie die Federführung beim Abschluss internationaler Verträge (siehe Kapitel
4.1.2) kaum eine entsprechende �nanzielle Ausstattung des Ministeriums oder diesem un-
terstehender Durchführungsorganisation nach sich zog: Im Jahre 1999 verfügte das MSZ
etwa im Bereich �Bildung und Erziehung� für die gesamte Polonia- und Auslandspolen-
Politik lediglich über 1,495 Mio PLN (2 Prozent aller diesbezüglichen Haushaltsmittel),
2000 über 1,77 Mio PLN (1,7 Prozent), 2002 über 2 Mio PLN (2,6 Prozent),36 wenn-
gleich dem Ministerium noch weitere Mittel für die Bereiche �Kultur und Kunst� (Ra-
dio/Fernsehen für die Polonia und Auslandspolen) sowie �gesellschaftliche Fürsorge� zur
Verfügung standen.37 Das Ministerium ist jedoch nicht in der Lage, gröÿere Vorhaben
zu �nanzieren und beschränkt sich deshalb auf die Förderung des Empfangs polnischer
Radio- und Fernsehprogramme in den östlichen Nachbarstaaten, auf die Durchführung
von Ferienlagern für Jugendliche sowie auf humanitäre Hilfe.38

6.1.5 Das MEN in der Auslandspolen-Politik
Das Erzeihungsministerium (MEN) übt seit 1989 die Koordinierungsfunktion für die
Bildungs- und Wissenschaftspolitik im Hinblick auf die Polonia und die Auslandspolen

34Als das litauische �Staatliche Sprachenamt� etwa im Juli 1992 ein Verbot erlieÿ, polnischsprachige
Ortsbezeichnungen von in Litauen liegenden Ortschaften in den polnischsprachigen Medien zu verwenden,
intervenierte die polnische Botschaft sofort und erreichte bei Premier Abi²ala die Revidierung des Be-
schlusses (Auslandspolen-Ausschuss des Sejm, Bulletin Nr. 23, 16.9.92, Beitrag des Ausschussvorsitzenden
Sªawomir Siwek (PC)).

35RPPZ 1991: 157. Vgl. auch das Grundsatzpapier der Konsular- und Flüchtlingsabteilung des MSZ
vom 10.6.98, Ogólne koncepcje polityki polonijnej (Kopie im Besitz des Autors).

36Rz�ad chce zaj�a¢ si�e Poloni�a, Rzeczpospolita, 6.1.03; Spotkanie dyskusyjne z cyklu Forum Polska
2000, 15.6.00, Aussage von Staatssekretär Sikorski (www.pai.pl/CP/deb7.html [10.5.03]); Antwort des
MSZ auf die parlamentarische Anfrage 2596 (7.10.99) des Abgeordneten Jan Kulas. Der Senat verfügte
dagegen etwa 2000 über etwa 60% (45 Mio PLN) , das MEN über 35% (30 Mio PLN) der diesbezüglichen
�nanziellen Mittel (Rz�ad chce zaj�a¢ si�e Poloni�a, Rzeczpospolita, 6.1.03).

37Unter �gesellschaftliche Fürsorge� fällt dabei humanitäre Hilfe für Personen polnischer Herkunft,
insbesondere in den östlichen Nachbarstaaten lebende polnische Kriegsveteranen, sowie die P�ege von
nationalen Gedenkstätten vor allem in Russland, Litauen, Weiÿrussland und der Ukraine.

38Daneben ist das MSZ als Mitglied von Kommissionen zur Auswahl von Lehrern und Studenten aus
den östlichen Nachbarstaaten an der Auslandspolen-Politik beteiligt. Im Rahmen der auswärtigen Kul-
turpolitik unterstützt das Ministerium ferner vor allem durch seine �Abteilung Werbung� (departament
promocji) sowie die �Abteilung für wissenschaftlich-kulturelle Politik� die Tätigkeit der polnischen Kultur-
institute in Wilna, Minsk und Kiev sowie (seit 1999, als Juniorpartner) zusammen mit dem MKiDN das
Adam-Mickiewicz-Institut. Diese Einrichtungen werden hier nicht berücksichtigt, da der Schwerpunkt
ihrer Arbeit nicht in den Bereich �Auslandspolen-Politik� fällt, ihr Gewicht aufgrund der marginalen
�nanziellen Ausstattung nur sehr gering ist und die Tätigkeit in erster Linie auf die EU-Mitglieder kon-
zentriert ist, um für den polnischen EU-Beitritt zu werben (gemeinsames Papier des MKiDN und des
MSZ zur auswärtigen Kulturpolitik, Zagraniczna polityka kulturalna Polski i jej priorytety na lata 2001-
2003, 21.8.01 (Kopie im Besitz des Autors); MSZ (Hrsg.): Rocznik polskiej dyplomacji kulturalnej 1999;
Warszawa 1999).
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Polonia- und Auslandspolen-Politik des MSZ nach 1989
(alle Angaben in Tausend PLN, Währungsreform von 1995 eingerechnet)

1989 1995 1996 1997 1998 1999 2000 2001
Radio, Fernsehen � 3 600 4 313 5 460 6 200 6 575 6 951 7 453
kulturelle Arbeit � 378 460 543 570 676 987 744
Ferienlager 103,2 (480) (551) � 69 77 99 95

gesellschaftliche
Fürsorge � 630 755 868 991 1 095 1 491 1 255

Quelle: Rada Ministrów: Sprawozdania z wykonania bud»etu pa«stwa, 1989-2001. Die Zahlen für die
Ferienlager beinhalten nicht ausschlieÿlich, aber zum überwiegenden Teil �nanzielle Mittel für die Aus-
landspolen aus den östlichen Nachbarstaaten und sind zu etwa 90% Ausgaben für Organisationen und
Schulen der Auslandspolen und der Polonia. Die Kosten für Radio und Fernsehen entfallen zu etwa 85%
auf das Radio und zu 15% auf das Fernsehen.

aus. Rechtsgrundlage sind diesbezüglich vor allem der Beschluss 145/1991 des Minister-
rates sowie eine Verordnung des Ministers vom 10. August 1992 (geändert am 12. August
1999) über die Grundsätze des Unterrichtes der polnischen Sprache, Geographie und Ge-
schichte unter den Auslandspolen sowie über den Status der im Ausland tätigen polnischen
Lehrer.39
Verantwortlich für die Bildungsangelegenheiten der Polonia und der Auslandspolen im

MEN ist eine Unterabteilung gleichen Namens im Rahmen der Abteilung für internatio-
nale Zusammenarbeit. Diese beaufsichtigt insbesondere folgende Bereiche:

• die (zeitlich beschränkte) Entsendung von Lehrern in andere Länder, zumeist nach
Osteuropa, durchgeführt im Wesentlichen vom CODN,

• die Fortbildungen und didaktische Weiterquali�zierung von Polnisch-Lehrern aus
dem Ausland in Polen, durchgeführt insbesondere vom PCN,

• die Organisation von Praktika in polnischen Schulen für Studenten pädagogischer
Hochschulen vor allem aus Osteuropa,

• die Beurteilung und Aushandlung von Lehrplänen für die Schulen oder Klassen
mit polnischer Unterrichtssprache, insbesondere in Weiÿrussland, der Ukraine und
Lettland (nicht jedoch in Litauen),40

39Rozporz�adzenie w sprawie zasad wspomagania nauczania historii, geogra�i i j�ezyka polskiego w±ród
Polonii oraz z zakresu ±wiadcze« przysªuguj�acych nauczycielom polskim skierowanym do pracy za granic�a,
Dziennik Ustaw 1992, Nr. 63, Pos. 316f; Rozporz�adzenie w sprawie zasad organizowania ksztaªcenia dzieci
obywateli polskich czasowo przebywaj�acych za granic�a, wspomagania nauczania historii, geogra�i i j�ezyka
polskiego w±ród Polonii oraz z zakresu ±wiadcze« przysªuguj�acych nauczycielom polskim skierowanym w
tym celu do pracy za granic�a, Dziennik Ustaw 1999, Nr. 67, Pos. 757. Siehe auch die Aussage von El»bieta
Bober, Unterabteilungsleiterin (naczelnik wydziaªu) für Bildungsangelegenheiten der Polonia und für
polnischen Sprachunterricht im Ausland des MEN, Auslandspolen-Ausschuss des Sejm, Bulletin Nr. 68,
22.8.97.

401996 wurden gemeinsame Lehrplankommissionen mit Weiÿrussland und der Ukraine für die Min-
derheitenschulen eingerichtet (Mazi«ska 1997: 111). In den Arbeitsplänen zu den polnisch-litauischen
interministeriellen Abkommen war seit 1993 ebenfalls eine solche Kommission vorgesehen.
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• die Versendung von Unterrichtsmaterialien für Schulen im Ausland, an denen die
polnische Sprache unterrichtet wird,41

• kostenlose Sprachkurse für polnischstämmige Kinder an den polnischen diplomati-
schen und konsularischen Einrichtungen sowie

• die Vergabe von Aufträgen zur Organisierung von Ferienlagern für polnischstämmige
Kinder (vor allem aus dem Osten) in Polen, insbesondere an dieWspólnota Polska.42

Im Bereich Wissenschaft ist das MEN für folgende Bereiche verantwortlich:

• Stipendien für Auslandspolen und Ausländer zum Studium an polnischen Hochschu-
len, durchgeführt vom BUWiWM,

• Organisierung von Praktika für Studenten der Pädagogik und der Polonistik von
litauischen, weiÿrussischen und ukrainischen Hochschulen sowie

• Lektorenprogramme der polnischen Sprache an Hochschulen dieser Länder.43

• Schlieÿlich führt das Ministerium auf das Basis interministerieller Abkommen die Ar-
beit von drei bilateralen Schulbuchkommissionen mit den östlichen Nachbarn durch.

6.1.5.1 Bildungsaktivitäten

In den Jahren 1991/92 erreichte das MEN in interministeriellen Abkommen die Wie-
dereinführung der polnischen Sprache im weiÿrussischen, ukrainischen und litauischen
Bildungssystem: Schon am 28. Juni 1991 war eine Vereinbarung über Zusammenarbeit
in Fragen der Wissenschaft und Bildung zwischen der USSR und Polen geschlossen wor-
den (ersetzt durch eine entsprechende polnisch-ukrainische interministerielle Vereinbarung
vom 12. Januar 1993), 1992 folgten analoge Verträge mit Litauen (21. Februar 1992) und
Weiÿrussland (5. März 1992).44

41Das betri�t insbesondere Lettland, Weiÿrussland und die Ukraine, nicht aber Litauen, das die li-
tauischsprachigen Schulbücher in die polnische Sprache übersetzt und polnische Schulbücher nur als
ergänzende Materialien zulässt. Das MEN kauft und �nanziert seit 1998 Schulbücher insbesondere für
die Auslandspolen in der Ukraine, Weiÿrussland und Litauen: 1998 78 000 Bücher, 1999 104 000 Bücher
und 2000 118 000 Bücher (Mazi«ska/Bober/Petri 2001: 249).

42Das MEN ist seit 1990 ferner im Wesentlichen für den Jugendaustausch mit dem Ausland verant-
wortlich. Dabei ist festzustellen, dass der Anteil der mit ostmittel- und osteuropäischen Staaten durch-
geführten Projekte sehr gering ist. So ent�elen etwa 1993 von 18 603 Mio PLN Gesamtvolumen nur
ein kleiner Bruchteil auf den Austausch mit Litauen, Weiÿrussland und der Ukraine; 1994 waren es mit
2 248 Mio PLN (von insgesamt 75 520 Mio PLN) ebenfalls nur wenige Prozent. 1995 betrug der Anteil
16,05% (97 473 PLN), wobei nur etwa 20 Anträge eingereicht worden waren, 1997 gar nur noch 5,83% des
Gesamtbudgets des MEN aller Austauschprojekte (Archiv des MEN, Departament Opieki, Wychowania
i Mªodzie»y, DOW-224/N/WM/97/DM vom 19.9.97. Am 1.1.95 entsprach nach der Währungsreform 1
neuer PLN dem Wert von 10 000 alten PLN).

43Auslandspolen-Ausschuss des Sejm, Bulletin Nr. 68, 22.8.97, Beitrag der Unterabteilungsleite-
rin (naczelnik wydziaªu) für Bildungsangelegenheiten der Polonia im MEN, El»bieta Bober; Mazi«-
ska/Bober/Petri 2001: 247.

44Die Abkommen sind nicht verö�entlicht, können jedoch in der �Abteilung für europäische Integration
und internationale Zusammenarbeit� des MEN eingesehen werden.
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6.1.5.1.1 Polnisches Schulwesen in Litauen, Weiÿrussland und der Ukraine
Ziel der folgenden Ausführungen ist nicht � wie oft von polnischen Minderheitenverbän-
den, dem MSZ oder dem MEN versucht � die Anfertigung einer abschlieÿenden Statistik,
der zu entnehmen wäre, wieviele Angehörige der polnischen Minderheiten in den östli-
chen Nachbarländern welche Schule besuchen. Das ist ein unmögliches Unterfangen alleine
schon deshalb, weil insbesondere in Weiÿrussland und der Ukraine oft nicht eindeutig die
Nationalität einzelner Personengruppen festgestellt werden kann. Deshalb beschränken
sich die folgenden Angaben auf die Frage, wieviele Schüler in diesen Ländern die polni-
sche Sprache an verschiedenen Schultypen45 als ihre Muttersprache oder als Fremsprache
erlernen.46

Au�ällig an der Tabelle sind die relativ niedrigen Zahlen für Weiÿrussland und die
Ukraine, was mehrere Gründe hat:
a) Polnisch als P�ichtfach: Erst 1996 wurde in Weiÿrussland aus Mitteln der Wspól-

nota Polska die erste Schule mit polnischer Unterrichtssprache in Grodno erö�net, 1999
folgte die bisher letzte in Vaukavysk.47 Das polnischsprachige Schulwesen in Weiÿrussland
umfasste 2000/01 neben diesen beiden Schulen nur noch zwei doppelsprachige Klassenzü-
ge in Minsk und Brest sowie 62 Schulen, an denen Polnisch als Fremsprache angeboten
wurde.48 Auch in der Ukraine entwickelte sich das polnische Schulwesen bis auf die beiden
schon zu sowjetischen Zeiten bestehenden polnischen Schulen in Lemberg nur zögerlich.
1994/95 wurde eine achtklassige Schule in Mostys'ka erö�net, 1995/96 je eine vierklassige
Grundschule in Gródek Podil's'kyj (oblast' Chmel'nyc'kyj) und Strzelczyski (oblast' Lem-
berg). 1997/98 kam die Schule in Dovby² hinzu, seit Januar 2000 hat sich der Stand des
polnischen Schulwesens in der Ukraine nicht mehr verändert: Schulen mit polnischer Un-
terrichtssprache gibt es in Lemberg (2), Mostys'ka, Gródek Podil's'kyj, Strzelczyski und
Dovby²; Schulen mit Polnisch als P�icht-Fremdsprache gibt es in �ytomyr, Chmel'nyck'yj,
Ivano-Frankivsk und Kam'janec' Podil's'kyj.49 Jedoch erlaubten die ukrainischen Behör-
den 1998/99 nach langen Verhandlungen mit derWspólnota Polska zumindest den Neubau
der Schule in Strzelczyski sowie ihre Ausweitung auf acht Klassen.50

45Schulen mit polnischer Unterrichtssprache, zwei- und dreisprachige Schulen mit polnischen Zügen,
Schulen mit Polnisch als verp�ichtendes oder freiwilliges Unterrichtsfach, Wochenend- und Sonntagsschu-
len, Schulen in Pfarrgemeinden (Staro« 2001a: 39).

46Aus diesem Grund sind die vorliegenden Zahlen des CODN (Zawadowska/Staro«/Sielatycki
2001) zur Anzahl der Schüler in Weiÿrussland und der Ukraine, die die polnische Sprache erlernen, nur als
vergleichendes Material zu berücksichtigen, da diese Zahlen nur die Schüler erfassen, die von vom CODN
entsandten Lehrern unterrichtet werden und somit einerseits auch Polnischunterricht auf freiwilliger, oft
unregelmäÿiger Basis erfassen, andererseits aber den Unterricht des Polnischen als Fremsprache beinahe
vollständig unberücksichtigt lieÿen.

47Die polnische Schule in Grodno wurde im September 1996 in Anwesenheit der Premiers Polens und
Weiÿrusslands erö�net. 1994 hatten die weiÿrussische Verwaltung und der ZPB ein Dokument über die
Erö�nung einer zweiten polnischen Schule in Grodno unterzeichnet, was bis heute nicht realisiert wurde
(Masªowski 2001: 111). Im folgenden werden überall dort polnische Ortsbezeichnungen verwendet, wo
die ukrainischen und weiÿrussischen nicht zu ermitteln waren.

48Rozpocz�ecie roku szkolnego na Biaªorusi, Biuletyn Stowarzyszenia Wspólnota Polska, September
2001.

49Departament Polonii MSZ, Notatka na temat sytuacji Polaków na Ukrainie, 10.1.01 (Kopie im Besitz
des Autors).

50Strzelczyski (sechs Kilometer von der Kreisstadt Mostys'ka entfernt) ist ein Dorf mit etwa 550 Ein-
wohnern beinahe ausschlieÿlich polnischer Abstammung. Die Versuche der Wspólnota Polska, in diesem
Ort ein neues Schulgebäude zu errichten, hatte erst nach drei Jahren im April 1998 Erfolg.
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1999 wurde die Genehmigung für den Neubau der Schule in Gródek Podil's'kyj, im
Frühling 2000 für den Neubau des Schulgebäudes in Mostys'ka und deren Aufwertung zu
einer elfklassigen Schule erteilt.51

b) Administration: In Weiÿrussland und der Ukraine ist die Zentral- und Lokalver-
waltung der grenznahen Gebiete (Grodno, Lemberg) spürbar unwilliger, polnische Min-
derheitenschulen zuzulassen als in den weiter von der polnischen Grenze entfernten Regio-
nen.52 Wie an der Tabelle ersichtlich wird, nimmt in diesen beiden Ländern der Polnisch-
Unterricht als freiwillige Zusatzveranstaltung � oft in auÿerhalb des staatlichen Schulsy-
stems stehenden �gesellschaftlichen Schulen� (szkoªa spoªeczna)53 organisiert � eine seit
1991 eindeutig dominierende Position ein.54 Das polnische Schulwesen in Weiÿrussland
und der Ukraine ist deshalb von groÿer Instabilität gekennzeichnet; die Zukunft dieser
fakultativen Unterrichte ist wegen fehlender �nanzieller Mittel vielfach ausgesprochen un-
sicher.55

51Chodkiewicz 2001: 230; Senat RP, Biuro Spraw Mi�edzynarodowych i Polonijnych, Polacy na Ukrai-
nie, Februar 2001. Schon am 28.5.99 hatte die polnische Seite vom ukrainischen Premier Pustovojtenko
die Zusage zur Errichtung des Gebäudes erhalten (Szmyd 2000: 190).

52Dies betri�t auch die nicht unmittelbar an der polnisch-weiÿrussischen Grenze be�ndlichen weiÿrus-
sischen Kreise Voronovo (im Jahre 2001 83% polnischer Bevölkerungsanteil), �£u£yn (50,5%) und Lida
(42,1%,Mikoªajczyk 2002: 153), in denen die lokalen Behörden groÿe Anstrengungen unternahmen, um
polnischstämmige Eltern davon abzuhalten, ihre Kinder für eine polnische Schule anzumelden (Antwort
des MSZ (29.3.01) auf die parlamentarische Anfrage 3356 des Abgeordneten Antoni Szyma«ski; Trud-
ne starania o polskie szkoªy, Rzeczpospolita, 5.2.01; Masªowski 2001: 99-101). Auch die Bemühungen
um eine polnische Schule oder Klasse in Navahrudak � dem Geburtsort des polnischen Dichters Adam
Mickiewicz � blieben erfolglos (Biuletyn Wspólnota Polska, April 1999; Antwort des MSZ (14.7.00) auf
die parlamentarische Anfrage 2184 der Abgeordneten Izabella Sierakowska). Erst ab 22 Schülern � so
viel wie für eine weiÿrussisch- oder russischsprachige Klasse � ist in Weiÿrussland die Einrichtung einer
polnischsprachigen Klasse möglich (Masªowski 2001: 97).
Entlang der polnisch-ukrainischen Grenze gibt es heute im Wesentlichen nur noch drei kleinere Zen-

tren, in denen die polnische Minderheit lebt (Babi«ski 1997: 190): Mostys'ka (etwa 3 000 Personen),
Drohoby£ (etwa 600 Personen) und Medenice (500 Personen). Ansonsten ist die polnische Minderheit im
Wesentlichen in der Zentral- und Ostukraine konzentriert. Heute stellen die ukrainischen Behörden zwar
ö�entliche Gelder für den Bau von Schulen für die nationalen Minderheiten der Rumänen/Moldawier
(2001: 409 600 Personen, 88 Schulen) und Tataren (2001: 73 300 Personen, 10 Schulen) zur Verfügung,
nicht aber für die polnische Minderheit (Senat RP, Biuro Spraw Mi�edzynarodowych i Polonijnych, Polacy
na Ukrainie, Februar 2001; Biuletyn Stowarzyszenia Wspólnota Polska, September 2000). Unter anderem
gab es in Vinnycja, wo etwa 8 000 Polen leben, auch 2000 noch keinerlei ö�entlichen Schulunterricht in
polnischer Sprache, obwohl der privat geführte Unterricht in Sonntagsschulen auf groÿes Interesse stieÿ
(Biuletyn Stowarzyszenia Wspólnota Polska, September 2000).

53Für den zusätzlichen Unterricht an den �gesellschaftlichen Schulen� müssen die Eltern zumeist selbst
bezahlen, soweit nicht Lehrer aus Polen dazu entsandt wurden, die polnischen Botschaften und Konsulate
�nanziell halfen oder einzelne Lehrer auch unentgeltlich an diesen Schulen arbeiteten (Stelmachowski
2000: 295, Zawadowska/Staro«/Sielatycki 2001: 27). Etwa die Hälfte der vom CODN nach Weiÿ-
russland entsandten Lehrer (siehe Unterkapitel 6.1.5.1.2) arbeitete etwa Ende der neunziger Jahre nicht
an staatlichen, sondern an diesen �gesellschaftlichen Schulen� oder an Sonntagsschulen, was die weiÿrus-
sischen Behörden miÿtrauisch beobachteten (Bober 1997: 46; Masªowski 2001: 106); in der Ukraine
arbeiteten etwa 1995/96 13 Lehrer aus Polen und 66 aus der Ukraine an diesen Schulen (Wizimirska
1997b: 241).

54Nicht in die Tabelle miteinbezogen sind Sonntags- und Wochenendschulen sowie Schulen in Pfarreien.
2000/01 lernten in Weiÿrussland an diesen Schulen 2 570 Personen Polnisch (Masªowski 2001: 102).

55Masªowski 2001: 102. Per Anordnung des ukrainischen Erziehungsministeriums vom 29.8.96 wurden
gegen den Protest der Wspólnota Polska die fakultativen Stunden aus den Lehrplänen gestrichen, wo-
durch der zuvor an 88 Schulen der Ukraine freiwillig durchgeführte Polnisch-Unterricht unmöglich wurde
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Ein deutlich abweichendes Bild ergibt sich dagegen für Litauen: Auch die Wspólnota
Polska bestätigte, dass die Situation des polnischen Schulwesens in Litauen �erheblich bes-
ser als in allen Ländern Ost- und Westeuropa zusammen�56 sei. Dennoch besuchten auch
Mitte und Ende der neunziger Jahre wie schon vor 1989 noch etwa 50 Prozent der polnisch-
stämmigen Schüler in Litauen russische Schulen.57 Kon�ikte mit den litauischen Behörden
gab es insbesondere über den Lehrermangel, die im Vergleich zu litauischen Schulen gerin-
gere �nanzielle Unterstützung, die Forderung der polnischen Minderheit nach Ausbildung
der Lehrer für die polnischen Schulen auf Polnisch (was die litauische Seite ablehnte)58
sowie über die Versuche der Behörden, Polnisch als Abitur-P�ichtfach an den polnischen
Schulen abzuscha�en und den Geographie- und Geschichtsunterricht auf Litauisch durch-
zuführen.59

c) Schulbücher: In der Frage der Schulbücher be�ndet sich das polnische Schulwesen
in der Ukraine und Weiÿrussland in einer schwierigen Situation: Die Behörden stellten
bis Ende der neunziger Jahre in keinem der beiden Länder Geld für die Erstellung und
den Druck polnischsprachiger Schulbücher zur Verfügung. Sie lieÿen jedoch zum Teil aus
Polen (in Weiÿrussland auch aus Litauen) eingeführte polnischsprachige Schulbücher für
den Unterricht zu,60 ansonsten wurden weiter Schulbücher aus sowjetischen Zeiten ver-
wendet.61

(Senat RP, Biuro Spraw Mi�edzynarodowych i Polonijnych, Polacy na Ukrainie, Februar 2001). Das MSZ
�nanzierte daraufhin den Weiterbetrieb von 14 dieser Schulen (Auswärtiger Ausschuss des Sejm, Bulletin
Nr. 109, 18.2.97, Rede von Andrzej Stelmachowski).

56Auswärtiger Ausschuss des Sejm, Bulletin Nr. 109, 18.2.97, Rede von Andrzej Stelmachowski. Über
die Entwicklung der Zahlen der Kindergärten nach 1989 in Litauen informieren Odnajdywanie 1991:
24 und Kobeckaite 1993: 212.

57Kwiatkowski 1997: 124; Auslandspolen-Ausschuss des Sejm, Bulletin Nr. 60, 22.4.97, Beitrag von
Andrzej Stelmachowski. 1992 betrug die Rate sogar noch 60 Prozent (Kobeckaite 1993: 212). 1996
wurde im Schnitt eines von zwei polnischstämmigen Kindern in der Stadt Wilna auf eine polnische
Schule eingeschult, im Kreis �al£ininkai betrug dieses Verhältnis zwei zu drei, im Kreis Wilna sogar drei
zu vier (Józef Kwiatkowski, Szkolnictwo polskie na Litwie w latach powojennych w ±wietle statystyk,
Kurier Wile«ski, 14.8.97).

58Wizimirska 1997b: 240; Auslandspolen-Ausschuss des Sejm, Bulletin Nr. 58, 14.3.97, Rede von Józef
Kwiatkowski.

59Polnische Stellen protestierten insbesondere 1997/98 erfolgreich gegen diese �Litauisierung� des pol-
nischen Schulwesens in Litauen (Junosza-Kisielewski 1999: 35, Wizimirska 1999: 170), erwähnten
aber nicht, dass in Polen der Geschichts- und Geographieunterricht auf Polnisch abgehalten werden muss
(Auslandspolen-Ausschuss des Sejm, Bulletin Nr. 58, 14.3.97, Beitrag des litauischen Konsuls in Sejny,
Vidmantas Povilionis). In Polen wurden dabei immer wieder das Interview mit dem litauischen Bildungs-
minister Zinkevi£ius zitiert, der behauptet hatte, in Südostlitauen werden eher Weiÿrussisch als Polnisch
gesprochen und die polnischen Organisationen würden den Kindern die polnische Sprache aufzwingen
(Szkoªa musi by¢ narodowa, litewska! Rozmowa z nowym ministrem o±wiaty i nauki, Nasza Gazeta 9-
15.2.97).

60Bober 1997: 52f; Arbeitsplan vom 30.6.95 zum interministeriellen polnisch-weiÿrussischen Abkom-
men über Bildung und Erziehung, Art. 7. Eine Liste der verwandten Bücher und Unterrichtsmaterialien
gibt Staro« 2000: 116f.

61In der Ukraine wurden bis 1994 nicht einmal die Hälfte der geplanten Schulbücher herausgegeben,
diese Aufgabe wurde darüber hinaus im Lemberger Schulbuchverlag Svit monopolisiert (Senat RP, Biuro
Spraw Mi�edzynarodowych i Polonijnych, Polacy na Ukrainie, Februar 2001). Anfang 1997 erlieÿen die
ukrainischen Behörden ferner 10% Zoll und 20% Mehrwertsteuer auf importierte Bücher, so dass die
Wspólnota Polska einen geplanten Transport von Schulbüchern in die Ukraine annullierte (Auswärtiger
Ausschuss des Sejm, Bulletin Nr. 109, 18.2.97, Rede von Andrzej Stelmachowski). Im interministeriellen
Abkommen der Erziehungsminister vom Juli 2001 sicherten sich beide Seiten explizit �gegenseitige Hilfe�
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Litauen lässt dagegen keine aus Polen eingeführten Schulbücher zum Unterricht in den
polnischen Schulen zu (Wizimirska 1998: 169, Anm. 10). Deshalb wurden alle litaui-
schen Schulbücher für die polnischen Schulen auf Polnisch übersetzt; ein Prozess, der
jedoch bis 2001 noch nicht für alle Fächer abgeschlossen war (Kwiatkowski 2001: 23).
Weitere polnischsprachige didaktische Hilfsmittel wurden von den Verlagen in Litauen
nicht herausgegeben.62

6.1.5.1.2 Entsendung polnischer Lehrer nach Litauen, Weiÿrussland und die
Ukraine Die international-rechtliche Grundlage der Entsendung polnischer Lehrer nach
Litauen, Weiÿrussland und in die Ukraine sind die bilateralen Verträge über Zusammen-
arbeit in den Bereichen Bildung, Erziehung und Wissenschaft, ausgefüllt durch die in-
terministeriellen Vereinbarungen und die meist auf ein bis drei Jahre geschlossenen �Ar-
beitspläne�.63 Die innerpolnische rechtliche Grundlage für die Jahre 1989 bis 1991 war der
Beschluss 47 des Ministerrates vom 5. März 1976,64 an dessen Stelle 1992 und 1999 die
zwei erwähnten Verordnungen des MEN traten.65 Von 1989 bis 1991 war das MEN selbst
für die Entsendeprogramme zuständig. Seit 1991 organisiert die zu diesem Zweck gegrün-
dete zentrale Lehrerfortbildungsanstalt (CODN) im Auftrag des MEN die Entsendung der
Lehrer, unter anderem nach Weiÿrussland und in die Ukraine, jedoch kaum nach Litauen,
da dieses Land über einen eigenen ausreichenden entsprechenden Lehrkörper verfügt und
deshalb keinen Bedarf beim CODN angemeldet hat.66 Die Lehrer werden in erster Linie,
wenn auch nicht ausschlieÿlich für den Polnisch-Unterricht an den von den polnischen
Minderheiten besuchten Schulen eingesetzt.

bei der Versorgung mit Schulbüchern in der jeweiligen Minderheitensprache zu (Art. 8).
Auch in Weiÿrussland waren bis 2001 erst sechs entsprechende Schulbücher herausgegeben worden, je

drei im Jahre 2000 und 2001; die weiÿrussischen Behörden kündigten zum selben Zeitpunkt weitere mehr-
jährige Verzögerungen an. Da die deshalb aus Polen und Litauen bescha�ten polnischsprachigen Lehr-
bücher nicht dem weiÿrussischen Lehrplan entsprachen, wurden sie nur für den naturwissenschaftlichen
Unterricht zugelassen (Masªowski 2001: 108). Seit 1996 existieren auch gemeinsame Programmkommis-
sionen mit Weiÿrussland und der Ukraine, die gemeinsam die Lehrpläne für das Minderheitenschulwesen
erarbeiteten (Mazi«ska 1997: 111).

62Auslandspolen-Ausschuss des Sejm, Bulletin Nr. 58, 14.3.97, Rede von Józef Kwiatkowski.
63Zur Struktur der bilateralen Verträge Polens mit seinen östlichen Nachbarn siehe Kapitel 4.
64Uchwaªa Rady Ministrów w sprawie kierowania za granic�e obywateli polskich w celach szkoleniowych

i naukowo-badawczych, Monitor Polski 1976, Nr. 13, Pos. 64.
65Siehe Anmerkung 40.
66Staro« 2000: 111; Zawadowska/Staro«/Sielatycki 2001: 28. Zum Auswahlverfahren siehe Sta-

ro« 2001b: 254; eine Liste der weiÿrussischen und ukrainischen Orte, in die polnische Lehrer zur Arbeit
entsandt wurden �ndet sich bei Staro« 2000: 115.
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6.1.5.1.3 Fortbildung ausländischer Lehrer in Polen Die rechtliche Grundlage
zur Fortbildung ausländischer Lehrer in Polen sind die bilateralen Verträge über Zu-
sammenarbeit in den Bereichen Bildung, Erziehung und Wissenschaft, ausgefüllt durch
die interministeriellen Vereinbarungen und die meist auf ein bis drei Jahre geschlossenen
�Arbeitspläne�.67 Seit 1991 führt das Polonia-Lehrerfortbildungszentrum in Lublin (Po-
lonijne Centrum Nauczycielskie) Kurse für Lehrer vor allem der polnischen Sprache und
der Musik durch (RPPZ 1991: 156f), wobei ein deutlicher Schwerpunkt auf der Förderung
von Lehrern aus Schulen mit polnischer Unterrichtssprache oder Polnisch als Fremsprache
aus Litauen, Weiÿrussland und der Ukraine liegt. Dabei �nanziert die polnische Seite für
einen kleineren Teil der entsandten Lehrer die Aufenthaltskosten, während das entsenden-
de Land die Reisekosten trägt und die Fortbildungen während des Schuljahres gestattet.
Die Mehrzahl der Lehrer der drei genannten Staaten nahm indes an Fortbildungen wäh-
rend der Ferien auÿerhalb des eigenen Schuljahres statt.68 Insgesamt beteiligten sich in
den Jahren 1992-2000 14 020 Lehrer an den Kursen, davon 6 733 aus Litauen, Weiÿrus-
sland und der Ukraine.69 Primäres Ziel dieser Kurse ist es, weniger Lehrer aus Polen in
diese Länder entsenden zu müssen (RPPZ 1992: 315, RPPZ 1996: 208).

Anzahl der Lehrer polnischsprachiger Schulen aus Litauen, Weiÿrussland
und der Ukraine, die seit 1992 an Fortbildungen in Polen teilgenommen haben

1992 1993 1994 1995 1996 1997 1998 1999 2000 2001
Litauen 181 91 56 303 277 188 333 263 279 83
Weiÿrussland 270 475 377 343 359 494 453 309 301 157
Ukraine 33 112 318 114 211 136 130 147 180 57

Quelle: Schreiben DWZ-1-0856-RFN (14.6.01) des PCN an die Leiterin der Abteilung �Europäische In-
tegration und Internationale Zusammenarbeit� des MEN, Magdalena Mazi«ska (Kopie im Besitz des
Autors).

6.1.5.1.4 Staatliche Schulbuchkommissionen In den bilateralen Regierungsab-
kommen Polens mit Litauen, Weiÿrussland und der Ukraine wurde 1991/92 jeweils die
Einrichtung einer gemeinsamen Schulbuchkommission zur Überprüfung der Inhalte der
Schulbücher insbesondere im Fach Geschichte und Geographie festgelegt.70 Diese in er-
ster Linie mit Vertretern der jeweiligen Erziehungsministerien besetzten Kommissionen
sind nicht mit den wissenschaftlichen und von Regierungsstrukturen unabhängigen bilate-
ralen Historikerkommissionen verzahnt. Während die entsprechenden deutsch-polnischen

67Zur Struktur der bilateralen Verträge Polens mit seinen östlichen Nachbarn siehe Kapitel 4.
68Als Beleg dessen seien die Zahlen der interministeriellen Abkommen genannt: Polen-Litauen 1992: 50

Lehrer; 1993/94: 15 Lehrer; seit 1995: 25 Lehrer nach Polen; Polen-Weiÿrussland 1992/93: 90 Lehrer; seit
1994: 60 Lehrer nach Polen; Polen-Ukraine: 1993-95: 30 Lehrer; seit 1996: 40 Lehrer (Interministerielle
Abkommen des MEN, verschiedene Jahrgänge).

69Mazi«ska/Bober/Petri 2001: 248. Während etwa 1992 insgesamt 560 Lehrer an solchen Kursen
teilnahmen und somit über 80% der Lehrer aus Litauen, Weiÿrussland und der Ukraine waren, sank dieser
Anteil bis zum Jahr 2000 auf etwa 30% (Wójtowicz 2001: 236).

70Art. 8 der polnisch-ukrainischen Vereinbarung über Bildungs- und Erziehungsfragen von 1991; Art.
10 des Arbeitsplanes zum polnisch-weiÿrussischen interministeriellen Abkommen von 1994; Arbeitsplan
zum polnisch-litauischen interministeriellen Abkommen von 1992.
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Kommissionen personell eng ver�ochten sind, tagen die Kommissionen Polens und sei-
ner östlichen Nachbarn weitgehend parallel zueinander und sind eher vom Wunsch nach
ausdrücklicher Unabhängigkeit voneinander geprägt.71
Obwohl die Arbeitspläne der interministeriellen Abkommen Polens mit seinen östlichen

Nachbarn regelmäÿige Sitzungen der Schulbuchkommissionen vorsahen, tagten diese eher
selten: So wurde die Arbeit der polnisch-ukrainischen Kommission nach einigen ersten
Sitzungen 1993 erst 1995 durch einen Aufruf des polnisch-ukrainischen Konsultativkomi-
tees der beiden Präsidenten reaktiviert, aber erneut zwischen 1998 und November 2002
unterbrochen, unter anderem wegen der polnischen und ukrainischen Schulreform und
der Neuherausgabe aller Schulbücher. Auch die Arbeit der polnisch-litauischen Kommis-
sion verlief zwischen 1992 und 1997 sehr stockend72 und war zwischen 1998 und Oktober
2002 vollständig eingestellt: Von den Schwierigkeiten der Gespräche zeugt dabei etwa der
Rückzug des langjährigen polnischen Co-Vorsitzenden Henryk Wisner.73 Beide Kommis-
sionen unternahmen jedoch einen ho�nungsvollen Neubeginn der Gespräche im Oktober
bzw. November 2002.74 Am schwierigsten verliefen und verlaufen die Gespräche der ent-
sprechenden polnisch-weiÿrussischen Kommission; auch nach einer polnische Initiative im
Jahre 2002 konnten sie noch nicht wieder aufgenommen werden.75

6.1.5.2 Wissenschaftsbezogene Aktivitäten

6.1.5.2.1 Studentenaustausch Die im folgenden aufgeführten Daten spiegeln den
Stand der Soll-Kooperation (teilweise als Unter-, teilweise als Obergrenzen) zwischen den

71Interview mit Piotr Unger, MEN, polnischer Sekretär der staatlichen Schulbuchkommissionen,
29.10.02; Interview mit Stanisªaw Bylina, Direktor des Historischen Instituts der Polnischen Akade-
mie der Wissenschaften in Warschau seit 1991, 22.10.02. Speziell eine wissenschaftliche Initiative des
Ostmitteleuropa-Institutes Lublin verdient in diesem Zusammenhang Beachtung: Diese NGO gibt zusam-
men mit namhaften Historikern der östlichen Nachbarstaaten eine achtbändige Reihe von Handbüchern
zur Geschichte Polens, der Ukraine, Weiÿrusslands und Litauens heraus (u.a. Hrycak 2000; Jakowen-
ko 2000; Szybieka 2001, Sahanowicz 2001). Zu diesem Zweck fanden zwischen 1990 und 1995 sechs
Konferenzen statt (nach dem ersten Tagungsort oft �Rom-Prozess� genannt), siehe Kªoczowski 1994
(�Rom I�); Dyl�agowa/Filipowicz 1994 (�Rom II�); Ukraina-Polska 1993 (�Rom III�); Maldzis
1994 (�Rom IV�), zu �Rom V� kein Konferenzband erschienen; Spoªecze«stwo obywatelskie 1996
(�Rom VI�). Kurze Tagungsberichte zu den ersten drei Tagungen �nden sich auch bei Gach 1990, Gach
1992, Gach 1993 und im Biuletyn Infomacyjny Nr.1 (1991-1992) des Ostmitteleuropa-Institutes Lub-
lin; Lublin 1996: 54-75. Sahanowicz 2001; Szybieka 2001. Eine weitere wichtige Initiative waren die
polnisch-ukrainischen Tagungen des Weltverbandes der AK und des Verbandes der Ukrainer in Polen
zwischen 1994 und 2001 unter dem Titel �Polacy i Ukraincy 1918-1948. Trudne pytania�. In dieser Reihe
fanden bis 2001 acht Konferenzen statt, deren Ergebnisse � häu�g nur ein Protokoll abweichender Stand-
punkte � in einer gleichnamigen Reihe publiziert wurden (T. Sta«czyk, Trudne pytania, Rzeczpospolita,
18./19.6.94).

72Es kamen in diesem Zeitraum nur zwei Sitzungen zustande (Leszek Moczulski, KPN, Auslandspolen-
Ausschuss des Sejm, Bulletin Nr. 58, 14.3.97). Der Journalist Mariusz Urbanek schrieb 1992, der Versuch
eines gemeinsamen Schulbuches aller Länder Ostmitteleuropa zur eigenen Geschichte müsse entweder eine
dünne Broschüre sein, die hauptsächlich aus weiÿen Flecken bestehe, oder aber ein �dicker Wälzer, der
eher ein Protokoll abweichender Standpunkte wäre� (Mariusz Urbanek, Na Wschód od historii, Wprost
16/1992: 54).

73Interview mit dem polnischen Generalkonsul in Wilna, Mieczysªaw Jackiewicz, 25.10.01.
74Sechstes Protokoll der polnisch-ukrainischen Expertenkommission zur Analyse der Schulbücher in

den Fächern Geschichte und Geographie, Lemberg, 19.-22.10.02; Protokoll der polnisch-litauischen Ex-
pertenkommission zur Erfordnung der Probleme des Geschichtsunterrichtes, Wilna, 24.-26.11.02 (Quelle:
MEN).

75Interview mit dem polnischen Sekretär der Schulbuchkommissionen, Piotr Unger, 29.10.02.
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Erziehungsministerien Polens und seiner östlichen Nachbarn hinsichtlich von Stipendien
für Studentenaustausche wider.76 Die tatsächliche Zahl der mit einem Stipendium des
MEN ausgestatteten Studenten, die ins Ausland gesandt wurden oder als Ausländer ein
Jahr in Polen studieren konnten, lässt sich aus den im MEN und dem BUWiWM vorhan-
denen (ungenauen) Statistiken der Jahre 1989 bis 2002 nicht abschlieÿend rekonstruie-
ren.77 Es kann jedoch festgehalten werden, dass der Anteil der Studenten aus Ländern der
ehemaligen UdSSR, die in Polen mit Unterstützung des MEN studierten, nur etwa vier
Prozent aller ausländischen MEN-Stipendiaten betrug und der Anteil der in einer ehema-
ligen Sowjetrepublik studierenden Polen im gleichen Zeitraum eher noch geringer war.78
Dagegen stammten etwa 40 Prozent der in Polen studierenden ausländischen Studenten
bis 1995 aus Entwicklungsländern.
Die folgende Tabelle enthält nur die Untergrenzen der in Polen studierenden Stipendia-

ten aus Litauen, Weiÿrussland und der Ukraine, nicht jedoch die gemäÿ den Abkommen
in aller Regel identischen Zahlen79 der nach Litauen, Weiÿrussland und die Ukraine ent-
standten polnischen Studenten. Die Stipendien wurden nach folgenden Grundsätzen ver-
geben: Bei den von der Nationalität unabhängigen Stipendien trug die aufnehmende Seite
in aller Regel nur die Versicherungskosten, während die entsendende Seite (mit Ausnah-
me des polnisch-weiÿrussischen Abkommens) für alle sonstigen Kosten aufkam. Bei den
Stipendien für die gegenseitigen Minderheiten wurde dieser Grundsatz umgekehrt: Hier
leistete das entsendende Land nur die Reisekosten während das aufnehmende Land für
alle weiteren Kosten aufkam. Nach dem letztgenannten Grundsatz wurden auch die drei-
bis vierwöchigen studentischen Sprachkurse für Angehörige der gegenseitigen Minderhei-
ten sowie die Kurzforschungsaufenthalte �nanziert. Aus der Tabelle wird ersichtlich, wie
deutlich sich der Studentenaustausch auf die gegenseitigen Minderheiten konzentrierte.
Während zu Beginn und Mitte der neunziger Jahre Polen und seine östlichen Nachbarn

gegenseitig vor allem Stipendien für ein Vollstudium an den Hochschulen des Nachbar-
landes vergaben, änderte sich dieser Grundsatz ab Ende der neunziger Jahre allmählich,
da der unbeabsichtigte Nebene�ekt auftrat, dass die Studenten nach Abschluss ihres Stu-
diums nicht etwa, wie politisch intendiert,80 wieder in ihr Heimatland zurückkehrten, um

76Ausgenommen davon sind im folgenden aufgrund der lückenhaften Statistiken Praktika für Studen-
ten der Pädagogik und der Polonistik von Hochschulen der östlichen Nachbarländer. 1997/98 (2000/01)
vergab etwa das MEN Ferien- und Sprachkurse an 135 (170 bzw. 50) ausländische Studenten für einen
Aufenthalt an der Pädagogischen Hochschule Rzeszów bzw. am Polnischen Kultur- und Sprachenzentrum
in Lublin (MEN, Abteilung für Internationale Zusammenarbeit: Wspóªpraca z zagranic�a szkóª wy»szych
resortu Edukacji Narodowej w 1997 roku, Warszawa 1998; Mazi«ska/Bober/Petri 2001: 250). Zu-
sätzlich �nanzierte auch die Wspólnota Polska 1995 einmalig mit 50 000 PLN Fortbildungen für Lehrer
aus Litauen, Weiÿrussland und der Ukraine am Fortbildungszentrum der UMCS Lublin (Anhang zum
Beschluss des Senatspräsidiums vom 17.5.95, Protokoll Nr. 74).

77Siehe die Jahresberichte �Informacja o wspóªpracy resortu Edukacji Narodowej z Zagranic�a�, heraus-
gegeben von der Abteilung �Internationale Zusammenarbeit� des MEN, verschiedene Jahrgänge. Erst seit
2001 führt etwa das BUWiWM eine (schwer zugängliche) genaue und sehr ausführliche Statistik über in
Polen studierende ausländische Studenten, nicht jedoch über im Ausland studierende Polen.

78Nur für das Jahr 2000 hat Chwilczuk 2000: 11 eine genaue Aufstellung der in Polen studierenden
Ausländer aus den östlichen Nachbarstaaten gegeben, dabei jedoch nicht angeführt, ob diese Studenten
über ein Stipendium verfügten.

79Ein Abweichen von dieser Regel war seit 1991 insbesondere im Falle Weiÿrusslands zu beobachten,
wobei die polnische Seite auf eigene Kosten mehr Studenten aus Weiÿrussland aufnahm als sie in dieses
Land entsandte.

801995 zog das Polonia-Bildungsforum die Schlussfolgerung, dass es ein Stipendiensystem geben müsse,
dass auch den Angehörigen der polnischen Minderheiten in den östlichen Nachbarstaaten ein Studium
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dort die Lage der Minderheit zu stabilisieren, sondern oft am Studienort blieben und
dort eine Arbeit aufnahmen. Ab etwa Mitte der neunziger Jahre fand auch das Mitent-
scheidungsrecht der Minderheitenverbände bei der Vergabe der Stipendien eine explizite
Aufnahme in die Abkommen.
Die für das Jahr 2001 vorliegenden de facto-Zahlen des BUWiWM zeigen, dass die in den

interministeriellen Abkommen des MEN genannten Zahlen tatsächlich teilweise deutlich
übertro�en wurden: So wurden in diesem Jahr 29 Studenten der polnischen Minderheit
aus Litauen neu für ein Vollstudium in Polen rekrutiert, zusätzlich noch 89 Studenten
der polnischen Minderheit aus Litauen für einsemestrigen Studienaufenthalt in Polen so-
wie 30 Doktoranden. Aus Weiÿrussland wurden 54 Studenten der polnischen Minderheit
für ein Vollstudium in Polen aufgenommen, ferner neun Studenten für Semesterstipendi-
en sowie 13 Doktoranden. Aus der Ukraine nahmen 2001 tatsächlich vier Doktoranden
nicht-polnischer Herkunft ein Studium in Polen auf, ferner 80 Studenten der polnischen
Minderheit aus diesem Land für ein Vollstudium sowie zwölf Studenten und 22 Doktoran-
den für ein Semester.81

an den Hochschulen ihres Herkunftslandes ermöglicht (Mazur 1997: 489). Vizeauÿenminister Wyzner
stellte 1996 fest, dass Regierungsstipendien für Auslandspolen für ein Studium in Polen durch Stipendien
am Wohnort ersetzt und dafür ergänzende Möglichkeiten eines Praktikums in Polen gescha�en werden
sollten (Polonia- und Auslandspolen-Ausschuss des Senat, 8./9.1.96: 60). Ähnlich betonte 1997 Czesªaw
Oki«czyc, dass den Studenten der polnischen Minderheit in Litauen, die zum Studium nach Polen gingen,
die Reintegration in Litauen in den Arbeitsmarkt schwer falle (Rozmowa 1997: 130).

81BUWiWM, Wyniki rekrutacji cudzoziemców na ksztaªcenie w Polsce przeprowadzonej przez Biuro
Uznawalno±ci Wyksztaªcenia i Wymiany Mi�edzynarodowej w roku 2001, Tabellen Nr. 8, 9, 10, 11. In Bezug
auf die nicht den gegenseitigen Minderheiten o�en stehenden Programme waren dagegen teilweise eher
zu geringe Zahlen zu bemerken: So studierte etwa 2001 kein Student und nur ein Doktorand litauischer
Nationalität aus Litauen mit litauischem Stipendium in Polen; seit 1999 hat sich ferner nur ein polnischer
Student für ein Studium in Weiÿrussland gemeldet (Persönliches Gespräch des Autors im BUWiWM,
18.2.01).
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6.1.5.2.2 Polnischsprachiges Hochschulwesen in den östlichen Nachbarstaa-
ten Nach 1989 gelang es in keinem der an Polen östlich angrenzenden Länder, eine
polnischsprachige Volluniversität für die polnischen Minderheiten ins Leben zu rufen.
Neu eingerichtet wurde jedoch in Weiÿrussland ein Polonistik-Lehrstuhl an der Uni-
versität Grodno, deren Absolventen speziell auch Polnisch an den polnischen Schulen
in Weiÿrussland unterrichten dürfen.82 In der Ukraine wurden bis 1996 an den Leh-
rerfortbildungsanstalten (�Pädagogische Institute�) in Drohoby£, Kiev und �ytomyr drei
Polonistik-Lehrstühle eingerichtet (Gill/Gill 1997: 83).83
Einen besonderen Fall stellte der Versuch polnischer Kreise in Litauen � im Verbund

mit dem ZPL � dar, eine polnische Volluniversität in Wilna wiederzubeleben.84 Im Okto-
ber 1991 wurde die �Polnische Universität Wilna� von der �Gesellschaft der Wissenschaft-
ler polnischer Herkunft� gegründet. Die Universität hatte 1991 jedoch keinen Sitz, keine
�nanzielle Basis und keine Genehmigung der litauischen Behörden.85 Da jedoch zur sel-
ben Zeit an der Pädagogischen Hochschule in Wilna sieben Fächer auf Polnisch studiert
werden konnten, 1995/96 an dieser Institution mit der Lehrerausbildung für polnisch-
sprachige Lehrer in Litauen begonnen und schon ab 1993 das Studium der Polonistik am
entsprechenden neugegründeten Lehrstuhl der Universität Wilna möglich wurde, konnte
sich die Idee einer polnischen Universität in Wilna trotz der Anschub�nanzierung durch
die Wspólnota Polska und das Senatspräsidium86 nicht etablieren.87 Ihre Registrierung
(und damit die Möglichkeit der Verleihung von anerkannten Diplomen) verzögerte sich
bis Mai 1998, nachdem ihre Erö�nung auch in Polen scharf kritisiert worden war,88 ihr

82Dieser Lehrstuhl wurde 1989 gegründet und ist bis heute in der weiÿrussischen Geschichte der er-
ste und einzige derartige Lehrstuhl (Musijenko 1999: 24; Masªowski 2001: 110). Er zählte 1999/2000
in fünf Jahrgängen 118 Studenten, zumeist polnischer Abstammung. An anderen Universitäten (Brest,
Minsk) kann Polnisch als Nebenfach zu Russisch oder Weiÿrussisch gewählt werden (Biuro Spraw
Mi�edzynarodowych i Polonijnych Kancelarii Senatu, Polacy na Biaªorusi, Oktober 2000).

83Ein besonders interessantes polnisch-ukrainisches Hochschulprojekt nahm ab Ende 1998 in Polen
Gestalt an: Auf einem Tre�en der beiden Vorsitzenden der polnisch-ukrainischen (Sejm) und ukrainisch-
polnischen (Verchovna Rada) Parlamentariergruppe im Dezember 1998 wurde eine erste Deklaration
zur Erö�nung einer polnisch-ukrainischen Universität (Cie±lik 1999: 179) und am 1.10.00 ein konkretes
Abkommen zur Einrichtung eines Kollegiums unterzeichnet (Szmyd 2001: 237). Diese Universität geht
insbesondere auf einen Vorschlag von Bohdan Osadczuk vom Juni 1997 zurück, wie Präsident Kwa±niewski
bei der Erö�nung im Oktober 2001 betonte. Als Modell sprach der Präsident dabei ausdrücklich die
Frankfurter Europa-Universität Viadrina an. Er betonte dabei erneut den Beitrag von Jerzy Giedroyc
für das polnisch-ukrainische Verhältnis (Rede von Präsident Kwa±niewski zur Erö�nung des europäischen
Kollegs polnischer und ukrainischer Universitäten, 6.10.01, abgedruckt in: Kwa±niewski 2001: 398).

84Von polnischer Seite verband man groÿe Ho�nungen mit dieser Idee, um an die traditionsreiche,
1579 geründete Stefan-Batory-Universität in Wilna anzuknüpfen. Einer Arbeitsgruppe in Litauen lieÿ
man dafür über die Universitäten in Danzig und die SGH Warschau 1992 75 000 (neue) PLN zukommen
(RPPZ 1993: 153).

85Janina Paradowska, Mira», czyli Uniwersytet Polski w Wilnie, Polityka, 21.8.93: 13. An vier Fakul-
täten studierten im Wintersemester 1991 etwa 150 Studenten, im zweiten Semester schrieben sich bereits
aber nur 80 Studenten ein (Roman Dzwonkowski, Szkolnictwo i o±wiata polska na wschodzie, Biuletyn
Informacyjny Wspólnota Polska, Sondernummer August 1992).

861992 beteiligte sich die Wspólnota Polska mit 50 000 PLN am Aufbau der Universität (Anhang zum
Beschluss des Präsidiums des Senats vom 16.9.92). 1998 gewährte das Senatspräsidium der Polnischen
Universität Wilna technische Hilfe im Wert von 120 000 PLN (Beschluss Nr. 44 des Senatspräsidiums,
9.9.98).

87Weitere Möglichkeiten, in Litauen an post-sekundaren Bildungseinrichtungen in polnischer Sprache
zu studieren, bestanden ab 1998 an einer höheren Landwirtschaftsschule, einer Lehrerfortbildungsanstalt
und einer höheren medizinischen Schule (Wizimirska 1998: 169, Anm. 10).

88Wizimirska 1999: 169f. Zuvor hatte Andrzej Stelmachowski 1997 vorgeschlagen, die �Polnische Uni-
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Fortbestand ist ungewiss.

6.1.5.2.3 Lektorenprogramm Das MEN verfügt über ein weltweites Lektorenpro-
gramm, das seit 1991 auch Litauen, Weiÿrussland und die Ukraine umfasst. Alle Lektoren
werden durch eine Kommission der polnischen Universitäten ausgewählt und müssen vom
aufnehmenden Staat akzeptiert werden.89 Bis Mitte der neunziger Jahre trug die entsen-
dende Seite alle aufkommenden Kosten, ab diesem Zeitpunkt ging Polen indes mit allen
drei östlichen Nachbarn zum Grundsatz über, dass die entsendende Seite nur die Reiseko-
sten, die aufnehmende Seite dagegen alle weiteren Kosten abdecke. Die interministeriellen
Abkommen und deren ausführende �Arbeitspläne� legen jedoch lediglich die Entsendebe-
stimmungen fest, in der Regel aber nicht die genaue Zahl der Lektoren. Insbesondere im
Falle der Ukraine gingen die Abkommen der Aufnahme der Programmtätigkeit deutlich
voraus (Entsendung bereits 1995/96 vorgesehen, tatsächlich aber erst 1998 aufgenommen).
Deshalb wurden die Archivbestände des MEN als empirische Auswertung zugezogen, die
folgendes Bild ergaben:

Anzahl der vom MEN ensandten Polnisch-Lektoren
an Hochschulen in Litauen, Weiÿrussland und der Ukraine seit 1991
91/92 92/93 93/94 94/95 95/96 96/97 97/98 98/99 99/00 00/01 01/02

LT 1 1 3 4 5 5 3 3 2 k.A. k.A.
BY 0 0 1 1 1 1 1 1 1 4 4
UA 0 0 0 0 0 0 0 2 2 3 6

Quelle: Interview des Autors mit Krystyna Maszewska, MEN, Abteilung für Internationale Zusammen-
arbeit, 23.10.02; Archiv des MEN, Signatur-Nr. 274/13. LT=Litauen, BY=Weiÿrussland, UA=Ukraine.

Im akademischen Jahr 2002/03 waren vom MEN entsandte polnische Lektoren an fol-
genden Universitäten Litauens, Weiÿrusslands und der Ukraine vertreten: In Litauen seit

versität� als �Eurofakultät� oder �Polnisches Kollegium� an die Wilnaer Universität anzuschlieÿen oder
als Auÿenstelle einer polnischen Universität zu gründen. Tadeusz Iwi«ski (SLD) nannte die Pläne einer
Polnischen Universität � ähnlich wie der ehemalige polnische Botschafter in Litauen, Widacki, � einen
�absurden Gedanken�, da es in Litauen unter der polnischen Minderheit nur etwa 20 Personen mit ei-
nem Doktortitel gebe und Polen nicht in der Lage sei, für die Entsendung einer entsprechenden Anzahl
von Hochschullehrern aus Polen zu sorgen (Auswärtiger Ausschuss des Sejm, Bulletin Nr. 109, 18.2.97,
Beitrag von Tadeusz Iwi«ski; Auslandspolen-Ausschuss des Sejm, Bulletin Nr. 56, 7.2.97, Beitrag von
Tadeusz Iwi«ski; Auslandspolen-Ausschuss des Sejm, Bulletin Nr. 60, 22.4.97, Rede von Andrzej Stelma-
chowski). Der sowjetische KGB hatte 1991 in Vilnius die Erö�nung einer polnisch-russischen �slawischen
Universität� vorgesehen, oder, falls dies nicht möglich sei, einer rein polnischen Universität. Die litauische
Seite erlangte Kenntnis von diesen Plänen, verdächtigte daraufhin die polnische Minderheit noch stärker
als zuvor einer Zusammenarbeit mit dem alten System und lehnte einen solchen Schritt lange Zeit ab
(Widacki 1997: 149, Anm. 1).

89Interview des Autors mit Krystyna Maszewska, MEN, Abteilung für Internationale Zusammenarbeit,
23.10.02. Insbesondere die Lektoren-Verträge für Weiÿrussland und die Ukraine schlieÿt das MEN grund-
sätzlich auf drei plus ein Jahr ab. Rechtliche Grundlage der Verträge istMonitor Polski 1995, Nr. 64, Pos.
698. Es gibt jedoch bedeutende Ausnahmen von dieser Regel, so war etwa der polnische Lektor an der
�Staatlichen Universität Weiÿrusslands� zehn Jahre lang von 1993 bis 2002 an dieser Hochschule tätig.
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1991 ausschlieÿlich an der Universität Wilna,90 in Weiÿrussland an den Universitäten
Minsk (Staatliche Universität, Pädagogische Universität), Vicebsk, nicht aber an der Uni-
versität Grodno91 sowie in der Ukraine an den Universitäten Ivano-Frankivsk, Kiev (Aka-
demia Mohylans'ka), �erkasy, Sumy, Zaporiººja, Luc'k und (seit 2002) Simferopol.92

6.1.6 Der Senat in der Auslandspolen-Politik
Wie bereits in Kapitel 4.1.3 erwähnt, ergri� der 1989 wieder gegründete Senat sofort die
Initiative, analog dem Senat der Zwischenkriegszeit die Betreuung der weltweiten Polo-
nia und der polnischen Minderheiten in den östlichen Nachbarstaaten zu übernehmen.93
Der Ausschuss für die Polonia und die Auslandspolen des Senats koordinert diesbezüg-
lich die Aufrechterhaltung der Bindungen der im Ausland lebenden Polen an Polen, ihre
rechtliche Situation, leistet ihren Organisationen Hilfestellung und kümmert sich um die
Erhaltung des kulturellen und historischen Erbes sowie der Traditionen. Er begutach-
tet für das Präsidium des Senats die die Polonia oder die Auslandspolen betre�enden
Projektanträge dritter Organisationen. Das (zumeist dreiköp�ge) Senatspräsidium ent-
scheidet � nach einer nach längeren diesbezüglichen Auseinandersetzung im Jahre 2000
� über die Mittelvergabe an entsprechende Durchführungsorganisationen: Die Kontrolle
über die Ausgaben obliegt formell der Senatskanzlei, die jedoch organisatorisch nur ei-
ne dem Senatspräsidium untergeordnete Verwaltungseinheit bildet, und dem polnischen
Rechnungshof (NIK).94 Nachfolgend sollen die wichtigsten, vom Senat überwiegend oder
vollständig abhängigen Akteure und ihre diesbezügliche Arbeit vorgestellt werden.95

6.1.6.1 Die Wspólnota Polska

Aus einer Initiative einer Gruppe von Senatoren unter der Leitung von Andrzej Stel-
machowski heraus entstand im Februar 1990 die �Gesellschaft Polnische Gemeinschaft�
(Stowarzyszenie Wspólnota Polska).96 Sie hat gemäÿ ihrem von der Kanzlei des Senats ge-
nehmigten Statut die Aufgabe, die Auslandspolen mit dem Mutterland zu verbinden, ihre
Identi�zierung mit polnischer Kultur zu unterstützen, das Bewuÿtsein einer gemeinsamen

90Bemerkenswert ist, dass die von 1994 bis 1997 als Polnisch-Lektorin arbeitende Maªgorzata Kasner
im Jahre 2000 als Direktorin des Polnischen Kulturinstitutes nach Wilna zurückkehrte.

912000/01 bestanden darüber hinaus noch Lektorate an den Universitäten Weiÿrusslands in Homel' und
Navapolack, die jedoch nicht vom MEN betreut wurden (Biuro Spraw Mi�edzynarodowych i Polonijnych
Kancelarii Senatu, Polacy na Biaªorusi, Oktober 2000).

92Schreiben der polnischen Botschaftsrätin Natalia Bry»ko-Zapór (Kiev) an den Autor, 14.11.02.
93Protokoll der 9. Sitzung des Präsidiums des Senats, 15.9.89.
94Die Rechtsgrundlage zur Vergabe solcher Aufträge ist � 20 des Haushaltsgesetzes vom 5.1.91 sowie

die Verordnung des Ministerats vom 29.7.97 (Dziennik Ustaw 1997, Nr. 94, Pos. 573).
95Nicht berücksichtigt werden also etwa NGOs wie die Fundacja Pruszy«skich, die Konferencja Rek-

torów Uczelni Niepa«stwowych oder die Kasa Mianowskiego, die sich ganz überwiegend oder ausschlieÿlich
aus privaten �nanziellen Mitteln (etwa durch die Batory Stiftung oder die Fundacja na Rzecz Nauki Pols-
kiej ) �nanzieren und spezielle, teilweise umfangreiche Förderprogramme (v.a. in den Bereichen Bildung
und Wissenschaft) aufgelegt haben (Junosza-Kisielewski 1999: 34; www.bbn.gov.pl [1.10.02]; Polska
jest granic�a Wschodu, Kultura 4/2000: 71-77).

96Das Gründungsprotokoll ist abgedruckt im Bulletin der Wspólnota Polska, Sonderheft 2000: 10-
11. Zu Zeiten der Volksrepublik Polen kümmerte sich bis Mitte der achtziger Jahre die Organisation
Polonia nur um die polnische Emigration im Westen, nicht aber um die polnischen Minderheiten in
Litauen, Weiÿrussland und der Ukraine. Sie wurde 1989/90 aufgelöst und in Form der Wspólnota Polska
wiedergegründet.
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Geschichte zu bewahren sowie die Einheit der polnischen Kultur, Bildung und Erziehung
zu unterstützen.97 Ferner soll sie zur Herausbildung einer polnischen Intelligenz vor allem
in den östlichen Nachbarländern beitragen, wo diese durch die stalinistischen Repressio-
nen vernichtet wurde oder ausreiste (Stelmachowski 2000: 293-295). Das Budget der
Wspólnota Polska wird im Durchschnitt zu etwa 90 Prozent aus Mitteln der Senatskanz-
lei, zu etwa 10 Prozent aus Mitteln des MEN �nanziert.98 Der Senat vergibt damit etwa
90 Prozent seiner Gesamtmittel für die Programmarbeit an diese Organisation, die rest-
lichen 10 Prozent entfallen insbesondere auf die im nächsten Unterkapitel untersuchten
Stiftungen Fundacja Pomoc Polakom na Wschodzie, Fundacja Pomoc Szkoªom Polskim
na Wschodzie im. Tadeusza Goniewicza und die Fundacja O±wiata Polska za Granic�a.
Dagegen verfügt die Wspólnota Polska bis heute über das Monopol für aus staatlichen
Mitteln �nanzierte Investitionstätigkeiten in den östlichen Nachbarstaaten Polens.

Der Bereich �Bildung/Wissenschaft� ist der wichtigste Teil der Programmarbeit
der Wspólnota Polska. Er enthält unter anderem die Finanzierung wissenschaftlicher
Veranstaltungen sowie von Schulbüchern und didaktischen Hilfsmitteln. Insgesamt wur-
de seit 1990 stets deutlich über die Hälfte der Mittel dieses Programmes für Projek-
te in Litauen, Weiÿrussland und der Ukraine verwendet. Der Förderung des Bereiches
�Jugend/Freizeit� vollzieht sich insbesondere durch die Vergabe von Mitteln für Ferien-
lager an mannigfaltige gesellschaftliche Organisationen. Dieses Programm ist im Rahmen
der Wspólnota Polska ein Sonderfall, da es nicht im Auftrag des Senats, sondern des MEN
durchgeführt wird, das jedoch wiederum fast ausschlieÿlich die Wspólnota Polska mit der
Durchführung dieser Art von Projekten betraut.99 Es legt einen bewussten Schwerpunkt
auf Sommeraufenthalte polnischstämmiger Jugendlicher insbesondere aus Litauen, Weiÿ-
russland und der Ukraine in Polen.100
Das Kulturprogramm beinhaltete insbesondere die Förderung polnischer Kultur in

polnischen Milieus im Ausland, während der Bereich �soziale und humanitäre Hilfe�
schlieÿlich sowohl Stipendien für Studenten polnischer Abstammung als auch Einmalzah-
lungen an Armeeveteranen und Hilfe für Krankenhäuser vor allem in Litauen, Weiÿrus-
sland und der Ukraine umfasst. Im Rahmen des seit 1993/94 bestehenden eigenständigen
Stipendienprogrammes der Wspólnota Polska können satzungsgemäÿ nur Personen

97Im Statut der Wspólnota Polska fand sich ursprünglich kein Hinweis auf die besondere Rolle des
Senats als dem bei weitem wichtigsten Geberorgan für diese Organisation, was erst 1996 nach �nanziellen
Unregelmäÿigkeiten kritisiert und abgeändert wurde (Protokoll Nr. 124 der Sitzung des Senatspräsidiums
vom 11.7.96, Teil 2).

98Vereinbarung der Senatskanzlei und derWspólnota Polska vom 6.10.94; Schreiben des Rechnungshofes
(NIK) an die Wspólnota Polska vom 27.8.97, Protokoll Nr. 145 der Sitzung des Sentspräsidiums, 6.3.97,
Anhang 6 (Az.: DBP-41101-1-96).

99So stellte das MEN etwa im Jahre 2000 5,2 Mio PLN für Ferienlager polnischstämmiger Jugendlicher
zur Verfügung, wovon die Wspólnota Polska 4,6 Mio PLN erhielt (Anhang zum Protokoll Nr. 80 der
Sitzung des Senatspräsidiums, 8.6.00).
100So stammten etwa im Sommer 1992 2 330 (von insgesamt 3 072) Jugendliche dieser Ferienlager aus

den ehemaligen Sowjetrepubliken (MEN, Abteilung für Internationale Zusammenarbeit, Informacja o
wspóªpracy resortu Edukacji Narodowej z zagranic�a w roku 1992 ). Im Sommer 2000 kamen 3 639 Jugend-
liche auf Ferienlager nach Polen � davon 2 983 aus ehemaligen Sowjetrepubliken, 342 aus Ostmitteleuropa
und 314 aus Westeuropa und Nordamerika. Ferner �nanzierte das MEN im Jahr 2000 einen Teil der Ko-
sten für Kinder polnischer Abstammung, um an Ferienlagern der Caritas und anderer NGOs teilzunehmen
sowie für 600 Kinder, die an den Pfad�nderlagern des ZHP teilnahmen (Mazi«ska/Bober/Petri 2001:
250).
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polnischer Herkunft gefördert werden, wobei jedoch im Unterschied zu den Richtlinien
des MEN keine Sprachtests für die Bewerber durchgeführt werden. Von etwa 150 im er-
sten Programmjahr 1993/94 wuchs die Zahl bis 2000 auf etwa 300 Stipendien an, wobei
die Zahl der Anträge etwa doppelt so hoch ist. Die Stipendien werden für ein Semester
vergeben, in der Praxis aber oft verlängert.101 Etwa 80 Prozent der Stipendiaten gehören
der polnischen Minderheit in Weiÿrussland, der Ukraine und Litauen an, ansonsten wird
insbesondere noch die Polonia aus Kasachstan berücksichtigt.102 1999/2000 und 2000/01
stellte die Wspólnota Polska für diesen Programmpunkt im Rahmen der �sozialen und
humanitären Hilfe� 305 000 PLN und 350 000 PLN, 2002/03 688 250 PLN (im Rahmen
des Programms �Bildung und Wissenschaft�) zur Verfügung.
Erwähnung verdient schlieÿlich das Projekt �Landwirtschaftliche Zone der Stadt

Wilna� , mit Hilfe dessen seit 1994 die materielle Situation der zahlreichen polnisch-
stämmigen Bauern rund um Wilna verbessert werden soll. Das Ziel ist es hierbei, ein
Lieferantennetz für die zahlreichen Märkte in Wilna aufzubauen.103

Besonders augenfällig wird das Gewicht der polnischen Minderheiten in Litauen, Weiÿ-
russland und der Ukraine für die Arbeit der Wspólnota Polska, wenn man die Inve-
stitionen dieser Organisation in den drei genannten Ländern betrachtet: Wie aus der
obenstehenden Tabelle deutlich wird, �ossen seit Mitte der neunziger Jahre jährlich zwi-
schen 79 und 90 Prozent der für Investitionen vorgesehenen Finanzmittel der Wspólnota
Polska nach Litauen, Weiÿrussland und in die Ukraine. Sehr allgemein kann man dabei
feststellen, dass bis etwa 1998 vor allem das polnische Schulwesen in Weiÿrussland sowie
der Bau oder Kauf von �Polnischen Häusern� (Domy Polskie) in Litauen und Weiÿrus-
sland gefördert, nach 1998 insbesondere der Bau polnischer Schulen sowie die Renovierung
oder der Bau von �Polnischen Häusern� in der Ukraine vorangetrieben wurde.
Insbesondere förderte die Wspólnota Polska den Bau der polnischen Schulen in
- Grodno/Weiÿrussland (1994-1996, 4,2 Mio PLN),
- Vaukavysk/Weiÿrussland (1996-1999, 10,153 Mio PLN),
- Gródek Podil's'kyj/Ukraine (1999-2002, 9,914 Mio PLN),104
- Strzelczyski/Ukraine (1995/96, 1999-2003, 6,287 Mio PLN),
- Mostys'ka/Ukraine (1998-2003, 5,801 Mio PLN) und
- Dovby²/Ukraine (1996/97, 1,611 Mio PLN).
- Seit 1995 hat die Wspólnota Polska ferner ein Programm zur Renovierung und zum

Ausbau polnischer Schulen in Litauen (bis 2003 insgesamt 17, 112 Mio PLN), seit
2000 auch für polnische Schulen in der Ukraine (482 000 PLN).

101Die Höhe des Stipendiums der Wspólnota Polska ist deutlich geringer als die eines Regierungsstipen-
diums und betrug 2002 300,40 PLN (gegenüber 600,70 PLN aus dem MEN).
102So vergab dieWspólnota Polska etwa im Sommersemester 2001 201 Stipendien, davon 85 an Angehöri-

ge der polnischen Minderheit in der Ukraine, 39 in Weiÿrussland und 19 in Litauen. Im Sommersemester
2002 vergab die Organisation 160 Stipendien, davon 55 an Angehörige der polnischen Minderheit aus
Weiÿrussland, 50 aus der Ukraine und 20 aus Litauen (Persönliches Gespräch des Autors mit Dorota
Dmochowska, Wspólnota Polska, 19.6.02).
103Das Programm ist seit 1994 dem kleineren (in der Tabelle nicht erwähnten) Bereich �Sachhilfen� im

Budget der Wspólnota Polska zugeordnet.
104Im März 1996 hatte das Senatspräsidium festgelegt, dass aufgrund der knappen Mittel erst 1998

mit dem Bau der polnischen Schulen in Vaukavysk und Gródek Podil's'kyj begonnen werde (Sitzung des
Senatspräsidiums, Protokoll Nr. 108, 20.3.96).
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Als zweiter Schwerpunkt der Investitionstätigkeit wurde der Aufbau von �Polnischen
Häusern� (Domy Polskie) für die polnischen Minderheiten vor Ort gefördert. Die Wspól-
nota Polska unterstützte dabei im einzelnen den Bau, Kauf oder die Renovierung solcher
Häuser insbesondere in
- Wilna/Litauen (1995-2001, 21,352 Mio PLN),
- �£u£yn/Weiÿrussland (1994-1998, 1,87 Mio PLN),
- Lida/Weiÿrussland (1994-1997, 1,7 Mio PLN),
- Vicebsk/Weiÿrussland (1999-2001, 1,419 Mio PLN),
- Iwieniec/Weiÿrussland (2000-2003, 1,315 Mio PLN),
- Mahilë�u/Weiÿrussland (1995/96, 1999, 1,25 Mio PLN),
- Minsk/Weiÿrussland (2000-2002, 908 000 PLN),
- Navahrudak/Weiÿrussland (2003, 400 000 PLN),
- �ytomyr/Ukraine (1997-1999, 1,15 Mio PLN).

Das Quasi-Monopol der Wspólnota Polska in der Durchführung von Projekten im Rah-
men der Polonia- und Auslandspolen-Politik rief seit Mitte der neunziger Jahre Kritik
insbesondere in zwei Bereichen hervor:
Eine formelle Kritik zur mangelnden Finanzkontrolle äuÿerte ab Mitte der neunzi-

ger Jahre insbesondere der polnische Rechnungshof (�Oberste Kontrollkammer�, NIK):105
Er machte dabei insbesondere auf das undurchsichtige Finanzgebaren derWspólnota Pols-
ka aufmerksam und bemängelte, dass die Organisation nicht ausreichend der Au�orderung
der Senatskanzlei nachgekommen war, falsche Transaktionen im Buchhaltungssystem zu
erläutern, wobei es sich um Beträge von etwa 25 000 PLN handelte.106 Eine weitere,
von der Senatskanzlei durchgeführten Kontrolle im Zeitraum Februar bis Mai 1996 ergab
einzelne meritorische Unregelmäÿigkeiten und erneut deutliche Ungenauigkeiten in der
Buchführung, fehlende Abrechnungen, die unzureichende Dokumentation von Ausgaben
und Abrechnungen sowie die unterbliebene Rückgabe nicht verwandter Mittel an die Se-
natskanzlei.107 Das MSZ kritisierte ferner die ine�ektive Aufsicht der Wspólnota Polska
über bereits begonnene Investitionen.108
Vor allem aber musste sich die Organisation zahlreiche heftige politische Kritik an

ihrer Arbeit gefallen lassen: So bemerkten Auÿenminister Bartoszewski und der erste
langjährige polnische Botschafter in Wilna nach 1989, Jan Widacki, dass die Wspólno-
ta Polska Organisationen unterstütze, die ein falsches Bild von den polnischen Minder-
heiten in Litauen, Weiÿrussland und der Ukraine vermittelten, revanchistische Parolen
verkünde und somit entgegen den Zielen der polnischen Auÿenpolitik arbeite.109 Widacki
105Bereits 1991 hatte die langjährige Senatorin und Senatspräsidentin Alicja Grze±kowiak Bedenken an-

gemeldet, das Jahresbudget derWspólnota Polska haushaltsrechtlich der Kanzlei des Senats einzugliedern
(Protokoll der Präsidium-Sitzung des Senats Nr. 2, 5.12.91). Eine Entscheidung über diese Frage wurde
immer wieder vertagt; im Dezember 1993 empfahl schlieÿlich der Polonia- und Auslandspolen-Ausschuss
des Senats, die �nanziellen Mittel für die Arbeit der Wspólnota Polska weiterhin über die Kanzlei des
Senats abzuwickeln (Beschluss des Polonia- und Auslandspolen-Ausschuss des Senats, 2.12.93).
106Brief des Vizepräsidenten der NIK an den Leiter der Senatskanzlei, Anhang 2 zum Protokoll Nr. 75

der Sitzung des Senatspräsidiums vom 23.5.95.
107Protokoll Nr. 124 des Senatspräsidiums (10.7.96), Bericht der NIK an dieWspólnota Polska, Protokoll

Nr. 145 des Senatspräsidiums (6.3.97), Anhang 6 (Az.: DBP-41101-1-96); Anhang zum Protokoll der
Sitzung des Senatspräsidiums, 10.-12.7.96.
108Schreiben DKiW 26-38-96, Archiv des Senats, Protokoll Nr. 145 der Sitzung des Senatspräsidiums,

6.3.97, Anhang.
109Brief von Botschafter Widacki an Senatspräsident Struzik (Anhang 12 des Protokolls 103 der Sitzung



220 KAPITEL 6. FALLSTUDIEN ZUM OSTPOLITISCHEN VERHALTENSPROFIL

beklagte ferner die �untragbare� (bis heute unveränderte) Tätigkeit des Senates, der oh-
ne verfassungsmäÿige Berechtigung eine aktive Auÿenpolitik mit Hilfe seiner Ausschüsse
führe. Über �nanzielle Mittel zur Unterstützung der polnischen Minderheiten müsse die
Kanzlei des Präsidenten oder das Auÿenministerium, nicht aber der Senat verfügen.110
Die Wspólnota Polska hatte sich jedoch insbesondere dank ihres langjährigen Vorsitzen-
den, des ersten Senatspräsidenten und späteren Erziehungsministers Stelmachowski, eine
ein�ussreiche Stellung erworben und konnte quer durch alle Parteien im Senat auf Unter-
stützung zählen,111 wenngleich auch das Senatspräsidium zumindest zunehmend sensibler
mit der Vergabe von Projekten an die Wspólnota Polska umging.112
Erst 1997 konsultierte sich die Senatskanzlei intern mit der zuständigen Abteilung des

Auÿenministeriums (�Kosularwesen und Flüchtlinge�) über die Investitionen und Arbeiten
derWspólnota Polska. Das MSZ befürwortete dabei grundsätzlich die meisten Investitions-
maÿnahmen der Wspólnota Polska in Litauen, Weiÿrussland und der Ukraine, kritisierte
aber insbesondere den Bau eines groÿen polnischen Kulturzentrums (Dom Polski) in Wil-
na als Prestige-Objekt. Es stelle sich in dieser Hinsicht die Frage des Verhältnisses des
Dom Polski zum Polnischen Kulturinstitut in Wilna wie auch Fragen nach dem formellen
Eigentümer sowie der Unterhaltskosten. Ferner kritisierte das Ministerium den Bau der
polnischen Schule im ukrainischen Strzelczyski, da nur wenige Kilometer entfernt eine
weitere polnische Schule in Mostys'ka in Betrieb sei.113

6.1.6.2 Die Fundacja Pomoc Polakom na Wschodzie

Der sechste und letzte Punkt des Beschlusses 145/1991 des Ministerates zur Polonia- und
Auslandspolen-Politik114 sah unter anderem �Hilfe für die polnischen Milieus im Osten�
vor. Zu diesem Zweck wollte die Regierung Bielecki spezielle Haushaltsmittel bereitstellen,
was dann im Januar 1993 in die Gründung der �Stiftung Hilfe für die Polen im Osten�
(Fundacja Pomoc Polakom na Wschodzie) mündete.115 Bis heute wird die Stifung gerne

des Senatspräsidiums, 14.2.96); Brief von Auÿenminister Bartoszewski an Senatspräsident Struzik, DE I
LA 26-1-95 (26.1.95); Antwort von Senatspräsident Struzik an Auÿenminister Bartoszewski, Archiv des
Senats, AS/5775/1819/95.
110Tygodnik Powszechny 38/1996, Chore mechanizmy.
111Jedoch lehnte das Senatspräsidium Anträge ab, Polonia-Organisationen die �nanzielle Hilfe zu ent-

ziehen, die sich kritisch mit der Person Stelmachowskis auseinandergesetzt hatten. So hatte etwa die
Vizepräsidentin des Senats, Kuratowska, gefordert, die Zuschüsse für die Zeitschrift Forum Polonijne zu
streichen, nachdem diese einen kritischen Artikel zur Person Stelmachowskis abgedruckt hatte (Brief der
Vizepräsidenten des Senats, Kuratowska, an Senatspräsident Struzik, BP/ZK-W-286/96, Anhang 11 des
Protokolls Nr. 103 der Sitzung des Senatspräsidiums vom 14.2.96). 1997 erhielt die Zeitschrift erneut eine
Förderung von 230 000 PLN (Anhang zum Beschluss Nr. 44 des Senatspräsidiums, 26.3.97). Nachdem
sich das MSZ jedoch angemerkt hatte, dass die Zeitschrift im Wesentlichen dem Inhalt des Bulletins der
Wspólnota Polska entspreche und sich auch der Auslandspolen-Ausschuss des Senats gegen eine weitere
Förderung ausgesprochen hatte, wurde die Förderung 1998 und auch 1999 gestrichen, 2002 aber wieder
aufgenommen (Protokoll Nr. 19 der Sitzung des Senatspräsidiums, 11.3.98, Anhang 2; Protokoll Nr. 26
der Sitzung des Senatspräsidiums, 6.5.98; Beschluss Nr. 60 des Senatspräsidiums, 21.6.02).
112Siehe etwa das Protokoll Nr. 134 des Senatspräsidiums vom 27.11.96; Protokoll Nr. 140 des Senats-

präsidiums vom 30.1.97.
113Schreiben DKiW 26-38-96, Archiv des Senats; Protokoll Nr. 145 der Sitzung des Senatspräsidiums,

6.3.97, Anhang.
114Cele i priorytety polityki rz�adu wobec Polonii, Emigracji i Polaków za Granic�a.
115Die Stiftung wurde vom damaligen Ministers im URM, Wojciech Wªodarczyk, ins Leben gerufen und

erlangte im Januar 1993 Rechtspersönlichkeit (G�asowski 2000: 98, Anm.11). Zu den genauen Zielen der
Stiftung siehe Turza«ski 2001: 233f; zu ihrem Statut siehe www.wschod.org.pl.
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als �Regierungsstiftung� bezeichnet (etwa im aktuellen �Regierungsprogramm zur Zusam-
menarbeit mit der Polonia und den Auslandspolen� vom Dezember 2002), obwohl sie
� was im folgenden gezeigt werden soll � zu etwa 95 Prozent aus Mitteln des Senats
�nanziert wird.116
Die Stiftung realisiert ihre zu etwa 90 Prozent mit den Auslandspolen und der Polo-

nia in Litauen, der Ukraine, Weiÿrussland und Russland verbundenen Projektziele mit
Hilfe von sechs Programmschwerpunkten: polnischsprachige Presseerzeugnisse, polnisch-
sprachige Fernseh- und Radioredaktionen, Unterstützung von Polonistik-Lehrstühlen und
-Lektoraten, Dokumentierung des Polentums im Osten, Förderung der polnischen Sprache
und Kultur sowie Unterstützung religiöser Belange.117

Globalbudget der Fundacja Pomoc Polakom na Wschodzie

(Stiftung �Hilfe für die Polen im Osten�, tatsächliche Ausgaben, in Tausend PLN)
1995 1996 1997 1998 1999 2000 2001 2002 2003

insgesamt 413 1 053 1 265 1 286 2 523 3 336 3 686 2 453 3 826
davon Programme:
�Presse� 97,4 392 540 787,5 1 037 1 207 1 212 857 1 087
�Radio/TV� 35,8 120 120 150 577 530 789 589 689
�Hochschulen� � 100 130 132 141 306 215 119 �
�Polentum im Osten� � � 100 142 185 260 260 193 400
�Polnisches Buch� � � � 55 80 � � � �
�Bibliotheken� 45 � 130 75 30 75 42
�Kultur� � � � � � 248 296 166 500

�Kirche/Religion� � � � � 250 450 399 � �

Quelle: Anhang zum Protokoll Nr. 55 des Senatspräsidiums, 24.11.94; Anhang 9 zum Beschluss des
Senatspräsidiums vom 6.12.95; Protokolle der Sitzungen des Senatspräsidiums Nr. 71 (12.4.95 ), Nr. 86
(13.9.95), Nr. 136 (11.12.96); Beschlüsse des Senatspräsidiums Nr. 41 (6.3.97), Nr. 60 (9.7.97), Nr. 31
(3.6.98), Nr. 59 (1.12.98), Nr. 61 (8.12.98), Nr. 78 (24.3.99), Nr. 102 (9.9.99), Nr. 113 (8.12.99); Nr. 125
(16.2.00), Nr. 146 (29.6.00), Nr. 154 (12.9.00), Nr. 167 (14.12.00), Nr. 191 (10.5.01), Nr. 196 (7.6.01),
Nr. 208 (8.8.01), Nr. 218 (27.9.01), Nr. 219 (27.9.01), Nr. 7 (29.11.01), Nr. 42 (6.6.02), Nr. 58 (21.6.02),
Nr. 140 (19.2.03), Nr. 169 (17.4.03). Die angegebenen Beträge beziehen sich auf die gewährten Zuschüsse
durch die Senatskanzlei, die tatsächlich eingesetzten Mittel liegen zumeist nur wenige Prozent unter diesen
Beträgen und sind den Jahresberichten der Fundacja Pomoc Polakom na Wschodzie zu entnehmen.

Während vor 1989 polnischsprachige Zeitungen in Ostmittel- und Osteuropa an aus-
gewählten Stellen durchaus erhältlich waren, brach dieser Vertrieb nach 1989 spätestens
dann zusammen, als Finanzminister Balcerowicz entschieden hatte, dass die Steuerpri-
vilegien für den Export polnischer Presseerzeugnisse nach Osten gestrichen würden.118

116Siehe etwa den Tätigkeitsbericht der Stiftung für die Jahre 1998-2001; Kopie im Besitz des Autors.
117Turza«ski 2001: 234; Wizimirska 1997b: 243; Junosza-Kisielewski 1999: 34. Vorübergehend

wurden auch die Programmpunkte �Polnische Häuser� (1995) sowie �Praktika� und �Schulung für Ma-
nager� (1996/97) aufgenommen. 2002 wurden die Bereiche �elektronische Medien� (215 000 PLN) und
�Sonntagsschulen� (132 000 PLN) aufgenommen.
118Jerzy Marek Nowakowski betonte, dass Polen damit eine grosse Chance verschenkt habe, da die

Eliten der postsowjetischen Republiken, allen voran die russischen, in der Zeit der UdSSR Polnisch ge-
lernt hatten, um polnische Zeitungen als Informationsmittel relativer Freiheit lesen zu können (Aussage
von Jerzy Marek Nowakowski, Polska polityka wschodnia, Protokoll einer von der Batory Stiftung und
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Das Programm �polnischsprachige Presseerzeugnisse� übernahm die Fundacja Po-
moc Polakom na Wschodzie 1995 von der Wspólnota Polska, die 1992 einen solchen För-
derbereich eingerichtet hatte. Die Stiftung investiert seitdem jährlich zwischen 80 und 90
Prozent der diesem Programmschwerpunkt zugeordneten Mittel für in Litauen, Weiÿrus-
sland und der Ukraine erscheinende polnischsprachige Tages- oder Wochenzeitungen.119
Sie unterstützt insbesondere
- Gªos znad Niemna/Weiÿrussland, die Zeitung des Verbandes der Polen in Weiÿrus-

sland (Au�age: 8 000),120
- Kurier Wile«ski/Litauen, das aus der einzigen polnischsprachigen Zeitung der UdSSR

(Czerwony Sztandar) hervorgegangene Presseorgan (Au�age: 2 500),
- Nasza Gazeta/Litauen (bis 2001), ursprünglich die Zeitung des Verbandes der Polen

in Litauen (ZPL), nach dessen faktischem Auseinanderbrechen das Organ des radikalen
Teils der polnischen Minderheit in Litauen (Au�age: 5 000),
- Magazyn Wile«ski, eine vor allem über kulturelle Ereignisse berichtende Zeitung auf

hohem Niveau (Au�age: 4 300),
- Gazeta Lwowska/Ukraine, eine traditionelle, jedoch nurmehr in kleiner Au�age (1992:

3 000) erscheinende polnischsprachige Zeitung aus Lemberg,
- Dziennik Kijowski/Ukraine, seit ihrer fünften Ausgabe eine Beilage zur ukrainischen

Parlamentszeitung Holos Ukrajiny (Au�age: 3 000),
- Gªos Podola/Ukraine (Au�age: 3 000) sowie
- Krynica/Ukraine (Au�age: 5 000).
Bemerkenswert ist insbesondere die anhaltende Unterstützung der Stiftung für die bis

2001 in Litauen erscheinende Zeitung Nasza Gazeta. Diese hatte im Januar 1995 ausge-
sprochen tendenziöse antilitauische Artikel verö�entlicht, die das litauische Auÿenmini-
sterium zum Protest in Warschau veranlassten, warum diese Zeitung aus dem Budget
des polnischen Senats �nanziert werde. Nach einem sich anschlieÿenden Briefwechsel zwi-
schen Auÿenminister Bartoszewski und Senatspräsident Struzik wurde die Förderung für
das Jahr 1995 ausgesetzt,121 jedoch in der Folgezeit wieder aufgenommen: 1996 erhielt
Nasza Gazeta erneut 110 000 PLN über die Fundacja Pomoc Polakom na Wschodzie,
1997 erhielt die Zeitung mit 85 000 PLN sogar zwei Drittel aller Mittel der Stiftung für
polnischsprachige Zeitungen in Litauen.122
Nachdem der Kurier Wile«ski noch zu Anfang der neunziger Jahre von der litauischen

Regierung abgesichert worden war (Kobeckaite 1993: 213), geriet er durch deren Rück-
zug 1995 in �nanzielle Schwierigkeiten und wurde daraufhin von der Wspólnota Polska
1995 mit 15 000 $ und 1996 nach Intervention des polnischen Generalkonsulates in Wilna

Tygodnik Powszechny veranstalteten Diskussion, 1.3.01, www.batory.org.pl [15.4.01]).
119Tätigkeitsbericht der Stiftung �Pomoc Polakom na Wschodzie� 1996; Anhänge zu folgenden Proto-

kollen der Sitzungen des Senatspräsidiums: Nr. 145 (6.3.97) Nr. 51 (24.3.99), Anhang zum Beschluss Nr.
31 des Senatspräsidiums, 3.6.98.
120Alle im folgenden zitierten Zahlen zu den Au�agen sind der Broschüre der Fundacja Pomoc Polakom

na Wschodzie unter dem Titel Podr�eczny Spis Gazet Polskich wydawanych na Wschodzie w latach 1989-
2000 entnommen und beziehen sich auf das Jahr 2000.
121Brief von Auÿenminister Bartoszewski an Senatspräsident Struzik, DE I LA 26-1-95; Antwort von

Senatspräsident Struzik an Auÿenminister Bartoszewski, Archiv des Senats, AS/5775/1819/95).
122Anhang zum Beschluss des Senatspräsidiums, 28.8.96; Anhang zum Protokoll Nr. 30 der Sitzung

des Senatspräsidiums, 3.6.98, Anhang zum Protokoll Nr. 145 der Sitzung des Senatspräsidiums, 6.3.97;
Beschluss Nr. 26 des Senatspräsidiums, 22.4.98. Seit 2001 erscheint an Stelle von Nasza Gazeta nun die
polnischsprachige Zeitung Nasz Czas für alle drei baltischen Republiken zusammen.
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direkt vom Senatspräsidium erneut mit 14 000 $ unterstützt.123 1996 wurde die Zeitung
privatisiert, erhielt aber 1997 und 1998 noch einmal 10 000 PLN bzw. 20 000 PLN Fi-
nanzhilfe über die Sitftung und das Senatspräsidium.124 Nachdem jedoch auch die Pri-
vatisierung nicht zur notwendigen Erhöhung des Eigenkapitals geführt hatte,125 optierte
schlieÿlich die polnische Botschafterin in Wilna, Eufemia Teichmann, in einem Schreiben
an das Senatspräsidium für eine entschiedene Hilfe des Senats über 2-3 Jahre für die 1998
mit etwa 75 000 $ verschuldete Zeitung.126

Das Programm �Radio/TV� umfasst insbesondere die Unterstützung lokaler polnisch-
sprachiger Radiosender in Litauen, Weiÿrussland und der Ukraine (u.a. Lemberg, �ytomyr
und Wilna127) sowie die Verbesserung der Empfangsmöglichkeiten für polnische Fernseh-
sender (insbesondere TV Polonia) und das fünfte Programm des staatlichen polnischen
Radios (Polskie Radio).128 Der Antrag auf �nanzielle Hilfe des im September 1992 von
Czesªaw Oki«czyc in Wilna gegründeten privaten Radiosenders Znad Wilii, der täglich
ein zwölfstündiges Programm in polnischer Sprache ausstrahlt und sich Verdienste im
Rahmen der polnisch-litauischen Aussöhnung erworben hat, wurde 1995 zunächst vom
Senatspräsidium o�ziell aus formellen Gründen zweimal abgelehnt.129 Seit 1996 unter-
stützt jedoch der Senat nach Intervention des damaligen Botschafters Widacki sowie des
MSZ über die Fundacja Pomoc Polakom na Wschodzie jährlich die Anträge des Radio-
senders130 jährlich mit Beträgen zwischen 20 000 und 125 000 PLN.131

Das Programm �Hochschulen� enthielt insbesondere Sachhilfen für die Polonistik-
Lehrstühle sowie Lektorate an Universitäten in den östlichen Nachbarländern,132 jedoch
zum Teil auch Stipendien für polnischstämmige Studenten, die in Polen studierten. Es
123Beschluss des Senatspräsidiums vom 23.8.95; Protokoll Nr. 137 des Senatspräsidiums, 20.12.96.
124Anhang zum Protokoll Nr. 145 der Sitzung des Senatspräsidiums, 6.3.97; Beschluss Nr. 13 des Se-

natspräsidiums, 7.1.98.
125Protokoll Nr. 25 und Nr. 26 der Sitzungen des Senatspräsidiums, 22.4.98 und 6.5.98.
126Anhang 7b zum Protokoll Nr. 32 der Sitzung des Senatspräsidiums, 1.7.98.
127RPPZ 1995: 210; RPPZ 1996: 206f.
128So war 1992 in ganz Litauen das erste polnische Fernsehprogramm (TVP) zu emfangen, was eine der

Hauptforderungen der dortigen polnischen Minderheit Anfang der neunziger Jahre gewesen war. Dagegen
be�ndet sich nur Westweiÿrussland im Bereich des Polnischen Fernsehens; in den weiter östlich gelegenen
Gebieten ist der Empfang nur über das vergleichsweise teure Satellitenfernsehen möglich. TV Polonia wird
in Ost- und Zentralweiÿrussland zwar täglich über Antenne und Kabel einige Stunden zweitausgestrahlt,
die damit beauftragte Firma klagte jedoch über Behörden, die ihrerseits um das Informationsmonopol
fürchten (Stankiewicz 1999: 188).
129Protokoll Nr. 61 der Sitzung des Senatspräsidiums, 19.1.95; Protokoll Nr. 84 der Sitzung des Senats-

präsidiums, 23.8.95; Brief von Botschafter Widacki an Senatspräsident Struzik (Anhang 12 des Protokolls
103 der Sitzung des Senatspräsidiums, 14.2.96).
130Schreiben von Botschafter Widacki an Senatspräsident Struzik, 26-P-26-95, 28.9.95 (Anhang 10 zum

Protokoll Nr. 103 des Senatspräsidiums, 14.2.96).
131Tätigkeitsbericht der Stiftung �Pomoc Polakom na Wschodzie� 1996; Anhang zum Protokoll Nr.

145 der Sitzung des Senatspräsidiums, 6.3.97; Beschluss Nr. 23 des Senatspräsidiums, 26.3.98; Brief von
Staatssekretär Sikorski an den Minister in der Senatskanzlei, Skwarka, 24.3.98 (Az.: DPI-Litwa-5010-1-
98(2)), Anhang zum Protokoll Nr. 22 der Sitzung des Senatspräsidiums, 26.3.98); Beschlüsse Nr. 50 des
Senatspräsidiums (6.10.98), Nr. 87 (28.4.99), Nr. 136 (29.3.00), Nr. 186 (26.4.01), Nr. 91 (13.8.02), Nr.
172 (17.4.03).
132So wurden etwa 1994 Spezialbücher für die Pädagogischen Institute und Polonistik-Abteilungen von

Hochschulen insbesondere in der Ukraine und Weiÿrussland herausgegeben (Anhang zum Protokoll Nr.
55 des Senatspräsidiums, 24.11.94).
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war deutlich auf Aktivitäten in Litauen, Weiÿrussland und der Ukraine konzentriert.133
Das Programm �Bibliotheken� unterstützte insbesondere polnischsprachige Bibliothek-
sammlungen im Osten; ferner wurden 10 neue Bibliotheken gegründet und dem lokalen
polnischen Verlagswesen Unterstützung geleistet.134 Das Programm �Religion� enthält
zu etwa 50 bis 75 Prozent Mittel für die Renovierung von Sakralbauten sowie die Moder-
nisierung der Pfarrhäuser, insbesondere in der Ukraine und in Weiÿrussland. Der Bereich
�Kultur� enthielt schlieÿlich nicht zuletzt auch Zuschüsse zum sehr geringen staatlichen
Gehalt der Lehrer an den polnischen Schulen in der Ukraine.

6.1.6.3 Weitere Akteure

Ab 1994 stand dem Präsidium des Senats im Budget eine Reserve von etwa fünf bis zehn
Prozent des Gesamtbudgets der Kanzlei des Senats für die Polonia- und Auslandspolen-
Politik zur Verfügung, mit denen entsprechende Projekte kleinerer Organisationen geför-
dert wurden.135 Erwähnenswert sind hier insbesondere drei überwiegend mit ö�entlichen
Geldern arbeitende polnische Stiftungen:
a) Fundacja �Pomoc Szkoªom Polskim na Wschodzie im. Tadeusza Gonie-

wicza�: Die Hauptaufgabe dieser Stiftung ist die Drucklegung und Herausgabe von pol-
nischsprachigen Lehrbüchern sowie deren Übersendung an ausländische Bildungsträger,
vor allem an Schulen in Litauen, Weiÿrussland und der Ukraine. Zwischen 1989 und 2000
wurden alleine für die ersten vier Klassen insgesamt 257 000 Exemplare herausgegeben
und davon etwa 80 Prozent in die ehemaligen Sowjetrepubliken verschickt (Adamski
1997: 401). Für die Klassen fünf bis acht wurden ferner mit Unterstützung des Senats-
präsidiums 20 000 Musikbücher für den Unterricht in den polnischen Schulen in Litauen
herausgegeben und versandt.136
Ferner gibt die Stiftung mit �nanzieller Unterstützung des Senatspräsidiums seit 1991

regelmäÿig die kulturelle Vierteljahresschrift �Rota� heraus, die zu etwa 90 Prozent in
Länder der ehemaligen UdSSR verschickt wird.137 Sie geht dort an alle Polnischlehrer
sowie an die polnischen Bibliotheken in den ehemaligen Sowjetrepubliken und dient teil-
weise als didaktisches Ergänzungsmaterial für Lehrer (Adamski 1997: 408). Alle weiteren
(zahlreichen) Versuche der Stiftung, ergänzende Aktivitäten mit Hilfe von Mitteln des Se-
natspräsidiums zu entfalten, wurden indes abgelehnt.

b) Fundacja �O±wiata Polska za Granic�a�: Die wichtigste Aufgabe dieser Stiftung
ist seit 1991 die Versendung polnischsprachiger Presseerzeugnisse, elektronischer Medien
133Sprawozdanie z dziaªalno±ci Fundacji �Pomoc Polakom na Wschodzie� w roku 1996; Anhang zum

Protokoll Nr. 145 der Sitzung des Senatspräsidiums, 6.3.97.
134Anhang zum Protokoll Nr. 55 des Senatspräsidiums, 24.11.94.
1351994 und 1995 waren dies je 250 000 PLN für die Projektarbeit, 1996 bereits 1 588 000 PLN von

18 080 000 PLN des Senats insgesamt, 1997 2 500 000 PLN von 20 000 000 PLN insgesamt (Anhang
zum Protokoll Nr. 145 der Sitzung des Senatspräsidiums, 6.3.97).
136Adamski 2001: 232; Beschlüsse des Senatspräsidiums Nr. 30 (26.5.98), Nr. 6 (29.11.01), Protokoll

Nr. 52 der Sitzung des Senatspräsidiums, 31.3.99.
137Adamski 2001: 232. Die Au�age der Zeitschrift betrug 2001 8 000, 1997 12000 und 1994 12 000

Exemplare. Das Senatspräsidium unterstützt die Herausgabe der Zeitschrift seit 1994, mit von 50 000
PLN (1994) auf 132 000 PLN (2002) ansteigenden Beträgen (Protokolle der Sitzung des Senatspräsidiums
Nr. 43 (1.8.94), Nr. 65 (1.3.95), Nr. 147 (26.3.97), Nr. 19 (11.3.98), Nr. 52 (31.3.99), Nr. 94 (10.6.99), Nr.
124 (16.2.00), Nr. 161 (24.11.00), Nr. 184 (29.3.01), Nr. 201 (5.7.01), Nr. 15 (10.4.02); Nr. 185 (17.4.03);
Beschluss des Senatspräsidiums vom 6.3.96).
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und didaktischer Hilfsmaterialien für Lehrer an gesellschaftliche und staatliche Einrich-
tungen in Ostmittel- und Osteuropa.138 Daneben führt sie seit 2000 im Auftrag der Pol-
nischen Nationalbibliothek die Vervollständigung polnischer Bibliotheken in Ostmittel-
und Osteuropa durch (Gieªbutowicz 2001: 239f). Nachdem die Stiftung bis 1998 ganz
überwiegend vom MEN unterstützt worden war139, �nanziert das Senatspräsidium seit
1999 kontinuierlich mit jährlich etwa 150 000 PLN die erwähnte kostenlose Versendung
der polnischsprachigen Presse.140 Ferner führt die Stiftung seit 1999 im Auftrag des Se-
natspräsidiums die Überbringung von modernen elektronischen Medien und didaktischen
Hilfsmitteln insbesondere an Bildungsträger und Organisationen der polnischen Minder-
heit in der Ukraine und Weiÿrussland durch.141

c) Fundacja �Semper Polonia�: Seit 2002 beauftragt das Senatspräsidiums schlieÿ-
lich direkt die seit 1997 bestehende, überwiegend mit privaten Mitteln arbeitende Stif-
tung �Semper Polonia� mit der Durchführung eines Stipendienprogrammes für Studenten
polnischer Herkunft, überwiegend aus Ostmittel- und Osteuropa, die an ihrem Wohnort
studieren.142

6.1.7 Fazit
Als kurzes Fazit dieser Fallstudie ist insbesondere die Dominanz des Identitätselements
polsko±¢ festzuhalten. Das trotz der knappen Haushaltsmittel stetig wachsende Budget
der staatlich bezuschussten Auslandspolen-Organisationen seit 1989 sowie etwa die o�e-
ne Bevorzugung von Kandidaten polnischer Nationalität bei der Vergabe von Stipendien
nicht nur durch die Wspólnota Polska, sondern auch durch das Erziehungsministerium
(MEN) belegen dies deutlich. Das im Diskurs starke Argumentationsmuster einer �polni-
schen Staatsnation� schlägt sich in der Auslandspolen-Politik kaum nieder. Es dominiert
hingegen deutlich das Muster von Polen als einer Abstammungsnation. Während in Ka-
pitel 5.2 kein Akteur als privileged storyteller ausgemacht werden konnte, hat sich hier
der Senat zusammen mit der Wspólnota Polska als deutlich herausgehobene Akteure.

138Anhang zum Protokoll Nr. 33 der Sitzung des Senatspräsidiums, 8.7.98; Bober 1997: 53.
1391998 erhielt die Stiftung ungefähr 126 000 PLN vom MEN, 7 000 PLN vom MKiS, 19 000 PLN von

Gemeinden und Wojewodschaften, 26 000 PLN von privaten Sponsoren und 25 000 PLN Stiftungskapital.
Sie erhielt 1998 vom Senatspräsidium 10 000 PLN (Anhang zum Beschluss Nr. 40 des Senatspräsidiums,
8.7.98).
140Beschlüsse der Sitzungen des Senatspräsidiums Nr. 52 (31.3.99), Nr. 55 (28.4.99), Nr. 137 (29.3.00),

Nr. 188 (26.4.01), Nr. 217 (27.9.01), Nr. 15 (10.4.02), Nr. 126 (6.2.03).
141Beschlüsse der Sitzungen des Senatspräsidiums Nr. 94 (10.6.99), Nr. 97 (14.7.99), Nr. 111 (24.11.99),

Nr. 140 (31.5.00), Nr. 157 (5.10.00), Nr. 174 (26.1.01); Anhang 3 des Protokolls Nr. 62 der Sitzung des
Senatspräsidiums, 14.7.99.
1422002 wurden für dieses Programm 427 520 PLN zur Verfügung gestellt (Anhang zum Beschluss Nr.

33 des Senatspräsidiums, 17.5.02).
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6.2 Auÿenwirtschaftsförderung und technische Hilfe

Ziel dieses Kapitels ist die Untersuchung der Maÿnahmen, die Polen seit 1989 unter-
nommen hat, um den im Diskurs (Kapitel 5.1.2) besonders betonten Handel mit den
�Ostmärkten� zu fördern. Wie im vorangehenden Kapitel herausgearbeitet, zeigte der
polnische Diskurs zwei unterschiedliche Argumentationsmuster für eine Forcierung des
Handels mit den östlichen Nachbarn im Rahmen des Identitätselementes �Polen als Han-
delsstaat�: Zum einen wurde immer wieder die Frage aufgeworfen, welche Maÿnahmen
Polen seit 1989 unternommen hat, um seine stark de�zitäre Auÿenhandelsbilanz zu ver-
bessern, deren Ursache der Importüberschuss aus den EU-Staaten, vor allem aber das
gewaltige Auÿenhandelsde�zit gegenüber Russland ist.143 Zum anderen forderten viele
Akteure � wie in Kapitel 5.1.2 gezeigt � seit 1989 aber immer wieder die Forcierung des
polnischen Exportes nach Ostmittel- und Osteuropa, da Polen in stärkerem Maÿe als die
EU-Altmitglieder an einem Ausbau der Wirtschaftsbeziehungen zu den ehemaligen So-
wjetrepubliken interessiert sei: Während für die EU der Handel mit diesen Ländern auÿer
Russland vernachlässigbar ist, könne Polen sich in diesem Bereich eine günstige Ausgangs-
position für die Zukunft auf den �Ostmärkten� aufbauen.144 Es stellt sich deshalb für diese
Fallstudie insbesondere die Frage, ob Polen eher kurzfristig um den Ausgleich seiner Han-
delsbilanz bemüht war oder langfristig auf den Aufbau einer günstigen Ausgangsposition
für die erst im Entstehen begri�enen �Ostmärkte� abzielte.
Untersucht werden soll deshalb im folgenden weder die polnische Auÿenwirtschaftspo-

litik im Rahmen der CEFTA145 noch der nur geringe grenzüberschreitende Wirtschafts-
austausch in den Euroregionen entlang der polnischen Ostgrenze. Thema dieses Kapitels
ist vielmehr die Analyse der polnischen wirtschaftspolitischen Bemühungen, auf den �Ost-
märkten� Fuÿ zu fassen, wozu insbesondere Russland, die Ukraine, Weiÿrussland und
Litauen, daneben auch Estland und Lettland sowie die zentralasiatischen GUS-Staaten
gerechnet werden. Diesbezügliche Anstrengungen werden zumeist mit Hilfe von vier klas-
sischen, in ähnlicher Weise auch in Deutschland und anderen EU-Altmitgliedern einge-
setzten auÿenwirtschaftspolitischen Instrumenten unternommen:

• Exportversicherungen durch die mehrheitlich in Staatsbesitz be�ndliche Korporacja
Ubezpiecze« Kredytów Eksportowych (KUKE S.A.),

• günstige Regierungskredite für polnische Exporteure oder deren Handelspartner auf
den Ostmärkten,

• Zuschüsse aus dem Wirtschaftsministerium für die Beteiligung polnischer privater
Wirtschaftssubjekte (v.a. KMU) auf internationalen Messen und Ausstellungen und

• technische Hilfe.

Bevor jedoch näher auf diese Instrumente eingegangen wird, soll zunächst ein kurz-
er Blick auf die ökonomische Binnentransformation Polens und die Hauptprobleme des
polnischen Osthandels seit 1989 geworfen werden.
143Dieses De�zit ist insbesondere auf den Kapitel 2 erwähnten, ursprünglich nach dem Prinzip �take or

pay� geschlossenen polnisch-russischen Vertrag über Erdgaslieferungen zurückzuführen.
144Die in diesem Zusammenhang immer wieder erhobenen polnischen Forderungen nach einer Erhöhung

der �nanziellen Hilfe etwa für die Ukraine auf das Niveau der PHARE-Unterstützung der EU blieben
bislang erfolglos (Berdychowska/�urawski vel Grajewski/Gromadzki 2002: 10).
145Vgl. zu diesem Aspekt etwa Handl 2001; Kleer 1996.
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6.2.1 Ökonomische Binnentransformation Polens nach 1989
Auslandsverschuldung, Strukturreformen: Zu Beginn der makroökonomischen Trans-
formation musste die polnische Regierung insbesondere die hohe Verschuldung abbauen,
die Privatisierung einleiten und das Land für ausländisches Kapital ö�nen. 1991 wurde
deshalb mit dem Pariser Club ein fünfzigprozentiger Schuldenerlass ausgehandelt, 1994
folgte je ein Übereinkommen mit dem Londoner Club der Privatbanken und ein weiteres
mit dem Pariser Club.146 Gleichzeitig gelang es zwischen 1990 und 1995, den Prozentsatz
der Schulden der ö�entlichen Hand im Verhältnis zum BIP von 94,9 Prozent (1990) auf
60,3 Prozent (1995) und auf 30,3 Prozent (1998) zu senken (Clement 2000: vi). Nachdem
bis Mitte der neunziger Jahre eine stabile makroökonomische Haushalts- und Geldpolitik
erreicht worden war, startete die Regierung 1997 mit vier Strukturreformen eine zwei-
te, noch nicht abgeschlossene Welle der volkswirtschaftlichen Modernisierung in Polen, die
vor allem das Versicherungswesen (Krankenversicherung, Altersversorge), die ö�entliche
Verwaltung, die technologische Modernisierung der Volkswirtschaft sowie Infrastruktur-
projekte betraf und primär die Verringerung der Ausgaben der ö�entlichen Hand zum
Ziel hatte.147

Privatisierung: Der Anteil des Privatsektors am BIP entwickelte sich nach 1989 sehr
dynamisch: Erwirtschaftete er 1989 (1991) noch nur 28,6 (42,1) Prozent des BIP und 46
(55,5) Prozent der Arbeitsplätze, so waren es 1993 (1999) bereits 55 (70) Prozent des
BIP und 65 (74) Prozent der Arbeitsplätze. Auf die wirtschaftliche Grauzone ent�elen
1993 noch zusätzlich 18-20 Prozent des BIP und 2 Mio Beschäftigte.148 Der private An-
teil am Auÿenhandel stieg von 14,3 Prozent (1990) auf 69,6 Prozent (1995), 1997 (1998)
ent�elen schon 75 (78) Prozent des Exports und 83 (86) Prozent des Imports auf priva-
te Firmen.149 Auÿer bei Rohsto�en und Energie, wo der polnische Staat weiterhin einen
erheblichen Anteil an den entsprechenden Firmen hält, be�ndet sich im Wesentlichen der
gesamte Auÿenhandel in privaten Händen (Kaczurba 1999: 76f).

Ausländische Direktinvestitionen in Polen 1989-2001 (nicht-kumuliert, Mio $)

1989 1990 1991 1992 1993 1994 1995 1996 1997 1998 1999 2000 2001
8 88 359 678 1 715 1 875 3 659 4 498 4 908 6 365 7 269 9 342 5 712

Quelle: NBP: Zagraniczne inwestycje w Polsce w 1997r; Warszawa 1998 (Jahre 1990-1998); Rocznik
Handlu Zagranicznego 2002. In anderen polnischen Quellen (etwa der Bank Rozwoju Handlowego oder
der Auÿenhandelsagentur PAIZ) �ndet man teilweise erheblich abweichende (höhere) Zahlen, die auch
ino�zielle Daten berücksichtigen.

Ö�nung für ausländische Investoren: Zur Anregung von Auslandsinvestitionen
konnte die polnische Regierung zwischen 1990 und 1995 25 Doppelbesteuerungsabkommen
146Dadurch verringerten sich die polnischen Auslandsschulden alleine zwischen 1993 und 1994 um 5

Mrd $ auf 42,2 Mrd $ (Kupich 1995: 59; Skubiszewski 1991: 19f).
147Rocznik Strategiczny 1997/98: 53f.
148Kobrinskaja 1998: 136; Clement 2000: 2000: vii. Die Regierung wollte diesen Sektor bewusst

allmählich �zivilisieren�, nicht mit Polizeimethoden oder Steuern ersticken.
149Kleer 1996: 84. Auf kleinere und mittlere Betriebe ent�elen dabei aber etwa 1998 nur 22% des

Exports und 33% des Imports (Kaczurba 1998: 82; Kaczurba 1999: 76f).
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Polnische Auslands-Direktinvestitionen in Ostmittel- und

Osteuropa seit 1994 (nicht-kumuliert, in Mio $)
1996 1997 1998 1999 2000 2001 2002

Russland 3 1 -8 1,1 0 6,4 3,5
Ukraine 7 8 3 3,3 -0,3 9,5 22,9

Weiÿrussland 0 0 1 0,7 0,7 0,2 -1,6
Litauen 2 0 2 3,3 0,5 3,6 2,2

Quelle: NBP. Negative Werte in der Tabelle bedeuten den Abzug polnischen Kapitals für Direktinvesti-
tionen aus dem gegebenen Land im gegebenen Jahr. Die oft zitierten weitaus höheren Zahlen (zuletzt:
Zdobywcy obcych rynków, Gazeta Wyborcza, 31.10./1.11.02) berücksichtigen nicht nur langfristige An-
lageinvestitionen, sondern auch kurzfristige Portfolioinvestitionen.

und 42 Abkommen über gegenseitigen Investitionssschutz vereinbaren.150 Bemerkenswert
ist, dass Polen seit 1996 mehr ausländische Direktinvestitionen als die Ukraine und Russ-
land zusammen aufweisen kann,151 die zusammen etwa fünfmal so viele Einwohner haben.
Sehr gering ist demgegenüber das Volumen polnischer Investitionen im Ausland (siehe
Tabelle).
Eines der für Polen wichtigsten wirtschaftlichen Übereinkommen nach 1989 war der

EU-Assoziierungsvertrag von 1991. Binnen eines Jahrzehnts wuchs dadurch der EU-
Anteil am polnischen Export von 55,6 Prozent (1991) auf 70,6 Prozent (1999); der EU-
Anteil am polnischen Import im gleichen Zeitraum von 49,7 Prozent auf 65,2 Prozent
(Clement 2000: viii, ix). Entgegen vieler Prognosen ist der Beitritt Polens zur EU nicht
automatisch mit einem Rückgang des Handels insbesondere mit Russland, Weiÿrussland
und der Ukraine aufgrund von EU-Zöllen verbunden, denn in den meisten Fällen sind die
EU-Zölle niedriger als die polnischen Sätze.152 Es bleibt jedoch zu beobachten, wie sich
die Kontingentierung vieler Handelsgüter durch die EU auf den Umsatz des polnischen
Osthandels auswirken wird.
Schlieÿlich wurde Polen Mitglied wichtiger internationaler Wirtschaftsorganisationen:

Zum 1. Juli 1995 erfolgte der Beitritt zum GATT, am 22. November 1996 (mit der
längsten Liste von Ausnahmeregelungen) zur OECD. Als Ergebnis der dritten Uruguay-
Runde �el der durchschnittliche polnische Zollsatz auf Importe (Landwirtschaft einge-
rechnet) auf unter 5 Prozent, womit man das Niveau der meisten Industrieländer erreicht
hatte (Kaczurba 1998: 76). Durch diese internationale Wirtschaftsver�echtung wurde
1501990 hatte es nur zwei entsprechende Abkommen gegeben (Stuglik 1996: 87).
151Zwischen Dezember 1991 und Ende 1996 wurden in der Ukraine Auslandsinvestitionen in Höhe von

nur 900 Mio $ getätigt (19 $ pro Einwohner, vgl. Finansowanie inwestycji w gospodarce ukrai«skiej,
Eurazja 1/1997: 79). Die russischen Investitionen in Polen betrugen zwar etwa 1998 bereits 958 Mio $,
davon ent�elen aber 90% auf Gazprom: Russland investierte in Polen bis Mitte 1999 insgesamt 1,12 Mrd
$ in den Bau der Jamal-Gasleitung (Michalski 2000: 164, Jakimowicz 2000: 19; Lang 2000: 27). Erdöl
und Erdgas machten auch 1999 80% des polnischen Imports aus Russland aus.
152Vortrag von Klaus Schneider, Europäische Kommission, Fachtagung Politikwissenschaft der Deut-

schen Gesellschaft für Osteuropakunde e.V., 9. - 11.11.00, Stettin; Paszewski 2000b: 22-28; Na wschód
od Edena, Gazeta Wyborcza, 31.10./1.11.02. Bei den Zollsätzen sind drei Gütergruppen zu unterscheiden:
Güter, bei denen weder die EU noch Polen Zölle erheben; Güter, bei denen die polnischen Zölle höher
sind als die EU-Zölle und Güter, bei denen die EU-Zölle höher sind als die polnischen Zölle. Der gröÿte
Anteil etwa des polnisch-ukrainischen Handels entfällt auf die zweite Gruppe, wenngleich etwa die Einfuhr
landwirtschaftlicher Erzeugnisse nach Polen nach dem EU-Beitritt mit höheren Zöllen belegt sein wird.



6.2. AUßENWIRTSCHAFTSFÖRDERUNG UND TECHNISCHE HILFE 229

Polen (im Unterschied zu den benachbarten GUS-Staaten) weniger stark von der Asien-
krise 1997 und der Russlandkrise 1998 betro�en.153

Den Stand der Konsolidierung der polnischen Volkswirtschaft kann man insbesonde-
re an den Indikatoren des �magischen Vierecks� (Beschäftigungsstand, Wirtschafts-
wachstum, In�ation, Auÿenhandelsbilanz) ablesen. In�ation und Wirtschaftswachs-
tum zeigten dabei weitgehend ein vorbildhaftes Verhalten und waren die wesentlichen
makroökonomischen Ursachen des Erfolges der polnischen Wirtschaftstransformation der
neunziger Jahre.154

Veränderung des BIP (in Prozent, im Vergleich zum Vorjahr, in�ationsbereinigt,
in Mio $), nach der Methode �System of National Accounts�

89 90 91 92 93 94 95 96 97 98 99 00 01
Polen 0,2 -11,6 -7 2,6 3,8 5,2 7,0 6,0 6,8 4,8 4,1 4,0 1,0
Ukraine � � -11,9 -17,0 -14,2 -24,3 -11,8 -10,0 -3,2 -2 0 5,5 k.A.

Quelle: Rocznik Statystyczny, verschiedene Jahrgänge; für die Ukraine: Economist Intelligence Unit,
Country Report: Ukraine (London second quarter 1995: 5); Poperedni pisumky rozwitku u 1997
roku, Urjadowyj Kurier, 2.2.97; Tadeusz Chró±cicki, Dobre perspektywy dla godpodarki, Prawo i
Gospodarka, 19.5.98; www.imf.org/external/pubs/ft/scr/2001/cr0128.pdf [15.7.01]. Polnische Schät-
zungen gingen für 2002 und 2003 von einem Wirtschaftswachstum von 1,3% und 2,6% aus
(www.imf.org/external/pubs/ft/scr/2003/cr03187.pdf [12.8.03]).

In�ationsrate seit 1989, Zunahme der Konsumgüterpreise

(in Prozent, im Vergleich zum Vorjahr, Jahresdurchschnitt)
1990 1991 1992 1993 1994 1995 1996 1997 1998 1999 2000 2001
560 59,4 36,2 33,9 32,1 27,1 19,8 13,1 9,7 7,3 10,1 5,5

Quelle: Rocznik Statystyczny, verschiedene Jahrgänge. Polnische Schätzungen gin-
gen für 2002 (2003) von einer Zunahme der Konsumgüterpreise von 1,9% (1,1%) aus
(www.imf.org/external/pubs/ft/scr/2003/cr03187.pdf [12.8.03]).

Gleichzeitig hat jedoch die Arbeitslosigkeit (wie in anderen ostmitteleuropäischen
Staaten) ein alarmierendes Ausmaÿ angenommen. Die o�zielle Arbeitslosenquote betrug
1991 11,8 Prozent, 1999 13 Prozent (Clement 2000: vi), 2001 sogar 18 Prozent. Auch
die Auÿenhandelsbilanz entwickelte sich seit 1989 insgesamt ungünstig: Nachdem die
UdSSR zum 1. Januar 1991 den Handel innerhalb des Ostblocks von Transferrubel auf
US-Dollar umstellte und Polen weiterhin Rohsto�e aus Russland importierte, Moskau
diese Devisen aber nicht zum Erwerb polnischer Güter verwandte, ergab sich 1991 ein auf
bis zu 1 Mrd $ geschätztes polnisches Handelsde�zit gegenüber Russland.155 Der polnische
153Während der Asienkrise des zweiten Halbjahres 1997 konnte Polen seinen Export sogar um 2%

steigern (Kaczurba 1998: 77).
154Dagegen betrug der reale Rückgang des BIP in der Ukraine zwischen 1991 und 1996 zwischen 12

und 23 Prozent jährlich, das Jahresmittel der In�ation gar 2300 Prozent (Finansowanie inwestycji w
gospodarce ukrai«skiej, in: Eurazja 1/1997: 75, eigene Berechnungen).
155Die polnische Tageszeitung Rzeczpospolita zitierte 1991 Finanzminister Balcerowicz, der geschätzt
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Zahl der registrierten Arbeitslosen in Polen in Millionen nach 1989 (in
Klammern Angaben in Prozent)

90 91 92 93 94 95 96 97 98 99 2000 2001
1,126 2,156 2,509 2,890 2,838 2,629 2,36 1,826 1,831 2,35 2,703 3,115
(6,5) (12,2) (14,3) (16,4) (16,0) (14,9) (13,2) (10,3) (10,4) (13,1) (15,1) (17,5)

Quelle: Rocznik Statystyczny, verschiedene Jahrgänge. Polnische Schätzungen gingen für 2002 (2003)
von einer Arbeitslosenquote von 18,1% (18,3%) aus.

Polnische Auÿenhandelsbilanz seit 1990 (nominale Werte, in Mio $)

1990 1991 1992 1994 1995 1996 1997 1998 1999 2000 2001
E 14 322 14 903 13 187 17 240 22 895 24 440 25 751 28 229 27 407 31 651 36 092
I 9 528 15 522 15 913 21 569 29 050 37 137 42 308 47 054 45 911 48 940 50 275
S 4 704 -619 -2 726 -4 329 -6 155 -12 697 -16 557 -18 825 -18 504 -17 289 -14 183

Quelle: Rocznik Statystyczny, verschiedene Jahrgänge. Quellenbasis sind die Statistiken des Hauptzoll-
amtes, die auf den Zollformularen beruhen und teilweise erhebliche Unterschiede zu den auf der Zah-
lungsbilanz beruhenden (etwas niedrigeren) Werten der NBP aufweisen. E = Export; I = Import; S =
Saldo.

Export in die UdSSR verringerte sich in diesem Jahr um 48 Prozent, der Import aus der
UdSSR um 46 Prozent, nachdem die Importe sich bereits 1990 im Vergleich zum Vorjahr
um 40 Prozent (v.a. Gas, Eisenerz, Öl, Baumwolle), die Exporte um 11 Prozent (v.a.
Maschinen, Textilien, Schi�e, elektrische Anlagen) gesunken waren.156
Während die Höhe der passiven Auÿenhandelsbilanz in den meisten ostmitteleuropäi-

schen Staaten ähnlich ausgesprägt ist, fällt im Vergleich zu den anderen CEFTA-Staaten
insbesondere der anhaltend niedere Wert des polnischen Pro-Kopf-Exports auf.157 Zwar
wurde ein Teil dieses De�zits von den FDI aufgefangen, doch wirkte sich der nach 1998
zu beobachtende Rückgang des nicht registrierten, für die polnische Handelsbilanz aber
günstigen Kleinhandels negativ aus (Kaczurba 1999: 70). Hauptgründe für dieses Han-
delsbilanzde�zit sind die mangelnde Konkurrenzfähigkeit polnischer Produkte, der im
Vergleich zu anderen Währungen bis Mitte 2002 sehr hohe Wechselkurs des Zªoty, der
Rückgang des polnischen Osthandels und die hohen Importüberschüsse in einigen Sekto-
ren.158

Heute gibt zum einen die Höhe des Auÿenhandelsde�zites Anlass zur Sorge, zum ande-
ren vor allem aber auch der prozentuale Anteil dieses Wertes am BIP.159 Aber trotz der

hatte, dass zwei Drittel der polnischen Rezession von 1991 aus dem Zusammenbruch des Osthandels
stammten (Katarzyna J�edrzejewska, De�cit handlowy i bud»etowy, Rzeczpospolita, 17./18.8.91).
156Ende 1990 hatte Polen deshalb in seiner jährlichen Handelsbilanz ein Plus von 7,5 Mrd Transferrubeln,

was die polnischen Gesamtschulden gegenüber der UdSSR von 4,7 Mrd Transferrubeln bei weitem ausglich
(De Weydenthal 1991a: 15).
1571991 betrug der polnische Pro-Kopf-Export 694 $ (Ungarn: 999 $, Tschechien: 769 $ (Clement 2000:

viii)), 1997 etwa 680 $ (Ungarn 1 300 $, Finnland 8 000 $ (Kaczurba 1998: 76)) und 1998 knapp 700
$, ein Drittel des ungarischen und ein Sechstel des slowenischen Wertes (Kaczurba 1999: 69), 1999
schlieÿlich 802 $, weniger als ein Drittel des tschechischen und ungarischen Wertes (Clement 2000: ix).
158Dazu zählten insbesondere die Bereiche Automobile, chemische Produkte (Pharmazeutika und Kunst-

sto�e), elektrische Maschinen und Anlagen sowie Brennsto�e (Kaczurba 1998: 81f; Kaczurba 1999:
71; Kaczurba 2000: 83).
159Der negative Leistungsbilanzsaldo betrug etwa 1999 11,7 Mrd $ oder 7,2% des BIP, ein volks-
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Polnischer Export und Import nach Ländergruppen seit 1989 (in Prozent des
gesamten Exports/Imports eines Jahres)

1989 1990 1992 1993 1994 1995 1996 1997 1998 1999 2000 2001
Europäische Gemeinschaft/Europäische Union

Export 27,9 44,3 58,0 63,2 62,7 70,0 66,2 64,0 68,3 70,5 69,9 69,2
Import 30,9 43,9 53,2 57,2 57,5 64,6 63,9 63,8 65,6 64,9 61,2 61,4

ehemaliger Ostblock und ehemaliges Jugoslawien

Export 37,2 23,2 15,4 13,3 14,5 17,3 20,5 24,4 20,4 17,0 17,3 18,3
Import 33,5 23,2 16,3 13,5 14,3 15,4 15,5 14,9 13,1 14,2 18,5 18,2

Quelle: Rocznik Handlu Zagranicznego, verschiedene Jahrgänge. 1995 traten Österreich, Schweden und
Finnland der Europäischen Union bei.

hohen Importüberschüsse wurde der Auÿenhandel zu einer Lokomotive der wirtschaftli-
chen Transformation Polens: Während das BIP zwischen 1989 und 1995 kaum anstieg,
hatte der Auÿenhandel in der gleichen Zeit ein Plus von 44 Prozent zu verzeichnen und
wuchs mit Ausnahme der Jahre 1998 und 1999 jedes Jahr überdurchschnittlich (Kleer
1996: 82; Kaczurba 2000: 84). Dennoch spielt der Auÿenhandel für Polen im Vergleich
zu anderen ostmitteleuropäischen Staaten eine geringere Rolle; er zeichnete etwa 1998
nur für 10 Prozent des BIP verantwortlich, während es in Tschechien und der Slowakei je
etwa 50 Prozent waren (Kaczurba 1999: 69). Alle Versuche der polnischen Regierung,
neben dem wirtschaftlichen Austausch mit den EU-Staaten auch den Osthandel durch
entsprechende Verträge zu beleben, haben noch nicht den erwarteten Erfolg erbracht.

wirtschaftlich als alarmierend zu bewertender Indikator. Nach Prognosen des IWF und der NBP
wird diese Quote bis 2007 zwar zurückgehen, mit vier bis fünf Prozent aber weiterhin hoch bleiben.
Gleichzeitig wird die Höhe des Auÿenhandelsde�zites weiter zunehmen und 2007 16,8 Mrd $ erreichen
(www.imf.org/external/pubs/ft/scr/2003/cr03187.pdf [12.8.03]).
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6.2.2 Hauptprobleme des polnischen Osthandels nach 1989
Im Laufe des Jahres 1991 wollten die ehemaligen Sowjetrepubliken, allen voran die Ukrai-
ne, mit Polen von Moskau unabhängige, für Warschau vielversprechende Handelsbezie-
hungen aufnehmen. Zur politischen Entscheidung für eine solche Form von Kontakten
und eindeutigeren politischen Signalen konnten sich 1991 jedoch weder die Mehrheit der
diplomatischen Vertretungen Polens noch das Auÿenministerium durchringen.160
Nach dem Ende der UdSSR am 31. Dezember 1991 brach der polnische Osthandel

rasch zusammen und erholte sich danach nur mühsam. Gleichzeitig lieÿ die Ausarbei-
tung eines polnischen Exportförderungsprogrammes nach Osten lange auf sich warten:
Während die Ankündigung von Auÿenhandelsminister Podka«ski vom November 1992,
einen Plan für den Osthandel ausarbeiten zu wollen, eine Deklaration blieb,161 kam die
Regierungsinitiative im Frühjahr 1994, ein Export-Programm speziell auf dem russischen
Markt zu starten, vermutlich noch zu früh (Caªka 1998a: 40). Dagegen wurde das am 18.
Oktober 1994 vom Ministerrat angenommene, für den Zeitraum bis 1997 vorgesehene �Re-
gierungsprogramm zur wirtschaftlichen Zusammenarbeit mit den östlichen und baltischen
Staaten�162 teilweise umgesetzt.163 Die strukturelle Schwäche des polnischen Exports blieb
jedoch evident, da er zumeist aus Einmaltransaktionen und nicht aus längerfristigen Ver-
trägen bestand (Kupich 1995: 64). Schon 1998 hatte Polen nur noch in vier von 20 Wa-
rengruppen einen Handelsüberschuÿ: Tierzucht, Holz, Möbel/Beleuchtungsanlagen sowie
Schmuck. Eine negative Handelsbilanz verzeichnete Polen dagegen selbst in Branchen wie
landwirtschaftlichen Produkten sowie Textilien (Kaczurba 1999: 74). Im folgenden wer-
den für die östlichen Nachbarn Polens � Russland, die Ukraine, Weiÿrussland und Litauen
� die Ursachen für die geringe Intensität dieses Handels analysiert. Auf andere ehemalige
Sowjetrepubliken wird dabei nicht eingegangen � so betrugen etwa die jeweiligen Import-
und Exportanteile am polnischen Auÿenhandel mit Usbekistan und Kasachstan auch 2000
und 2001 nicht mehr als 0,2 Prozent.

6.2.2.1 Das polnische Exportgeschäft nach Russland

Vertragliche Grundlage der wirtschaftlichen Zusammenarbeit ist das Wirtschafts- und
Handelsabkommen vom 24. Dezember 1991, ergänzt durch ein Doppelbesteuerungsab-
kommen vom 22. Mai 1992 und den Vertrag über Handel und wirtschaftliche Zusammen-
arbeit vom 25. August 1993. Letzterer Vertrag trat wegen Verzögerungen in der russischen
160Najder 1993: 210-212. Auch in den ersten nichtkommunistischen Regierungen Mazowiecki und Bi-

elecki gab es Widerstand gegen einen Bruch der wirtschaftlichen Bindungen nach Osten. So plante etwa
Auÿenhandelsminister Ledworowski zunächst die Gründung einer �ostmitteleuropäischen OECD�, ähnlich
den späteren Vorschlägen von Präsident Waª�esa einer �zweiten EG�.
161Auswärtiger Ausschuss des Sejm, Bulletin Nr. 846, 18.11.92, Beitrag von Vizeauÿenhandelsminister

Podka«ski.
162Rynki Zagraniczne, 26.11.94, Drogi i mo»liwo»ci handlu ze Wschodem und Beilage; Antwort von

Wirtschaftsminister Steinho� (3.6.98) auf die parlamentarische Anfrage 490 des Abgeordneten Jan Kulas.
Das Programm umfasste sechs Punkte: �Traktaty� (rechtliche Strukturen), �Promocja� (Wirtschafts- und
Exportförderung), �Kooperacja� (Zusammenarbeit bei Produktion und Investitionen), �Banki� (Scha�ung
gemeinsamer Strukturen im Banken- und Versicherungswesen), �Systemy� (Scha�ung von Anreizsystemen
zum Export), �Regiony� (regionale und lokale Zusammenarbeit).
163So wuchs der polnische Export nach Osteuropa 1994 um 40 Prozent, wobei verarbeitete landwirt-

schaftliche Produkte den gröÿten Teil ausmachten und der Barterhandel sich insgesamt verringerte
(Kupich 1995: 63). 1997 exportierte Polen sogar zum ersten (und einzigen) Mal mehr verarbeitete land-
wirtschaftliche Produkte in die GUS-Staaten als in die EU (Kaczurba 1998: 82).
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Duma erst am 13. Februar 1995 in Kraft.164 Das Abkommen über gegenseitigen Investi-
tionsschutz mit Russland (am 2. Oktober 1992 unterzeichnet) ist dagegen bis heute trotz
der mehrfachen Intervention polnischer Spitzenpolitiker nicht von der russischen Duma
rati�ziert worden.165

Polen ist wie schon vor 1989 in hohem Maÿe von russischen Erdöl- und Erdgas-
Lieferungen abhängig. Noch die sowjetische Regierung hatte bereits im September 1990
entgegen der Bestimmungen des RGW ultimativ gefordert, dass Polen für Energieliefe-
rungen in Devisen bezahle (Sabbat-Swidlicka 1990: 25; De Weydenthal 1990: 24).
Im August 1993 wurde dann sowohl der polnisch-russische Vertrag über Erdgaslieferun-
gen des Gasgiganten Gazprom als auch ein Protokoll über den technischen Ablauf des
Baus der Gasleitung �Jamal� von Russland über Polen nach Westeuropa unterzeichnet
(Magdziak-Miszewska 1996: 123f). In den darau�olgenden Jahren war der steile An-
stieg des Wertes der polnischen Importe vornehmlich der Einfuhr von Energieträgern
geschuldet, die 1992 75 Prozent, 1995 75,3 Prozent, 1996 (2000) wegen der stark steigen-
den Energiepreise sogar 81 (80) Prozent des Wertes des gesamten polnischen Importes
aus Russland ausmachten.166
Abrechnungssystem: Zu Beginn der neunziger Jahre wurden erhebliche Teile des

polnisch-russischen Handels als Bartergeschäfte abgewickelt. Diese Tendenz wurde durch
die im November 1993 vom russischen Ministerrat eingeführten Zollsätze verstärkt, die
diese Handelsform begünstigten.167 Auch 1997 wurden noch 40 Prozent der �nanziellen
Transaktionen über westliche Banken abgewickelt, da weiterhin kein polnisch-russisches
Verrechnungssystem existierte.168 Bis heute gelang es nur der polnischen Kredyt Bank,
eine Filiale in Russland zu erö�nen (Jacoby 2002: 157).
Freihandelszone? Im November 1996 unterzeichneten die Premierminister ein pol-

nisch-russisches Freihandelsabkommen, das jedoch von polnischer Seite nur als Absichts-
erklärung gewertet wurde, solange Russland nicht der WTO beigetreten sei.169 Zuvor
hatte die polnische Regierung seit 1994 mehrere Vorschläge zur verstärkten wirtschaft-
164Polen hatte diesen Vertrag bereits am 25.8.93 rati�ziert (Caªka 1995b: 103). Im März 1992 erlaubte

die Russische Föderation ihren Subjekten den selbständigen Abschluss von Wirtschaftsabkommen mit
anderen Staaten. Polen machte von dieser Möglichkeit keinen Gebrauch (Jakimowicz 2000: 17).
165Biuletyn Rosyjski OSW 4(4) 1996: 36; Jakimowicz 2000: 19. Seit 1996 gibt es aber zumindest

eine polnisch-russische Zusammenarbeit auf nicht-staatlicher Basis durch die Gründung eines polnisch-
russischen Wirtschaftsforums.
166Magdziak-Miszewska 1996: 123; Piotrowski 2001a: 226; Przegl�ad Rz�adowy 3/1994: 96, 100.

Alleine von 1999 auf 2000 vergröÿerte sich das polnische Handelsde�zit gegenüber Russland von 1,96
Mrd $ auf 3,76 Mrd $.
167Przegl�ad Rz�adowy 3/1994: 95. Zusätzlich betrug noch 1996 der Anteil des nicht registrierten �Kof-

ferhandels� am gesamten polnisch-russischen Handel 30% (Kostrzewski 1997: 139).
168Jakimowicz 2000: 19; Wi�ecej obaw ni» zach�et, Rzeczpospolita, 8.11.96. Inwieweit die Einrichtung

einer Freihandelszone mit Russland den Vertragsverp�ichtungen des EU-Assoziierungsabkommens entge-
genstand, wurde in dieser Arbeit nicht abschlieÿend untersucht (vgl. dazu Caªka 1998: 41).
169So Premier Cimoszewicz, Przegl�ad Rz�adowy 11-12/1996: 125. Zuvor hatte bereits eine ultimative

Forderung von Vizepremier Davydov an die polnische Seite auf dem Wirtschaftsforum in Krynica, sich
zwischen einer wirtschaftlichen Kooperation mit Russland und der Integration mit dem Westen zu ent-
scheiden, für erhebliche Aufregung gesorgt. Er kritisierte gleichzeitig die CEFTA scharf als �wirtschaftli-
chen cordon sanitaire gegen Russland� (Magdziak-Miszewska 1997b: 136, Anm.5). Die russische Presse
feierte dieses Abkommen enthusiastisch, zeige es doch den polnischen Willen, wirtschaftliche Fragen un-
abhängig von politischen zu regeln und für die Annäherung an die NATO wirtschaftliche Konzessionen
an Russland zu machen (Segodnja, 11.11.96, Nezavisimaja Gazeta, 14.11.96).
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lichen Zusammenarbeit im Rahmen von �überstaatlichen Vereinigungen� in den Berei-
chen Produktion, Handel, Banken, Finanzen und Versicherungen aus Moskau erhalten.170
Weitergehende Pläne einer gemeinsamen Freihandelszone mit Russland riefen in Polen
Stimmen hervor, die vor einer wirtschaftlichen und politischen Abhängigkeit von Russ-
land und einer Glaubwürdigkeitslücke gegenüber dem Westen warnten. Wichtiger sei eine
erhöhte polnische Investitionstätigkeit in Russland, die 1997 im Vergleich zu 1989 um
75 Prozent gesunken war.171

Um das wachsende Handelsde�zit gegenüber Russland abzubauen, bemühte sich die
polnische Regierung seit dem erwähnten, nicht realisierten Exportförderungsprogramm
des Ministerrates vom Oktober 1994172 verstärkt um eine Stärkung des Exports insbe-
sondere in den folgenden Branchen: Bis Mitte der neunziger Jahre waren Lebensmittel
das immer deutlicher den polnischen Export nach Russland bestimmende Gut:173 1996
wuchsen die Lebensmittelexporte viermal so schnell wie der allgemeine Export Polens; 46
Prozent aller Lebensmittel verkaufte Polen in diesem Jahr in die ehemaligen Sowjetrepu-
bliken, 43 Prozent in die EU-Länder. Russland wurde zum wichtigsten Abnehmer, das so
viele Lebensmittel aus Polen importierte wie Deutschland, Italien, Frankreich und Groÿ-
britannien zusammen (Kostrezwski 1997: 127). Ferner ging der überwiegende Anteil
des polnischen Exports an Pharmazeutika 1996 nach Russland. Aus keinem anderen
Land führte Russland mehr Waren dieser Gütergruppe ein (14% des russischen Gesam-
timportes) als aus Polen.174 Weitere Sektoren mit starkem polnischen Exportanteil waren
insbesondereMöbel,Maschinen und Kleidung (Kostrzewski 1997: 136). Noch 1997
ho�ten Experten des polnischen Osthandels auf eine Belebung des Exports nach Russland,
indem man verstärkt Investitionen tätige, privilegierte Handelsabkommen mit besonders
starker Verminderung von Zöllen und anderen Handelshemmnissen unterzeichne sowie
Rohsto�e und niedrig verarbeitete Waren nach Russland exportiere, sie dort verarbeite
und veredele, um sie dann nach Polen zu reimportieren (Kostrzewski 1997: 131-133).

170Wracaj�a kamazy, Rzeczpospolita, 22.10.94. Nachdem die russische Seite 1997 die Zollvorschriften ver-
schärfte und einige mit für kleinere polnische Firmen hohen Kosten verbundene Maÿnahmen einführte,
wurde deutlich, dass Moskau auf einen von groÿen Konsortien und staatlichen Firmen geprägten Han-
delsaustausch setzte. Indes ent�elen bereits 1997 87 Prozent des polnischen Exports nach Russland auf
private Wirtschaftssubjekte (Magdziak-Miszewska 1998c: 153). Ein Spezialfall war die Frage der Aus-
rüstung der polnischen Armee mit russischen Wa�en. Da die polnische Wa�enindustrie technisches Gerät
produzierte, das überwiegend in Russland entwickelt worden war, war die pauschale Ablehnung einer
militärisch-technischen Zusammenarbeit mit Russland für Polen nicht möglich. Als Alternative zu dieser
Kooperation wurde gelegentlich die Zusammenarbeit in der Wa�enproduktion und der Ersatzteilbeschaf-
fung mit postkommunistischen Staaten wie der Ukraine und der Slowakei angeregt (Kobrinskaja 1998:
149; Bli»ej wolnego handlu, Rzeczpospolita, 5.4.96).
171Antwort von Wirtschaftsminister Steinho� (3.6.98) auf die parlamentarische Anfrage des Abgeordne-

ten Jan Kulas; Powrót po latach, Rzeczpospolita, 25.4.95; Beispiele für polnische Investoren in Russland:
Zdobywcy obcych rynków, Gazeta Wyborcza, 31.10./1.11.02.
172�Regierungsprogramm zur wirtschaftlichen Zusammenarbeit mit den östlichen und baltischen Staa-

ten�, Rynki Zagraniczne, 26.11.94, Anhang.
173Ministerstwo Gospodarki (Hrsg.): Raport o stanie handlu zagranicznego w roku 1996; Warszawa 1997:

71. Russland importierte seit 1991 jährlich Lebensmittel im Wert von insgesamt etwa 10 Mrd $, wobei
das entsprechende russische Produktionsniveau zwischen 1991 und 1995 jährlich um 8 bis 12 Prozent sank
(Kostrzewski 1997: 127).
174Kostrzewski 1993: 136. Gleichzeitig erschien eine weitere Steigerung des Exports in diesem Sektor

möglich, da die russische Arzneimittelproduktion 1996 nur 15% des Bedarfes abdeckte (Kostrzewski
1997: 133).
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Die Russland-Krise im Herbst 1998 änderte die Ausgangsposition für die polnische
Exportwirtschaft fundamental: Alle auf dem Russland-Markt engagierten polnischen Fir-
men erlitten erhebliche Verluste, die vom MSZ 2001 auf 3,4 Mrd $ bezeichnet wurden.175
Alleine zwischen 1997 und 1999 brach der Wert der polnischen Ausfuhren nach Russland
um zwei Drittel ein. Besonders hart waren die Exporteure von Lebensmitteln (minus 70
Prozent, 1997 noch 43 Prozent der polnischen Ausfuhren nach Russland), chemischen Er-
zeugnissen (Kosmetika, Arzneimittel, minus 17 Prozent), Maschinen und Anlagen (Kühl-
schränke, Lastfahrzeuge, minus 12 Prozent) sowie Möbeln (minus 11 Prozent) betro�en.176
Für die Lebensmittelbranche kam erschwerend hinzu, dass die EU nach 1998 polnische
Erzeugnisse mit einer o�ensiven Exportförderungspolitik vom russischen Markt verdräng-
te.177 Dadurch �el der Anteil Russlands am gesamten Auÿenhandelsumsatz polnischer
Hersteller von Fleisch-, Milch- und Obstprodukten von 50 Prozent auf ein bis vier Pro-
zent: Die Nachfrage nach polnischen Arznei- und Lebensmitteln nahm in Russland 1999
gegenüber dem Vorjahr um 30 Prozent ab, bei Schweine�eisch sogar um 60 Prozent.178 Der
Einbruch des Grenzhandels nach 1998 belastete die polnische Handelsbilanz zusätzlich.
Neben diesen Verdrängungsmechanismen bereitete die russische Zentralverwaltung der

polnischen Exportwirtschaft nach 1998 zunehmende Schwierigkeiten. Polnische Unterneh-
mer klagten über zusätzlicheAu�agen und Zerti�zierungsanforderungen, so dass sich vor
allem kleinere polnische Firmen wieder aus Russland zurückzogen.179 Hinzu kamen ab 1998
neue (höhere) russische Zölle für zahlreiche Gütergruppen, insbesondere Möbel.180 Un-
garische Berechnungen des Jahres 2000 zeigten jedoch, dass Polen sein Handelspotential
mit Russland (im Gegensatz zu anderen ostmitteleuropäischen Staaten) zu einem hohen
Prozentsatz ausgeschöpft hatte und dass dieser Anteil auch längerfristig kaum fünf bis
acht Prozent des gesamten polnischen Auÿenhandels übersteigen dürfte (Lang 2000: 27).

6.2.2.2 Das polnische Exportgeschäft in die Ukraine

Die vertragliche Grundlage ist das Abkommen über Handel und wirtschaftliche Zusam-
menarbeit vom 4. Oktober 1991. Es wurde ergänzt durch drei Abkommen zur Vermeidung
von Doppelbesteuerungen (am 11. März 1994 in Kraft getreten), über gegenseitigen Inve-
stitionsschutz (am 14. September 1993 in Kraft getreten) sowie über Zusammenarbeit und
175Antwort von Staatssekretär Bªaszczyk (13.2.01) auf die parlamentarische Anfrage 5558 des Abgeord-

neten Jan Kulas.
176Dobroczy«ski 1995: 96f; Rosja � wci�a» niepewny interes, �ycie, 26.10.98; Kupi�a, nie kupi�a, Gazeta

Wyborcza, 28.8.98. Namhafte polnische Kritiker stellten fest, die russische Wirtschaftskrise von 1998
belege, dass erfolgreiche Geschäfte mit Russland auf der Basis interstaatlichen Handels �eine Illusion�
seien. Der Einsatz von Risikokapital mit staatlichen Garantien sei nicht gerechtfertigt, da der russische
Markt westliche Produkte den polnischen vorziehe (Rocznik Strategiczny 1998/99: 39).
177Dabei leistete die EU Subventionsbeiträge von 400 Euro pro Tonne Schweine�eisch und 40 Euro pro

Tonne Äpfel (Jak Unia wyparªa Polska z rynku, Rzeczpospolita, 27.1.00).
178Powrót na Wschód, Wprost, 23.7.00.
179Presseservice des polnischen Wirtschaftsministeriums, 19.3.98; Süddeutsche Zeitung, 17.1.01; Pio-
trowski 2001a: 226.
180Antwort von Finanzminister Balcerowicz (13.5.98) auf die parlamentarische Anfrage 472 des Abge-

ordneten Gintowt-Dziewaªtowski; parlamentarische Anfrage 1397 des Abgeordneten Rutkowski (21.5.02);
Cªa blokuj�a eksport, Rzeczpospolita, 20.12.01; Pierwszy umowy i konkrety, Rzeczpospolita, 17.1.02; Na
wschód od Edenu, Gazeta Wyborcza, 31.10./1.11.02. Nur am polnischen Arbeitsmarkt wirkte sich der
polnisch-russische Handel weiter positiv aus, da über 80 Prozent des polnischen Exports auf verarbeitete
Güter ent�elen, der Import jedoch zu 90 Prozent aus Rohsto�en bestand (Kaczurba 1999: 72).
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gegenseitige Hilfe in Zollangelegenheiten (am 18. Dezember 1995 unterzeichnet). Da zu
sowjetischen Zeiten 80 Prozent des ukrainischen Exports über die Auÿenhandelszentrale
in Moskau abgewickelt wurde, verfügte die Ukraine nach 1991 zunächst noch nicht über
diesbezügliches Know-How, so dass sich die wirtschaftliche Kooperation auch nach Ein-
richtung der polnisch-ukrainischen Handelskammer im Januar 1992 nur sehr schleppend
entwickelte.
Strukturen: Insgesamt erhöhten sich im Laufe der neunziger Jahre zunehmend die

Disproportionen im Transformationsniveau und die Inkompatibilitäten der beiden Volks-
wirtschaften (Bratkiewicz 1993: 133). Die polnische Regierung versuchte dieser Ent-
wicklung 1992/93 durch die Gründung einer polnisch-ukrainischen Bank, die gegenseitige
Einrichtung von Handelszentren, die Intensivierung der Werbung für ukrainische Güter in
Polen, eine gemischte Kommission zur Erörterung von Kooperationsmöglichkeiten sowie
die Gründung einer gemeinsamen Handelshochschule entgegenzuwirken (Cie±lik 1992:
143, Bratkiewicz 1993: 133). Im März 1997 erhielt die Lubliner Bank Depozytowo-
Kredytowy die Lizenz zur Erö�nung einer Filiale im grenznahen Luc'k, die polnische Kre-
dyt Bank besitzt ferner 60 Prozent der �Westukrainischen Bank� mit Sitz in Lemberg und
18 Filialen in der gesamten Ukraine. Im März 1998 erö�nete schlieÿlich auch die polnische
Bank Handlowy eine Vertretung in Kiev.181

Export- und Importstruktur: Der Handelsumsatz betrug bereits 1995 die beachtli-
che Summe von über einer Mrd $, was jedoch beiderseits primär auf den Austausch von
Rohsto�en oder gering verarbeiteten Produkten zurückzuführen war.182 So stellte Koh-
le 1994 37 Prozent des polnischen Exports in die Ukraine und Eisenerz 58 Prozent des
polnischen Imports aus der Ukraine dar.183 Aber auch 1997 exportierte Polen vor allem
Reinigungsmittel (22,7 Prozent), Lebensmittel (18,7 Prozent), Kohle (16,9 Prozent), elek-
trische Maschinen (9,8 Prozent) und Möbel.184 Weiterhin nahmen Rohsto�e und gering
verarbeitete Produkte eine dominierende Position im gegenseitigen Handel ein. Durch die
Russland-Krise 1998 sank der polnische Export in die Ukraine von 1998 auf 1999 um etwa
30 Prozent.185

Auch nach dieser Krise änderte sich die polnisch-ukrainische Handelsstruktur kaum.
Beim polnischen Export dominierten auch 2000 Erzeugnisse der chemischen Industrie,
Elektromaschinen und Lebensmittel, während Polen weiterhin vor allem Rohsto�e (Erd-

181Antwort von Wirtschaftsminister Steinho� (3.6.98) auf die parlamentarische Anfrage 490 des Ab-
geordneten Jan Kulas; Antwort von Wirtschaftsminister Steinho� (17.3.00) auf die parlamentarische
Anfrage 3343 des Abgeordneten Jerzy Jaskiernia.
182Chojnowska 1996: 138. Zu diesem Handelsvolumen muss auch der nicht registrierte Kleinhandel

gezählt werden, der etwa 1997 auf ungefähr so hoch wie der o�zielle Handel geschätzt wurde (Olsza«ski
1998: 158). Für 2001 veranschlagten polnische Geschäftsleute sogar, dass der polnische Export in die
ehemaligen Republiken der UdSSR um rund ein Drittel zu niedrig veranschlagt werde (Mijanie si�e z
prawem, Rzeczpospolita, 15.1.02 (Beilage �Dobra �rma�)).
183Staniszewski 1997: 26f; Noworyta 1996: 23, Chojnowska 1997: 143.
184Chojnowska 1996: 143. Dabei lagen die Förderungskosten für ukrainische Kohle sechsmal höher

als die für polnische Kohle (Olsza«ski 1998: 159). Polen importierte vor allem Eisenerz und verwandte
Sto�e (69,8%), Rohsto�e für die chemische Produktion (9,1%), landwirtschaftliche Produkte (6,8%) sowie
Buntmetallprodukte (6,3%).
185Am härtesten traf es die pharmazeutische Branche, wo der polnische Export um 60 Prozent einbrach,

sowie den Kohle- und Lebensmittel-Absatz (je minus 58 Prozent). Im ersten Quartal 1999 �el der polnische
Kohlexport in die Ukraine nochmals um 90 Prozent; der polnische Import von Eisenerz um 25 Prozent
auf 122,4 Mio $, der von Erdgas um 35 Prozent auf 69,5 Mio $ (Szmyd 2000: 188).
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gas, Eisenerz, Magnesium) aus der Ukraine importierte.186 Auch die Intensität des polnisch-
ukrainischen Handels bleibt weiterhin gering: 2001 war die Ukraine für Polen nur der
neuntgröÿte Absatzmarkt; beim Import stand die Ukraine erst an 23. Stelle der polni-
schen Liste.187

Polnische Investitionen: Das Wohlstandsgefälle zur Ukraine erwies sich für die pol-
nische Wirtschaft bis heute (im Unterschied zu Deutschland und Polen Anfang der neun-
ziger Jahre) aufgrund der geringen Komplementarität der beiden Volkswirtschaften nicht
als Vorteil. Aus polnischer Sicht ist die wirtschaftliche Zusammenarbeit mit der Ukraine
vor allem ein Feld für kleinere und mittlere Unternehmen. Der Belebung dieser wirt-
schaftlichen Kontakte stehen jedoch aus polnischer Sicht weniger mangelnde Information
oder fehlender Mut auf beiden Seiten entgegen, sondern vor allem die fehlende WTO-
Mitgliedschaft, die schwache Leistungskraft der ukrainischen Volkswirtschaft, das Fehlen
ausreichender Rechtssicherheit, das undurchsichtige Steuersystem,188 Korruption sowie
Marktverdrängungsmechanismen von russischer und ukrainischer Seite (Olsza«ski 1998:
159). Insbesondere das nicht funktionierende gegenseitige Verrechnungssystem sowie un-
zureichende Garantien und mangelnde gegenseitige Absicherungsmöglichkeiten wirkten
sich ungünstig auf den polnischen Export aus (Cie±lik 1999: 180). Das im Mai 1998
unterzeichnete polnisch-ukrainische Abkommen, das polnische Investitionen über versi-
cherte Exportkredite im Wert von 20 Mio ECU in der Ukraine vorsah, wurde von der
kommunistischen Opposition in der Verchovna Rada verhindert und konnte nicht rati�-
ziert werden.189
Ferner erwähnten polnische Exporteure immer wieder hohe Zölle für zahlreiche Pro-

duktgruppen sowie jahreszeitabhängige Zölle, umständliche Zerti�zierungsprozesse als
Hemmnisse im Osthandel.190 Premier Miller bemängelte zusätzlich, dass polnische Unter-
nehmer auf dem ukrainischen Markt benachteiligt und ukrainische Wirtschaftssubjekte
mit polnischer Beteiligung auf Probleme bei der Erstattung der Mehrwertsteuer tre�en
würden.191
Wichtige polnische Investitionsprojekte in der Ukraine waren bis heute vor allem die

Montage von landwirtschaftlichen Maschinen, insbesondere Mähdrescher (1997, Firma
Ursus), und das �nanzielle Engagement im ukrainischen Bergbau (Vertrag vom Mai 1997,
Szmyd 2001: 235). Selbst in der ukrainischen Sonderwirtschaftszone Jankiv nahe der
gemeinsamen Grenze gab es 2002 jedoch nur 19 polnische Firmen, die o�ziell 9,5 Mio $,
tatsächlich aber deutlich weniger investierten.192

186Zbyt wysokie stawki celne, Rzezcpospolita, 30.10.01; Szmyd 2001: 234-236.
187Rede von Präsident Kwa±niewski auf dem fünften polnisch-ukrainischenWirtschaftsforum in Rzeszów,

21.6.02, abgedruckt in: Kwa±niewski 2002a: 429.
188So änderte 1998 die Verchovna Rada einige Dutzend Male das Mehrwertsteuergesetz (Cie±lik 1999:

180).
189Cie±lik 1999: 180f; Obroty spadªy o 45 procent, Rzeczpospolita, 23.10.99.
190www.ukraine-poland.com [14.5.03]; Antwort von Staatssekretär Brzezik (16.10.98) auf die parlamen-

tarische Anfrage 972.
191Skargi i obietnice, Rzeczpospolita, 4.6.02. Die ukrainische Seite beklagte dagegen die geringe Zahl von

Grenzübergängen und geringe Landeskenntnisse der Polen über die Ukraine (Myron Jankiv (Handelsrat
der ukrainischen Botschaft in Warschau), Cªo powinno by¢ ni»sze, Rzeczpospolita, 6.9.01). Im Einzelfall
spielten auch die höheren EU-Zollsätze für polnische Importe aus der Ukraine eine Rolle; so ist etwa der
polnische Zollsatz für den Import von Buntmetallen aus der Ukraine niedriger als derjenige der EU (Wizy
jako symbol, Rzeczpospolita, 4.12.00).
192Na Ukrain�e? Najbli»ej przez Cypr, Gazeta Wyborcza, 2.8.01; www.ukraine-poland.com [12.5.03];
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6.2.2.3 Das polnische Exportgeschäft nach Weiÿrussland

Nach 1991 schloss Polen mit Weiÿrussland insbesondere Verträge über wirtschaftliche Zu-
sammenarbeit und Handel (10. Oktober 1991), über gegenseitigen Investitionsschutz (24.
April 1992), über die Gründung einer polnisch-weiÿrussischen Bank (Palmowski 1992:
148f) sowie ein Doppelbesteuerungsabkommen (18. November 1992). Trotz dieser Bemü-
hungen um Normalisierung des wirtschaftlichen Austausches wickelte Polen 1992 etwa 76
bis 86 Prozent (1993 noch etwa 50 Prozent) seines Umsatzes mit BY über Bartergeschäfte
ab.193 Jedoch schwenkte Minsk bereits 1992 auf eine protektionistische Handelspolitik
um: Zum einen forderte man eine einseitige Marktö�nung und entsprechende Zollsenkun-
gen von Warschau, zum anderen erlieÿ der weiÿrussische Ministerrat im September 1992
Vorschriften zur Genehmigung von Importen, die fast vollständig den polnischen Export
nach Weiÿrussland betrafen.194 Im Zuge der weiÿrussisch-russischen Zollunion wiederho-
len sich in Zollfragen mit Weiÿrussland ferner die Probleme des polnischen Exportes nach
Russland.

Hinsichtlich Weiÿrussland war die Struktur der polnischen Exporte und Importe seit
Anfang der neunziger Jahre nur moderaten Veränderungen unterworfen: Während im Ex-
port zu Beginn dieser Periode (in dieser Reihenfolge) Lebensmittel (Getreide, Karto�eln,
Zucker), Textilien, Farben, Autos und Pharmazeutika dominierten, waren es Ende der
neunziger Jahre insbesondere Möbel, Zucker, Ersatzteile für Fahrzeuge, elektrische Geräte
und Erdölprodukte.195 Beim Import sind dagegen seit Beginn der neunziger Jahre Le-
bensmittel, Erdölprodukte, Düngemittel, Textilien und elektrische Geräte vorherrschend
(Palmowski 1992: 148; Zióªkowski 1997: 164).

Bedingt durch das zunehmend autoritäre Regime von Präsident Luka²enka und vor-
übergehend zusätzlich verschärft durch die russische Währungskrise von 1998 lässt sich
seit 1998 eine ungünstige Entwicklung des polnischen Exports nach Weiÿrussland fest-
stellen: Mehrere polnische Firmen zogen sich aufgrund vielfältiger Einschränkungen ihrer
Tätigkeit durch die Verwaltung aus dem Land zurück (Stankiewicz 1999: 189), weiÿrus-
sische Firmen gerieten in erhebliche Zahlungsschwierigkeiten und die einzige Filiale einer
polnischen Bank in Weiÿrussland (Lubelski Bank Depozytowo-Kredytowy) wurde 1999 auf-
gelöst.196

www.plig.org.pl/index_rynkiwschodnie.html [15.9.02].
193Auswärtiger Ausschuss des Sejm, Bulletin Nr. 846, 18.11.92, Antwort von Auÿenminister Skubiszew-

ski; Jakub Woª�asiewicz, Polska w Europie, Heft 12: 114. Ferner trat am 13.8.98 das polnisch-weiÿrussische
Regierungsabkommen über Zusammenarbeit in Zollangelegenheiten (unterzeichnet am 27.11.95) in Kraft
(RPPZ 1999: 332).
194Auswärtiger Ausschuss des Sejm, Bulletin Nr. 846, 18.11.92, Rede und Antwort von Auÿenminister

Skubiszewski; Sprawozdanie Stenogra�czne Sejmu, 106. Sitzung, 9.5.97, Rede von Roman Jagieli«ski
(PSL).
195Palmowski 1992: 148; Ministerstwo Gospodarki (Hrsg.): Raport o stanie handlu zagranicznego;

Warszawa 1997: 71; www.mg.gov.pl/prasa/www_ram5.htm [15.9.02].
196Günstig für Polen war jedoch zumindest die Anerkennung des Zªoty durch die weiÿrussische Natio-

nalbank als Valutawährung, was die Abrechnung von Transaktionen im polnisch-weiÿrussischen Handel
in dieser Währung erlaubte (Stankiewicz 2000: 195f).
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6.2.2.4 Das polnische Exportgeschäft nach Litauen

Zu Beginn der neunziger Jahre gab es de facto keine Möglichkeit einer normalen wirt-
schaftlichen Zusammenarbeit zwischen Polen und Litauen. Ähnlich wie in der Ukraine
und Weiÿrussland wurden in Litauen 1991/92 zunächst noch russische Rubel und die
nicht-konvertierbaren Talons weiterverwendet, so dass alle Transaktionen als Barterhan-
del oder per Barzahlung in Devisen abgewickelt werden mussten. Nach der Einführung der
litauischen Währung (Litas) im Winter 1992 änderte sich dieser Zustand rasch (Widacki
1997: 155): Bereits 1997 wurden 70 Prozent des polnischen Exports und 89 Prozent des
Imports über private Firmen abgewickelt (Wizimirska 1998: 166).
Am 27. Februar 1992 unterzeichneten beide Seiten ein Handelsabkommen, ergänzt durch

ein Investitionsschutzabkommen vom 28. September 1992 und ein Doppelbesteuerungs-
abkommen vom 20. Januar 1994. Von entscheidender Bedeutung im polnisch-litauischen
Handel war (neben der relativ raschen Konsolidierung der litauischen Volkswirtschaft) je-
doch das Inkrafttreten des am 27. Juni 1996 unterzeichneten polnisch-litauischen Freihan-
delsabkommens zum 1. Januar 1997.197 Das Abkommen sah bis Ende 2000 die schrittweise
Abscha�ung von Zöllen und Mengenbeschränkungen vor und sollte eine polnisch-litauische
Freihandelszone scha�en.198

Export- und Importstruktur: Polen ist für Litauen ein wichtiger Absatz- und Be-
zugsmarkt.199 Umgekehrt betrug der Anteil des polnischen Auÿenhandels mit Litauen seit
1992 jährlich nur etwa 1 Prozent des gesamten polnischen Auÿenhandels.
1992 dominierten beim polnischen Export nach Litauen landwirtschaftliche Maschinen,

Sto�e, Schuhe, Lebensmittel, Pharmazeutika sowie Dienstleistungen im Bau- und Restau-
rierungsgewerbe. 1997/98 waren vor allem Pharmazeutika, Reinigungsmittel, Kunststof-
fe, Reifen und Maschinen bestimmend. Polen importierte 1992 aus Litauen insbesondere
Haushaltsgeräte, Holz, Papier, Buntmetalle und Vieh; 1997/98 speziell Brennsto�e, Öle,
Polyethylen, Baumwolle, Flachs und Holz.200

Polnische Investitionen: Aus polnischer Sicht wurde der Handel bis Mitte der neun-
ziger Jahre vor allem von der fehlenden Konkurrenzfähigkeit der litauischen Wirtschaft,
der fehlenden Kooperation zwischen polnischen und litauischen Banken, Zahlungsschwie-
197Dieses Abkommen war das erste solche mit einem baltischen Staat und betraf alle Industrieprodukte

(Halbierung der Zölle) sowie einige landwirtschaftliche Produkte. Ausgenommen blieben Tabakprodukte,
Alkohol, Zucker und zuckerhaltige Produkte. Bei o�ziellen Gesprächen im Januar 1993 hatte Premier
Suchocka sogar die Scha�ung einer polnisch-litauischen Zollunion vorgeschlagen, worüber die polnischen
Medien kaum, die litauischen dagegen ausführlich berichteten. Suchocka musste ihren Vorschlag jedoch
nach Kritik aus der eigenen Regierung zurücknehmen (Interview mit Marek Karp, Direktor des OSW,
30.10.02).
198Mit dem am 1.7.98 in Kraft getretenen ersten Zusatzprotokoll des Freihandelsabkommen wurden

durch Zollreduzierungen und eine Erhöhung der Kontingente ca. 90% der Industrieprodukte zollfrei ge-
stellt (Wizimirska 1999: 175). Bei den landwirtschaftlichen Güter gab es dagegen nur eine selektive
Liberalisierung. 2001 wurden sogar alle Zölle auf Industriegüter abgescha�t, ein Teil der landwirtschaft-
lichen Erzeugnisse blieb jedoch weiterhin ausgenommen (www.plig.org.pl/index_rynkiwschodnie.html
[2.10.02]).
1991992 zeichnete Polen für 9,1% des litauischen Auÿenhandels verantwortlich (Cieplak 1992: 166),

1995 und 2000 noch für je 4% (Koªecka 1996: 154f; Gasztoª 2000: 174).
200Cieplak 1992: 166; Wizimirska 1998: 166; Gasztoª 2000: 174. Für das Umsatzplus 1999 war vor

allem der litauische Export (Erdöl, Textilien, Holz und Holzprodukte) verantwortlich (Gasztoª 2000:
174).
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rigkeiten litauischer Firmen und fehlenden Absicherungen für den polnischen Export be-
grenzt (Koªecka 1996: 154f). Jedoch wurde 1992 eine polnisch-litauische Handelskam-
mer mit Sitz in Suwaªki gegründet, die sich seit Ende der neunziger Jahre mehr und mehr
zum Koordinationszentrum des gesamten polnischen Osthandels und der polnischen In-
vestitionen in Osteuropa entwickelt hat.201 Ferner kam es ab Mitte der neunziger Jahre
zu wichtigen neuen Impulsen in den polnisch-litauischen Wirtschaftsbeziehungen: Neben
dem erwähnten Freihandelsabkommen erlaubt die litauische Regierung seit Juni 1996 die
Erö�nung von Filialen ausländischer Banken in Litauen, was im Oktober 1997 die pol-
nische Kredytbank und 1998 die PKO S.A. nutzten (Wizimirska 1998: 166). Polnische
Investitionen erfolgen meist in den Branchen Glas, Lebensmittelprodukte, Handel, Ver-
packungen und Dienstleistungen sowie im Transport- und Baugewerbe.202

6.2.2.5 Résumé

Der polnische Osthandel brach zu Beginn der neunziger Jahre in erster Linie aufgrund der
Ereignisse in der UdSSR zusammen.203 Über die Gründe seines nur mühevollen Wieder-
aufbaus existieren in Polen zahlreiche Spekulationen. Insbesondere das Schlagwort von der
�verpassten Chance� wird jedoch bei näherer Betrachtung der Realität aus drei Gründen
nicht gerecht:
- Die Wirtschaftssysteme Polens einerseits und Weiÿrusslands und Russland und teil-

weise der Ukraine andererseits waren in den neunziger Jahren weitgehend inkompatibel.
Die Wirtschaftsreformen in Polen einerseits, in der Ukraine und vor allem in Russland
und Weiÿrussland andererseits waren sehr unterschiedlich weit gediehen. Zwar forderten
auf den Ostmärkten tätige polnische Exporteure wie auch unabhängige Experten wie-
derholt, Steuererleichterungen für Export�rmen einzuführen, binationale Handelsbanken
einzurichten, das System der staatlichen Garantien etwa im Barterhandel zu verbessern,
die eigene Währung abzuwerten, den Bau mehrerer neuer Grenzübergänge an der Ost-
grenze zu �nanzieren sowie die Speichermöglichkeiten für landwirtschaftliche Produkte zu
verbessern.204 Aber auch die Befürworter eines expansiven Osthandels wollten diesen auf
keinen Fall wieder in staatliche Hände übertragen.205
- In Polen wurden die �Ostmärkte� zu lange als einziger Absatzmarkt für die Produkte

staatlicher Unternehmen angesehen, die nicht im Stande waren, sich gegen Konkurrenz
auf den westlichen Märkten zu behaupten. Die Ho�nung, auf den Ostmärkten mit nicht-
erstklassigen Produkten präsent sein zu können, erwies sich jedoch rasch als Irrtum.206
Dennoch nahm der polnische Handel mit allen GUS-Republiken von 8 Prozent (1993)
201Polonia- und Auslandspolen-Ausschuss des Sejm, Bulletin Nr. 58, 14.3.97, Rede des Generaldirektors

im Wojewodschaftsamt Suwaªki, Edward Przytula.
202Wizimirska 1999: 176; Beispiele: Zdobywcy obcych rynków, Gazeta Wyborcza, 31.10./1.11.02. In

Polen gab es 1999 dagegen nur einige wenige Firmen mit litauischer Kapitalbeteiligung (Gasztoª 2000:
175).
203Sprawozdanie Stenogra�czne Sejmu, 14. Sitzung, 8.5.92, Antwort von Auÿenminister Skubiszewski

auf Fragen; Auswärtiger Ausschuss des Sejm, Bulletin Nr. 846, 18.11.92, Rede von Auÿenminister Skubi-
szewski.
204Beschluss des Ministerrates vom 4.8.99, Ocena sytuacji i propozycje dziaªa« dla polepszenia sytuacji

w polskim handlu zagranicznym; Rz�adowy Centrum Studiów Strategicznych (Hrsg.): Analiza struktury
polskiego handlu zagranicznego w I. poªowie 1999 roku; Warszawa (Oktober) 1999: 27; Biele« 1997b:
18; Pierwsze umowy i konkrety, Rzeczpospolita, 17.1.02.
205Biele« 1997b: 26; Jakub Woª�asiewsicz, Polska w Europie 12: 114.
206So etwa Kostrzewski 1993: 127f; �Sam handel to za maªo�, Rzeczpospolita, 11.10.96.
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des gesamten polnischen Auÿenhandels auf 16 Prozent (1997) zu, wobei Polen 1997 eine
positive Handelsbilanz von 800 Mio $ hatte (Jakimowicz 2000: 18). In diesem Licht
erscheint das groÿe Handelsbilanzde�zit gegenüber Russland weit weniger bedrohlich.
- Insbesondere die PSL versuchte wiederholt, massiv den Export von Lebensmitteln

und landwirtschaftlichen Erzeugnissen zu forcieren. Betrachtet man indes die polnische
Exportstatistik von 1989 mit der UdSSR, so dominierten bei den polnischen Ausfuhren
nicht Lebensmittel und landwirtschaftliche Produkte (4,2 Prozent), sondern Maschinen
und Anlagen.207 Gerade der letztgenannte Sektor erwies sich angesichts der allgemeinen
Marktö�nung in Osteuropa nach 1989 rasch als nicht mehr konkurrenzfähig und zeichnet
überwiegend für den Einbruch des polnischen Osthandels verantwortlich.

6.2.3 Polnische Instrumente zur Belebung des Osthandels
Polen entwickelte nach 1991 drei Gruppen von Instrumenten zur Exportförderung:

• a) �nanzpolitische Instrumente zur Förderung des Exports: Versicherung von Ex-
portkrediten, Zuzahlungen zur Verzinsung von Exportkrediten,208 Bürgschaften (po-
r�eczenia) und Garantien zur Finanzierung von Ausfuhren209 sowie Regierungskre-
dite an andere Staaten zur Finanzierung von Importen aus Polen,

• b) die Erstattung eines Teils der Kosten für die Beteiligung polnischer Firmen an
exportrelevanten polnischen und internationalen Messen und Ausstellungen im Aus-
land sowie die Beteiligung an Auslandsreisen polnischer Wirtschaftsdelegationen,

• c) sonstige Aktivitäten: das Programm �Branchen mit groÿem Exportpotential�
(promocja selektywna, seit 2002),210 die Arbeit der Botschaften und Handelsmis-
sionen, Förderung der �Domy Polskie� im Ausland211, das Angebot der Auÿenhan-
delsakademie, Auszeichnungen sowie Zuschüsse für die Bewerbung von Markenpro-
dukten.212

207Antwort von Wirtschaftsminister Steinho� (3.6.98) auf die parlamentarische Anfrage des Abgeord-
neten Jan Kulas.
208Wichtig in diesem Zusammenhang ist das entsprechende Gesetz vom 5.1.95 (Dziennik Ustaw 1995, Nr.

13, Pos. 60, letzte Novelle: Dziennik Ustaw 2001, Nr. 73, Pos. 762) sowie vier aktuelle Verordnungen des
Finanzministers vom 7.11.01 und vom 12.12.01 (Dziennik Ustaw 2001, Nr. 135, Pos. 1517 und Pos. 1519;
Dziennik Ustaw 2001, Nr. 153, Pos. 1750 und 1751). Zur nur geringen Ausnutzung dieses Instruments
siehe die Antwort von Unterstaatssekretär Donocik (26.1.01) auf die parlamentarische Anfrage 3016 des
Abgeordneten Jan Kulesza.
209Siehe hierzu das entsprechende Gesetz vom 8.5.97 (Dziennik Ustaw 1997, Nr. 79, Pos. 484), im Juli

2001 und November 2002 novelliert (Dziennik Ustaw 2001, Nr. 81, Pos. 876, Dziennik Ustaw 2002, Nr.
216, Pos. 1824).
210Dazu gehören insbesondere die Branchen Textil, Motor, Werkzeug, Medizintechnik, Elektronik, Mö-

bel und Lebensmittel (Ministerstwo Gospodarki, Departament Promocji Gospodarczej (Hrsg.): Formy
wspierania eksportu; Warszawa (2003): 73, 75).
211Die �Domy Polskie� (�Polnische Häuser�) sind nicht mit den ebenfalls so genannten, in Kapitel 6.1

beschriebenen Lokalitäten für die polnischen Minderheiten in Ostmittel- und Osteuropa zu verwechseln.
Sie arbeiten als kommerzielles Unternehmen nach lokalem Recht, werden aber vom MG in den Bereichen
Marktforschung, Rechtshilfe und Consulting �nanziell erheblich unterstützt. 2001 war nur ein solches
�Dom polski � in den östlichen Nachbarstaaten Polens in Krasnogorsk (Russland) in Betrieb, weitere
waren in St. Petersburg, Kaliningrad und Lemberg in Planung (Ministerstwo Gospodarki, Departament
Promocji Gospodarczej (Hrsg): Formy Wspierania Exportu; Warszawa (2001): 48).
212Polityka w zakresie pobudzania handlu zagranicznego na lata 1999-2002,
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Im folgenden wird insbesondere auf das jeweils erste Instrument aus Gruppe a) und
b) eingegangen, da diese von der polnischen Regierung als besonders wichtig bewertet
werden213 sowie vergleichsweise gut messbar und dokumentiert sind.

6.2.3.1 Staatliche Exportversicherungen: KUKE S.A.

1991 wurde die Korporacja Ubezpiecze« Kredytów Exportowych (Gesellschaft zur Versi-
cherung von Exportkrediten, KUKE) gegründet, um speziell den Export auf die riskanten
�Ostmärkte� fördern. Sie nahm jedoch erst Mitte 1994 den ordentlichen Geschäftsbetrieb
auf. Das Finanzministerium ist Mehrheitsaktionär der Gesellschaft (1996: 57 Prozent,
2000: 85 Prozent der Aktien), die 1993 erst über ein Eigenkapital von 4 Mio (neuen)
PLN verfügte.214 Im Dezember 1996 kam es im Zuge der Au�ösung des MWGzZ per
Ministerratsbeschluss zur Eingliederung der vorher vom MWGzZ kontrollierten und als
Gegenspieler agierenden Wirtschaftsentwicklungsgesellschaft ARG (zuvor PFG) in KU-
KE.215
Das polnische Budgetgesetz der Jahre 1996 bis 2001 sah jährlich einen Betrag von 3,4

Mrd PLN vor, die KUKE als Obergrenze für den Wert aller versicherbaren Exporte pro
Jahr gewährt wurden. 2002 wurde dieses Limit auf 6,5 Mrd PLN erhöht.216 KUKE über-
nimmt dabei nach Prüfung der formellen Voraussetzungen eventuelle Versicherungsgaran-
tien nicht nach starren Länderquoten, sondern nach dem Muster �rst come, �rst serve.
Dieses Gewährleistungslimit wurde jedoch nie mehr als zu einem Drittel ausgeschöpft.217
Im Hinblick auf den Osthandel bietet KUKE insbesondere zwei Produkte an:218
a) Das klassische Produkt ist die Versicherung von kurzfristigen Exportkredi-

ten219 gegen wirtschaftliche Risiken; d.h. Schutz der Exporteure vor Bankrott, Insolvenz
oder Zahlungsverzug des Geschäftspartners. Diese Versicherung beinhaltet auch Infor-
mationen über die Bonität und Kreditwürdigkeit des Kunden wie auch die Übernahme

www.mg.gov.pl/struktur/DAiP/hz-ocena.htm [20.9.02]; Ministerstwo Gospodarki, Departament
Promocji (Hrsg): Formy Wspierania Exportu; Warszawa (2003). Nicht berücksichtigt wird hier das bis
Ende 2000 bestehende, überwiegend aus PHARE-Mitteln bestrittene Programm EXPROM II für KMU.
213Antwort von Staatssekretär Skowro«ska-�uczy«ska (13.10.99) auf die parlamentarische Anfrage 2451

des Abgeordneten Stanisªaw Stec.
214KERM � pieni�adze dla eksporterów, Rzeczpospolita, 7.12.93.
215W prywatno-pa«stwowym imperium, Rzeczpospolita, 12.3.97.
216Interview mit Katarzyna Janczukowicz, KUKE S.A., 30.9.02.
217Kaczurba 1999: 78. 1997 und 1999 wurden mit 33,1% bzw. 34,5% die bisher höchsten Werte erzielt

(Antwort von Wirtschaftsminister Steinho� (3.6.98) auf die parlamentarische Anfrage 490 des Abgeord-
neten Jan Kulas; Antwort von Unterstaatssekretär Donocik (11.7.00) auf die parlamentarische Anfrage
4195 des Abgeordneten Bogdan Lewandowski). Da jedoch Polen etwa 1998 selbst im Bereich von Land-
wirtschaft und Textilien eine negative Handelsbilanz aufwies, stellte die Regierung aus Haushaltsmitteln
ad hoc zusätzliche Regierungskredite bereit � 1998 in Höhe von 800 Mio PLN, 1999 in Höhe von 760 Mio
PLN (Kaczurba 1999: 74).
218Vor 1996 richtete sich das Versicherungssystem von KUKE nach der Aufteilung zwischen Handels-

risiken und Nicht-Handelsrisiken (Dwa Skarby Pa«stwa, Rzeczpospolita, 20.2.96). Weitere Produkte wie
etwa die Versicherung von Direktinvestitionen oder die Versicherung von Erschlieÿungskosten für neue
ausländische Absatzmärkte existieren erst seit 2002 und spielen im Falle der Ostmärkte noch keine nen-
nenswerte Rolle.
219�Exportkredit� bedeutet, dass der Exporteur seinem Kunden im Rahmen üblicher Geschäftspraktiken

einen Zeitraum einräumt (�Zahlungsziel�), innerhalb dessen der Kunde die Forderung begleichen muss.
Bei kurzfristigen Forderungen beträgt dieser Zeitraum bis zu zwei Jahren, bei mittelfristigen Forderun-
gen zwischen zwei und fünf Jahren sowie bei langfristigen Forderungen über fünf Jahre (Interview mit
Katarzyna Janczukowicz, KUKE S.A, Abteilung Ö�entlichkeitsarbeit, 30.9.02).
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der technischen Abwicklung im Regressfall. Trotz der Versicherungen etwa der polnischen
Botschaft in Moskau, dass die Handelspartner in Russland mit der selben Sorgfalt wie
in anderen Ländern auf ihre Glaubwürdigkeit untersucht würden, gibt es bis heute kei-
nen anderen (privaten) Anbieter als KUKE für die Versicherung von Exportkrediten nach
Russland. So lehnt etwa die polnische Firma �Warty� das Russlandgeschäft ab, da sie
Probleme habe, für ihre Risiken einen Rückversicherer zu �nden, obwohl sich statistisch
angeblich kein erhöhtes Investitionsrisiko in Russland nachweisen lasse.220
b) Seit 1996 versichert KUKE als einziger polnischer Anbieter Exportverträge, die vom

Staatsschatz garantiert werden (Staatsschatzgarantien).221 Sie sind aufgeteilt in kurz-
fristige und langfristige Versicherungen für Exportverträge, wobei erstere Versicherung
nur nicht-wirtschaftliche Risiken,222 letztere wirtschaftliche und nicht-wirtschaftliche Ri-
siken abdeckt. Eine wichtige Voraussetzung für die Übernahme einer solchen Garantie ist,
dass das zu exportierende Produkt �im wesentlichen� auf dem polnischen Markt herge-
stellt wurde.223 Für die langfristigen Versicherungsverträge wurde vom Finanzministerium
1999 ein mit OECD-Standards kompatibles System eingeführt, das insbesondere festlegte,
dass die die Grundlage der Versicherungsprämie bildenden Prozentsätze für die Länder
�erhöhten Risikos� (darunter auch Russland, die Ukraine und Weiÿrussland, nicht aber
Litauen) nicht unter den entsprechenden benchmarks der OECD liegen durften.224

Der Anteil des versicherten Exportes auf die �Ostmärkte� stellt sich sehr un-
terschiedlich dar: Von den versicherten Exportkrediten, deren Volumen weit höher als
das der Staatsschatzgarantien ist, betrafen 1996 circa 8 Prozent Russland, jedoch weniger
als zusammen 3 Prozent Weiÿrussland und Litauen. 1997 ent�elen 2,72 Prozent dieser
Kredite auf Litauen, 1,55 Prozent auf Russland, während der Anteil 1998 3 Prozent im
Falle Litauens und je weniger als 1 Prozent im Falle Russlands und Weiÿrusslands betrug.
1999 (2000) gingen insgesamt unter drei (11,51) Prozent der Exportkredite in ehemalige
Sowjetrepubliken, 2001 alleine 7,2 Prozent nach Litauen.225 Dagegen ent�elen in diesen

220Du»e zyski, ale spore ryzyko, Rzeczpospolita, 20.12.01. Auÿenhandelsminister Buchacz (PSL) wollte
Ende 1996 erfolglos das Unternehmen unter die Kontrolle des MGWzZ bringen. Sein Versuch, ein Konsor-
tium aus gemischt staatlich-privaten Akteuren als Konkurrenz zu KUKE aufzubauen, scheiterte jedoch
im Ministerrat. Er musste im September 1996 zurücktreten, nachdem bekannt geworden war, dass der von
seinem Ministerium (MWGzZ) kontrollierte �Polnische Garantiefond� (PFG) ö�entliche Gelder in Höhe
von bis zu 200 Mio PLN in private Firmen umgeschichtet hatte (Rocznik Strategiczny 1996/97: 155;
Agencja do likwidacji, Rzeczpospolita, 27.8.94; Resort �nanów ma w�atpliwo±ci, Rzeczpospolita, 7.11.95;
Dwa Skarby Pa«stwa, Rzeczpospolita, 20.2.96; Spory o nadzór nad KUKE, Rzeczpospolita, 21.2.96; Rz�ad
nie potra� uzgodni¢ stanowiska, Rzeczpospolita, 8.5.95; Nagroda za utracone pieni�adze, Rzeczpospolita,
21.7.99).
221Gesetz vom 7.7.94 �über Versicherungsgarantien bei Exportverträgen, die vom Staatsschatz garantiert

werden� (Dziennik Ustaw 1994, Nr. 86, Pos. 398), geändert 2000 und 2001 (Dziennik Ustaw 2000, Nr.
114, Pos. 1190; Dziennik Ustaw 2001, Nr. 59, Pos. 609).
222�Nicht-wirtschaftliche Risiken� sind in erster Linie politische Risiken und Naturkatastrophen.
223Wie hoch der Prozentsatz eines Gutes sein muss, damit es als �polnisches Produkt� gilt, bestimmte

eine Verordnung des Finanzministers vom 20.6.95, geändert durch Verordnungen des Wirtschaftsministers
vom 19.7.00 (Dziennik Ustaw 2000, Nr. 74, Pos. 860) und vom 6.8.01 (Dziennik Ustaw 2001, Nr. 101,
Pos. 1097).
224OECD Arrangement on Guidelines for O�cially Supported Export Credits (www.oecd.org). Der

jeweilige Prozentsatz wird in Abhängigkeit von der zeitlichen Länge des Zahlungsziels, der vorgelegten
Sicherungen und dem landesspezi�schen Risiko errechnet (Jahresbericht der KUKE S.A. 1999; KUKE
S.A. wsparcie dla polskich eksporterów, Rynki Zagraniczne, 22.-25.10.02).
225Jahresberichte der KUKE S.A., verschiedene Jahrgänge.
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Exportversicherungen der KUKE S.A. � jährlicher Wert der Exporte (in Mio $)
1993 1994 1995 1996 1997 1998 1999 2000 2001 2002

a) �Exportkredite� 15 82,8 228,9 303,0 350,1 446,8 507,2 589,5 569,9 707,0
davon in die ex-UdSSR: � � � < 10% < 6% < 6% < 3% 11,51% 11,7% 14,4%

b) �kurzfristige
Staatsschatz- � � � 6,5 17,1 26,9 22,9 39,2 125,3 167,3

garantien�
davon nach:

Litauen � � � 25,8% � 6,2% < 2% < 5% � �
Ukraine � � � < 6% � 22,3% 33,0% 25,6% 25,7% 29,5%
Russland � � � 24,4% � 38,0% 5,2% 12,3% 35,3% 37,4%

a)+b): kurzfristige
Exportgeschäfte auf k.A. k.A k.A. ≈ 34, 0 k.A. ≈ 44, 7 ≈ 24, 4 ≈ 84, 7 ≈ 143, 1 ≈ 213, 7

die Ostmärkte
c) �mittel- und lang-

fristige Staats- � � 27,5 44,7 4,7 58,0 167,8 47,6 52,5 42,9
schatzgarantien�

Quelle: Jahresberichte der KUKE S.A., verschiedene Jahrgänge; eigene Berechnungen; Antwort von Un-
terstaatssekretär Donocik (26.4.99) auf die parlamentarische Anfrage 1520 vom 2.3.99. Für die Gruppe
der langfristigen Staatsschatzgarantien sind keine länderspezi�schen Statistiken vorhanden.

Jahren stets über zwei Drittel dieser Versicherungen auf den Export in die EU, insbeson-
dere nach Deutschland. Anders stellt sich die Lage im Falle der Staatsschatzgarantien
dar, die indes ein weit geringeres Volumen aufwiesen: Hier betrug der Anteil Russlands,
Litauens, Weiÿrusslands und der Ukraine an den kurzfristigen Garantien zwischen 40 und
60 Prozent dieses Produktes,226 wobei Weiÿrussland bis zum Jahr 2000 statistisch keine
Rolle spielte.227

Das von KUKE eingeführte System wird immer wieder als ungenügend und teuer kriti-
siert.228 Dennoch hat sich bis heute kein als Konkurrent auftretender privatwirtschaftlicher
Akteur gefunden. Polnische Exporteure forderten auch 2001 vehement die Erhöhung der
Mittel für einen kredit�nanzierten Export sowie die Übernahme von Investitionsgaranti-
en, Bürgschaften und weitere �im Welthandel übliche� Garantien, obwohl KUKE im Jahre
2000 zwei spezielle Programme für den Export nach Russland aufgelegt hatte und ab 2002
für KMU vereinfachte Geschäftsbedingungen anbot.229 Indes sollte man der These, dass
226Siehe Tabelle. Für die mittel- und langfristigen Staatsschatzgarantien lagen keine genaueren empiri-

schen Daten vor.
227Im Jahre 2000 (2001) gingen 52,7% (23,8%) der langfristigen Staatsschatzgarantien, im Jahre 2002

7% der kurzfristigen Staatsschatzgarantien für polnische Exporte nach Weiÿrussland (Jahresberichte der
KUKE S.A. 2000, 2001, 2002).
228Jacoby 2002: 157. Andere Garantien wie etwa die mit Hilfe der EBRD im Mai 2000 zustandege-

kommene Kreditlinie von 50 Mio $ waren gleichzeitig nicht ausreichend (Potrzeba gwarancji, kredytów i
reklam, Rzeczpospolita, 11.7.00).
229Jahresbericht der KUKE S.A. 2002: 11. Potrzebne kredyty i por�eczenia, Rzeczpospolita, 20.12.01; Po-

lityka w zakresie pobudzania handlu zagranicznego na lata 1999-2002, www.mg.gov.pl/struktur/DAiP/hz-
ocena.htm [20.9.02]. Das erste Programm erlaubte sowohl Lieferantenkredite als auch Kredite dritter
Partner an den Importeur und sah �exible Rückzahlungsfristen zwischen ein und fünf Jahren vor, wobei
russische Banken als Garanten auftraten. Ein weiteres Programm ermöglichte Forderungsabtretungen
eines Exporteurs für den russischen Markt an eine polnische Bank durch entsprechende Garantien von
KUKE (KUKE S.A. wsparcie dla polskich eksporterów, Rynki zagraniczne, 22.-25.10.02; Jahresbericht
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bei mehr �nanziellen Mitteln und der Übernahme eines höheren Risikos durch KUKE sich
auch der polnische Export auf die Ostmärkte erhöhen werde, zumindest kritisch begeg-
nen:230 Erstens sind die von KUKE bereitgestellten Möglichkeiten zur Versicherung von
Exporten (wie erwähnt) keinesfalls ausgenutzt, ferner wurden etwa 1996 nur 10 Prozent
des gesamten Russland-Exports als Lieferung auf Ziel, aber 90 Prozent gegen Vorkasse
oder als Bartergeschäft abgewickelt.231
Insgesamt kann das von KUKE etablierte System als ein erster Schritt gelten, Polen

stärker als bisher zu einem Exportstaat zu machen. Der von KUKE versicherte Export
hatte jedoch etwa im Jahre 1998 lediglich einen Wert von 532 Mio $, nur 1,9 Prozent
der gesamten polnischen Ausfuhren.232 Das auch deshalb 1998 unterzeichnete polnisch-
ukrainische Abkommen über Kreditsicherungen, das den polnischen kommerziellen Ban-
ken die Erteilung von Exportkrediten für die Ukraine erlaubt, die über KUKE versichert
werden und von der ukrainischen Regierung garantiert werden, war jedoch auch 2002 noch
nicht durch die Verchovna Rada rati�ziert worden.233

6.2.3.2 Beihilfen für Messen und Ausstellungen

Innerhalb Polens sind vor allem das Wirtschaftsforum in Krynica (seit 1995), das polnisch-
ukrainische Wirtschaftsforum in Rzeszów (seit 1998) sowie das seit 2001 statt�ndende
polnisch-litauische Forum bedeutende Veranstaltungen für auf den Ostmärkten tätige
Exporteure.234 Wichtige Messen und Ausstellungen in Ostmittel- und Osteuropa sind für
Polen insbesondere �POLEXPORT� in Kaunas (seit 1995) und Kaliningrad sowie �Biznes
Polska� in Kiev (seit 1997).
Das polnische Wirtschaftsministerium gewährt polnischen Firmen Unterstützung für die

Beteiligung an Messen und Ausstellungen im Ausland, für die Initiierung (exportrelevan-
ter) inländischer Messen sowie für die Organisation von polnischen Informationsständen
auf Messen und Ausstellungen durch polnische Auslandsvertretungen. Der überwiegende
Teil der hierfür gewährten Mittel entfällt auf das seit 1997 systematisierte Programm,
exportorientierten polnischen Firmen Unterstützung für Präsentationen auf Messen und
Ausstellungen zu bieten. Dazu wurden seit 1996/97 drei ö�entliche Listen erstellt, die Zu-
schüsse für beteiligte Unternehmen in unterschiedlicher Höhe vorsehen:235 Auf der �Liste

der KUKE S.A. 2002: 15).
230Diese These vertrat etwa Bronisªaw Geremek in einem Interview mit der Zeitschrift Wprost, 9.1.94.

Namhafte Gegenstimmen forderten, �anstelle das Geld des polnischen Steuerzahlers im Osten zu riskieren,
sollte dieses zur Erhöhung der Standards unserer Produkte verwendet werden, um diese in andere Länder
zu exportieren� (Rocznik Strategiczny 1998/99: 39).
231Dwa Skarby Pa«stwa, Rzeczpospolita, 20.2.96. Polityka w zakresie pobudzania handlu zagranicznego

na lata 1999-2002, www.mg.gov.pl/struktur/DAiP/hz-ocena.htm [20.9.02].
232Rz�adowy Centrum Studiów Strategicznych (Hrsg.): Analiza struktury polskiego handlu zagranicznego

w I. poªowie 1999 roku; Warszawa (Oktober) 1999: 27. Dieser Anteil betrug 1999 2,55% (Antwort von
Unterstaatssekretär Donocik (11.7.00) auf die parlamentarische Anfrage 4195 des Abgeordneten Bogdan
Lewandowski). 1998 betrug der entsprechende Anteil des in Deutschland durch Hermes versicherten
Exports 3,2% (Antwort von Unterstaatssekretär Donocik (11.12.00) auf die parlamentarische Anfrage
5040).
233Potrzebne wsparcie dla ukrai«skich reform, Rzeczpospolita, 25.5.98; RPPZ 1999: 331; Rede von Prä-

sident Kwa±niewski auf dem fünften polnisch-ukrainischen Wirtschaftsforum in Rzeszów, 21.6.02, abge-
druckt in: Kwa±niewski 2002a: 431.
234Rede von Staatspräsident Kwa±niewski vom 16.10.01, abgedruckt in: Kwa±niewski 2001: 414.
235Formell wurde diese Vorgehensweise mit dem am 4.8.99 vom Ministerrat angenommenen Dokument

�Ocena sytuacji i propozycje dziaªa« dla polepszenia sytuacji w handlu zagranicznym� geregelt. Es er-
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Ausgaben für Exportwerbung in Polen 1991-2003 (in Mio $, Kurs der NBP)

1991 1992 1993 1994 1995 1996 1997 1998 1999 2000 2001 2002 2003
[0.5ex] 8,9 6,7 3,5 8,8 7,3 8,8 7,8 8,3 5,2 7,6 15,2 15,6 15,9

Quelle: Ministerstwo Gospodarki, Departament Promocji Gospodarczej (Hrsg): Formy Wspierania Ex-
portu; Warszawa (2001): 68. Zur Exportwerbung gehören: Unterstützung polnischer Firmen auf Messen
und Ausstellungen im Ausland und Inland, Werbebroschüren sowie die Tätigkeit der polnischen Auslands-
vertretungen. Zum Vergleich: 1999 wurden etwa in Ungarn 25 Mio $ in die Exportförderung investiert,
in Spanien 190 Mio $ und in Holland gar 370 Mio $.

A� be�ndet sich ein Verzeichnis der polnischen Messen/Ausstellungen im Ausland, die
herausragende Bedeutung für die polnische Volkswirtschaft haben. �Liste B� enthält ein
Verzeichnis internationaler Messen und Ausstellungen im Ausland, die für die polnische
Volkswirtschaft vorrangige Bedeutung haben. Die �Liste C� betraf internationale Ausstel-
lungen/Messen im Ausland, auf denen eine polnische Präsenz wünschenswert war. Das
MG gibt seit 1999 jedes Jahr zwei Sätze bekannt, mit wieviel PLN polnische Aussteller
pro Quadratmeter Ausstellungs�äche unterstützt werden. Ein höherer Satz gilt dabei für
Klein- und Mittelbetriebe, ein niederer Satz für Groÿbetriebe.236
Insgesamt gingen die Mittel für die Messe- und Ausstellungsförderung in den letzten

Jahren zurück, obwohl das Gesamtbudget des MG für Exportförderung insbesondere seit
2001 masiv erhöht wurde (siehe Tabelle).237 Jedoch wurde im Jahr 1997 immerhin ein
kleines Programm zur Teil�nanzierung von Auslandsreisen polnischer Wirtschaftsdelega-
tionen aufgelegt.238
Im Juni 1999 wurde eine spezielle Arbeitsgruppe im Wirtschaftsministerium eingesetzt,

die sich mit dem polnischen Handelsde�zit beschäftigte. Dabei wurde beschlossen, die
zuvorigen Aktivitäten weiterzuführen, insbesondere die Bezuschussung von ausgewähl-
ten Auslandsreisen polnischer Unternehmer sowie polnischen Unternehmen, die auf Aus-
landsmessen und -ausstellungen präsent sind. Noch in der Aufbau- oder Planungsphase
be�nden sich das Netzwerk der �Domy polskie� im Ausland, die im März 2002 gegründe-
te Auÿenhandelsakademie des MG sowie ein elektronisches Abfragesystem des MG und
der Wirtschaftsabteilungen der Botschaften. Aus den Tabellen wird deutlich, dass das

setzte einen entsprechenden Beschluss des Ministerrates vom Mai 1997 (Kierunki dziaªa« dla pobudzania
eksportu). Die Liste wird jährlich auf der Grundlage eines Fragebogens erstellt, der an etwa 50 mit Export-
förderung beschäftigte Institutionen versendet wird (Antwort von Staatssekretär Skowro«ska-�uczy«ska
(16.4.98) auf die parlamentarische Anfrage 397 des Abgeordneten Anuszkiewicz.
236Als �Klein- und Mittelbetriebe� galten 2001 solche Unternehmen, die a) im Jahresdurchschnitt nicht

mehr als 250 Personen beschäftigten und b) deren Nettoeinnahmen eines Jahres nicht 40 Mio Euro oder
deren Aktiva in der Jahresbilanz 27 Mio Euro nicht überstiegen. Als Klein- und Mittelbetriebe galten
nicht solche Unternehmen, an denen gröÿere Firmen 25% oder mehr der Anteile hielten, ein Recht auf
mehr als 25% Anteil am Gewinn hatten oder mehr als 25% der Stimmen in der Aktionärsversamm-
lung hielten (Ministerstwo Gospodarki, Departament Promocji Gospodarczej (Hrsg): Formy Wspierania
Exportu; Warszawa (2001): 11).
237Diese zusätzlichen Mittel wurden jedoch eher für Auszeichnungen im Bereich Exportförderung sowie

für die Arbeit der Auÿenhandelsagentur PAIZ aufgewendet (Rada Ministrów: Sprawozdanie z wykonania
bud»etu pa«stwa za okres od 1. stycznia do 31. grudnia 2001; Warszawa 2002). 1997 �ossen 9,13 Mio
PLN, 1998 8,99 Mio PLN und 1999 12 Mio PLN speziell in die Förderung von Ausstellungen und Messen.
2381997-1999: ungefähr je 50 000 PLN pro Jahr; 2000: 880 000 PLN; 2001: 4 200 000 PLN. Erstattet

wurden den Teilnehmern einer solchen Reise dabei 50% der entstandenen Kosten, bis zu 7 500 PLN
pro Person (Ministerstwo Gospodarki, Departament Promocji Gospodarczej (Hrsg.): Formy Wspierania
Eksportu; Warszawa (2002): 34f).
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Anzahl der vom polnischen Wirtschaftsministerium geförderten

Ausstellungen und Messen im Ausland
Gesamtzahl OME/OE Russland Ukraine Weiÿrussland Litauen

1997 Liste A 22 18 6 5 1 2
Liste B 149 56 22 4 7 1

1998 Liste A 4 2 0 0 1 1
Liste B 31 15 6 1 1 1

1999 Liste A 10 7 5 1 0 1
Liste B 40 22 8 2 0 1
Liste C 193 100 32 16 7 3

2000 Liste A 10 6 2 1 0 1
Liste B 104 33 11 4 0 0
Liste C 63 26 6 7 0 3

2001 Liste A 9 7 3 1 0 1
Liste B 140 63 22 7 4 2
Liste C 54 22 5 5 0 2

2002 Liste A 10 9 2 2 0 1
Liste B 191 85 30 13 4 3
Liste C 88 33 7 9 1 1

2003 Liste A 5 5 2 1 0 1
Liste B 94 53 20 11 3 1

Quelle: Ministerstwo Gospodarki, Departament Promocji Gospodarczej (Hrsg.): Formy Wspierania
Eksportu, verschiedene Jahrgänge; eigene Berechnungen. Die Listen werden stets im voraus für das dar-
au�olgende Jahr erstellt. OME = Ostmitteleuropa, OE = Osteuropa.

MG mit seinen Maÿnahmen zum einen insbesondere Klein- und Mittelunternehmen för-
dern möchte und zum anderen speziell auf die Ostmärkte setzt, die gute Exportchancen
versprachen.239
Das MG bleibt weiter aktiv in der Förderung des Osthandels engagiert: Zusätzlich zu

den genannten bestehenden Instrumenten sollten insbesondere die entsprechenden An-
tragsprozeduren für Klein- und Mittelunternehmen verbessert sowie das Kammernsystem
der wirtschaftlichen Selbstverwaltung speziell entlang der polnischen Ostgrenze ausge-
baut werden.240 Im Februar 2003 nahm der polnische Ministerrat ein entsprechendes
�Programm zur Wiedergewinnung der Ostmärkte für die Jahre 2003/04� an.241 Ziel des
Programmes ist die Wiedergewinnung von im Zuge der russischen Währungskrise von
1998 verlorenen Marktanteilen. Dabei wird jedoch nicht mehr so sehr (wie noch Mitte der
neunziger Jahre) auf den Export von Lebensmitteln als vielmehr von Konsumgütern und

239Sprawozdanie Stenogra�czne Sejmu, 110. Sitzung, 6.6.01, Rede von Unterstaatssekretär Maªecka. So
betrug etwa 1997 der polnische Auÿenhandelsumsatz mit den Ostmärkten nur 12%, aber 64% der �nan-
ziellen Mittel wurden für Beihilfen für polnische Firmen aufgewendet, die auf Messen und Ausstellungen
in Ländern der Ostmärkte beteiligt waren (Antwort von Staatssekretär Skowro«ska-�uczy«ska (16.4.98)
auf die parlamentarische Anfrage 397 des Abgeordneten Anuszkiewicz).
240Kierunek-rynki wschodnie, Rynki Zagraniczne, 9.10.02.
241Program odzykania rynków wschodnich. Zaªo»enia polityki handlowej wobec rynków wschodnich na

lata 2003-2004, vom Ministerrat am 4.2.03 angenommen. Die baltischen Staaten sind nicht mehr Teil
dieses Programms, da der polnische Exportanteil im Jahre 2001 (3,0%) in die baltischen Staaten den
russischen (2,6%) über�ügelt hatte.
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Messen/Ausstellungen: Höhe der gewährten Teilförderung des MG

Liste A Liste B Liste C
1997 80 %, bis 20 000 PLN 80 %, bis zu 20 000 PLN �
1998 80 %, bis 15 000 PLN 80 %, bis zu 15 000 PLN �
1999 100 %, bis 25 000 PLN 80 %, bis zu 15 000 PLN 50 %, bis 10 000 PLN
2000 bis 15 000 PLN bis 10 000 PLN bis 5 000 PLN
KMU 500-800 PLN/qm 400-800 PLN/qm 400 PLN/qm

Sonstige 400-600 PLN/qm 200-600 PLN/qm 300 PLN/qm
2001 bis 15 000 PLN bis 15 000 PLN bis 5 000 PLN
KMU 700-1000 PLN/qm 500-1200 PLN/qm 400 PLN/qm

Sonstige 500-800 PLN/qm 300-1000 PLN/qm 300 PLN/qm
Transportkosten 50%, bis 5 000 PLN � �

2002 bis 15 000 PLN bis 15 000 PLN bis 5 000 PLN
KMU 1 000 PLN/qm 500-1200 PLN/qm 400 PLN/qm

Sonstige 800 PLN/qm 300-1000 PLN/qm 300 PLN/qm
Transportkosten 50%, bis 5 000 PLN � �

2003 bis 15 000 PLN bis 15 000 PLN �
KMU 800 PLN/qm 400-700 PLN/qm �

Sonstige 600 PLN/qm 300-500 PLN/qm �
Transportkosten 50%, bis 2 500 PLN 50%, bis 2 500 PLN �

Quelle: Ministerstwo Gospodarki, Departament Promocji Gospodarczej (Hrsg.): Formy Wspierania
Eksportu, verschiedene Jahrgänge; eigene Berechnungen. KMU = Kleinere und mittlere Unternehmen.
Seit 2001 ist die Anzahl der jährlichen Beihilfen pro Betrieb für die Listen B und C auf insgesamt drei
beschränkt, seit 2003 gilt dies für alle drei Listen zusammen.

Maschinen gesetzt. Von herausragender Bedeutung ist insbesondere der polnische Export
in die Ukraine und nach Russland. Das Papier nennt als Instrumente insbesondere
- die Vorbereitung eines zusätzlichen, auf die Ukraine zugeschnittenen Exportprogramms

durch KUKE speziell für KMU analog zum schon bestehenden russlandspezi�schen Pro-
gramm,
- die vermehrte Gewährung von Exportkrediten durch die Bank für Inlandswirtschaft

(BGK),
- die Erhöhung der Zuzahlungen zu Lebensmittelexporten im Rahmen der von der WTO

gewährten Ausnahmen,
- die Erteilung von Regierungskrediten zur Realisierung von Exportverträgen,
- die Fortführung der Verhandlungen mit Russland, Weiÿrussland, der Ukraine und Ka-

sachstan über Zollsenkungen im Rahmen des Prozesses des WTO-Beitritts diese Staaten.
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6.2.4 Technische Hilfe

Im Rahmen der erst entstehenden polnischen Entwickungspolitik leistet die polnische Re-
gierung in erster Linie durch die 1998 nach dem Vorbild des britischen Know How Fund
gegründete Fundacja Wiedzie¢ Jak 242 technische Hilfe in die ehemaligen Sowjetrepubliken.
Die Stiftung unterliegt der Aufsicht des MSZ (bis 2002: MF) und ist die o�zielle Durch-
führungsorganisation der polnischen Regierung im Rahmen der polnischen Hilfspolitik.
Ziel der Stiftungsarbeit ist die Weitergabe von Erfahrungen aus dem polnischen Trans-
formationsprozess an andere ostmittel- und osteuropäische Staaten und gleichzeitig die
Unterstützung der Prioritäten der polnischen Auÿenpolitik in Absprache mit dem MSZ.243
Die �technische Hilfe� der Stiftung erstreckt sich über ein breites Feld an Schwerpunkten,
zu denen insbesondere Schulungen/Weiterbildungen für unterschiedliche Berufsgruppen
(Landwirte, Selbstverwaltung, höhere Verwaltung) in den Bereichen Rechtstransformation
und Rechtsstaat, wirtschaftliche Zusammenarbeit, Europarecht, Hochschulwesen, Bürger-
gesellschaft, Aufbau von Fachbibliotheken und Medien gehören.244

Die Stiftung wurde 1999 und 2000 �nanziell erheblich von der polnischen Regierung
unterstützt.245 Mitten im Budgetjahr 2001 änderte die KPRM jedoch ohne Konsultation
mit dem vom Schatzminister berufenen Stiftungsrat die Finanzierungsgrundsätze, indem
der Fond �technische Hilfe für Transformationsstaaten� allgemein ausgeschrieben wurde
und die Stiftung von diesen Mitteln in Höhe von 1,1 Mio PLN nur 0,3 Mio PLN für zwei
Projekte gewinnen konnte.246 In den folgenden Jahren setzte sich diese für die Stiftung
schwierige Situation fort und schlug sich in einer erheblichen Reduzierung des Programm-
umfangs nieder (siehe Tabellen). Sowohl 2001 als auch 2002 war die Stiftung gezwungen,
die nicht unerheblichen Verluste in der Jahresbilanz aus dem Stiftungskapital zu beglei-
chen. Als Co-Financier traten nur 2001 die o�ziellen Hilfsagenturen der britischen und
US-amerikanischen Regierung, Know How Fund und USAID, in Erscheinung.247

Die polnische Entwicklungshilfepolitik ist noch im Entstehen begri�en. Inhalt wie Struk-
turen scheinen noch nicht endgültig gefestigt zu sein. Unübersehbar ist in diesem Poli-
tikfeld jedoch schon heute die Übernahme westeuropäischer Strukturen. Auch in Polen
ist das outsourcing von Organisationen der Entwicklungshilfe und technischen Zusam-
menarbeit ähnlich in der Groÿbritannien (Know How Fund) und Deutschland (über die
Vermittlung von GTZ, KfW, InWent u.a.) verbreiteten Praxis zu beobachten.

242Seit Beginn des Jahres 2002 heiÿt die Stiftung o�ziell Polska Fundacja Mi�edzynarodowej Wspóªpracy
na Rzecz Rozwoju �Wiedzie¢ Jak�.
243Zum Statut der Stiftung siehe www.knowhow.org.pl [15.3.03].
244Jahresberichte der Fundacja Wiedzie¢ Jak, verschiedene Jahrgänge.
245In den Jahren 1999 und 2000 erhielt die Stiftung jeweils Mittel aus der Kanzlei des Premierministers

(KPRM) aus dem Fond �Technische Hilfe für Transformationsstaaten�. Dabei wurde für jedes genehmigte
Projekt ein separater Vertrag zwischen beiden Seiten unterzeichnet (Jahresbericht der Fundacja Wiedzie¢
Jak 2001).
246Jahresbericht der Fundacja Wiedzie¢ Jak 2001, Kopie im Besitz des Autors. Die im Jahr 2001 bereits

begonnenen Projekte der Stiftung, die diese im Glauben an das Fortbestehen der Finanzierung durch die
KPRM betrieb, mussten schlieÿlich aus eigenen Mitteln beglichen werden.
247Kredite und Polen o�enstehende ausländische Kreditlinien aus Mitteln der technischen Zusammen-

arbeit sind dagegen aus polnischer Sicht bei weitem nicht ausreichend (Polityka w zakresie pobudzania
handlu zagranicznego na lata 1999-2002, www.mg.gov.pl/struktur/DAiP/hz-ocena.htm [20.9.02]).
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Zuwendungen an die Stiftung �Wiedzie¢ Jak � (in Tausend PLN)
1999 2000 2001 2002

USAID � � 591 (grant) �
British Know How Fund � � 128 (grant) �

KPRM k.A. k.A. 314 (grant) 703
MSZ � � � 203

Victoria Meeting (privat) � � 102 �
Sonstige Mittel � � 83 �

Mittel insgesamt 2 182 3 726 1 218 906

Quelle: Jahresberichte der Stiftung Wiedzie¢ Jak, verschiedene Jahrgänge (teilweise unverö�entlicht, Ko-
pien im Besitz des Autors); www.knowhow.org.pl; eigene Berechnungen. 2002 erhielt die Stiftung zusätz-
lich 55 530 PLN von der britischen Botschaft in Warschau, die jedoch im Budgetjahr 2003 ausgegeben
wurden.

Anzahl der von der Stiftung �Wiedzie¢ Jak� durchgeführten Projekte

(in Klammern dafür aufgewendete Mittel, in Tausend PLN)
1999 2000 2001 2002

insgesamt 44 68 31 13
Ukraine 21 (970) 21 (1 400) 15 7
Russland 1 (15) 3 (80) 2 1

Weiÿrussland 9 (204) 4 (195) 1 1
Litauen 1 (27) 2 (20) 0 0

Quelle: Jahresberichte der Fundacja Wiedzie¢ Jak, verschiedene Jahrgänge (unverö�entlicht, Kopien im
Besitz des Autors); www.knowhow.org.pl.
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6.2.5 Fazit
Als Fazit dieser Fallstudie ist insbesondere festzuhalten, dass sich das Identitätselement
�Polen als Handelsstaat� im polnischen Verhalten hinsichtlich des Auÿenhandels mit den
�Ostmärkten� deutlich wieder�ndet. Polen führte nach 1989 sehr rasch die klassischen
staatlichen Instrumente der Exportförderungspolitik ein, die aber, wie aus den empiri-
schen Daten sichtbar wurde, nach wie vor nur auf einen kleinen Bruchteil der �nanziellen
Ressourcen zurückgreifen können, die etwa den EU-Altmitgliedern zur Verfügung stehen.
Die Verringerung des Auÿenhandelsde�zits ab Ende der neunziger Jahre ist nicht der
polnischen Expansion auf den Ostmärkten, sondern in erster Linie der spürbaren Verbes-
serung der Handelsbilanz gegenüber der EU geschuldet. Das Argumentationsmuster �Aus-
gleich des Handelsde�zites durch Ausweitung des Osthandels� �ndet sich im Verhalten nur
mäÿig wieder, nicht zuletzt aufgrund der geschilderten Handelshemmnisse mit den GUS-
Staaten. Aber auch das Argumentationsmuster �Ostmärkte als polnische Zukunftsmärkte�
spielte im Verhalten aufgrund der Unsicherheit und Befürchtungen polnischer Exporteure
im Handel mit Osteuropa eine nur geringe Rolle. Der Anreiz staatlichen Garantiekapitals,
das in ausreichender Höhe zur Verfügung stand, konnte die polnischen Ausfuhren nach
Osteuropa nur langsam be�ügeln. Schlieÿlich steckt auch der Aufbau eines polnischen
Programmes für technische Zusammenarbeit mit den östlichen Nachbarstaaten als Mittel
zur Belebung des Exports auf die Ostmärkte noch in den Anfängen.



6.3. SICHERHEIT NACH 1989 AM BEISPIEL DER POLNISCHEN OSTGRENZE253

6.3 Sicherheit am Beispiel der Durchlässigkeit der pol-

nischen Ostgrenze nach 1989

In diesem Kapitel soll nicht die technische Implementierung des Schengener Abkommens
oder dessen Durchführungsbestimmungen für Polen analysiert werden.248 Ebenfalls nicht
untersucht werden die Auswirkungen des Grenzregimes an der polnischen Ostgrenze auf
die polnischen Minderheiten in Weiÿrussland und der Ukraine sowie der weiÿrussischen
und ukrainischen Minderheit in Polen.249
Im Vordergrund steht die Untersuchung nach dem Verhältnis von Identität und Ver-

halten hinsichtlich der Frage, ob auch hier wie schon im Diskurs das Identitätselement
�Polen als europäisches Land� dominierte und welche der in Kapitel 5 erwähnten Argu-
mentationsmuster (�keine Isolationspolitik im eigenen Interesse�, �Polen als o�enes Land�,
�Zivilisierung der Ostgrenze�, �Erfüllung eines notwendigen Übels�, �Schutz der eigenen
Staatsbürger�) im Verhalten besonders deutlich zu Tage traten. In eine normative Sprache
übersetzt soll also der Überlegung nachgegangen werden, inwieweit Polen seine Ostgrenze
auch als kommendes EU-Mitglied im eigenen Interesse durchlässig gestalten und gleich-
zeitig sein eigenes Sicherheitsbedürfnis erhalten kann.250 Die Frage wird operationalisiert,
in dem zunächst die polnischen Einreisebestimmungen für Staatsbürger aus den östlichen
Nachbarstaaten sowie die Entwicklung des Grenzverkehrs seit 1989 untersucht werden, um
dann die Konsequenzen des Schengener Abkommens für den Verkehr an der polnischen
Ostgrenze und die polnischen Anpassungsbemühungen zu beleuchten. Abschlieÿend wird
auf die ökonomischen Konsequenzen dieser Schritte für die polnische Volkswirtschaft ein-
gegangen und insbesondere die Entwicklung des Klein- und Grenzhandels untersucht.251
Berücksichtigt werden gemäÿ dem methodischen Ansatz der Arbeit nur zentralstaatliche
Akteure und Strukturen.

6.3.1 Polnische Einreisebestimmungen für Staatsangehörige der
östlichen Nachbarstaaten

Bereits 1979 war ein polnisch-sowjetisches Abkommen über visumfreien Reiseverkehr ge-
schlossen worden,252 das auÿer einem gültigen Reisepass zwar nicht unbedingt ein Visum,
aber eine (amtlich beglaubigte) Einladung eines polnischen Staatsangehörigen oder einer
polnischen Institution sowie einen �Voucher� zur Einreise in den Nachbarstaat verlangte.253

248Zu diesem Thema siehe etwa die Beiträge von Grabbe 2002, Grabbe 2000.
249Bei den Regelungen zum Grenzverkehr kann aus völkerechtlichen Gründen nicht auf ethnische Kri-

terien abgehoben werden, sondern nur auf die Staatsbürgerschaft. Angehörige der Minderheiten können
sich somit bei der Einreise in ihren Titularstaat formell nicht auf spezielle Rechte berufen.
250�Sicherheit� wird gemäÿ der De�nition in der Einleitung dieser Arbeit im breiten Sinne verstanden

und umfasst hier insbesondere rechtliche � die ordnungsgemäÿe Abwicklung des Grenzverkehres � und
wirtschaftliche � die Entwicklung des Kleinhandels an der polnischen Ostgrenze � Aspekte.
251Zu Fragen der Erwerbsmigration nach Polen auÿerhalb des Bereichs des Grenzhandels siehe die

Arbeitspapiere des Instytut Studiów Spoªecznych [Institut für Gesellschaftsstudien] an der Universität
Warschau Nr. 10 und 11 (August 1997), www.iss.uw.edu.pl.
252Dziennik Ustaw 1979, Nr. 87, Pos. 978�. Genauer gab es nach dem Abkommen drei Typen von Visa:

Touristenvisum, Wissenschaftsvisum und normales Visum, wobei nur die ersteren beiden durch einen
Voucher und eine Einladung ersetzbar waren (Interview mit Jacek Multanowski, MSZ, 11.5.01).
253Die Voucher dienten an der Grenze insbesondere dem Nachweis, dass der Einreisende ein Übernach-

tungsquartier bezahlt hatte und über ausreichende �nanzielle Mittel verfügte. Nach 1989 wurden diese
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Dieser Vertrag regelte auch nach 1991 zunächst noch den Reiseverkehr zwischen Polen und
seinen vier neuen östlichen Nachbarn. Die gewaltig gestiegene Zahl der Grenzübertritte
und die Einrichtung neuer Grenzübergänge seit 1990 erhöhte jedoch den polnischen Ver-
waltungsaufwand zur Überwachung des weiterhin visumfreien Reiseverkehrs erheblich.254
Gleichzeitig schätzte das polnische Finanzministerium, dass nur 60 Prozent der Han-
delstouristen kontrolliert wurden, der polnische Grenzschutz (Stra» Graniczna) rechnete
sogar nur mit 10 Prozent.255 Im Dezember 1992 empfahl der Auswärtige Ausschuss des
Sejm dennoch die Verlängerung der Einreisemöglichkeit für Bürger der ehemaligen UdSSR
auf der Basis einer Einladung und eines Vouchers bis zum 30. Juni 1993.256 Er lehnte je-
doch im Februar 1993 erneut einen Gesetzentwurf zur Einführung von Visa für Bürger der
ehemaligen Sowjetrepubliken ab, wenngleich der Prozentsatz von Staatsangehörigen der
ehemaligen UdSSR, die in Polen wegen krimineller Handlungen verurteilt worden waren,
stetig anstieg.257
Im Verlauf der neunziger Jahre wurden schlieÿlich auch die praktischen Voraussetzun-

gen für die erhöhte Durchlässigkeit der polnischen Ostgrenze gescha�en: Während Polen
im September 1990 lediglich 12 Grenzübergänge mit seinen östlichen Nachbarn hatte, da-
von nur drei für Individualreisende und keinen einzigen internationalen Übergang an der
polnisch-litauischen Grenze,258 wuchs diese Zahl bis 2001 auf 35 Übergänge an, davon 13
für den Eisenbahnverkehr.259
Mit der Ukraine vereinbarte die polnische Regierung am 18. Mai 1992 ein bilaterales

Abkommen zur Regelung des Grenzverkehrs, das jedoch das erwähnte polnisch-sowjetische
Abkommen von 1979 grundsätzlich weiter in Kraft belieÿ. Im Mai 1993 unterzeichneten
beide Seiten ein Rücknahmeabkommen,260 im Juni 1996 ergänzt durch ein bilaterales

Voucher (wie auch die Einladungen) legal insbesondere von Reisebüros, aber auch zahlreich auf Schwarz-
märkten angeboten. Nach 1989 war es etwa vor dem polnischen Konsulat in Lemberg verbreitet, dass eine
Privatperson früh morgens den in der Schlange wartenden Personen mit Schreibmaschine und Stempel
gegen Bezahlung eine Einladung schrieb (Interview des Autors mit Dobiesªaw Rzemieniewski, MSWiA,
28.8.01).
254Zwischen 1989 und 1992 wuchs alleine an der polnischen Ostgrenze die Zahl der Grenzübertritte um

250%.
255Auswärtiger Ausschuss des Sejm, Bulletin Nr. 34, 19.12.92, Aussage von Janusz Piechoci«ski (PSL).
256Auswärtiger Ausschuss des Sejm, Bulletin Nr. 34, 19.12.92. Schon zu Beginn der neunziger Jahre

war der Ansturm an Menschen an der polnischen Ostgrenze erheblich. So gab die polnische Nachrich-
tenagentur PAP etwa für 1991 eine Zahl von 1 000 000 Personen an, die monatlich aus den ehemaligen
Sowjetrepubliken über die polnische Ostgrenze nach Polen eingereist seien (PAP 19.8.91). Zum 1.1.93 hat-
ten jedoch Russland, Weiÿrussland und die Ukraine ihre Ausreisebestimmungen geändert (Auswärtiger
Ausschuss des Sejm, Bulletin Nr. 34, 19.12.92, Aussage von Tomasz Lis, MSW).
257Iglicka 2001: 206; RPPZ 1992: 299; Auswärtiger Ausschuss des Sejm, Bulletin Nr. 36, 5.2.93.
2581990 wurden jedoch Verträge für drei neue Übergänge für Individualreisende und Güter unterzeich-

net: Kuznica Bialostocka, Dorohusk und Belzec (Sabbat-Swidlicka 1990: 23). 1991 wurde proviso-
risch der erste internationale polnisch-litauische Übergang in Ogrodniki/Lazdijaj eingerichtet. Im Herbst
1992 folgte der neue Eisenbahnübergang in Trakiszki und die gleichzeitige Modernisierung des Über-
gangs in Ogrodniki (Widacki 1997: 155). Im August 1993 ging nach einem bilateralen Abkommen vom
24.1.92 und beiderseitigen entsprechenden Noten der neue Grenzübergang in Kalvarija/Budzisko in Be-
trieb (Koªecka 1996: 153f; Cieplak 1992: 166).
259Die Übergänge (Stand 2001) im einzelnen: Bezledy, Braniewo, Goªdap, Gronowo, Skandawa (mit

Russland), Budzisko, Ogrodniki, Trakiszki (mit Litauen), Biaªowie»a, Bobrowniki, Czeremcha, Jaªów-
ka, Kukuryki, Ku¹nica, Lipszczany, Poªowce, Siemianówka, Terespol, Sªawatycze (mit Weiÿrussland);
Doªhobyczów, Dorohusk, Hrebenne, Hrubieszów, Korczowa, Kro±cienko, Malhowice, Medyka, Przemy±l,
Werchrata, Zosin (Ukraine).
260Umowa mi�edzy Rz�adem Rzeczypospolitej Polskiej a Rz�adem Ukrainy o przekazywaniu i przyjmowaniu
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Grenzübertritte an der polnischen Ostgrenze (Ein- und Ausreise zusammen)
Grenze zu... 1994 1995 1996 1997 1998 1999 2000 2001
Weiÿrussland

Polen 2 319 890 2 497 034 1 856 950 1 377 235 986 515 986 515 565 321 609 694
Ausländer 7 790 175 9 115 812 9 273 599 8 597 624 6 305 251 6 305 251 12 364 585 10 751 758
Ukraine

Polen 981 922 941 393 864 750 578 540 724 498 724 498 846 438 1 299 701
Ausländer 5 794 857 8 858 237 9 915 993 10 237 042 8 923 847 8 923 847 11 120 659 11 389 423
Litauen

Polen 697 490 546 111 494 745 404 162 336 065 336 065 319 240 429 982
Ausländer 2 079 072 2 228 713 2 457 699 3 156 592 3 310 701 3 310 701 2 716 532 2 725 651
Russland

Polen 965 044 1 491 310 2 324 224 3 126 188 1 759 228 1 759 228 2 078 804 1 948 559
Ausländer 922 081 1 353 219 1 885 716 1 972 893 1 371 183 1 371 183 2 357 042 2 016 525

Quelle: Komenda Gªówna Stra»y Granicznej [Polnische Grenzschutzpolizei]. Bezogen auf den Verkehr an
allen polnischen Grenzen stellten die Einreisewilligen an Polens Ostgrenze indes nur einige Prozent des
Gesamtvolumens dar.

Abkommen über visumfreien Reiseverkehr, das am 18. August 1997 in Kraft trat und
den polnisch-sowjetischen Vertrag von 1979 ersetzte.261 Dieses Rücknahmeabkommen war
zwar für die Ukraine auch mit Kosten verbunden, doch blieb die Zahl der aus Polen
abgeschobenen Personen eher moderat.262 Schon am 7. Mai 1993 wurde ein Vertrag mit
Litauen über visumfreien Reiseverkehr geschlossen, ergänzt durch ein polnisch-litauisches
Rücknahmeabkommen vom 13. Juli 1998.263
Mit Weiÿrussland scheiterte dagegen 1997 der polnische Versuch, ein Rücknahme-

abkommen abzuschlieÿen.264 Minsk befürchtete ferner durch das Inkrafttreten des polni-

osób przez wspóln�a granic�e pa«stwow�a, am 24.5.93 unterzeichnet, am 10.4.94 in Kraft getreten.
261Genauer sah die Regelung einen visumfreien Reiseverkehr bei einem Aufenthalt von weniger als

90 Tagen vor. Für einen Zeitraum darüber hinaus, für Berufstätigkeit und bei ständigem Aufenthalt
waren Visa zu erwerben (Rakowski/Rybicki 2000: 19). Die EU reagierte bereits bei Bekanntgabe der
Unterzeichnung dieses Abkommens mit Unwillen, und ein polnischer Kommentator merkte kritisch an:
�Wenn wir uns von Terespol bis Lissabon ohne Pass frei bewegen werden können, dann müssen wir für
dieses Privileg einen entsprechenden Preis bezahlen. Diskussionswürdig ist jedoch, wie hoch dieser Preis
sein soll� (Nowakowski 1998: 8).
262Von Januar bis Juli 1998 wies Polen 2 107 Ausländer aus, davon 1 005 Personen (v.a. Staatsangehö-

rige aus Sri Lanka, Pakistan, Afghanistan, Bangladesch) in die Ukraine, 348 Personen nach Tschechien.
Nach Weiÿrussland wurden (auf der Grundlage des polnisch-sowjetischen Abkommens von 1979) 252 Per-
sonen abgeschoben, nach Russland 21 Personen (Niechciany imigrant powróci, Rzeczpospolita, 14.7.98).
Dagegen überquerten 1998 365 Personen, 1999 1 641 Personen und 2000 1 473 Personen illegal die
slowakisch-ukrainische Grenze (OSW, Tydzie« na Wschodzie, 21.2.02, Sªowacja � Ukraina: Co przyniosªo
wprowadzenie wiz?). Eine Statistik des �Instituts für Gesellschaftsstudien� der Universität Warschau zeig-
te 2002, dass die Zahl der entdeckten illegalen Grenzübertritte zwischen 1996 und 2002 kontinuierlich von
9 700 auf 4 900 Personen sank und die Mehrzahl davon nicht die Ostgrenze betraf (K�epi«ska/Okólski
2002).
263Umowa mi�edzy Rz�adem Rzeczypospolitej Polskiej a Rz�adem Republiki Litewskiej o przekazywaniu

i przyjmowaniu osób przez wspóln�a granic�e pa«stwow�a, am 13.7.98 unterzeichnet, am 8.1.00 in Kraft
getreten.
264Von Moskau beein�usst, das auf eine einheitliche Politik aller GUS-Staaten in dieser Frage dräng-

te, weigerte sich Weiÿrussland ebenfalls bereits 1995, mit Litauen ein solches Rücknahmeabkommen zu
unterzeichnen (Gricius 1999: 44f).
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schen Ausländergesetzes am 1. Januar 1998 einen weiteren Rückgang des Grenzverkehrs.
Gleichzeitig weigerte sich die weiÿrussische Regierung, den schlechten Zustand der Grenz-
übergänge auf weiÿrussischer Seite zu beheben, obwohl die polnische Seite ihrerseits für
Verbesserungen gesorgt hatte, da man in Minsk ho�te, durch Teilnahme an den Euroregio-
nen �Bug� und �Niemen� entsprechende Finanzmittel der EU zu erhalten (Stankiewicz
1999: 190). Im Februar 1996 trat aber zumindest ein polnisch-weiÿrussisches Abkom-
men über den kleinen Grenzverkehr (je 15 km entlang der gemeinsamen Grenze) in Kraft
(Skrzydªo 1997: 86). Ähnlich stellt sich die vertragliche Lage für Polen in dieser Hinsicht
mitRussland dar: Das während des Besuches von Premier Cimoszewicz in Moskau im No-
vember 1996 unterzeichnete polnisch-russische Abkommen über visumfreien Reiseverkehr
trat nie in Kraft, da Moskau nicht bereit war, wie vorgesehen auch ein Rücknahmeabkom-
men zu unterzeichnen.265 Daraufhin äuÿerten sich die Regierungen in Minsk und Moskau
unzufrieden über die Folgen der am 1. Januar 1998 in Kraft getretenen Verordnung zum
Ausländergesetz vom 25. Juni 1997.266 Polen schränkte damit aufgrund der fehlenden
Möglichkeit der Abschiebung von illegal sich in Polen aufhaltenden Ausländern die Ein-
reisemöglichkeit für weiÿrussische und russische Staatsbürger ein. Für beide Staaten blieb
daher zunächst das erwähnte polnisch-sowjetische Übereinkommen von 1979 in Kraft, das
die Rückführung von illegalen Einwanderern zumindest nicht ausschloss. Es wurde jedoch
ab dem 1. Januar 1998 von den polnischen Behörden restriktiv angewandt.267 Im Oktober
2000 erläuterte das polnische MSZ im Rahmen eines Arbeitsbesuchs im Moskau ein wei-
teres Mal seine Visumpolitik im Rahmen des Schengener Abkommens und schlug unter
anderem den Ausbau des polnischen Konsularnetzes in Russland sowie die Einführung
von gegenseitigen Visa zu geringen Gebühren vor.268

6.3.2 Konsequenzen des Schengener Abkommens für den Reise-
verkehr an der Ostgrenze und die polnischen Anpassungs-
bemühungen

Das Schengener Abkommen von 1985 zwischen der Bundesrepublik Deutschland, Frank-
reich und den Benelux-Staaten269 und das dazugehörige Schengener Durchführungsüber-
265Przegl�ad Rz�adowy 11-12/1996: 125f; Magdziak-Miszewska 1997b: 135.
266OSW, Tydzie« na Wschodzie, 16.1.98.
267Informacja Rz�adu o przebiegu negocjacji o czªonkowstwo RP w UE (Stan 1.1.00), Druk Sejmowy 1678,

Punkt 24 �Justiz und Inneres�. Russland interpretierte diesen Schritt missmutig als Übereifrigkeit gegen-
über der EU. Gleichzeitig führte Moskau dieselben Grundsätze gegenüber polnischen Staatsangehörigen
ein (Rocznik Strategiczny 1997/98: 144; Michalski 1999: 165). Litauen und Russland unterzeichneten
dagegen 1995 ein Abkommen (das zum 1.10.03 ausgesetzt wurde), das allen Bürgern Litauens und den
Einwohnern der oblast' Kaliningrad für einen Gesamtzeitraum vom 30 Tagen pro Jahr die Möglichkeit
gab, sich ohne Visum über die Grenze zu begeben. Für Litauen bedeutete diese Regelung eine Ausnahme
vom litauisch-russischen Abkommen über das Erfordernis gegenseitiger Visa (Mereckis/Morkv 
enas
1998: 13).
268Piotrowski 2001a: 227f. Einen Monat später unterzeichneten die Innenminister beider Seiten ein

Abkommen über die Einrichtung einer gemeinsamen Polizeikommission. Dadurch wurde der Personenver-
kehr zwischen Polen und der oblast' Kaliningrad im Rahmen der Einführung des Schengener Abkommens
vereinfacht und reguliert (Piotrowski 2001a: 229).
269In polnischer Sprache wurde das Abkommen erstmals von der Abteilung �Migration und Flüchtlinge�

des MSWiA im Jahre 1998 (Heft 2) verö�entlicht. Eine Zusammenfassung zur Entstehung des Schengener
Abkommens �ndet sich bei Epiney 1998.
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einkommen (SDÜ) von 1990270 wurde von allen EU-Mitgliedern bis auf Groÿbritannien
und Irland (jedoch auch von Norwegen und Island) übernommen. Mit dem Inkrafttre-
ten des Amsterdamer Vertrages im Mai 1999 wurden diese beiden Rechtsakte Teil des
acquis communautaire der EU und waren damit von allen EU-Kandidatenstaaten zu er-
füllen. Für die Kandidatenstaaten bedeutete die Übernahme der Verp�ichtungen aus dem
Schengen-Besitzstand insbesondere die organisatorische und technische Vorbereitung der
zuständigen Organe in den neuen Mitgliedsstaaten auf die Erfordernisse der Grenzsiche-
rung der EU-Auÿengrenze.271 Die EU zeigte sich dabei ab 2001 insgesamt zufrieden mit
dem Stand der polnischen Vorbereitungen auf die Übernahme des Schengen-acquis, hatte
jedoch seit 1998 die Einführung von Visa für alle Staaten der �Schwarzen Liste� Brüssels
gefordert, darunter auch Russland, Weiÿrussland und die Ukraine. Dabei wurde wiederholt
insbesondere der polnische Plan bemängelt, die Visafreiheit für ukrainische Staatsbürger
beizubehalten.272

Der polnische Ministerrat hat sich ausführlich mit Fragen beschäftigt, die in Zusammen-
hang mit der Übernahme des Schengen-acquis stehen. Während der Verhandlungsstand-
punkt im Januar 2000 keinerlei Übergangsfristen vorsah, wurde im April 2000 eine revi-
dierte Position zum Kapitel �Justiz und innere Angelegenheiten� bekanntgegeben, nach
der Visa für ukrainische Staatsbürger erst am Tage des EU-Beitrittes eingeführt würden.
Schlieÿlich nahm der Ministerrat im Juni 2000 ein Strategiepapier an, das die Umset-
zung der Erfordernisse des Schengener Abkommens betraf.273 Polen hat sich schlieÿlich in
mehrfacher Weise den Erfordernissen des Schengener Abkommens angepasst:
a) Das Ausländergesetz von 1997/2001: Das Ausländergesetz vom 25. Juni 1997

(im Dezember 1997 in Kraft getreten)274 war zunächst nicht direkt mit den Erforder-
nissen des Schengener Abkommens verbunden worden: Auf der Basis der Artt. 6 und
27(1-2) konnten die Grenzbehörden von den Einreisenden insbesondere verlangen, eine
ausreichende Summe von Devisen (in der Praxis zu Beginn 50$ pro Tag) vorzuweisen.
Im Dezember 1997 erlieÿ der polnische Innenminister zusätzlich � nach wiederholter Er-
mahnung aus Brüssel � per Verordnung die entsprechenden Ausführungsbestimmungen.
270BGBl 1993 II: 1013, zuletzt geändert durch Art. 10 des Rahmenbeschlusses des Rates der EU vom

28.11.02 (Amtsblatt der EG, L328: 1) und Art. 5 der Richtlinie 2002/90/EG des Rates vom 28.11.02
(Amtsblatt der EG, L328: 17).
271Zu den Einzelheiten siehe Krystyniak 2001: 185. Der Schengen-acquis wurde erstmals im Juli 1999

von der EU verö�entlicht (Council Decision of 20 May 1999 concerning the de�nition of the Schengen
acquis. O�cial Journal of the European Communities, L176/1, 1999/435/E, 10.7.99).
272PAP 24.5.00. Die Liste geht auf einen Beschluss des Rats der EU vom 15.3.01 zurück (Council

Regulation (EC) No. 539/2001, O�cial Journal of the European Communities L81/1, 21.3.01). Erst im
Januar 2003 gelang es der Ukraine, Russland zur endgültigen Delimitierung der gemeinsamen Staatsgrenze
zu bewegen, was die EU bereits zuvor seit vielen Jahren gefordert hatte (Taras Kuzio, Russia continues to
disrespect Ukrainian Sovereignty, RFE/RL Newsline 9.5.02; RFE/RL Newsline 29.1.03). Als erster EU-
Kandidatenstaat hatte Slowenien im Herbst 1999 für alle Staaten der �Schwarzen Liste� einen Visumzwang
eingeführt (Rocznik Strategiczny 1999/2000: 245).
273Grabbe 2000: 508; Informacja Rz�adu o przebiegu negocjacji o czªonkowstwo RP w UE

(Stan 1.1.00), Druk Sejmowy 1678, Punkt 24 �Justiz und Inneres�; Rada Ministrów: Ra-
port w sprawie korzy±ci i kosztów integracji Rzeczypospolitej Polskiej z Uni�a Europejsk�a,
26.7.00, www.ukie.gov.pl/dokumenty/RaportKorzysciKoszty.pdf [8.5.03]; Polska strategia zintegrowane-
go zarz�adzania granic�a, Przegl�ad Rz�adowy 7/2000. Noch im Oktober 1999 hatte der Ministerrat dagegen
keine solche explizite Ausnahme in seiner Verhandlungsposition vorgesehen (Rybicki 2000: 107).
274Durch dieses Gesetz trat das Ausländergesetz von 1963, zuletzt 1995 novelliert, auÿer Kraft (Dziennik

Ustaw 1995, Nr. 23, Pos. 120).
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Diese verp�ichteten Einreisende aus Ländern ohne Rücknahmeabkommen mit Polen, ent-
weder ausreichende Finanzmittel, ein Visum, eine Hotelreservierung oder Rückfahrkarten
bei der Einreise vorzuweisen.275 Obwohl dieses Gesetz nur den individuellen Einreisever-
kehr � Gütertransporte waren nicht betro�en � an den polnischen Grenzen regeln sollte,
bedeutete seine rigorose Einhaltung in den ersten Monaten des Jahres 1998 eine Verschär-
fung bereits bestehender innerpolnischer Bestimmungen in Verbindung mit dem erwähn-
ten polnisch-sowjetischen Abkommen von 1979.276 Gegen diese Regelungen erhob sich in
Polen und den östlichen Nachbarstaaten zunächst ein Sturm der Entrüstung, dessen Aus-
maÿ für viele Beobachter überraschend war.277 Indes wurden etwa im Januar 1998 von
1,3 Mio Einreisewilligen an der polnischen Ostgrenze nur 5 000 abgewiesen, da sie keine
entsprechenden Dokumente hatten.278 Aus polnischer Sicht war das Ziel der Reform der
Einreisebestimmungen 1998 ferner, die Grenze zu �zivilisieren� und die Reisenden an das
Erfordernis eines Visum zu gewöhnen, ohne den Reiseverkehr vermindern zu wollen. Der
für die polnische Volkswirtschaft ungünstige Schmuggel über die Ostgrenze sollte expli-
zit bekämpft werden (Orªowski 2001: 101-103). Während dabei insbesondere Autos in
West-Ost-Richtung verschoben wurden, erfolgte gleichzeitig eine ständige Zunahme der
illegalen Einfuhr vor allem von Zigaretten und Alkohol in umgekehrter Richtung.
Der Rückgang der Grenzübertritte an der polnischen Ostgrenze 1998 ist jedoch nicht

alleine auf das neue Ausländergesetz zurückzuführen. Zwar sank die Zahl der Grenz-
übertritte nach und aus Weiÿrussland (Russland) im ersten Quartal des Jahres 1998 im
Vergleich zum Vorjahreszeitraum um 33,6 (34,7) Prozent, doch verminderte sich die Zahl
der Grenzübertritte an der Grenze zur Ukraine (mit der Polen eine Rücknahmeabkommen
geschlossen hatte) gleichzeitig nur um knapp 9 Prozent.279 Der dennoch festzustellende
starke Rückgang des Grenzverkehrs für das gesamte Jahr 1998 (siehe Tabelle) ist insbe-
sondere an der polnisch-ukrainischen Grenze auf den beispiellosen Verfall des Wertes des
russischen Rubels binnen zwei Wochen im August 1998 zurückzuführen (Najder 2001c:

275Studienreise mit der Batory Stiftung für Journalisten, Interview des Autors mit Zbigniew Jakubow-
ski, Stra» Graniczna, 24.11.00. Das Ausländergesetz von 1997 war vom damaligen Innenminister Miller
vorgeschlagen und der SLD/PSL-Koalition verabschiedet worden. Die Ausführungsbestimmungen hatte
dagegen die AWS/UW-Koalition beschlossen (Sprawozdanie Stenogra�czne Sejmu, 13. Sitzung, 5.3.98,
Antwort von Auÿenminister Geremek auf Fragen).
276Interview des Autors mit Dobiesªaw Rzemieniewski, MSWiA, 28.8.01; Polski towar na polskim ba-

zarze; Rzeczpospolita, 15.4.98.
277Nowakowski 1998: 7. Weiÿrussland zog vorübergehend sogar seinen Botschafter aus Warschau ab.

Auÿenminister Geremek wies 1998 darauf hin, dass Russland bereits 1994, ohne die polnische Seite zu
informieren, die zuvor angewandten Bestimmungen des polnisch-sowjetischen Vertrages über visumfreien
Reiseverkehr von 1979 einseitig ausgesetzt habe (Sprawozdanie Stenogra�czne Sejmu, 13. Sitzung, 5.3.98,
Antwort von Auÿenminister Geremek auf Fragen). Entgegen den weiÿrussischen und russischen Vorwürfen
von o�zieller Seite hatte das polnische MSZ alle Botschaften in Warschau rechtzeitig (am 18.11.97)
per Rundschreiben über das Gesetz informiert (Antwort von Auÿenminister Geremek (24.2.98) auf die
parlamentarische Anfrage 123 vom 5.2.98). Russland und Weiÿrussland beklagten sich dagegen jedoch
zu Recht über die Behandlung ihrer Staatsbürger bei der Einreise nach Polen durch den polnischen
Grenzschutz (zahlreiche Beispiele bei Marcin Wojciechowski, Kompleks Wschodu, Gazeta Wyborcza,
11.5.00; Kievske Wedomosti, 23.6.00).
278Nowakowski 1998: 7. Dass das Gesetz zumindest teilweise sein Ziel erreichte, belegt die in der

ersten Jahreshälfte des Jahres 1998 um 40 Prozent gesunkene Zahl der illegalen Grenzübertritte an der
polnischen Westgrenze (Aussage von Maciej Popowski, Polish policy vis-à-vis Ukraine and how it is
perceived in EU member states, Centrum Stosunków Mi�edzynarodowych, Reports&Analyses 2/2000).
279Rz�adowe Centrum Studiów Strategicznych: Sytuacja na bazarach i targowiskach w kontek±cie nowych

przepisów o cudzoziemcach (1.1.-31.3.98); Warszawa 1998: 2, 15.
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Wert der von der Polnischen Grenzschutzpolizei (Stra» Graniczna) beschlagnahmten
Schmuggelware an der polnischen Ostgrenze (Auswahl, in Tausend PLN)

Grenze zu... 1994 1995 1996 1997 1998 1999 2000 2001
Russland
insgesamt 2 182 6 905 2 647 7 040 5 032 3 021 5 597 7 332

Autos � 6 780 2 387 5 523 3 351 1 712 1 452 989
Alkohol � 75 156 304 314 879 1 787

Zigaretten � 126 169 1 358 1 306 922 3 164 4 496
Litauen
insgesamt 4 401 4 751 8 422 8 069 6 683 5 999 7 571 6 492

Autos � 3 824 7 201 7 240 5 416 4 323 5 306 5 103
Alkohol � 100 33 167 18 20 79

Zigaretten � 907 1 098 795 484 603 1 383 1 086
Weiÿrussland

insgesamt 32 089 46 389 36 661 31 200 24 173 14 731 17 935 24 149
Autos � 45 365 35 470 30 432 23 286 12 847 13 814 19 399

Alkohol � 547 329 264 982 1 196 3 001
Zigaretten � 728 399 326 388 547 2 038 1 540
Ukraine
insgesamt 24 346 29 528 25 700 43 559 21 884 19 738 20 126 22 791

Autos � 29 28 25 134 29 537 19 272 14 725 12 538 11 249
Alkohol � 165 120 185 2 545 3 088 7 523

Zigaretten � 132 183 762 2 198 1 788 1 336 2 769
insgesamt 142 000 250 096 116 323 122 699 82 077 77 612 75 723 90 598

Autos � 99 475 86 473 90 340 61 584 44 482 45 381 45 889
Alkohol � 15 320 2 434 3 129 14 171 6 350 14 675

Zigaretten � 5 785 5 902 5 817 8 662 5 864 12 947 14 369

Quelle: Komenda Gªówna Stra»y Granicznej [Polnische Grenzschutzpolizei].



260 KAPITEL 6. FALLSTUDIEN ZUM OSTPOLITISCHEN VERHALTENSPROFIL

74). Die rückläu�gen Zahlen des Gesamtjahres 1998 für Weiÿrussland und Russland beru-
hen dagegen zumindest in einem ähnlichen Maÿe auf den Folgen des Ausländergesetzes wie
auch der russischen Währungskrise vom August 1998. Das Ausländergesetz wurde schlieÿ-
lich am 11. April 2001 novelliert, ergänzt durch die am 4. Juli 2001 erlassene Verordnung,
die insbesondere die konkrete Form für Visum, Einladung, Aufenthaltsgenehmigung und
andere diesbezüglich relevante Dokumente festlegt.280
b) Einrichtung neuer Konsulate: Nach dem Ende der Sowjetunion im Dezember

1991 verfügte Polen in seinen neuen östlichen Nachbarstaaten auÿer über Botschaften in
den neuen Hauptstädten über keinerlei Konsulate. Diese Situation änderte sich im Laufe
der neunziger Jahre: Am 21. Mai 1994 wurde das polnische Generalkonsulat in Lemberg
erö�net, das zuvor seit 1987 eine Konsulatsagentur war.281 1995 wurden in Weiÿrussland
zwei polnische Generalkonsulate in Grodno und Brest erö�net, 1996 folgten polnische
Vertretungen in Charkiv (Ukraine) und Kaliningrad. Die zwei jüngsten Generalkonsulate
nahmen schlieÿlich 2002 in der Ukraine im grenznahen Luc'k sowie in der Schwarzmeer-
stadt Odessa ihren Betrieb auf.282 Vorgesehen war (und ist) ferner die Modernisierung
der Grenzübergänge, das Vorantreiben der Computerisierung sowie die Einstellung von
zusätzlichem Personal. Dazu war 2002 vorgesehen, 133 zusätzliche polnische Angestellte
in den östlichen Nachbarländern einzusetzen, 17 Bedienstete dafür im MSZ abzuordnen
und bis zu 150 Ortskräfte einzustellen. Das MSZ wollte zu diesem Zweck insgesamt etwa
50 Mio PLN zur Verfügung stellen.283
c) Kündigung bestehender Abkommen über visumfreien Reiseverkehr mit

denjenigen Staaten, mit denen Polen nach 1989 solche Vereinbarungen getro�en hatte,
die jedoch auf der �Schwarzen Liste� der EU stehen: Im Januar 2000 wies der polnische
Ministerrat das MSZ an, entsprechende Verträge zu kündigen.284 Dennoch sprach sich
Präsident Kwa±niewski zur gleichen Zeit noch gegenüber seinem ukrainischen Amtskolle-
gen Ku£ma dafür aus, mit der EU eine Lösung zu �nden, den visumfreien Reiseverkehr
zwischen Polen und der Ukraine beizubehalten.285 Erst im April 2000 wollte auch der
Präsident das visumfreie Regime zwischen den beiden Nachbarn nur noch �so lange wie
möglich� aufrechterhalten.286 Im Juli und August 2003 wurden schlieÿlich mit Russland,
Weiÿrussland und der Ukraine Regierungsabkommen zur gegenseitigen Einführung von

280Dziennik Ustaw 1997, Nr. 114, Pos. 739; Dziennik Ustaw 1998, Nr. 1, Pos. 1f; Dziennik Ustaw 2001,
Nr. 42, Pos. 475; Dziennik Ustaw 2001, Nr. 68, Pos. 716. Das Gesetz führte dabei zahlreiche kleinere
Änderungen in anderen relevanten Gesetzen ein (ausführlich: Krystyniak 2001: 191, Anm. 28).
281Am 20. Juni 1994 wurde im Gegenzug das ukrainische Generalkonsulat in Danzig erö�net, das erste

ukrainische Generalkonsulat in Polen (Gill/Gill 1994: 33).
282Die Ukraine erö�nete gleichzeitig 2002 zwei Generalkonsulate in Lublin und Rzeszów, Weiÿrussland

zusätzlich zum bereits bestehenden Generalkonsulat in Danzig die Vertretungen in Biaªystok und Biaªa
Podlaska. Ferner nahm 2001 auch ein slowakisches Generalkonsulat im grenznahen Uºhorod sowie Mitte
2003 ein litauisches Konsulat im russischen Sovetsk seine Arbeit auf.
283Polska granica Europy, Gazeta Wyborcza, 21.2.02; Milion wiz dla go±ci ze Wschodu, Rzeczpospolita,

3.6.02.
284Beschluss 3/2000 des polnischen Ministerrates (RFE/RL Newsline, 12.1.00), zurückgehend auf den

�Nationalen Aktionsplan zur Vorbereitung der EU-Mitgliedschaft� des Ministerrates vom 28.6.98, revidiert
am 12.6.01. Seitdem wurden auf diese Weise entsprechende Verträge mit Aserbeidschan, Georgien, Kir-
gisien, Tadschikistan, Turkmenistan (2000, Bekanntgabe der Regierung vom 9.10.02), Kasachstan, Mol-
dawien, Mongolei, Weiÿrussland, Mazedonien, Russland (2001, Bekanntgabe der Regierung vom 7.2.01)
sowie der Ukraine (2003) gekündigt.
285RFE/RL Newsline 18.1.00, 3.3.00.
286RFE/RL Newsline 10.4.00.
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Visa unterzeichnet, die zum 1. Oktober 2003 in Kraft traten.287
d) Ausstellung von Visa, Gebühren: Die polnische Regierung wiederholte seit et-

wa 1998 immer wieder, dass die einzuführenden Visa gegen eine nur geringe Gebühr und
so unbürokratisch wie möglich erteilt werden sollten. Bis zum Jahre 2002 stellten die
polnischen Behörden jährlich etwa 250 000 Visa aus.288 Schätzungen aus polnischen Re-
gierungskreisen des Jahres 2000 gingen zunächst davon aus, dass nach Einführung der
Visump�icht für Staatsangehörige der östlichen Nachbarn Polens und weiterer Staaten
der Brüsseler �Schwarzen Liste� diese Zahl bis auf 3,5 Mio Visaanträge pro Jahr ansteigen
könne.289 Eine korrigierte Schätzung ging Anfang des Jahres 2002 jedoch von nur noch ei-
ner Million Anträge aus.290 Gleichzeitig rechneten man in Warschau mit einem Rückgang
der Einreisen an der Ostgrenze um etwa ein Drittel.291
Um einen erhöhten Anreiz für den Erwerb eines Visums zu scha�en, wurden im März

1998 die Visa-Gebühren für weiÿrussische und russische Staatsbürger von 20 $ auf 5$
(Einfachvisum) bzw. von 60$ auf 20$ (Mehrfachvisum) gesenkt, �kaum eine ernsthafte
Ausgabe für einen Händler, nicht einmal für denjenigen, der nur der Eigentümer eines
Feldbettes auf einem Basar ist� (Nowakowski 1998: 7). Die Gebühren für einen Voucher
(12$) und eine Einladung (1,50 PLN) blieben dagegen konstant.292 Insbesondere wurden
in Verhandlungen mit Russland ferner auf Gegenseitigkeit auch die Visagebühren für die
Einwohner der oblast' Kaliningrad gesenkt (Najder 2001c: 79).
Seit Anfang September 2003 geben die polnischen Behörden Visa für russische, weiÿrus-

sische und ukrainische Staatsbürger aus.293 Während die Visa für ukrainische Staatsbürger

287RFE/RL Newsline 27.8.03, 23.7.03; polnisch-weiÿrussisches Regierungsabkommen über Personenver-
kehr vom 26.8.03; polnisch-russisches Regierungsabkommen über den Reiseverkehr vom 18.9.03; polnisch-
ukrainisches Regierungsabkommen über Reiseverkehr, vom polnischen Ministerrat am 23.7.03 als Anhang
zum Beschluss 186/2003 verabschiedet. Mit dem polnischen EU-Beitritt fallen noch nicht automatisch
die Personenkontrollen an der polnischen Westgrenze, sondern frühestens zwei Jahre nach dem Beitritt
und nur nach einem einstimmigen Beschluss des EU-Ministerrates, dass Polen in der Lage ist, seine
Verp�ichtungen aus dem Schengener Abkommen zu erfüllen.
288Lang 2002: 27, Anm. 111; RFE/RL Newsline 4.4.02.
289Polska strategia zintegrowanego zarz�adzania granic�a, Przegl�ad Rz�adowy 7/2000. Fehlerhafte, zu hohe

Zahlen in dieser Hinsicht gibt Bachmann 1999: 121.
290Tylko jeden milion wiz, Interview mit Unterstaatssekretär Zenon Kosiniak-Kamysz (MSWiA), Gazeta

Wyborcza, 21.2.02.
291Lang 2002: 26. Dagegen war nach Einführung der Visap�icht für Ukrainer durch die Tschechische

Republik und die Slowakei im Juni 2000 und Januar 2001 die Zahl der Grenzübertritte kurzfristig um
90 % bzw. um etwa 75% zurückgegangen, wenngleich die Slowakei gleichzeitig zahlreiche diesbezügliche
Ausnahmegenehmigungen eingeführt hatte. Ungarn hatte dagegen (nicht zuletzt wegen der ungarischen
Minderheit im ukrainischen Karpatenvorland) eine ähnliche Lösung gewählt: Visa für ukrainische Staats-
bürger so spät wie möglich, für weiÿrussische und russische Staatsbürger bereits seit dem 1.6.01. Auch in
Ungarn gingen die Zahlen der Grenzübertritte der letztgenannten Personengruppe an der Ostgrenze um
mehr als die Hälfte zurück (Lang 2002: 27; Wizy jako symbol, Rzeczpospolita, 4.12.00; OSW, Tydzie« na
Wschodzie, 21.2.02, Sªowacja � Ukraina: Co przyniosªo wprowadzenie wiz?, W�egierskie wizy obowi�azuj�a
od kilku miesi�ecy).
292Rzeczpospolita, 12.2.98; Rzeczpospolita, 13.3.98; Tanie wizy od lipca, �ycie, 13.5.98. Die Einladung

muss in den Woiwodschaftsämtern registriert werden, wobei der Woiwode die Registrierung bei fehlendem
Nachweis ausreichender �nanzieller Mittel ablehnen kann (�odzi«ski 2001: 188, Anm. 36).
293Das polnische Generalkonsulat in Brest plant zum Beispiel die Ausgabe von bis zu 200 Visa täglich

(RFE/RL Newsline 8.9.03, 24.9.03). Bis Anfang November 2003 gab Polen an seiner Ostgrenze 150
000 Visa für russische, weiÿrussische und ukrainische Staatsbürger aus (RFE/RL Newsline 4.11.03). Die
weiÿrussische Regierung beklagte jedoch bereits lange Wartezeiten für weiÿrussische Visa-Antragsteller
(RFERL Newsline 31.10.03).
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weiter gebührenfrei sind,294 bezahlen russische und weiÿrussische Staatsbürger für ein Ein-
malvisum 10 Euro, für ein Zweifachvisum 16 Euro und für ein Mehrfachvisum 50 Euro.
Russische Staatsangehörige aus der Enklave Kaliningrad erhalten jedoch ab dem 1. Ok-
tober 2003 gebührenfreie Visa.295 Das MSWiA hat anklingen lassen, dass die polnischen
Konsuln angewiesen würden, Angehörigen der polnischen Minderheiten aus Osteuropa in-
formell Visa zu ermäÿigten Gebühren auszustellen.296 Diese Visa zur Einreise nach Polen
sind jedoch keine klassischen Schengen-Visa, sondern berechtigen russische, ukrainische
und weiÿrussische Staatsbürger nur zur Einreise für einen bestimmten Zeitraum nach
Polen. Polen macht damit von einer entsprechenden Möglichkeit des Schengen-acquis Ge-
brauch (Art. 5 SDÜ). Die genannten drei Abkommen traten am 1. Oktober 2003 in Kraft.

Als Fazit zu diesem Unterkapitel sei insbesondere festgehalten, dass Polen gegen den
starken Druck der EU im eigenen Interesse überall dort ein liberales Visaregime durch-
setzen konnte, wo die Nachbarn das Minimalerfordernis eines Rücknahmeabkommens ak-
zeptierten (Ukraine) oder wo die Einreise sich auf einen festgelegten, nicht allzu groÿen
Personenkreis (oblast' Kaliningrad, etwa eine Million Einwohner) beschränkt. Die Di�e-
renzierung zeigt exemplarisch die zunehmend individuelle Feinabstimmung des Verhaltens
auf den einzelnen Nachbarn als ein wesentliches Moment der polnischen Ostpolitik nach
1989.

6.3.3 Ökonomische Konsequenzen für den Basarhandel
Zu Beginn der neunziger Jahre herrschte die Ansicht vor, dass die schon zu sozialistischen
Zeiten bestehenden Basare in Polen aufgrund der raschen marktwirtschaftlichen Umge-
staltungen rasch der Vergangenheit angehören würden. Jedoch führten genau diese Re-
formen zunächst nicht zu einer verringerten Tätigkeit, sondern gaben den Märkten Raum
für eine unerwartete Expansion: Die Ö�nung der Grenzen ermöglichte den Import von
billigen (vor allem aus Asien stammenden) Waren und den lawinenartigen Zustrom aus-
ländischer Kunden, die von den existierenden Preisunterschieden pro�tierten: Zu Beginn
der neunziger Jahre verkauften die vielfach aus Osteuropa stammenden Händler zunächst
noch importierte, qualitativ minderwertige, aber sehr billige Ware und kauften wiederum
polnische Güter an, die sie über die polnische Ostgrenze exportierten. Bald jedoch schon
führten diese in Polen oft �Ameisen� genannten Handelstouristen keine Waren mehr nach
Polen ein, sondern kauften auf den entstandenen polnischen Basaren in groÿen Mengen
Waren (insbesondere Kleidung und Schuhe) aus polnischer Produktion an, die sie nach
Osteuropa ausführten.297 Der nicht-registrierte Kleinhandel bedeutete für Polen in au-
294Dieser Regelung schloss sich die Slowakei im März 2003 (Presseservice der Deutschen Welle, 12.3.03)

und Ungarn im Oktober 2003 (RFE/RL Newsline 10.10.03) an.
295RFE/RL Newsline 19.9.03. Diese Lösung kam nach entgegengesetzen Ankündigungen von Präsi-

dent Putin überraschend. Wie jedoch auf russischer Seite kontrolliert werden sollte, ob ein russischer
Staatsbürger seinen gewöhnlichen Aufenthalt in der oblast' Kaliningrad hat, war noch nicht abschlieÿend
geklärt. Polen reisen im Gegenzug auch unter dem neuen Visa-Regime ohne Visum in die Ukraine und
mit kostenlosem Visum in die oblast' Kaliningrad.
296Sprawozdanie Stenogra�czne Sejmu, 26. Sitzung, 19.7.02, Aussage von Unterstaatssekretär Zenon

Kosiniak-Kamysz.
297D�abrowski 1996: 3. Im Unterschied zur deutsch-polnischen Grenze entwickelte sich an Polens Ost-

grenze kein entgegengesetzter Strom von Polen, die für Einkäufe in die östlichen Nachbarstaaten fuhren,
da die entsprechenden wirtschaftlichen Anreize fehlten. Noch 2001 wandten die Handelstouristen für Schu-
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Export-Import-Umsatz des nicht-registrierten polnischen Grenzhandels (alle
Auÿengrenzen) seit 1991 (in Mio PLN)
1991 1992 1993 1994 1995 1996 1997 1998 1999 2000
1 019 972 2 149 3 714 7 145 6 375 6 011 5 996 3 636 3 991

Quelle: Antwort von Staatssekretär Bªaszczyk (13.2.01) auf die parlamentarische Anfrage 5558 des Ab-
geordneten Jan Kulas; Schätzungen der NBP.

Wert und Struktur der jährlichen Ausgaben von Ausländern in Polen
und von Polen im Ausland (in Mio PLN)

1994 1995 1996 1997 1998 1999 2000 2001
Polen im Ausland � � � 4 516 3 709 4 555 5 250 3 820
Polen in Russland � � � 56 46 68 74 62
Polen in Litauen � � � 22 16 12 10 20

Polen in Weiÿrussland � � � 60 42 23 16 19
Polen in der Ukraine � � � 17 12 15 16 32
Ausländer in Polen 6 656 9 076 11 630 13 872 8 526 10 649 10 030 7 684

Russen in Polen 73 84 138,9 100 58 115 176 135
Litauer in Polen 78 131 119 222 162 107 91 120

Weiÿrussen in Polen 310 778 1184 1 209 822 752 1 204 2 150
Ukrainer in Polen 212 578 1 249 1 668 1 304 1 167 902 809

Quelle: Roczniki Handlu Zagranicznego, verschiedene Jahrgänge.

ÿenwirtschaftlicher Hinsicht eine Entlastung seines Auÿenhandelsde�zits, eine Erhöhung
der Devisenreserven und eine stille Aufwertung der eigenen Währung. Dessen war man
sich in Warschau sehr bewusst.298 Jedoch wird aus der obigen Tabelle auch deutlich, das
der Beitrag der Handelstouristen aus den vier östlichen Nachbarstaaten nur wenig zum
Gesamtvolumen der von Ausländern in Polen getätigten Einkäufe beitrug.

Den empirisch nicht einfach zu erfassenden nicht-registrierten Kleinhandel erforschte
zwischen 1996 und 2000 das Danziger �Institut für marktwirtschaftliche Studien� (IBnGR)
in einer Langzeitstudie, mit der insbesondere der Beitrag der Basare für die polnische
Binnen- und Auÿenwirtschaft gemessen wurde. Eine Untersuchung dieser nicht o�ziell
registrierten Exporte ist insbesondere für den polnischen Osthandel interessant, da 1995,
1996, 1997, 1998 fünf der sechs umsatzstärksten Basare in Zentral- und Ostpolen lagen,
1999 immerhin noch vier. Allein die drei Basare in der Umgebung von �ód¹ (Tuszy«,
Gªuchów, Rzgów) erzielten 1995 einen Umsatz von 3,5 Mrd PLN waren damit bezüglich
des Umsatzes statistisch das zehngröÿte polnische Unternehmen, noch vor der Danziger
Ölra�nerie (Ra�neria Gda«ska S.A.).299 Der nicht-registrierte Netto-Export betrug 1995
etwa 4,5 Mrd PLN, wovon Waren im Wert von 2 Mrd PLN nach Osteuropa gingen. Allein
der Warschauer �Jahrmarkt Europa� exportierte 1995 Waren im Wert von ungefähr 800
Mio PLN und wurde dadurch zum fünftgröÿten polnischen Exporteur, Tuszy« erreichte

he und Kleidung 70% aller ihrer in Polen getätigten Ausgaben auf (Bazary padªy pierwsze, Interview mit
Bohdan Wy»nikiewicz und Marcin Peterlik (IBnGR), Gazeta Wyborcza, 5.3.02).
298Das schwierige Feld der polnischen Ostpolitik, NZZ, 15.4.00; D�abrowski 1996: 3.
299Lista 500 najwi�ekszych polskich przedsi�ebiorstw, Gazeta Bankowa, 19.5.96, Sonderbeilage.
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Umsatz der gröÿten Basare in Zentral- und Ostpolen (im Mio PLN)
1995 1996 1997 1998 1999

Tuszy« (Zentralpolen) 1 600 1 800 1 600 960 740
Warschau (Zentralpolen)) 1 200 1 700 1 900 925 657
Gªuchów (Zentralpolen) 1 000 1 400 1 100 670 k.A.
Rzgów (Zentralpolen) 900 1 150 750 550 k.A.
Biaªystok (Ostpolen) 460 500 550 220 185
Przemy±l (Ostpolen) 86 100 110 75 39

zum Vergleich: die gröÿten Basare an der deutsch-polnischen Grenze
��eknica 590 250 250 185 124

Osinów Dolny � 120 230 230 �
Gesamtumsatz der 15 gröÿten polnischen Basare

7 955 8 020 7 200 4 300 3 300

Quelle: Instytut Bada« nad Gospodark�a Rynkow�a; eigene Berechnungen.

mit 530 Mio PLN Platz acht dieser Statistik.300 1996 kletterten die 15 untersuchten Basare
auf Rang 4 der umsatzstärksten polnischen Unternehmen, noch vor solchen Gröÿen wie
der Polnischen Sparkasse (P.K.O. BP), der Petrochemia Pªock oder der Telekomunikacja
Polska; 1997 reichte es immerhin zu Platz 7 dieser Statistik. Der Wert der exportierten
Waren betrug 1996 (1997) je 3,9 Mrd PLN, davon ent�elen 1 Mrd (1,2 Mrd) PLN auf
Warschau, 570 Mio (350 Mio) PLN auf Tuszy« und 430 Mio (460 Mio) PLN auf Biaªystok
(Malinowska/Wy»nikiewicz 1998: 5, 10; Tomalak/Wy»nikiewicz 1999: 7).
Die Umsätze gingen 1998 auf den Basaren in Biaªystok, Warschau und Przemy±l über-

proportional vor allem in der zweiten Jahreshälfte � also in Zusammenhang mit der russi-
schen Währungskrise und weniger mit dem Inkrafttreten des Ausländergesetzes � zurück
(Tomalak/Wy»nikiewicz 1999: 25; Orªowski 2001: 98, 109). Der Rückgang ist ne-
ben dem Inkrafttreten des Ausländergesetzes und seiner Ausführungsbestimmungen ferner
auf die Anfang 1998 geänderten Zollvorschriften Russland und Weiÿrusslands zurückzu-
führen.301 Der Wert der von den untersuchten Basaren ausgeführten Waren betrug 1998
insgesamt 1,8 Mrd PLN. Der gröÿte Exporteur blieb der Basar in Warschau (410 Mio
PLN), Biaªystok und Tuszy« erreichten je 140 Mio PLN (Tomalak/Wy»nikiewicz
1999: 14). 1999 sanken die 15 untersuchten Basare schlieÿlich auf den 25. Platz in der
Rangliste der umsatzstärksten polnischen Unternahmen ab. Der Gesamtwert ihres Ex-
portes wurde auf 1,3 Mrd PLN geschätzt (Peterlik 2000: 6).

Struktur des Handels: 1995 stellte Kleidung 82 Prozent, Schuhe weitere 6 Prozent
der Handelsware auf den Basaren in Zentralpolen (Tuszy«, Gªuchów, Rzgów, Warschau).
An der polnischen Ostgrenze betug der Anteil von Kleidung dagegen nur zwischen 51 und
300Es ist jedoch zu berücksichtigen, dass der Handel zwischen den einzelnen Basaren in diesen

Zahlen nicht abgezogen ist, dieser jedoch etwa für 1997 auf bis zu 1 Mrd PLN geschätzt wurde
(Malinowska/Wy»nikiewicz 1998: 10). 1996 betrug der Anteil des Ko�erhandels am gesamten
polnisch-russischen Handel 30% (!), so dass in Polen erfolgreich Supermärkte mit preisgünstigen Wa-
ren entstanden, um die Handelstouristen zum Einkauf zu bewegen (Kostrzewski 1997: 139).
301�odzi«ski 1998b: 3; MSWiA wini biaªoruskie przepisy celne, Rzeczpospolita, 10.2.98.
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76 Prozent (D�abrowski 1996: 6). Während diese Anteile 1996/97 nahezu unverändert
blieben (Malinowska/Wy»nikiewicz 1998: 7), bestand das Angebot auf den Basa-
ren in Zentralpolen 1998 zu 75 Prozent aus Kleidung und zu 10 Prozent aus Schuhen
(Tomalak/Wy»nikiewicz 1999: 7). Der Grund für diese Verschiebung im Angebot der
Händler ist nicht in erster Linie in den veränderten Konsumentenwünschen, sondern im
Rückgang der Textilproduktion in Polen zu suchen, da sich die Auftragslage durch die
eingeschränkten Einreisemöglichkeiten für Händler insbesondere aus Weiÿrussland und
Russland verschlechtert hatte. Noch stärker machte sich diese Verschiebung nach der rus-
sischen Währungskrise und den neuen weiÿrussischen und russischen Zollvorschriften des
Jahres 1998 im Folgejahr bemerkbar, als der Anteil von Kleidung auf den Basaren in
Zentralpolen (Ostpolen) 58 (52) Prozent, der von Schuhen 12 (18) Prozent betrug. Exem-
plarisch wurde dieser Rückgang von Händlern aus Osteuropa auf dem Warschauer Basar
sichtbar, wo sich der Anteil ausländischer Kunden zwischen 1997 und 1999 von 62 Prozent
auf 18 Prozent verringerte (Peterlik 2000: 10f).
Herkunft der Waren: Der Anteil der Waren aus polnischer Produktion lag auf den

Basaren Zentral- und Ostpolens 1995 noch bei fast 90 Prozent, ging aber bis 1999 auf etwa
50 Prozent zurück. Davon wurden 50 Prozent von eigenen Firmen (Direktverkauf) oder
den Händlern selbst gefertigt, 48 Prozent von anderen polnischen Privatunternehmen und
2 Prozent von staatlichen Betrieben. Bis 1999 fand eine erhebliche, kontinuierliche Ver-
schiebung dieser Verteilung statt: Nur noch 20 Prozent der Waren stammte in jenem Jahr
noch aus Direktverkäufen oder Eigenproduktion, 35 Prozent von polnischen Privat�rmen,
aber bereits 45 Prozent waren Importware oder vermittelte Importgeschäfte.302
Arbeitsplätze: Die Händler auf den Basaren hatten überwiegend mittlere Schulbil-

dung (etwa 50 Prozent) und waren in technischen Berufen tätig, etwa 25 Prozent konnten
einen Berufsschulabschluss vorweisen, immerhin 10 Prozent verfügten über ein Hochschul-
diplom (Tomalak/Wy»nikiewicz 1999: 21). Über die Entwicklung der Arbeitsplätze
auf den Basaren in den Jahren 1995 bis 1999 gibt die obenstehende Tabelle Auskunft.
Auch hier fällt ein stetiger Rückgang der Beschäftigten auf, der jedoch 1999 noch weit
deutlicher aus�el als 1998.303 Jedoch stieg gerade in den ersten zwei Monaten des Jahres
1998 in Polen die Zahl der Arbeitslosen um 3,6 Prozent an, entlang der Ostgrenze jedoch
um 5 Prozent bis 6,7 Prozent und in der zentralpolnischen Woiwodschaft �ód¹, dem Zen-
trum der Textilindustrie des Landes, um 8,2 Prozent.304 Dabei spielte der Umsatzeinbruch
auf den Basaren sicherlich eine gewisse Rolle.
Nach Inkrafttreten der neuen ausländerrechtlichen Bestimmungen 1998 kam es zu teil-

weise heftigen Protesten polnischer Unternehmer und Kau�eute. Auch Regierungsberater
schlossen sich vereinzelt der Kritik an.305 Zwar wurden die Bestimmungen daraufhin in
einigen Bestimmungen weniger restriktiv gehandhabt, aber die russische Währungskrise
im August 1998 führte schlieÿlich dazu, dass 1998 etwa 30 Prozent weniger �Handelstou-

302D�abrowski 1996: 10; Tomalak/Wy»nikiewicz 1999: 16; Peterlik 2000: 15.
303Bereits 1998 war jedoch das Phänomen zu beobachten, dass zahlreiche Händler bereits über eine

weitere Einkommensquelle verfügten (in Rzgów 1998 schon 38 Prozent), da viele ihre Zukunft auf den
Basaren pessimistisch beurteilten (Tomalak/Wy»nikiewicz 1999: 23).
304Rz�adowe Centrum Studiów Strategicznych: Sytuacja na bazarach i targowiskach w kontek±cie nowych

przepisów o cudzoziemcach (1.1.-31.3.98); Warszawa 1998: 5, 11.
305Rz�adowe Centrum Studiów Strategicznych: Sytuacja na bazarach i targowiskach w kontek±cie nowych

przepisów o cudzoziemcach (1.1.-31.3.98); Warszawa 1998: 5,11; �odzi«ski 1998: 3; Schyªek epoki targo-
wisk, Rzeczpospolita, 14.1.99; Szlaban na Bugu, Wprost, 1.2.98; Cnota za pieni�adze, Polityka, 31.1.98.
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Arbeitsplätze auf den Basaren in Zentral- und Ostpolen (geschätzte Angaben)
1995 1996 1997 1998 1999

direkt indirekt direkt indirekt direkt indirekt direkt indirekt direkt indirekt
Warschau 7 000 25 000 7 000 25 000 8 550 24 500 8 850 19 700 7 800 3 200

Tuszy« 5 700 18 000 5 700 14 000 5 600 14 000 5 600 19 500 5 250 7 200
Rzgów 4 000 7 300 4 000 7 300 4 500 8 500 2 600 3 850 k.A. k.A.

Gªuchów 3 600 11 000 3 600 11 000 3 300 15 100 3 850 5 300 k.A. k.A.
Biaªystok 3 500 5 200 3 500 5 200 3 700 3 200 2 250 2 800 2 350 1 400
Przemy±l 1 550 600 1 550 600 1 500 300 1 550 700 1 300 550

Zum Vergleich: Arbeitsplätze insgesamt auf allen 16 untersuchten Basaren in Polen
gesamt 130 000 119 000 119 000 96 000 56 000

Quelle: Instytut Bada« nad Gospodark�a Rynkow�a; eigene Berechnungen. Die Zahlen beinhalten sowohl
Vollzeit- als auch Teilzeitarbeitsplätze, wobei erstere in aller Regel ein deutliches Übergewicht hatten.

risten� als im Vorjahr die polnischen Basare frequentierten.306 Das wirkte sich spürbar
auf die polnische Textilindustrie aus.307 Zwar stabilisierte sich der Basarhandel ab 1999
wieder auf niedrigerem Niveau, doch zeigten sich nach den greifenden marktwirtschaftli-
chen Reformen die grundlegenden Veränderungen in der polnischen Wirtschaftsstruktur.
Durch die geringere Zahl ausländischer Kunden auf den Basaren erhöhte sich der pol-
nische Kundenanteil, was mit einem gestiegenen Anspruch der Kunden an die Händler
einherging. Diese waren dadurch gezwungen, ihr Sortiment teilweise neu auszurichten und
zu diversi�zieren, konnten aber mit dieser Entwicklung oft nicht Schritt halten. Die groÿe
Bedeutung der Basare für den polnischen Osthandel ging somit weitgehend 1998/99 zu
Ende, wenngleich diese bis heute fortbestehen und immer noch beachtliche Umsätze er-
zielen.308 Für bestimmte polnische Wirtschaftszweige ist der Kleinhandel bis heute eine
der wichtigsten Absatzformen.309 Eine insgesamt rückläu�ge Tendenz zeichnete sich an
der polnischen Westgrenze jedoch schon längere Zeit ab. Gerade dort orientierten sich die
ganz überwiegend deutschen Kunden zunehmend an den preisgünstigen und vor allem
komfortableren Supermärkten beiderseits der Grenze.

Insgesamt lässt sich der starke Rückgang der Bedeutung des Basarhandels auf fol-
gende Gründe zurückführen: Von den äuÿeren Faktoren ist insbesondere die russische
Währungskrise 1998 zu nennen, die die Kaufkraft des Rubels um die Hälfte (!) veringerte
(Orªowski 2001: 108). Als weiteres Argument kann die Verschärfung der ausländer-
rechtlichen Vorschriften des Ausländergesetzes vom Juni 1997 und Januar 1998 sowie die
revidierten weiÿrussischen und russischen Zoll- und Einreisebestimmungen angeführt wer-
den. Da die Umsätze der Basare aber 1999 noch drastischer abnahmen und gleichzeitig die
Einreisebestimmungen wieder weniger rigoros angewandt wurden, ist der Beitrag dieser

306In Warschau ging der Anteil ausländischer Kunden zwischen 1997 und 1999 von 62% auf 44% zurück,
in Biaªystok von 80% auf 62% und in Tuszy« (Rzgów) von 21 (24)% auf 14 (18)%.
307Neben den russischen und weiÿrussischen Handelstouristen blieben auch teilweise die ukrainischen

Pendelhändler fern, von denen sich ab 1998 40 bis 50% umorientierten und vor allem in die Türkei reisten
(www.msz.gov.pl/Unia_Europejska/polityka_wsch.html [2.5.01]; Lang 2002: 28, Anm. 120).
308Auch in der Gesamtstatistik sank der Anteil des nicht-registrierten Exports am Gesamtexport Polens

von einem Viertel Mitte der neunziger Jahre auf ein Zehntel am Ende der Dekade (Orªowski 2000: 99f).
309Bazary padªy pierwsze, Interview mit Bohdan Wy»nikiewicz und Marcin Peterlik (IBnGR), Gazeta

Wyborcza, 5.3.02.
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Faktoren eher geringer zu veranschlagen. Von den inneren Faktoren ist insbesondere
die wirtschaftliche Binnenentwicklung Polens zu nennen. Daneben spielte die Aufwer-
tung des polnischen Zªoty ab Mitte der neunziger Jahre nicht nur für den Export nach
West-, sondern gerade nach Osteuropa eine wichtige Rolle, da die Eigenkapitalreserven
der osteuropäischen Händler in aller Regel gering waren. Schlieÿlich veränderte sich auch
das Konsumverhalten der Polen, die zunehmend die neu eingerichteten, komfortableren
Supermärkte und qualitativ höherwertige Ware bevorzugten. Da gleichzeitig der Anteil
der Händler aus dem Osten zurückging, traf dies die polnischen Basare gleich doppelt
(Peterlik 2000: 23).

Für dieses Unterkapitel ist als Fazit insbesondere festzuhalten, dass Polen binnen eines
Jahrzehnts eine rasante Entwicklung durchlebte: Noch Mitte der neunziger Jahre waren
Fragen der Grenzsicherung und der illegalen Migration für Polen weitgehend unbekannte
Problemkomplexe (Iglicka 2001: 214). Gleichzeitig stiegen die Grenzübertritte an der
polnischen Ostgrenze in den neunziger Jahren rasch an. Das Land musste sich somit sehr
rasch an Anforderungen gewöhnen, die die deutliche Mehrheit der Akteure nur wider Wil-
len mittrug und die in anderen Ländern über längere Zeiträume entstanden, von Polen
aber aufgrund eines übergeordneten auÿenpolitischen Zieles, des EU-Beitrittes, akzep-
tiert wurden. Der Klein- und Grenzhandel erwies sich als ein beständigeres Phänomen als
zunächst angenommen. Auch fast 15 Jahre nach der Zeitenwende von 1989 ist der Mas-
senimport über Kleinhändler noch immer e�ektiver als die Einfuhr und Ausfuhr durch
groÿe Firmen, die es über die polnische Ostgrenze hinweg nach wie vor nur vereinzelt und
mit nur langsam steigender Tendenz gibt (Orªowski 2001: 100f).

6.3.4 Fazit
Als Fazit ist zu dieser Fallstudie insbesondere hervorzuheben, dass sich auch im polni-
schen Verhalten (wie schon im in Kapitel 5.1.3 analysierten Diskurs) insbesondere das
Identitätselement �Polen als europäisches Land� wieder�ndet. Von den zu Beginn dieser
Fallstudie genannten Argumentationsmustern lassen sich jedoch im Vergleich zum dazu-
gehörigen Diskurs im Verhalten nur wenige solche Figuren wieder�nden: Speziell sind hier
die Muster �keine Isolierung im eigenen Interesse� sowie �Zivilisierung der Ostgrenze� zu
nennen. Dies ist ein Zeichen für das im Vergleich zum Diskurs weit stringentere Verhalten
der zuständigen polnischen Organe zur Frage der Sicherung der eigenen Ostgrenze. Dieses
war einerseits vom grundsätzlichen Willen markiert, die Vorgaben der EU zu erfüllen.
Andererseits sollte aber im eigenen Interesse keine Isolierung im Verhältnis zu den um
Austausch und Ö�nung besonders bemühten Ländern (vor allem der Ukraine) erfolgen,
wenngleich der Grenzhandel mit seiner seit 1998/99 stark abnehmenden Bedeutung in
den Erwägungen der für das polnische Verhalten wichtigen Akteure eine nur noch geringe
Rolle einnahm.
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Kapitel 7

Ergebnisse

Zunächst sollen in diesem abschlieÿenden Kapitel die hinsichtlich der methodischen Ge-
samtkonzeption der Arbeit aufgeworfenen Fragen beantwortet werden (Punkte 1 bis 3).
Abschlieÿend folgen dann noch einige weitere Anmerkungen zu theoretischen und inhalt-
lichen Bereichen der polnischen Ostpolitik der neunziger Jahre.

1) Identität, Diskurs, Verhalten (Hypothesen/Leitfragen aus Kapitel 3.4):
a) Die Untersuchungen des Kapitels 5 haben deutlich gezeigt, dass die erste Hypothe-

se aus Kapitel 3.4 zutre�end ist. Aus Kapitel 5.1 ergab sich insbesondere eine Konvergenz
der diskursiven Position zur polnischen Ostpolitik. Da dabei insbesondere die SLD, aber
auch (in abgeschwächter Form) die PSL ab etwa 1996 ihre ursprünglichen ostpolitischen
Positionen deutlich modi�zierten, bildete sich eine erkennbare Diskurshegemonie unter
den polnischen Akteuren zugunsten der grundsätzlichen ostpolitischen Positionen der Pa-
riser Kultura sowie der liberalen und liberal-konservativen Parteien in Polen heraus.1

b) Die Ausführungen zu Kapitel 5.2 und 6.1 haben gezeigt, dass die zweite Hypo-
these von Kapitel 3.4 nicht eindeutig beantwortet werden kann: Kapitel 5.2 ergab zum
Diskurs insbesondere, dass der sehr o�ene Minderheitendiskurs bis heute weder kon-
vergierte noch eine echte Diskurshegemonie hervorbrachte. Der Ministerrat spielte zwar
eine wichtige Rolle, gerade bei der Ein�ussnahme auf das Parlament, konnte aber keine
Diskurshegemonie, sondern allenfalls eine schwach dominante Position in dieser Hinsicht
aufbauen. Dabei schwang minderheitenrechtlich zumeist die Frage nach der Gewährung
von klassischen Gruppenrechten mit, was der Ministerrat ablehnte.2 Noch stärker wur-

1Auch heute gibt es in Polen noch immer Ansichten, die eine prorussische Orientierung in der Auÿen-
politik (zuletzt Król 2003: 21) oder aber den Aufbau einer eigenständigen polnischen Machtposition in
Ostmittel- und Osteuropa (zuletzt Maciej ��etowski, Gazeta Wyborcza, 11.10.02) und einen gleichzeitigen
antirussischen Diskurs in der polnischen Ostpolitik erkennen (zuletzt Miller 2003: 41) oder eine solche
Richtung fördern wollen. Diese Strömungen haben einen nur schwachen und weiter abnehmenden Rück-
halt in der Gesellschaft. Insbesondere die Option einer eigenständigen Rolle Polens in Ostmitteleuropa
hätte aufgrund fehlender Bündnispartner � in Frage kämen allenfalls Weiÿrussland, die Ukraine und mit
Abstrichen die Slowakei � nicht einmal theoretische Chancen, zumal eine solche Allianz rasch in den
historischen Kategorien polnischer Expansionsbestrebungen beurteilt werden dürfte.

2Schon im April 1994 betonte der Staatssekretär im MSZ, Stefan Meller, dass Polen die Rechte der
polnischen Minderheiten verteidigen wolle. Man sei jedoch gegen alle Versuche, kollektive Minderheiten-
rechte einzuführen, die die Minderheiten als ein Subjekt des internationalen Rechts konstruieren oder
ihnen eine politische Autonomie zugestehen wollten (G�asowski 2000: 100). Eine solche Idee hatte insbe-
sondere der Senat mit seinem wiederholt eingebrachten Entwurf einer Karta Polaka verfolgt, die speziell
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de die eher schwache Rolle des Ministerrates und der nachgeordneten Behörden in der
Auslandspolen-Politik beim Verhalten (Kapitel 6.1) deutlich: Weitgehend unabhängig
von den Parteizugehörigkeiten und Mehrheitsverhältnissen ist insbesondere ein anhalten-
der Kon�ikt zwischen den zuständigen Stellen der zuständigen Ministerien (vor allem
MSZ und MEN) und dem Senat in der Polonia- und Auslandspolen-Politik festzuhal-
ten, der deutlich über die üblichen Reibungsverluste bürokratischer Auseinandersetzun-
gen um Zuständigkeiten hinausgeht. Dabei dominiert der Senat als legislatives (!) Organ,
gestützt auf eine verfassungsrechtlich eigentlich nur schwache Position, durch die Zuwei-
sung von 90 Prozent der staatlichen �nanziellen Mittel zur Förderung der Polonia und der
Auslandspolen deutlich die relevanten Akteure der polnischen Zentralverwaltung (MSZ,
MEN, nachgeordnete Behörden und Durchführungsorganisationen). Er setzt mit einer
oft sehr prononciert national orientierten Politik bis heute markante Akzente, obwohl
das MSZ ausdrücklich die Zuständigkeit für die Koordinierung der gesamten Polonia-
und Auslandspolen-Politik besitzt. In der Kompetenz der Ministerien blieben dagegen die
eher unpolitischen Aufgaben (Kulturinstitute, Lektorate, Lehreraustausch, Organisation
von Ferienlagern).3 Für das Verhalten in der Polonia- und Auslandspolen-Politik könnte
man deshalb insgesamt die These aufstellen, dass es sich hier bis heute um einen stillen
Kompromiss zweier Lager mit stark unterschiedlichen Ansichten zur Rolle und Position
von Minderheiten handelt.

c) Die Analyse des auÿenwirtschaftlichen Diskurses (Kapitel 5.1) zeigte einen sehr o�e-
nen, breit angelegten Diskurs zwischen den Diskursträgern, der jedoch bis heute nur eine
schwache Diskurshegemonie zugunsten der �strategischen Partnerschaften� erbrachte. Die
dritte Hypothese aus Kapitel 3.4 ist deshalb für das Verhältnis von Identität und
Diskurs teilweise zustimmend zu beantworten. Keine eindeutige Antwort kann jedoch
bis heute auf die Frage gegeben werden, ob die starken Stimmen, die im Diskurs für eine
Ökonomisierung der Beziehungen plädieren, dies überwiegend aus dem Wunsch heraus
tun, nur das bestehende Handelsde�zit auszugleichen oder strategisch längerfristig auf
den Aufbau einer guten Position im Kampf um zukünftige Marktanteile in Osteuropa
setzen.
Die Frage nach dem Verhältnis von Identität und Verhalten in auÿenwirtschaftlichen

Fragen muss insbesondere dahingehend untersucht werden, inwieweit das Schlagwort von
den polnischen �Chancen auf den Ostmärkten� Mythos oder Realität war: Es ist richtig,
dass bereits zu Anfang der neunziger Jahre die Ho�nung zerstob, dass die GUS-Staaten
rasch ein riesiger Zukunftmarkt werden würden. Diese Staaten erwiesen sich für west-
liche Investoren insbesondere aufgrund der geringen und kaum ansteigenden Kaufkraft
insgesamt als wenig attraktiv. Deshalb scheiterte auch der Gedanke, Polen zu einer wirt-
schaftlichen Brücke zwischen der EU und den östlichen Nachbarn Polen zu machen.4 Die

den Auslandspolen bei Aufenthalten in Polen mit Ausnahme des Wahlrechtes dieselben Rechte einräu-
men wollte wie polnischen Staatsangehörigen. Ähnlich wie das geplante Auslandsungarn-Gesetz spielten
bei der Ablehnung dieses Ansinnens völkerrechtliche Argumente eine groÿe Rolle, insbesondere im Zu-
sammenhang mit dem Erwerb von Grundstücken und Immobilien, der Befreiung von einem eventuellen
Visumzwang sowie der Möglichkeit, um polnische Stipendien anzusuchen (Stelmachowski 2000: 299).

3Die eigenartige Position des Senatspräsidiums wird besonders au�ällig, wenn man beachtet, dass das
polnische Generalkonsulat in Grodno im Jahre 2000 beim Senatspräsidium einen Antrag auf Erstattung
angefallener Kosten einreichte � eine bemerkenswerte Aufgabenteilung zwischen Exekutive und Legislative
(Protokoll Nr. 70 der Sitzung des Senatspräsidiums, 8.12.99).

4So erreichte das deutsch-polnische Auÿenhandelsvolumen bereits 1996 den Umfang des deutsch-
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Auslandsinvestitionen in Polen wurden gerade in Branchen getätigt, die für den polnischen
Osthandel kaum eine Rolle spielen.5 Der erho�te E�ekt, mit westlichen Auslandsinvesti-
tionen in Polen auch polnische Investitionen in Litauen, Weiÿrussland, der Ukraine und
Russland zu stimulieren, blieb aus. Bis heute gibt es kaum ein Unternehmen mit ausländi-
scher Kapitalbeteiligung in Polen, das sich auf die �Ostmärkte� konzentriert. Ausländische
Geldgeber investieren vor allem deshalb in Polen, da das Land über Standortvorteile im
künftigen gemeinsamen Markt innerhalb der EU verfügt. Als Brücke nach Osten blieb
Polen wenig attraktiv, da dieser Osten sich wirtschaftlich als wenig anziehend erwies.6
Die These von Peter Katzenstein � �the main purpose of all strategies of foreign eco-

nomic policy is to make domestic policies compatible with the international political
economy� (Katzenstein 1998: 4) � tri�t durchaus für Polens Wirtschaftsbeziehungen
zu Westeuropa (EU) und Ostmitteleuropa (CEFTA) zu. Insbesondere im Verhältnis zur
Ukraine fällt jedoch auf, dass auch Warschau als politisch vergleichsweise enger Partner
Kiev nach 1991 nicht davon überzeugen konnte, die Voraussetzungen für einen Beitritt
zur CEFTA zu scha�en. Mit der Idee dieses Beitritts beabsichtigte die polnische Regie-
rung weniger, westlichen Investoren die Märkte im Osten näherzubringen als vielmehr die
Volkswirtschaften dieser Länder an den Westen anzunähern.
Einzig für die Lebensmittelindustrie hätte die These von der polnischen Brückenfunkti-

on eine gewisse Berechtigung. Nur hier lässt sich eine gewisse Relation zwischen der Höhe
der Auslandsinvestitionen und dem Volumen des Osthandels festmachen (Bachmann
1998: 41). Es ist jedoch zu erwarten, dass Polen nach dem EU-Beitritt an Exportkontin-
gente gebunden sein dürfte, die den polnischen Export in dieser Branche eher bremsen
werden.
In seinem Bemühungen um die Steigerung des Exports nach Osteuropa kann Polen

jedoch durchaus gewisse Erfolge vorweisen: So erreichte man 2002, vier Jahre nach der
russischen Währungskrise, zumindest wieder annähernd die Exportzahlen von 1997, ins-
besondere auch dank der in Kapitel 6.2 beschriebenen auÿenwirtschaftspolitischen Instru-
mente.7 Die Ostmärkte werden jedoch auch in Zukunft mittelfristig eine nur zweitran-
gige Rolle für den polnischen Export spielen. Selbst eine sehr günstige Entwicklung der
Wirtschaftsbeziehungen mit dem Osten dürfte Polen kaum in die Lage versetzen, den
Gemeinsamen Markt der EU vernachlässigen zu können. Zwar hat Polen zweifellos ei-
ne geographisch sehr günstige Lage und seine Vertreter verfügen oft über entsprechende
Sprach- und Landeskenntnisse, aber die Aufnahmefähigkeit der Märkte in der Ukraine,

russischen Handelsumsatzes, die Auslandsinvestitionen in Russland betrugen im selben Jahr gar nur
weniger die Hälfte als in Polen (Die wichtigsten Partner im Auÿenhandel Deutschlands 1996 in Milliar-
den DM. Statistisches Bundesamt; Bonn 1997.).

51996 wurden 62,2% der Auslandsinvestitionen in Polen in der polnischen Industrie, 21% im Finanz-
sektor und 5% in den Bereichen Bau, Handel und Telekommunikation getätigt. Der polnische Osthandel
umfasst jedoch � wie in Kapitel 6.2 dargestellt � ganz andere Branchen. Die groÿen Auslandsinvestitionen
in Polen in den neunziger Jahren (z.B. Opel, Daewoo, Fiat) belebten ganz überwiegend die Binnenachfra-
ge oder den Export in die EU, wohingegen die diesbezüglichen Ausfuhren in die GUS-Staaten marginal
blieben.

6Die empirische Überprüfung dieser mangelnden Attraktivität setzt insbesondere beim Zoll- und Ab-
gabensystem, der Steuergesetzgebung und der allgemeinen Rechtsunsicherheit für Investoren speziell in
Russland, Weiÿrussland und der Ukraine an.

72002 betrug der polnische Exportanteil in die ehemaligen Sowjetrepubliken 10,4 Prozent des gesamten
polnischen Exportes (4,28 Mrd $). Dieses Ergebnis lag nur um 180 Mio $ unter dem Rekordwert von 1997
(Jahresbericht der KUKE S.A. 2002: 6).
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Weiÿrussland oder Russland wird sich mittelfristig nur zögerlich verbessern.8

d) Die Analyse der Debatte über den sich verändernden Charakter der polnischen Gren-
zen, insbesondere in Zusammenhang mit dem Schengener Übereinkommen, ergab, dass
sich der Diskurs nur zögerlich ö�nete. Besonders interessant war dabei zu beobachten,
dass auch ab Mitte der neunziger Jahre das Argumentationsmuster �Polen als Brücke
zwischen Ost und West� keine dominante Position im Rahmen des Identitätselements
�Polen als europäisches Land� erringen konnte. Als 1997/98 die EU Druck auf Polen aus-
übte, das Schengen-Regime an der Ostgrenze einzuführen, wurden zur Rechtfertigung der
Einführung der Bestimmungen des Übereinkommens die neuen Argumentationsmuster
�Erfüllung eines notwendigen Übels� und �Zivilisierung der Ostgrenze� verwandt, um wei-
terhin �Polen als europäisches Land� zu präsentieren. Die vierte Hypothese aus Kapitel
3.4 ist somit für das Verhältnis von Identität und Diskurs zustimmend zu beantworten.
Das Argumentationsmuster �Polen als Vorposten des Westens� verschwand zwar immer
mehr, wurde aber nicht von der Deutung �Polen als Brücke zwischen Ost und West� ver-
drängt, sondern allmählich von den beiden genannten Mustern der �Zivilisierung� und der
�Erfüllung des notwendigen Übels� abgelöst.
Die Hypothese aus Kapitel 3.4 zum Verhältnis von Identität und Verhalten ist eben-

falls, wenn auch etwas eingeschränkter zu bejahen: Warschau erwies sich dabei als sehr
aktiv und akzeptierte auf der Basis von Rücknahmeabkommen bereits 1993 (mit der
Ukraine) bzw. 1997 (mit Litauen) den visumfreien Reiseverkehr mit zwei seiner vier östli-
chen Nachbarn, lehnte jedoch den von Russland und Weiÿrussland geforderten visumfrei-
en Reiseverkehr ohne Rücknahmeabkommen ab. Die Verp�ichtung gegenüber der EU im
Jahre 1999 zur vollen Übernahme der Bestimmungen des Schengener Übereinkommens
stieÿ in Kiev zunächst auf groÿes Unverständnis. In der Folgezeit gelang es Polen aber,
die vorgesehenen Regelungen des Abkommens auch zur Geltung zu bringen und den vom
ukrainischen Präsidenten Ku£ma heraufbeschworenen �Vorhang aus Papier� einer neuen
Teilung an der polnischen Ostgrenze zu verhindern.9 Dies geschah nicht zuletzt auch im
eigenen Interesse, um unter anderem nicht die gegenseitigen Minderheiten beiderseits der
Ostgrenze unverhältnismäÿig zu benachteiligen (Najder 2001c: 87). Ferner war man in
Warschau mehr und mehr der Ansicht, die Ukraine strategisch als Bindeglied an den
Westen und wirtschaftlich als potentiellen Absatzmarkt zu benötigen.
Die polnische Ostpolitik war somit in dieser Frage um die Verhinderung einer Abschot-

tung bemüht, ging jedoch nur im Alleingang vor: Insbesondere erfolgte keinerlei nach
auÿen erkennbare, eigentlich zu erwartende Kooperation mit der Slowakei und Ungarn,
die südlich ebenfalls an die Ukraine angrenzen, um den Druck auf die EU zu erhöhen, für
den Reiseverkehr mit der Ukraine Sonderregelungen im Rahmen des Schengener Überein-
kommens zu ermöglichen.10

8Orªowski 2001: 95. Auch unter Zugrundelegung eines sehr optimistischen Zukunftsszenarios kam
eine Langzeitstudie zu den Ergebnis, dass auch im Jahre 2030 das Pro-Kopf-BIP in der Ukraine kaum
über 35% des EU-Durchschnittes steigen dürfte. Dagegen betrug das Pro-Kopf-BIP in den zehn ostmit-
teleuropäischen EU-Kandidatenstaaten (einschlieÿlich Bulgarien und Rumänien) bereits im Jahre 2000
40% des EU-Durchschnittes (Central and Eastern Europe 2000-2040, NOBE 2000, SCENES-Projekt,
www.nobe.pl, Daten zitiert nach Orªowski 2001: 92f).

9So der ukrainische Präsident auf der Konferenz für Ostsee-Schwarzmeer-Kooperation von 14 Staats-
chefs und weiteren Vertretern aus 22 Staaten am 10./11.9.99 (Szmyd 2000: 185).

10Die Visegrád-Gruppe blieb in den neunziger Jahren �vor allem ein Akt des politischen Willens�
(Wi±niewski 1998: 47), auch wenn die Essays vieler ostmitteleuropäischer Intellektueller über die hi-
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Insgesamt bleibt somit auch für den polnischen Diskurs festzuhalten, was das PAFE-
Projekt auch für die untersuchten Mitgliedsstaaten der EU als Ergebnis erbracht hatte
(Maull/Stahl 2002: 14): Die Annahme von der Dominanz desDiskurses der Regierung
muss relativiert werden. Auch in Polen war insbesondere der Ministerrat in Schlüsselfra-
gen der Ostpolitik unentschlossen und eher abwartend, auch bedingt durch die Anfang der
neunziger Jahre häu�gen Regierungswechsel. Gleichzeitig ist als Ergebnis der Diskursana-
lysen festzuhalten, dass sich eine These von der gröÿeren O�enheit von Sejm und Senat
sowie der Ö�entlichkeit für ostpolitische Fragen kaum halten lässt: Die Legislative äuÿert
ihre Ansichten vielmehr zumeist einfach radikaler: etwa für eine rasche Unabhängigkeit
der östlichen historischen Nachbarn, aber auch für eine harte Linie in der Minderheiten-
politik gegenüber diesen Ländern.
In den Fallstudien zu Schengen und vor allem zur Auÿenwirtschaftsförderung wur-

de das polnische Verhalten vom Ministerrat bestimmt. Dagegen spielte im Bereich
Auslandspolen-Politik insbesondere der Senat die entscheidende Rolle und verwies den
Ministerrat wie auch den Präsidenten deutlich auf eine zweitrangige Position. Gleichzeitig
bewegte sich das Verhalten in den Fallstudien zur Auÿenwirtschaftspolitik und zur Siche-
rung der polnischen Ostgrenze voll im Rahmen des durch Identitätselemente abgedeckten
Rahmens. Auch im Falle der Auslandspolen-Politik blieb das Verhalten grundsätzlich in
diesem Rahmen. Erstaunlich ist jedoch, dass die mehr oder minder o�ene Ausrichtung
dieser Politik an ethnischen Kriterien, wie in Kapitel 6.1 beschrieben, keinen gröÿeren
diskursiven Widerspruch herausforderte, sondern ein solcher sich allenfalls gegen die Trä-
ger der Durchführung dieser Politik richtete.
Die Synthesen aus Kapitel 5 und 6 erbrachten in allen Fallstudien mehr oder minder

stark ausgeprägte Unterschiede zwischen Diskurs und Verhalten . Ein wichtiger
Grund dafür sind die unterschiedlichen Akteure: Während in Kapitel 5 eher Akteure des
politischen Diskurses analysiert wurden (die teilweise auch über Entscheidungskompe-
tenzen verfügten), wurden in Kapitel 6 in den zu den Diskursen passenden Verhaltens-
analysen eher Verwaltungsakteure identi�ziert, die die einmal getro�enen Entscheidungen
durchführen, jedoch auf eine andere Weise sozialisiert sind. Es ist deshalb nicht besonders
erstaunlich, dass sich Diskurs und Verhalten der polnischen Ostpolitik nach 1989 teilweise
erheblich unterschieden.11
Die polnische Identität hat sich, ausgehend von der in Kapitel 1 gegebenen De�ni-

tion, somit insgesamt auch im Falle der eher noch �westfälisch�12 strukturierten Staaten
Ostmittel- und Osteuropas am Beispiel Polen als relativ stabil über die Zeitenwende des
storischen und geistigen Verbindungen Ostmitteleuropas überzeugend klangen. Wirtschaftsdaten und die
Ergebnisse kultureller und gesellschaftlicher Forschungen zeigten jedoch, dass die vier Staaten der Region
nach 50 Jahren Kommunismus genau so viel trennt wie sie verbindet, das Niveau des Unwissens über die
Nachbarn und der negativen Stereotypen recht hoch ist und die wirtschaftlichen Interessen nur schwierig
zu vereinbaren waren. Nur bis etwa 1992 betrachteten polnische Diplomaten wie auch �ein nicht uner-
heblicher Teil der ö�entlichen Meinung� (Wi±niewski 1998: 48) diese Initiative als dauerhafte Struktur
oder sogar als Erfüllung der Vision eines integrierten ostmitteleuropäischen Raumes, was gelegentlich als
ein Ziel der polnischen Auÿenpolitik des 20. Jahrhunderts bezeichnet wurde. Die Visegrád-Gruppe blieb
jedoch insgesamt vor allem ein pragmatischer Ansatz zur Demontage überkommener Institutionen und
ein Katalysator zur raschen Integration in westliche Strukturen.

11Die Arbeit macht jedoch, wie in Kapitel 1 methodisch erläutert, keinen Unterschied zwischen �rhe-
torischem� und �argumentativem� Handeln.

12Zur Einteilung der heutigen Staaten in die Kategorien �westfälisch�, �postkolonial� und �postmodern�
siehe Sørensen 1997: 258-264.
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Jahres 1989 hinweg erwiesen. Au�ällig war in allen drei Fallstudien, dass sich wohl die
Argumentationsmuster des Diskurses nicht immer auch im polnischen Verhalten wider-
spiegelten. Doch ist als wichtiges Ergebnis festzuhalten, dass sich die vier in den Vorstudien
(Kapitel 2 und 3) ermittelten Identitätselemente auch wieder in den speziellen Fallstudien
der Kapitel 5 und 6 wiederfanden. Gleichzeitig entwickelten sich nach 1989 keine neuen
polnischen Identitätselemente.
Die treibende Kraft unter den vier angeführten Identitätselementen scheinen hinsicht-

lich der polnischen Ostpolitik insbesondere (in dieser Reihenfolge) die Elemente �Polen als
europäisches Land� sowie �polsko±¢� (Polentum) zu sein, wohingegen das Element �Polen
zwischen Deutschland und Russland� aufgrund der für Polen ausgesprochen günstigen
Entwicklung der internationalen Politik nach 1989 in den Hintergrund getreten ist und
das Element �Polen als Handelsstaat� (noch) etwas schwächer ausgeprägt ist. Im Unter-
schied zur Zwischenkriegszeit, als Polen von Ost und West bedroht war, selbst regionale
Vormacht werden wollte, keine allseits anerkannten Grenzen hatte und gerne in der Rolle
des �Zivilisators� oder �Retters� auftrat, erscheint das heutige Polen aus westlicher Sicht
als so �europäisch� wie noch nie zuvor in seiner Geschichte.13

2) Aus den obigen Ausführungen ergibt sich die Frage, inwieweit sich Polen seit 1989
für seine östlichen Nachbarn als Anwalt, Brücke oder Vorposten verstand. Man kann
dabei nicht von einer generellen Funktion Polens gegenüber allen vier östlichen Nach-
barn sprechen, sondern wird länderspezi�sch vorgehen müssen. Allgemein kann jedoch
festgehalten werden, dass sich Polen umso mehr als Anwalt (Vorposten) in Diskurs und
Verhalten gegenüber einem seiner östlichen Nachbarn verstand, je mehr (weniger) dieser
seine eigene innere Ordnung und seine auÿenpolitischen Ziele denjenigen Polens anglich.
War keine eindeutige Tendenz in dieser Frage zu erkennen, so verstand sich Polen tenden-
ziell als �Brücke�.
Vielleicht war Polen 1920 tatsächlich ein westlicher Vorposten im Kampf gegen das

bolschewistische Russland und in der Zwischenkriegszeit ein Teil des westlichen cordon
sanitaire. Nach 1989 sah die polnische Regierung ihr Land jedoch nicht mehr in dieser
Funktion.14 Polen kann durch seine Verankerung in westlichen Strukturen zwar geogra-
phisch als �westlicher Vorposten� gedeutet werden. Dieser Zustand entspringt aber eher
den Verp�ichtungen, die Polen mit seinen Mitgliedschaften in Europarat, NATO und
EU eingegangen ist.15 Allenfalls gegenüber Litauen übernahm Polen seit 1994 tatsächlich
zeitweise die Funktion eines Fürsprechers oder Anwalts wie Deutschland dies gegen-
über Polen Anfang der neunziger Jahre getan hatte. Dagegen lehnte es die Ukraine nicht
zuletzt aufgrund ihres eigenen Gewichtes ab (wie insbesondere in Kapitel 5.1.2 gezeigt
wurde), dass Warschau eine solche Funktion gegenüber Kiev einnehme. Polen hatte in
dieser Hinsicht tatsächlich eher die Funktion einer Brücke. Dabei bemühte man sich
gegenüber der Ukraine ganz besonders deutlich, die Vorzüge einer Annäherung an den
Westen herauszustreichen, wenngleich diese Brücke in auÿenwirtschaftlichen Fragen eher

13Darauf wiesen bereits 1993 Adam Krzemi«ski und Wiesªaw Wªadyka hin (Czym Polska stoi, Polityka,
1.8.93).

14Die Truppenverlegung an die Ostgrenze 1992, vonWeiÿrussland kritisch kommentiert, ist etwa weniger
ein Miÿtrauensbeweis gegenüber dem östlichen Nachbar als vielmehr Ausdruck des gestiegenen Vertrauens
zum westlichen Nachbarn (Bachmann 1998: 43; �ycie Warszawy, 23.11.95).

15So war etwa nur schwerlich denkbar, dass nicht auch Polen, wie alle EU-Staaten, 1998 seinen Botschaf-
ter aus Minsk abberief. Warschau übernahm jedoch nicht das vom EU-Rat beschlossene Einreiseverbot
für hohe weiÿrussische Amtsträger.
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einer schmalen Einbahnstraÿe von West nach Ost glich. Durch die liberale Einreiserege-
lung für Staatsangehörige aller Nachbarstaaten übernahm Polen jedoch bis zu seinem
EU-Beitritt eine Funktion, die teilweise derjenigen Österreichs während des Kalten Krie-
ges glich. Mit der für den EU-Beitritt unumgänglichen Einschränkung des Grenzverkehrs
und der russischen und weiÿrussischen Weigerung, ein Rücknahmeabkommen mit Polen
zu unterzeichnen, verengt sich jedoch diese Brückenfunktion Polens auf die Ukraine.

3) Verständnis-/ Erklärungspotential des PAFE-Ansatzes: Die Arbeit hat unter
anderem auch gezeigt, dass mit dem gewählten moderat-konstruktivistischen Ansatz die
polnische Ostpolitik nach 1989 besser erklärt oder verstanden werden konnte als mit einem
älteren Theorieansatz der Internationalen Beziehungen oder der Auÿenpolitikforschung.
Mit einem (neo-) realistischen Ansatz wäre es nicht möglich gewesen zu verstehen,
warum etwa Polen als zunehmend wohlhabendes Land nicht den Grenzverkehr zu den
wirtschaftlich leistungsschwächeren Nachbarn, insbesondere der Ukraine, gemäÿ der bis-
lang üblichen Praxis der Anwendung des Schengener Übereinkommens regelt und sich
durch dieses Wohlverhalten eine möglichst günstige Ausgangsposition für die kommende
EU-Mitgliedschaft scha�t.
West und Ost sind heute jedoch nicht mehr mit Begri�ichkeiten des Kalten Krieges

zu beschreiben. Die Begri�e �Sicherheit�, �Nationalstaat�, �Grenze� und �Souveränität�16
haben spätestens nach 1989 auch in Ostmittel- und Osteuropa eine neue Bedeutung ge-
wonnen.17 Dazu zählt insbesondere die Einsicht, keine �selbständige�, aber gleichzeitig
auch isolierte Auÿenpolitik mehr wie noch in der Zwischenkriegszeit verfolgen zu können,
sondern im Rahmen der existierenden multilateralen Strukturen zu agieren.18
Auch aus der Perspektive des Neoinstitutionalismus hätte die polnische Ostpolitik

nur in geringerem Maÿe erklärt oder verstanden werden können: Dieser Ansatz hätte
durchaus die Konsequenzen der Machtteilung im politischen System Polens zwischen Mi-
nisterrat, Präsident, Verwaltung (Ministerien, zentrale Behörden), Durchführungsorgani-
sationen und Legislative für die polnische Ostpolitik erklären können. Er hätte vielleicht
auch, eine ideale Datenlage vorausgesetzt, das Verhältnis von Konkurrenz und Kooperati-
on zwischen verschiedenen Ministerien sowie das Entscheidungsverhalten in parlamentari-

16Die klassische De�nition von Souveränität eines Staates als dessen uneingeschränktes Recht, Militär-
bündnisse zu schlieÿen sowie eine autarke Wirtschaftspolitik und militärische und wirtschaftliche Expan-
sion zu betreiben, hat heute durch die Existenz multilateraler Strukturen, die Verteilung der Rohsto�e
und die hochspezialisierte Arbeitsteilung auf den Weltmärkten längst ausgedient. Ein solches Modell der
internationalen Beziehungen, das eher dem Stand der Zeit vor dem Ersten Weltkrieg entspricht, liegt etwa
den Ausführungen von Marek Cichocki und Krzysztof Rak (Sªabe pa«stwo � sªaba dyplomacja, �ycie,
18.4.01: 15) zugrunde, denen Grzegorz Kostrzewa-Zorbas (Dawniej byªo lepiej, �ycie, 25.4.01: 15) vehe-
ment widersprach. Eine Grenze ist heute in Europa längst nicht mehr das Zeichen äuÿerer Souveränität,
das das eigene vom fremden Gebiet trennt und dessen Bewachung bzw. Durchlässigkeit einzig und alleine
Organen des gegebenen Staates obliegt.

17Auch die in Polen noch häu�g anzutre�ende Hilfskonstruktion, die Ziele der eigenen Auÿenpolitik mit
Verweis auf die �Staatsraison� legitimieren zu wollen (so etwa Kami«ski 2000: 234), bewahrt nicht davor,
diese �Staatsraison� sorgfältig und facettenreich zu de�nieren und nicht nur auf das internationale Prestige
Polens abzuheben, um auÿenpolitische Aktionen zu legitimieren und mit dem Mantel der �Normalität�
zu umgeben.

18Mit �multilateral� ist nicht nur �im Rahmen der EU/NATO� gemeint, sondern durchaus auch andere
regionale Initiativen: So hätte sich Polen zum beispiel durchaus stärker um eine abgestimmte Ukraine-
Politik mit den anderen Staaten der Visegrád-Gruppe oder um eine mit Litauen koordinierte Politik
gegenüber Weiÿrussland bemühen können.
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schen Ausschüssen (etwa im Präsidium des Senats) erläutern können. Aber wie hätte etwa
aus neoinstitutionalistischer Perspektive die Bedeutung von Geschichte und Identitäten
verstanden werden sollen, wenn diese Ansätze in der Regel a priori davon ausgehen, dass
Akteure vorhandene Identitäten nur für ihre eigenen Interessen benutzen und möglichst
rational handeln? Die grosse Bedeutung, die Warschau trotz knapper Kassen weiterhin
der Auslandspolen-Politik beimisst, ist weder rational noch lässt sich mit einem Ansatz
verstehen, der Identitäten nur instrumentell begreift. Und schlieÿlich erscheint der ge-
wählte Ansatz auch deshalb der richtige gewesen zu sein, da er bewusst die sonst vielfach
anzutre�ende Personen�xiertheit bei der Analyse von Auÿenpolitik aufgibt, ohne dabei
einen strukturalistischen Zugang zu wählen.19

4) Hinsichtlich der Auslandspolen-Politik erscheint es bis heute nicht besonders er-
mutigend, dass die Frage der polnischen Minderheit in Litauen, und dabei insbesondere
das polnische Schulwesen, im innerpolnischen Diskurs (und teilweise auch im Verhalten)
bis heute eine solch wesentliche Rolle spielt. Objektiv ist die polnische Minderheit in Weiÿ-
russland erheblich gröÿer und hat vor allem den Schutz der polnischen Institutionen weit
nötiger, ebenso die verstreut siedelnde polnische Minderheit in der Ukraine. Ferner waren
in Litauen etwa Fragen der Privatisierung von Land für die polnische Minderheit weit
dringlicher. Das zeigt einerseits, dass das Schulwesen seit zumindest der Zwischenkriegs-
zeit bis zum heutigen Tag ein besonders emp�ndlicher Bereich in minderheitenpolitischen
Fragen ist, und andererseits den unvergleichlich gröÿeren Druck, den Polen gegenüber
dem kleinen Litauen (nicht aber gegenüber Weiÿrussland und der Ukraine) ausübte. Der
bloÿe Hinweis auf die Prozentzahl der polnischen Minderheit an der Gesamtbevölkerung
Litauens (etwa sieben Prozent) scheint kein ausreichender Grund für ein �Sonderverhal-
ten� innerhalb der Auslandspolen-Politik zu sein. Es wäre fatal für die polnisch-litauische
Nachbarschaft, wenn die litauische Seite vom Verdacht überzeugt wäre, dass Polen aus
der ungleichen Nachbarschaft Kapital schlagen wolle. Dabei drängt sich die Frage auf,
ob Polen, wenn in Litauen auch heute noch 20 Prozent oder mehr ethnische Polen leben
würden, eine noch deutlicher konfrontative Politik verfolgen würde, die an die Muster der
Zwischenkriegszeit erinnern würde. Auch sollten sich die polnischen Akteure der hypothe-
tischen Frage bewusst sein, welche Entrüstung etwa eine entsprechende ungarische Poli-
tik gegenüber Serbien, der Slowakei oder Rumänien oder gar eine vergleichbare Haltung
Deutschlands gegenüber Polen hervorrufen würde (Sobczak 2000: 150). Die Anknüpfung
an die Zwischenkriegszeit zur Stärkung oder Neuformierung der nationalen Identität ist
ein in Ostmittel- und Osteuropa weitverbreitetes Phänomen (Prizel 1998,Miller 2003:
47), das jedoch mehr Probleme aufwirft als diese zu lösen.
Der Senat und die Wspólnota Polska sind weiterhin, wenn auch mit abnehmender Ten-

denz, das institutionelle Vehikel, eine solche �Sonderpolitik� in Fragen der Auslandspo-
len gegenüber Litauen zu verfolgen. Ausgestattet mit einer verfassungsrechtlich nur sehr
schwachen Rolle und gegen die gesetzlich geregelte Generalkompetenz des MSZ zur Ko-
ordinierung der gesamten Polonia- und Auslandspolen-Politik verfügt der Senat und die

19Zwar ist vielleicht dem ehemaligen polnischen Auÿenminister Olechowski zuzustimmen, dass der
erste polnische Auÿenminister nach 1989, Krzysztof Skubiszewski, der �Balcerowicz [Finanzminister und
Schlüssel�gur der wirtschaftlichen Transformation Polens nach 1989, S.G.] der polnischen Diplomatie�
(zit. nach Ku¹niar 1993: 19) gewesen sei, doch hat insbesondere die Diskursanalyse in Kapitel 5 gezeigt,
dass Skubiszewskis Position keinesfalls immer mehrheitlich akzeptiert worden wäre oder kontinuierlich
die Diskurshegemonie beein�usst hätte.
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ihm nachgeordneten, mehr oder weniger von ihm abhängigen Durchführungsorganisatio-
nen weiterhin, wie in Kapitel 6.1 dargestellt, über mehr als 90 Prozent der �nanziellen
Ressourcen in diesem Politikbereich, ein auf längere Sicht bei unveränderter Politik dieser
Institutionen kaum tragbare Situation. Mit historischen Argumenten begründet (in der
Zwischenkriegszeit war der Senat für einen Teil der Auÿenpolitik zuständig), hat sich die-
se Kompetenzzuweisung in ein generelles verfassungsrechtliches Problem (Auÿerkraftset-
zung des Grundsatzes der Trennung von Haushaltsbewilligung und -umsetzung zwischen
Legislative und Exekutive) sowie in eine politische Frage verwandelt. Insbesondere die
Wspóªnota Polska konterkariert mit ihrer Politik nicht selten die Absichten der Regierung
und der polnischen Auslandsvertretungen, leistete (vor allem in Litauen) zeitweise radika-
len, gegen die staatliche Ordnung gerichteten Kräften innerhalb der polnischen Minderheit
�nanzielle Unterstützung und tritt in der Ö�entlichkeit mit häu�g diskussionsunwürdigen
Thesen auf.20

5) Die Arbeit hat auch gezeigt, welch eminente Bedeutung Geschichte und Historio-
graphie für die Identität und die Sozialisation von Akteuren der polnischen Ostpolitik
hatten. Bis heute sind die historischen Bindungen Polens an seine östlichen Nachbarn weit
enger als etwa die der europäischen Mittelmeerstaaten zu ihren nordafrikanischen Nach-
barn. Dabei werden nicht nur in polnischen Kreisen oft spezielle Beziehungen und Bin-
dungen zu den östlichen Nachbarn geäuÿert. Auch in diesen Ländern selbst ist oftmals das
Gefühl besonderer Bindungen durchaus ambivalenter Art an die ehemalige gemeinsame
Staatlichkeit vorhanden.21 Ein nur individualistische Vision von Geschichte (wie sie etwa
Václav Klaus in Tschechien vertritt), bei der eine Gesellschaft nur die eigenen Partikular-
interessen realisiert und den Staat auf seine Nachtwächterfunktion reduziert, wäre etwa
für Aleksander Smolar, den Vorstandsvorsitzenden der Batory-Stiftung, eine unzulässige
Reduktion Polens auf ein insbesondere in Westeuropa anzutre�endes Verständnis. �Sieht
man das Volk (naród) aber als Gemeinschaft an, die sich durch Geschichte, Kultur und
Traditionen herausgebildet hat und die gemeinsame Erlebnisse in der Geschichte vorzuwei-
sen hat, als Einheit, die das Gefühl gemeinsamer Werte und durch historische Erfahrungen
gemeinsam bestimmter Ziele hat, dann können wir uns von unseren östlichen Nachbarn
nicht abschneiden. (...) Indem wir nach Westen gehen � kulturell und intellektuell sind
wir dort irgendwo � sind wir in unserem Denken über die Welt sehr stark mit dem Osten
verbunden�.22
Ein Nebenprodukt dieser Arbeit ist auch die Erkenntnis, dass Ukrainer und Weiÿrussen

heute nicht nur formell über einen eigenen Staat verfügen, sondern sich auch historisch
und kulturell signi�kant von den Groÿrussen wie von den Polen unterscheiden. Die dop-
pelte Herausforderung durch die Groÿrussen bzw. im Mittelalter die Mongolen sowie die
polnisch-litauische Expansion insbesondere im 16. und 17. Jahrhundert schufen die �Vor-
aussetzungen für die besonderen Wege� dieser Nationen.23

20Siehe etwa die Vierteljahreshefte der Wspóªnota Polska, in denen längst überwunden geglaubte Ste-
reotypen � neben durchaus sehr wichtigen Artikeln � weiter gep�egt werden.

21Der litauische Historiker und Emigrant Romualdas Misi	unas de�nierte Polen einmal als Litauens
�psychologisch nächsten Nachbarn�, Präsident Valdas Adamkus sprach von Polen als dem �historisch
nächsten Nachbarn� (Valionis/Ignatavi£ius/Bri£kovskien 
e 1998: 7).

22Aleksander Smolar, Polska polityka wschodnia, Protokoll einer von der Batory Stiftung und Tygodnik
Powszechny veranstalteten Diskussion, 1.3.01, www.batory.org.pl [15.4.01].

23Zernack 1994: 22; siehe auch Miller 2003: 43.
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6) Bei der geographischen Abgrenzung der Arbeit wurde bewusst Litauen zu den
Adressaten der polnischen Ostpolitik nach 1989 gerechnet. Zwar ist zutre�end, dass die
heutige polnische Ostpolitik auf vier auÿerordentlich unterschiedliche Nachbarn gerichtet
ist24 und die Fallstudien ergeben haben, dass insbesondere Litauen in vielen Fragen der
organisatorischen Einordnung (etwa im MSZ oder als Folge der CEFTA-Mitgliedschaft) in
Polen bereits wie ein �normales europäisches Land� behandelt wird. Dennoch ist als deut-
liches Ergebnis der Diskurs- und Verhaltensfallstudien der Kapitel 5 und 6 festzuhalten,
dass die polnische Litauen-Politik zumeist eher der Politik gegenüber der Ukraine, Weiÿ-
russland oder Russland ähnelte als derjenigen gegenüber der Slowakei, der Tschechischen
Republik oder Ungarn, ganz zu schweigen von den EU-Altmitgliedern.
Die vielmals aus der Geschichte resultierenden Probleme in den polnisch-litauischen Be-

ziehungen �nden sich auch in den polnisch-russischen Beziehungen wieder. Hierbei nimmt
Russland gegenüber Polen teilweise die Rolle Polens in den polnisch-litauischen Bezie-
hungen ein. Es ist unstrittig, dass eine Arbeit zur polnischen Ostpolitik kaum ohne die
Rolle Russlands in der Region auskommt. Es wurde jedoch deutlich, dass die Bedeutung
Russlands für die polnische Ostpolitik weit über das eher bilaterale Problem der russischen
Energielieferungen nach Polen hinausgeht. Zwar kann hier nicht die Frage beantwortet
werden, welchen Weg Russland zukünftig einschlagen wird, einen demokratischen oder
einen imperialen, doch wurde insbesondere aus dem polnischen Diskurs deutlich, dass
es in Polen auch heute noch seriöse Stimmen gibt, die eine expansionistische russische
Auÿenpolitik fürchten und die sich insbesondere um die Ukraine bemühen, um den russi-
schen Ein�uss auf dieses Land zu beschränken. In einer gewissen Weise, wenngleich von
polnischer Seite ohne den vor 1945 üblichen paternalistischen Unterton, führen Polen und
Russland somit auch heute noch eine Auseinandersetzung um die �Dominanz der Ideen�
in den Staaten zwischen ihnen: Den Vorstellungen von den polnischen kresy wschodnie
(ehemalige Ostgebiete) stehen die Gedanken der russischen zapadnye gubernie (ehemalige
Westgebiete) gegenüber.25

7) Während Polen in der Zwischenkriegszeit zwei klare, wenn auch sich ausschlieÿende
auÿenpolitische Visionen hatte, die nationaldemokratische und die föderalistische, fehlte
nach 1989 eine solche Einteilung. Die �Rückkehr nach Europa� blieb zunächst eine sehr
allgemeine Formel. Als daraufhin der NATO- und EU-Beitritt als strategisches Ziel vorge-
geben wurden, war sich die politische Klasse nicht immer ausreichend bewusst, dass man
sich an multilaterale Strukturen anschloss, die sich (speziell die NATO) nach 1991 rasant
veränderten. Diese relative Passivität lieÿ Zdzisªaw Najder zu dem Ergebnis kommen, dass
künftige Historiker �mit Sicherheit feststellen werden, dass die Polen nach 1989 ein in der
Geschichte noch nicht dagewesenes Glück hatten� (Najder 1999: 216f): Zwar habe das
jenseits der polnischen Nord- und Ostgrenze nach 1989 entstandene Vakuum Polen vom
unmittelbaren russischen Druck befreit und die Aufnahme von Beziehungen zum Westen
erlaubt, aber insbesondere der polnische Ministerrat habe nach 1989 nur selten den Gang

24Siehe dazu zutre�end etwaGromadzki 2001: 73. Es ist jedoch erwähnenswert, dass die heutige litaui-
sche, weiÿrussische und ukrainische Ostgrenze sich ungefähr mit der Grenze der ehemaligen Polnischen
Adelsrepublik von vor 1772 deckt.

25Ein weiterer polnisch-russischer Kon�ikt ergibt sich aus den unterschiedlichen Au�assungen zur Rolle
des Westend für Polen. Während in Polen die historische, kulturelle und religiöse Zugehörigkeit zum
Westen nicht nur unstrittig ist, sondern geradezu �kultiviert� (Kobrinskaja 1998: 119) wird, tri�t in
Russland � vor allem unter den Eliten � das Betonen dieser Unterschiede bestenfalls auf Unverständnis
und oft auf Gereiztheit.



279

der Ereignisse selbst aktiv vorangetrieben.26 Die EU verlange jedoch von ihren Mitgliedern
einen eigenständigen Standpunkt.27 Nicht ausreichend sei in diesem Zusammenhang die
Wiederholung des Schlagwortes von der �Verteidigung der nationalen Interessen Polens�,
da damit noch nicht die Rolle Polens in Europa im 21. Jahrhundert bestimmt sei. Die
Parole diene eher dazu, Polen von äuÿeren Ein�üssen abzuschotten und führe gleichzeitig
zum verminderten polnischen Ein�uÿ auf das Ausland (Najder 1999: 219).
Der Jahresbericht des führenden ostwissenschaftlichen Instituts Polens (OSW ) bemerk-

te bereits 1998,28 dass Polen noch über einen längeren Zeitraum am geographischen Rande
nicht nur der NATO, sondern auch der EU verbleiben werde. Umso notwendiger erscheint
eine aktive polnische OstpolitikWarschaus. Wenn sich vielleicht noch die EU eine �Po-
litik ohne Strategie� (Zielonka 1998) gegenüber Osteuropa erlauben kann, so ist Polen
als Nachbar der Länder jenseits der neuen EU-Auÿengrenze zu einer aktiven Ostpolitik
geradezu verurteilt (Najder 1999: 220, Król 2003: 21, Snyder 2003: 37) und kann sich
keine Beschränkung seiner EU-Politik auf die Auslotung von Blockademöglichkeiten in
Brüssel erlauben. Polen muss im Gegenteil aktiv an der Ausarbeitung einer neuen EU-
Ostpolitik ein vitales Interesse haben, da sich auf lange Sicht nicht die EU-Integration,
sondern die Abmilderung und der Ausgleich eventuell zunehmender ökonomischer und so-
zialer Unterschiede zwischen West- und Ostpolen als das Kernproblem der EU-Integration
erweisen könnte. Damit könnte das politische Programm der Kultura im Rahmen der Eu-
ropäischen Union erneut einen wegweisenden Beitrag leisten.

26Polen drängte etwa (im Gegensatz zu Ungarn) nicht auf die Au�ösung des Warschauer Paktes (da man
glaubte, die sowjetischen/russischen Truppen noch zur Absicherung für alle eventuellen Fragen der polni-
schen Westgrenze zu benötigen) oder die Anerkennung der litauischen Unabhängigkeit. Als wegweisende
Entscheidungen nennt Najder in diesem Zusammenhang nur die rasche Anerkennung der Ukraine (dank
des Beschlusses von Premier Bielecki), das Ziel des NATO- und EU-Beitrittes durch Premier Olszewski
sowie die Unterstützung der Ukraine in Washington durch den damaligen Auÿenminister Bartoszewski.
Ein Zeichen von Desinteresse des polnischen Ministerrates an der Ostpolitik sei dagegen die Übernah-
me des OSZE-Vorsitzes durch Polen 1998 gewesen, da damit die Ostpolitik vollständig dem Präsidenten
überlassen worden sei (Najder 1999: 217f).

27Najder kritisierte in diesem Zusammenhang den �beinahe automatischen Pro-Amerikanismus der
ö�entlichen Meinung Polens�, der übersehe, dass die USA ihren Verbündeten gerne gelegentlich Entschei-
dungen abnähmen, was wiederum �eigenes Denken verhindert� (Najder 1999: 219).

28O±rodek Studiów Wschodnich (Hrsg.): Rok 1998 � koniec iluzji?; Warszawa 1998.
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